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Vorbemerkung

Bund und Länder baten im Jahre 1991 den Wissenschaftsrat um eine Be-
standsaufnahme der Leistungsfähigkeit der deutschen Umwelt-
forschung und um eine Stellungnahme zur künftigen Förderung und
Organisation der Umweltforschung in den Hochschulen und außeruni-
versitären Instituten.

Diese Querschnittsstudie basiert auf Präsentationen ausgewählter Er-
gebnisse und Projekte der Umweltforschung, die bereitwillig von Wis-
senschaftlern aus Universitäten, Großforschungseinrichtungen, Institu-
ten der Max-Planck-Gesellschaft, der Fraunhofer-Gesellschaft und der
Blauen Liste sowie aus Forschungsanstalten von Bund und Ländern an-
läßlich einer großen Zahl von Ortsterminen den Mitgliedern der Arbeits-
gruppe Umweltforschung dargeboten wurden. Dabei blieb es den Ein-
richtungen weitgehend überlassen, den Rahmen der Umweltforschung
selbst zu bestimmen. Es ist das erste Mal in Deutschland, daß ein solcher
Statusbericht zum Stand eines großen Forschungsgebietes quer über alle
öffentlichen Forschungsinstitutionen angelegt ist und nicht an den
Grenzen der verschiedenen Sektoren der Forschungslandschaft halt-
macht. Nur die privatwirtschaftlich betriebene Forschung mußte unbe-
rücksichtigt bleiben. Nicht einfach war es schließlich, das Feld der Um-
weltforschung klar zu umreißen.

Die Analyse der gewollten und ungewollten Wechselwirkungen zwi-
schen Mensch und Umwelt fußt auf der Erforschung der Funktionen
und der Variabilität natürlicher Systeme. Die funktionale und systemare
Umweltforschung muß auch nach dem normalen Funktionieren von
Ökosystemen fragen, in denen und mit denen der Mensch lebt. Die an
kleinen, einfachen Systemen oder Systemteilen gewonnenen Erkennt-
nisse sollten in die Behandlung großer ökosystemarer Zusammenhänge
bis hin zu den globalen Veränderungen in den bio-geochemischen Kreis-
läufen und im l(lima einmünden.

Umweltforschung ist keine wissenschaftliche Disziplin im herkömm-
Iichen Sinne. Die Umwelt muß von verschiedenen Disziplinen unter
spezifischen Gesichtswinkeln erforscht werden, d.h. Umweltforschung
bedarf einerseits der disziplinären Einzelforschung. Andererseits kann
die Umwelt in ihrer Komplexität nur in einem interdisziplinären Vorge-
hen erfaßt werden, vor allem wenn über die Diagnose des Umweltzu-
standes hinaus die wissenschaftlichen Grundlagen für einen schonen-
den Umgang des Menschen mit der Umwelt erarbeitet werden sollen.

Werte, Einstellungen und Verhaltensweisen von Individuen, sozialen
Gruppen uld Gesellschaften bestimmen die Beziehungen zwischen
Mensch und Umwelt. Deshalb darf sich die Umweltforschung nicht
in naturwissenschaftlich-technischen Untersuchungen erschöpfen.
Humanwissenschaftliche Forschungsaktivitäten, die das Verhältnis zwi-
schen Gesellschaft und Umwelt untersuchen, sind zentrale, bislang
allerdings noch wenig entwickelte Bestandteile der Umweltforschung.



Die umweltrelevanten Beiträge der Humanwissenschaften hatten in den
Präsentationen der Universitäten, in denen das größte Potential für die
humanwissenschaftliche Forschung vorhanden ist, einen insgesamt ge-
ringen Stellenwert. Da die Universitäten trotz gezielter Nachfrage zu-
rückhaltend waren, Aktivitäten dieser Fächer als,,IJmweltforschung"
vorzustellen und selbst Fächer wie Ethnologie oder Kultur-Anthropolo-
gie meist nicht im Bezug zur Umweltforschung gesehen und entspre-
chend vorgestellt wurden, bleibt der Überblick über den Stand der
humanwissenschaftlichen Umweltforschung unvollständig.

Das Übergewicht der Natur- und Ingenieurwissenschaften in den Prä-
sentationen prägt auch manche der hier erörterten Vorstellungen über
Möglichkeiten und Notwendigkeiten zur Überwindung disziplinlirer
Schranken. Unübersehbar ist das Defrzit der deutschen Umweltfor-
schung, daß der Dialog sowohl innerhalb der verschiedenen Felder der
Natur-, Ingenieur- und Humanwissenschaften, vor allem aber zwischen
diesen großen Wissenschaftsbereichen unterentwickelt ist, was die Lei-
stungen der Umweltforschung insbesondere bei der Konzeption und
Umsetzung von Umweltschutzstrategien und -maßnahmen beeinträch-
tigt.

Jede Bewertung der deutschen Umweltforschung als Ganzes oder in
ihren Teilen kann nicht nach abstrakten Maßstäben erfolgen, sondern
muß von der Entwicklung dieser Forschungsaktivitäten in der pluralisti-
schen und letztlich nicht ,,von oben" gesteuerten Forschungslandschaft
ausgehen. Dabei spielt auch heute die freie Initiative des Forschers die
entscheidende RoIIe. Eine wesentliche Aufgabe der staatlichen Förde-
rung der Umweltforschung in Deutschland muß es sein, diesen Initiati-
ven einerseits den erforderlichen Handlungsspielraum zu geben und sie
andererseits zur gemeinsamen wissenschaftlichen Bewältigung des
komplexen Themas Umwelt anzuregen.

Entsprechend dem Auftrag standen bei der Bestandsaufnahme und Be-
wertung der Umweltforschung die außeruniversitären Forschungsein-
richtungen vielfach im Vordergrund. Demgegenüber sollten die Be-
suche in den Hochschulen dazu dienen, den Überbllck über das vorhan-
dene Forschungspotential abzurunden und die Frage zu erörtern, wie die
Leistungsfähigkeit der Umweltforschung in den Hochschulen verbes-
sert und ihr Stellenwert in Forschung und Lehre gestärkt werden kann.

Der Wissenschaftsrat befaßt sich in dieser Studie primär mit der Um-
weltforschung in den alten Ländern, da die Forschungseinrichtungen
und Hochschulen der neuen Länder in den Jahren 1992 und 1993 noch
mitten in der Umstrukturierung standen und es daher für wertende SteI-
lungnahmen zu früh war. Die Besuche in ausgewählten Einrichtungen
der neuen Länder im Jahre 1993 dienten daher vor allem der Informa-
tion über den Stand des Aufbaus der Umweltforschung in den neuen
Strukturen. Die Ausführungen im Kapitel C.IX. sind entsprechend
knapp ausgefallen und konzentrieren sich neben Hinweisen zur Ver-
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netzung mit Einrichtungen in den alten Ländern vor allem auf die $öße-
ren, gemeinsam von Bund und Ländern getragenen außeruniversitären
Umweltforschungsinstitute. Die Aufl istung der in der Umweltforschung
tätigen Einrichtungen in den neuen Ländern stellt deshalb nur eine Aus-
wahl dar. In den Teilen A und B stehen ebenfalls die verhältnisse in den
alten Ländern im Vordergrund.

Für die Vorbereitung dieser Stellungnahme hat der Wissenschaftsrat
eine Arbeitsgruppe eingerichtet aus Mitgliedern der Wissenschaftlichen
Kommission, der Verwaltungskommission und externen Sachverständi-
gen, die - ergänzt um knapp 100 Sachverständige, die von Fall zu Fall an
den Besuchen teilgenommen haben - von Januar 1gg2 bis Mai 1gg3 in
17 Besuchsfolgen eine große Zahl von Einrichtungen der Umweltfor-
schung besucht hat. Um nicht frühzeitig das Spektrum der Umweltfor-
schung zu verengen, blieb es jeder vom Wissenschaftsrat besuchten Ein-
richtung überlassen, welche umweltrelevanten Arbeiten präsentiert
wurden. Dieses Vorgehen hat zur Konsequenz, daß die Berichte über die
Umweltforschung in den einzelnen Einrichtungen unterschiedlich aus-
führlich ausfallen und keinen Anspruch auf Vollst,iindigkeit erheben
können.

Schwierig war die Auswahl der zu besuchenden Einrichtungen in den
Grenzbereichen von Umweltforschung und Umwelttechnik. Wegen des
ohnehin mehr als 50 Tage umfassenden Besuchsprogramms konnte sich
die Arbeitsgruppe nur exemplarisch mit Institutionen bzw. Teilen von
Institutionen befassen, in denen die Umweltüberwachung oder -pflege
und die Entwicklung der daftiLr erforderlichen instrumentellen, admini-
strativen und legislativen Voraussetzungen im Vordergrund stehen und
die wissenschaftliche Forschung nur eine untergeordnete Rolle spielt.
Gleichwohl war es dem Wissenschaftsrat wichtig zu erfahren, wie in den
einzelnen Regionen die Beziehung zwischen der Eorschung, der Indu-
strie und den Institutionen der Umweltpolitik gestaltet war und wo
Handlungsbedarf beim Brückenschlag bestand. Daher hat die Arbeits-
gmppe bei nahezu allen Besuchsrunden Gespräche geführt, an denen
neben den Forschungseinrichtungen auch Vertreter der Landesregie-
rung und die Leiter der regionalen Umweltbehörden, der Landesämter
sowie der Industrie- und Handelskammern teilnahmen.

Der Bericht mit seinen Empfehlungen gliedert sich in drei Teile. In
Teil A werden die großen Felder der Umweltforschung institutionen-
übergreifend behandelt. Auf der Basis einer Bestandsaufnahme des je-
weiligen Leistungsstandes der deutschen Umweltforschung werden
Aussagen zu Defiziten und zur weiteren thematischen Entwicklung ge-
macht. Teil B beschreibt die Umweltforschung und ihre Entwicklungs-
probleme in den einzelnqn Sektoren der vielgestaltigen deutschen
Hochschul- und Forschungslandschaft. Im Vordergrund stehen generel-
le Eindrücke, die der Wissenschaftsrat aus den Besuchen in Hochschu-
len und Forschungsinstituten gewonnen hat. Hieraus werden eine Reihe
von strukturellen Empfehlungen zur Organisation und zur Förderung
der Umweltforschung und zur Vernetzung der mit Umweltforschung



befaßten Arbeitsgruppen abgeleitet. Diese Empfehlungen richten sich
an Bund und Länder, an die Forschungsförderer, aber auch an die Insti-
tutionen selbst. Teil C ist nach Regionen gegliedert und beschreibt'die
dem Wissenschaftsrat von den Hochschulen und Forschungsinstituten
präsentierten Umweltforschungsaktivitäten und bewertet insbesondere
die von Bund und Ländern gemeinsam flnanzierten Forschungsinstitu-
te. Eine entsprechend intensive Behandlung der Umweltforschung in
den Hochschulen war weder angestrebt, noch wäre sie mit vertretbarem
Aufwand möglich gewesen.

AIIen Mitgliedern der Arbeitsgruppe sowie den Teilnehmern an den Be-
suchen vor Ort und an den zusätzlichen Gesprächen zu einzelnen Fach-
gebieten weiß sich der Wissenschaftsrat zu besonderem Dank verpflich-
tet. Dank gilt auch den vielen Mitarbeitern der besuchten Einrichtun-
gen, die durcll sorgfältige Vorbereitung und umfarigreiche schriftliche
Materialien die naturgemäß kurzen Besuche effizient gestalteten. Durch
eine Sonderfinanzierung des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie war es der Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates möglich, meh-
rere zusätzliche Mitarbeiter für die Betreuung der Arbeitsgruppe und die
Vorbereitung der Stellungnahme einzusetzen sowie die Reisekosten der
Arbeitsgruppe zu tragen.

Die vorliegende Stellungnahme ist nach intensiven Vorbereitungen und
ausführlichen Beratungen in der Arbeitsgruppe Umweltforschung, in
den Kommissionen des Wissenschaftsrates verhandelt und am 20. Mai
1994 von der Vollversammlung verabschiedet worden.
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lnstitutionen der außeruniversitären Umweltfgrschung
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Augsburg Bayerisches Institut ftir Abfallforschung

Berlin Wissenschaftszentrum Berlin (BL)
Institut für Gewässerökologie und Binnen-

fischerei (BL)
Institut für Zoo- und Wildtierforschung (BL)
Umweltbundesamt
Bundesgesundheitsamt

Bonn Bundesamt für Naturschutz

Braunschweig Gesellschaft für Biotechnologische Forschung
(GFE)

Bundesforschungsanstalt für Lan§wirtschaft
Biologische Bundesanstalt für Land- und

Forstwirtschaft

Bremen Max-Planck-Institut füLr Marine Mikrobiologie
Zentrum für Marine Tropenökologie

Bremerhaven Alfred-Wegener-Institut für Polar- und
Meeresforschung (GFE)

Clausthal-Zellerfeld Clausthaler Umwelttechnik-Institut

Dortmund Institut füLr Arbeitsphysiologie (BL)
Institut für Spektrochemie und angewandte

Spektroskopie (BL)

Drisseldorf Medizinisches Institut füLr Umwelthygiene (BL)
Landesamt für Wasser und Abfall

Eberswalde Forstliche Forschungsanstalt (Mehrländer-
einrichtung)

Essen Landesamt für Immissionsschutz

Finsterwalde Forschungsanstalt für Bergbaufolgeland-
schaften (LA)

Frankfurt/M. Forschungsinstitut Senckenberg (BL)
Institut für sozial-ökologische Forschung GmbH

Freiburg Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt (LA)
Geologisches Landesamt

Freising Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt (LA)

Garmisch- Fraunhofer-Institut für Atmosphärische Um-
Partenkirchen welt forschung

t2



Gatersleben Institut für Pflanzengenetik und Kultur-
pflanzenforschung (BL)

Geesthacht GKSS-Forschungszentrum Geesthacht (GFE)

Geisenheim Forschungsanstalt Geisenheim (LA)

Göttingen Niedersächsische Forstliche Versuchsanstalt

Halle Institut für Pflanzenbiochemie (BL)
Institut für Wirtschaftsforschung (BL)

Hamburg Max-Planck-Institut für Meteorologie
Zentrum für Meeres- und Klimaforschung
Deutsches Klimarechenzentmm
Biologische Anstalt Helgoland (BA)
Bundesforschungsanstalt für Fischerei
Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie
Bundesforschungsanstalt füLr Forst- und Holz-

wirtschaft

Hannover Fraunhofer-Institut für Toxikologie und
Aerosolforschung

Bundesamt fi.iLr Geowissenschaften und Roh-
stoffe

Niedersächsisches Landesamt für Boden-
forschung (in Teilen BL)

Hildesheim Niedersächsisches Landesamt für Wasser und
Abfalll)

Jülich Forschungszentrum Jülich GmbH (GFE)

Karlsruhe Kernforschungszentrum Karlsruhe (GFE)
Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und

Innovationsforschung
Landesamt für Umweltschutz
Staatl. landwirtschaftl. Untersuchungs- und

Forschungsanstalt Augustenberg

Katlenburg-Lindau Max-Planck-InstitutfürAeronomie

1) Das Niedersächsische Landesamt für Ökotogie ist aus den ehemaligen Landes-
ämtern für Wasser und Abfall sowie für Immissionsschutz und dem Dezernat Natur-
schutz des Landesverwaltungsamtes hervorgegangen.
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Kiel Institut für Meereskunde an der Universität (BL)
Institut für Pädagogik der Naturwissenschaften

an der Universität (BL)
Institut für Weltwirtschaft an der Universität (BL)
Forschungszentrum GEOMAR

Köln Max-Planck-Institut für Züchtungsforschung

Krefeld Geologisches Landesamt

Kühlungsborn InstitutfüLrAtmosphärenphysik(BL)

Leipzig Institut für Troposphärenforschung (BL)

Leipzig-Halle Umweltforschungszentrum (GFE)

Mainz Max-Planck-Institut für Chemie
Landesamt für Wasserwirtschaft
Geologisches Landesamt

Mannheim Zentrum für Umfragen, Methoden und Ana-
lysen (Teil von GESIS, BL)

Marburg Max-Planck-Institut für Terrestrische Mikro-
biologie

Müncheberg Zentrum für Agrarlandschafts- und Land-
nutzungsforschung (BL)

München Bayerisches Landesamt für Umweltschutz
Bayerisches Geologisches Landesamt
Bayerische Landesanstalt für Bodenkultur und

Pflanzenbau
Bayerisches Landesamt ftiLr Wasserforschung

Neuherberg GSF-Forschungszentmm für Umwelt und
Gesundheit (GFE)

Oberhausen Bodenschutzzentrum (LA)

Oberpfaffenhofen DeutscheForschungsanstaltfürLuftund
Raumfahrt (GFE)

Offenbach Deutscher Wetterdienst (BA)

Oppenheim Landesamt für Umweltschutz und Gewerbe-
aufsicht

P1ön

l4

Max-Planck-Institut für Limnologie



Potsdam

Recklinghausen

Rostock

Saarbrücken

Salzgitter

Schmallenberg/
Grafschaft

Schwabach

Stuttgart

Trippstadt

Veitshöchheim

Wiesbaden

Wilhelmshaven

Wuppertal

t'-----

Potsdam-Institut fi.ir Klimafolgenforschung (BL)

Landesamt ftir ökologie, Landschaf]sentwick-
lung und Forstplanung

Institut für Ostseeforschung (BL) \

Institut für Ostseefischerei

Fraunhofer-Institut fiiLr zerstörungsfreie prüf_
verfahren

Fraunhofer-Institut für Biomedizinische
Technik

Bundesamt für Strahlenschutz

Fraunhofer-Institut für Umweltchemie und
Ökotoxikologie

Forschungs- und Entwicklungszentrum Sonder_
mülI

Fraunhofer-Institut füLr Grenzflächen und Bio_
verfahrenstechnik

Landesamt für Pflanzenschutz
Akademie ftir Technikfolgenabschätzung

Forstliche Versuchsanstalt Rheinland-pfalz

Bayerische Landesanstalt für Garten- und
Weinbau

Hessische Landesanstalt für Umwelt
Hessisches Landesamt für Bodenforschung

Forschungszentrum TERRAMARE e. V.

Wuppertal-Institut für Klima, Umwelt, Energie
GmbH
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Stellungnahme
zur lJmweltforschung in Deutschland

- Kurzfassung -



Kurzfassung

Einleitung

In über zweijähriger Tätigkeit hat der Wissenschaftsrat die hier vorgeleg-
te Bestandsaufnahme der Leistungsftihigkeit der deutschen Umweltfor-
schung in den verschiedenen Sektoren der Forschungslandschaft und
Stellungnahme zu ihrer künftigen Weiterentwicklung und staatlichen
Förderung erarbeitet. Im Vordergrund standen einerseits die außeruni-
versitären Institute und deren strukturelle Weiterentwicklung und ande-
rerseits die Frage einer besseren Vernetzung der Forschungskapazitäten
unter Einbeziehung und Stärkung der Forschung an den Universitäten.
Ziel war ferner die Verknüpfung der Aktivitäten der in den alten Län-
dern bestehenden und der in den neuen Ländern gegründeten Institute
und die feste Einbindung der deutschen Umweltforschung in die euro-
päischen Strukturen und die internationalen Programme. In einem um-
fangreichen Besuchsprogramm in allen Zentren der deutschen Umwelt-
forschung, ergänzt durch reichhaltige schriftliche Unterlagen, hat der
Wissenschaftsrat ein umfassendes Bild von der Umweltforschung in
Deutschland gewonnen:

Dank intensiver öffentlicher Förderung ist die natur- und ingenieurwis-
senschaftliche Umweltforschung im letzten Jahrzehnt in allen Sektoren
der mannigfaltigen deutschen Forschungslandschaft kräftig ausgebaut
worden. Auf den meisten Gebieten hat sie einen hohen wissenschaft-
lichen Stand, vielfach ist jedoch die interdisziplinäre, ebenso wie die
internationale Dimension noch nicht voll entwickelt. Um die fachlichen
Defizite (s. Teil A) rasch zu schließen und die in vielen Fachdisziplinen
und Instituten vorhandenen Potentiale für eine umfassendere interdiszi-
plinäre Umweltforschung und deren Lehre an den Hochschulen zu nut-
zen (Teil B), ist in den nächsten Jahren ein weiterer Auf- und Ausbau in
allen Regionen (Teil c) erforderlich. Hierzu bedarf es strukturbildender
Fördermaßnahmen und Umstrukturierungen, die unter den Bundes-
ressorts und Landesregiemngen mehr als bisher abgestimmt werden
müssen (Teil B). Die folgende Kurzfassung soll die wesentlichen allge-
meinen Befunde und Empfehlungen skizzieren. Fi.ir die Aussagen zu
den einzelnen Forschungseinrichtungen und Hochschulen sei auf die re-
gional gegliederte Darstellung im Teil C verwiesen.
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A. Inhaltliche Aspekte der deutschen Umweltforschung

I. Defrnition und historischer Rückblick

Jeder Organismus hat seine Umwelt. Der Wissenschaftsrat folgt einer
auf den Menschen bezogenen Definition der Umwelt als der Gesamtheit
aller Prozesse und Riäume, in denen sich die Wechselwirkung zwischen
Natur und Zivilisation abspielt. Somit schließt ,,Umwelt" alle natür-
lichen Faktoren ein, welche von Menschen beeinflußt werden und diese
beeinflussen. Umweltforschung umfaßt die Beschreibung und Analyse
des Zustands der Umwelt, die Analyse ihrer Veränderungen und die
Entwicklung von Problemlösungen.

Die in der Umweltforschung aufgeworfenen Fragestellungen machen an
den jeweils historisch gewachsenen Grenzziehungen der verschiedenen
wissenschaftlichen Disziplinen nicht halt. So ist auch Umweltforschulg
keine wissenschaftliche Disziplin im herkömmlichen Sinne. Zwar ist die
spezialisierte disziplinäre Forschung für Probleme der Umweltfor-
schung unverzichtbar, aber die Bearbeitung vieler Umweltthemen erfor-
dert interdisziplinäre Konzepte und Lösungswege und damit auch die
Zusammenarbeit von Wissenschaftlern unterschiedlicher fachlicher
Herkunft.

Sie schließt Natur- und Ingenieurwissenschaften, aber ebenso auch
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sowie die Kultur- und
Geisteswissenschaften ei n.

In den 60er Jahren wurden Umweltgefährdungen überwiegend als re-
gional begTenzte Einzelprobleme angesehen, deren Erforschung von
DFG, Verein Deutscher Ingenieure (VDI) und BMFT gefördert wurde.
1971 richtete die DFG den Senatsausschuß füLr Umweltforschung
(SAUF) ein, 1972 die Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrich-
tungen (AGF) den Koordinierungsausschuß für Umweltforschung. 1971
wwde das erste Umweltprogramm der Bundesregierung verabschiedet
und ein Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) eingerichtet.

Nach der sich in der Studie des Club of Rome (1972) manifestierenden
Besorgnis um die Erschöpfung der natüLrlichen Ressourcen und den bei-
den Energiekrisen von 1974 und 1979 standen bis Mitte der 80er Jahre
Gewinnulg, Sicherung und Schonung knapper Ressourcen im Vorder-
grund des Interesses. Hinzu kamen in Deutschland die Befürchtungen
um die Schädigung der Waldbestände und der Böden. Seither hat sich
das Feld der Umweltforschung ausgedehnt und vielfältig aufgefachert,
wobei in jüngerer Zeit zunehmend Klimaveränderungen globalen Aus-
maßes und das Aussterben von Pflanzen und Tierarten an Interesse ge-
wonnen haben.

Die Konferenz der Vereinten Nationen ,,Umwelt und Entwicklung" in
Rio de Janeiro im Jahre 1992 und die dort diskutierten Konventionen
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unterctdchen einerseits die,,nachhaltige Entwicklung" als Zielvorstel-
lung umweltverträglichen Wirtschaftens und andererseits die globate
Dimension des Umweltthemas. In diesem Zusammenhang ist auch die
Einrichtung des Wissenschaftlichen Beirates,,Globale Umweltverände-
rungen" (WBGU) durch die Bundesregierung im Mai 1992 zu sehen.

In der DDR wurden zwar Umweltdaten in erheblichem Umfang sowie
mit großer Kontinuität erhoben, jedoch nicht systematisch analysiert
und publiziert. Die seit 1971 an der Akademie der Wissenschaften beste-
hende Klasse ,,Umweltschutz und Umweltgestaltung" wurde 198b auf-
gelöst, da sie den verstärkten Forderungen nach Geheimhaltung nicht
genügte. Während und nach der politischen Wende haben sehr schnell
viele Arbeitsgruppen in Hochschulen und außemniversitären For-
schungseinrichtungen Umweltthemen aufgegriffen.

II. Boden-, Ökosystem- und Waldschadensforschung

Böden sind ein wesentlicher Bestandteil der menschlichen Umwelt. Die
umweltspezifische Bodenforschung erkundet Prozesse, die die norma-
len Funktionen der Bodendecke im jeweiligen Ökosystem gefährden.
Folgende Themenbereiche stehen in Deutschland im Mittelpunkt der
Bodenforschung:

- das Verhalten natürlicher und anthropogener Stoffe, z. B. in der
Bodendecke und ihr Transfer über die Pflanzen in die Nahrungskette
einschließlich des Einflusses auf die Bodenlebewelt und Bodenfunk-
tionen,

- der Abbau von Humus und die Bodengefügeverschlechterung auch
als Folge der Landbewirtschaftung,

- die Bodenversauerung und -versalzung,

- die Versiegelung der Landschaft.

Über das Verstehen der Schadeffekte hinaus versucht die Bodenfor-
schung, zukünftige Schädigungen zu prognostizieren und Strategien zur
Sanierung der Böden und zum Bodenschutz zu entwickeln.

Insgesamt ist die Bodenforschung mit ihrer Hinwendung zur öko-
systemaren Betrachtung ebenso wie die Erforschung der Bedeutung des
Bodens für die Stoff- und Energiebilanz ganzer Landschaften ein wichti-
ges, zukunftsträchtiges Forschungsfeld. Bodenforschung ist das Stand-
bein der terrestrischen Ökosystemforschung.

Ökosysteme sind Wirkungsgefüge von Lebewesen und ihrer Umwelt.
Sie sind mit benachbarten Ökosystemen vernetzt und unterliegen über-
regionalen und auch globalen Umwelteinflüssen. Die ökosystemfor-
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schung will demzufolge über das Verstehen der einzelnen Prozesse oder
Prozeßketten hinausgehen und die komplexen Wechselwirkungen mög-
Iichst aller Teile eines Lebensraumes untereinander und mit der Um-
welt erfassen.

In den 60er Jahren war das von der DFG initiierte ,,Sollingprojekt" einer
der weltweit ercten Ökosystemforschungsansätze, das Land- und Forst-
wissenschaftler, Pflanzen- und Tier- sowie Landschaftsökologen. Öko-
physiologen, Mikrobiologen, Meteorologen und Bodenkundler inte-
grierte.

Ende der 70er Jahre hat das BMF:[ Ansätze zur Erfassung der Wirkung
von Fremdstoffen in der Land- und Forstwirtschaft gefördert und damit
die Voraussetzung geschaffen für den Einstieg in die terrestrische Öko-
systemforschung in Deutschland. Das BMtr'T schuf vier Ökosystemfor-
schungszentren mit unterschiedlichen regional gebundenen Fragestel-
lungen. Ahnlich arbeitet das Zentrum für Agrarlandschafts- und Land-
nutzungsforschung (ZALF) in Müncheberg.

Komplementiert werden diese Untersuchungen durch Sonderfor-
schungsbereiche der DFG in Hohenheim (,,Umweltgerechte Nutzung
von Agrarlandschaften") und Kiel (,,Optimierung pflanzenbaulicher
Produktionssysteme in Hinblick auf Leistung und ökologische Aspek-
te"). Daneben stimulieren begrenzte Förderprogramme der Länder For-
schung auf diesem Gebiet (2.B. ,,Umweltverträgliche und standort-
gerechte Landwirtschaft", Universität Bonn).

Die Aktivitäten der Ökosystemforschungszentren sind netzartig durch
den vom BMFT unterstützten nationalen Forschungsschwerpunkt ,,Ter-
restrial Ecosystem Research Network" (TERN) verbunden. Sie fließen
so in die Gesamtbetrachtung des internationalen Geosphären-/Biosphä-
renprogramms ein und liefern Beiträge zu den weltweiten Diskussionen
über globale Umweltveränderungen (,,Global Change" ).

Zu Beginn der 80er Jahre wurden erste alarmierende Meldungen über
großflächige, neuartige Waldschäden bekannt. Die Forschung griff die-
ses Problem rasch auf. Nach zunächst punktuellen und wenig abge-
stimmten Arbeiten folgte ein konsequenter und breit gefächerter Auf-
bau der Forschungsförderung durch das BMFT und mehrere Bundes-
länder. Dabei standen die Schadstoffeinträge und die Stoffflüsse in Bö-
den im Mittelpunkt der Forschung. Mehr als 800 Forschungsvorhaben
wurden thematisch und regional zu Schwerpunkten zusammengefaßt.

Der Wissenschaftsrat würdigt die vielschichtige interdisziplinäre und
interinstitutionelle Zusammenarbeit in der Waldschadensforschung, die
frühzeitig komplexe Wirkungsnetze des Ökosystems Wald untersucht,
die Ursachen fi-lr die Belastung und Gefährdung der Wälder verfolgt und
Handlungsalternativen aufgezeigt hat. Damit ist ein guter Einstieg in die
terrestrische Ökosystemforschung gelungen. Weiter auszubauen ist die
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Ursachenanalyse als Grundlage für präventive wie auch kurative Hand-
lungsanweisungen.

III. Ökotoxikologie

Zur Bewertung der Gefährdungspotentiale von Stoffen auf ökosysteme
sind folgende drei Fragenkomplexe zu beachten:

- Verteilung und Verbleib in der Umwelt,

- abiotische und biotische Umwandlung,

- toxikologische Wirkungsspektren.

Aus Sicht der Umweltpolitik ist der Zustand der ökotoxikologie in
Deutschland unbefriedigend: Die Zielsetzungen sind nicht abgestimmt,
die Ansätze allzu disziplinär ausgerichtet und zersplittert. Der Wissen-
schaftsrat hält es für unabdingbar, daß die beteiligten Disziplinen die
Forschungsziele der Ökotoxikologie gemeinsam in einer Denkschrift
präzisieren und die Schritte festlegen, wie dieses seit Jahren defiziläre
Gebiet zu überzeugenden wissenschaftlichen Leistungen kommen
kann. An einigen der Universitäten und Großforschungseinrichtungen,
die das erforderliche Fächerspektrum aufweisen, sollten ökotoxikolo-
gische Schwerpunkte gesetzt werden.

IV. Wasser

Gefährdungen der Gewässer und ihrer Funktionen ergeben sich durch
Wasserentzug und bauliche Maßnahmen, vor allem aber durch Schad-
stoffeintrag. Sauberes Grundwasser wird schon jetzt in einigen Regionen
Deutschlands knapp.

Ziel der angewandten Wasser- und Binnengewässerforschung ist die Si
cherstellung der Wasserressourcen uld die Erhaltung des Lebensrau-
mes Wasser für die aquatischen Organismen.

Stehende Gewässer werden in Deutschland wissenschaftlich gUt be-
arbeitet, besonders hinsichttich Eutrophierung, Versauerung und tradi-
tioneller Belastungsstoffe. Defizite bestehen hingegen in der Fließ-
gewässerforschung. Es fehlt an ausreichenden theoretischen Grund-
lagen. Der Wissenschaftsrat begrüßt die Aktivitäten des BMF"T, die
grundlagenorientierten Forschungsgruppen der Universitäten und an-
wendungsorientierten Arbeitsgruppen der Landesämter zusammenzu-
führen. Der Wissenschaftsrat empfrehlt ein eigenständiges BMFT-pro-
gramm mit dem Schwerpunkt Ökologie von Fluß- und Seenland-
schaften.
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Das ,,Leitprojekt Elbe 2000" des BMFT hat nach Auffassung des Wissen-
schaftsrates primär die Aufgabe, die ökologischen Zusammenhänge des
Flußsystems Elbe (,,Ökomorphologie der Elbe") zu klären, während die
Gewässerüberwachung Sache der Landesämter ist.

In der Grundwasserforschung dominiert die Analytik. Es besteht die Ge-
fahr, daß überwiegend Daten gewonnen und ausgewertet werden, es je-
doch nicht zur originären Forschung kommt, z.B. zur Beurteilung der
biologisch-toxikologischen Wirkung von Substanzen.

Die Wasserchemie, z.B. die Photochemie aquatischer Systeme, ist ein
zukunftsträchtiges Forschungsgebiet. Es sollte über (nicht zu stark regio-
nal gebundene) Verbundprojekte des BMFT oder die Schwerpunkt-
forschung der DFG gefördert werden.

Die Abwasserreinigung hat aufgrund des ausgereiften Standes der Auf-
bereitungstechnologie keinen größeren Forschungsbedarf, mit Ausnah-
me einzelner mikrobiologischer und biochemischer Fragenkomplexe.

Die interdisziplinäre Verzahnung von natur- und ingenieurwissenschaft-
lich geprägter Wasser- und Gewässerforschung sollte in besonderer
Weise über die Lehre gewährleistet werden. Bisher bestehen hierfür ad-
äquate, breit angelegte Ausbildungsstrukturen lediglich an der TU
Dresden.

V. Luft und Atmosphäre

Die umweltrelevanten Felder der Atmosphärenforschung sind:

Globale Klimaveränderungen als Folge der anthropogenen Zu-
nahme von Spurengasen und Aerosolen, die den Strahlungs- und
Spurenstoffhaushalt der Atmosphäre verändern.

Regionales Klima und meteorologische Prozesse im 100- bis
1.000-km-Bereich (,,Meso-Scale").

Meteorologie und Luftchemie (einschließlich heterogener Schad-
stoffe) im Bereich der atmosphärischen Grenzschicht.

Physik und Chemie der Stratosphäre, insbesondere hinsichtlich des
stratosphärischen Ozons und Aerosols.

1988 wurde der Klimabeirat der Bundesregierung berufen. Für die
Atmosphlirpnforschung hat das BMFT eine Reihe von Programmen,
Förderschwerpunkten und Verbundforschungsprojekten eingeführt,
u.a. das ,,Wissenschaftliche Begleitprogramm zur Sanierung der Atmo-
sphäre über den neuen Bundesländern" (SANA).

(1)

(2)

(3)

(4)
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Die DFG fördert gegenwärtig mehrere Sonderforschungsbereiche und
Schwerpunktproglamme für die Atmosphärenforschung und ihre Nach-
bargebiete.

Die deutsche Atmosphärenforschung ist über nationale Forschungspro-
gramme stark in internationale, europäische und bilaterale Programme
der Atmosphärenforschung eingebunden.

Die deutsche Meteorologie und Atmosphärenforschung hat seit langem
Weltruf. Sie verfügt über ein leistungsfähiges Potential, das bedeutende
Beiträge zur Umweltforschung einbringt. In den 70er und 80er Jahren
verlagerte sie sich zunehmend in außeruniversitäre Einrichtungen. Ne-
ben sechs Großforschungseinrichtungen sind heute drei Institute der
Max-Planck-Gesellschaft, ein Fraunhofer-Institut, mehrere Institute der
Blauen Liste bis hin zu Ressortforschungseinrichtungen (vor allem
Deutscher Wetterdienst) in der Atmosphärenforschung tätig.

Der Wissenschaftsrat sieht die Notwendigkeit der engeren Kooperation
zwischen den verschiedenen Forschergruppen. Durch stärkere Bünde-
lung des Potentials, das beispielsweise im Rhein-Main-Gebiet in Univer-
sitäts- und Max-Planck-Instituten herangewachsen ist, ließen sich
Synergie-Effekte erreichen, die eine weltweit führende Position in der
Luftchemie ermöglichen könnten. In der bundesweiten Kommunika-
tion und Koordination bestehen Defizite, besonders zwischen den Ein-
richtungen der alten und der neuen Länder.

VI. Meere und Polargebiete

Zwei Umweltprobleme stehen heute in der Meeresforschung im Vorder-
grund: die Rolle der Meere bei den globalen Umweltveränderungen und
die anthropogenen Belastungen der Küsten- und Flachmeere.

Während die klimabezogene Meeresforschung primär weltweit orien-
tiert ist, aber verstärkt auch regionale Auswirkungen im Auge hat, ist die
Erforschung der anthropogenen Meeresbelastung vor allem auf regio-
nale Phänomene - für Deutschland besonders die Ostsee und die Nord-
see - ausgerichtet.

Auf europäischer Ebene wurden für die nächsten 10 bis 15 Jahre meh-
rere Felder identiflrziert, die große Gemeinschaftsanstrengungen erfor-
dern: (1) die Entwicklung der wissenschaftlichen Grundlagen eines ope-
rationellen Ozean-Beobachtungsnetzes analog zum globalen Wetternetz,
(2) die Erforschung des Nordpolarmeeres, (3) die Erforschung der Tief-
see und des Tiefseebodens und (4) die wissenschaftlichen Grundlagen
für ein integriertes Management von Küstenzonen. tr\ir jeden dieser
Schwerpunkte bedarf es der Entwicklung eines Arsenals neuer Instru-
mente und Meßgeräteträger sowie geeigneter Modellansätze.
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Die deutsche Meeresforschung frndet überwiegend in außeruniversitä-
ren Einrichtungen statt, die durchweg instrumentell - auch mit For-
schungsschiffen - vorzüglich ausgestattet und meist räumlich gut unter-
gebracht sind. Verglichen mit den Verhältnissen in anderen Ländern ist
in der deutschen Meeresforschung die Zusammenarbeit von Hochschu-
len und außeruniversitären Instituten sehr eng. Das kommt auch in der
Lehre zum Ausdruck.

Dank intensiver Förderung durch BMFT und DFG haben wichtige
Zweige der deutschen Meeresforschung einen hohen wissenschaftlichen
und technischen Stand erreicht. Defizite bestehen in der Meeresme-
ßtechnik, der Meereschemie und bei der Modellierung biologischer und
chemischer Systeme und Prozesse. Der Wissenschaftsrat empflehlt hier-
für die Einrichtung von institutsübergreifenden, zeitlich begrenzten For-
schungsverbünden.

Es bedarf neuer Konzepte und Strukturen der Verknüpfung natur- und
gesellschaftswissenschaftlicher Ansätze zttr Analyse und Bewältigung
mariner Umweltprobleme besonders im Küstenbereich. Der Wissen-
schaftsrat empflehlt, der bilateralen und multinationalen Kooperation
mit Ländern der Dritten WeIt und Osteuropas größere Aufmerksamkeit
als bisher zu schenken, letzteres auch im Rahmen eines internationalen
Verbundes der Ostseeforschung.

Die Polarforschung ist eng mit der Klimaforschung verknüpft. Einer-
seits liefern die kontinentalen Eismassen der Antarktis und Grönlands
und die marinen und limnischen Sedimente die wichtigsten Daten zum
Versfändnis des Wechsels von Warm- und Kaltzeiten in den für globale
Klimaschwankungen besonders sensiblen Polarregionen. Andererseits
stehen die Polarmeere mit der Atmosphäre in regen Wechselbeziehun-
gen und sind eng an das globale Klima gekoppelt.

Der Wissenschaftsrat begnißt die Schwerpunktsetzung in der klima-
bezogenen Polarforschung, er regt an, die geowissenschaftlichen Arbei-
ten in der russischen Arktis sowie die terrestrische ÖXologre zu verstär-
ken und sich an europäischen Eisbohrprogrammen in der Antarktis und
auf Grönland intensiv zu beteiligen. Er empfrehlt, die Polarforschung an
den Hochschulen zu festigen. Das DFG-SchwerpunktprogTamm Antark-
tisforschung sollte fortgesetzt und in stärkerem Maße als bisher für Pro-
jekte in der Arktis geöffnet werden.

VII. Naturschutz und Landschaftspflege

Naturschutz- und Landschaftspflegeforschung bezieht ihre Grundlagen
vornehmlich aus der Biologie, der Ökosystemforschung und den Geo-
wissenschaften.

Die universitäre Forschung besteht meist aus kleinen lokal oder regional
gebundenen Einzelprojekten.

25



Inhaltliche Stärken der deutschen Naturschutzforschung liegen vor al-
lem auf anwendungsbezogenem Gebiet (2.8. Arten- und Biotopinventa-
risierung, Management von Kulturlandschaften, Strukturwandel von
Agro-Okosystemen etc.). Defizite bestehen einerseits in der Theoriebil-
dung und andererseits insbesondere in der naturschutzrelevanten ökolo-
gischen Forschung und der Erfassung von umweltrelevanten Ressour-
cen oder (Schad-)Stoffen. Ausbauwürdig ist auch die Forschung zv rra-
turschutzorientierter Entwicklunghilfe für die Dritte Welt und für Ost-
europa sowie die umfassende Bewertung des ökologischen Zustands in
den neuen Ländern. Des weiteren fehlen Beiträge aus dem Bereich der
Geistes- und Sozialwissenschaften, der Rechtswissenschaften und der
Wirtschaftswissenschaften. Bis heute ist es der Naturschutzforschung
kaum gelungen, wirklich interdisziplinäre Forschungsschwerpunkte zu
entwickeln. Die Ergebnisse der deutschen Naturschutzforschung wer-
den im Ausland nur wenig zur Kenntnis genommen.

Ein Teil der Schwächen der deutschen Naturschutzforschung, vor allem
auf dem Gebiet der naturwissenschaftlichen Grundlagenforschung,
rührt daher, daß die organismische Biologie, die biologische Systematik
und die Taxonomie in den letzten Jahren einen starken Niedergang er-
fahren haben.

Die Forschung fi.ndet vor allem an lJniversitäten in kleinen, meist regio-
nal oder lokal gebundenen Projekten statt. Die Lücke zwischen Grund-
lagenforschung und unmittelbar praxisbezogener Datenermittlung
könnte durch die Einrichtung von tr'örderschwerpunkten für Angewand-
te Ökologie oder Naturschutz bei der DFG geschlossen werJen. Die
deutsche Natr-rschutzforschung sollte sich stärker in die internationale
Forschr-rng einbinden.

Naturschutz und Landschaftspflege wird an einigen Universitäten und
Fachhochschulen gelehrt. Zwischen den unterschiedlichen Ausbil-
dungsgängen, die zu einem Abschluß mit Schwerpunkt ,,Naturschutz"
führen, besteht Abstimmungsbedarf.

Der Wissenschaftsrat empflehlt keine grundst.ändigen Studiengänge für
Naturschutz. Vielmehr sollte einer fundierten naturschutzbezogenen
Ausbildung im Rahmen bestehender Studiengänge sowie der Einrich-
tung fächerübergreifender Studienschwerpunkte und Graduiertenkol-
legs unter Einbeziehung der Humanwissenschaften der Vorzug gegeben
werden.

Das Fach Naturschutz sollte an einer begrenztenZahlvon Universitäten
als Haupt- oder Nebenfach der Biologie und der Land- und Forstwissen-
schaften eingeführt werden; hierbei sollte eine länderübergreifende Ko-
ordination erfolgen, um überregionale Schwerpunkte mit angemessener
Ausstattung zu ermöglichen.
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VIII. Humanwissenschaftliche Umweltforschung

Die vordringliche Aufgabe der humanwissenschaftlichen umweltfor-
schung liegt darin, Mensch-umwelt-Beziehungen zu analysieren. Dies
geschieht auf verschiedenen Ebenen und in verschiedenen Bereichen
menschlichen Handelns. Auf diesen Grundlagen sind Ziele und Kon-
zepte für umweltvorsorge und zur Anpassung an umweltveränderun-
gen auszuarbeiten uld Maßnahmen zur Realisierung der Konzepte zu
entwickeln.

Der wissenschaftsrat konstatiert in der umweltforschuag einen Rück-
stand der Geistes-, verhaltens- und Sozialwissenschaften einschließlich
der wirtschaftswissenschaften. Die Hinwendung der humanwissen-
schaftlichen Disziplinen zu umweltthemen ist unzureichend, ähnliches
gilt für die Kooperation der verschiedenen Humanwissenschaften mit
den Natur- und Ingenieurwissenschaften. Bisher beteiiigen sich die
Humanwissenschaften wenig in nationalen und internationalen For-
schungskooperationen zur Erfassung globaler Aspekte.

Ein besonderes Hemmnis für die Intensivierung gemeinsamer For-
schung besteht offensichtlich in der Schwierigkeit, eine gemeinsame
sprache zu finden. Zudem entsprechen die vorherrschenden Instrumen-
te der Forschungsförderung ebenso wie die tradierten Karrieremuster in
den wissenschaftsdisziplinen und die darauf orientierte Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses nicht den Bedtirfnissen der für um-
weltfragen vielfach gebotenen Zusammenarbeit mit wissenschaftlern
aus anderen Fachgebieten.

Das Zusammenwirken von sozial- und geisteswissenschaftlicher um-
weltforschung auf der einen seite und naturwissenschaftlicher und tech-
nischer umweltforschung auf der anderen seite beschränkt sich auf re-
lativ wenige Programme und Einrichtungen. sozioökonomische Begleit-
forschung ist in begrenztem Maße in der ökosystemforschung, Wald-
schadensforschung, Tropenwaldforschung u. ä. anzutreffen.

Bei den Beiträgen der Geistes- und Sozialwissenschaften zur umwelt-
forschung handelt es sich vorwiegend um disziplinäre Einzelprojekte. In
jüngster Zeit bemühen sich DFG, BMFT und Landesregierungen um
größere in enger Kooperation bearbeitete Forschungsprogramme.

Die humanökologische Umweltforschung wird sich nur dann nachhaltig
entwickein können, wenn dafür geeignete institutionelle voraussetzun-
gen geschaffen werden. Die Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses, des Wissenschaftleraustauschs und der Eröffnung von aka-
demischen Karrieremöglichkeiten muß verstärkt werden.

Die in den sozial- und Geisteswissenschaften übliche Einzelforschung
reicht nicht aus, wenn es um die Bearbeitung von Themen aus größeren
Umweltforschungsprogrammen geht, die vielfach auf Beiträge mehrerer
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Disziplinen angewiesen sind. Der Wissenschaftsrat empflehlt daher, daß
sich an Umweltthemen interessierte Sozial- und Geisteswissenschaftler
in interdisziplinären, zeitlich begrenzten Forschungsverbünden organi-
sieren.

Die wirtschaftswissenschaftliche Umweltforschung steht vor der Her-
ausforderung, (1) sich mit Ansätzen einer ökologischen Ökonomie aus-
einanderzusetzen; (2) die Kluft zwischen theoretischen Annahmen und
empirischer Praxis zu überwinden und sich dabei insbesondere der Poli-
tikwissenschaft, der Soziologie und der Psychologie zu öffnen; (3) zu ei-
nem den Umwelterfordernissen angemessenen Verstlindnis von Wirt-
schaften und Wachstum zu kommen und die Indikatoren der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung entsprechend zu reformieren; (4) Kon-
zepte und Vorschläge zur ökologischen Betriebswirtschaft fortzuent-
wickeln; (5) Möglichkeiten einer ressourcensparenden Kreislaufwirt-
schaft weiter zu erkunden.

An mehreren Stellen wird in Deutschland international anerkannte um-
weltökonomische Forschung auf hohem Niveau betrieben. Spezielle
umweltökonomische Lehrstühle und Institute sind aber bislang noch zu
selten, ein Ausbau dieses Gebietes ist notwendig. Entsprechendes gilt
für umweltbezogene Lehrstühle in den Sozial- und Verhaltenswissen-
schaften.

Umweltrecht umfaßt die Gesamtheit aller Normen, die dem Schutz der
Umwelt dienen. Es befindet sich auf dem Wege zu einer selbständigen
Teitdisziplin der Rechtswissenschaft. Rechtswissenschaftliche umwelt-
forschung findet an vielen Universitäten statt, wenn auch in unter-
schiedlicher Breite und Tiefe der Fragestellungen. Insgesamt hat sich

die umweltrechtswissenschaft an Deutschlands universitäten gut ent-
wickelt. Von ihr gehen wichtige Impulse und die fachliche Begleitung
der Normsetzungstätigkeit der EU, des Bundes und der Länder aus.

IX. Umweltmedizin

Zur Umweltmedizin gehören vor allem: Allergologie, Epidemiologie
und Toxikologie. Darüber hinaus erlangen Psychosomatik und Public
Health zunehmende Bedeutung. In einer gewissen methodischen und
systematischen Verwandtschaft zu diesen Fächern stehen Strahlen-
forschung und Ökotoxikologie.

Epidemiologische Forschung findet in Deutschland gegenwärtig in eini-
gen Forschungsinstituten mittlerer Größe, wenigen Universitätsinstitu-
ten sowie privatwirtschaftlich epidemiologisch arbeitenden Instituten
statt.

Ein gezielter Ausbau dieses in Deutschland unterentwickelten For-
schungsgebietes wird empfohlen. Dabei kommt es insbesondere auf
seine Verankerung in den medizinischen Fakultäten an.
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Die Auswertung epidemiologischer Daten wird durch die bestehenden
Datenschutzregelungen und ihre restriktive Auslegung behindert.

Das Aufgabengebiet der Toxikologie umfaßt heute die gesamte Breite
der auf den Menschen einwirkenden Stoffe aus seiner Umwelt. Unter
Berücksichtigung der gewachsenen Bedeutung der Toxikologie in For-
schung, Lehre und Weiterbildung ist die Stärkung des Faches an den
Universitäten - insbesondere der neuen Länder - erforderlich.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt den Ländern, durch gezielte Förderung
der Toxikologie an ausgewählten Hochschulen die Voraussetzungen für
interdisziplinäre, naturwissenschaftlich ausgerichtete Graduierten-
kollegs zu schaffen. Die gezielten Fördermaßnahmen der DFG sind wei-
ter auszubauen.

Psychiatrie und Psychosomatik befassen sich in wachsendem Umfang
auch mit Erkrankungen, die durch Umwelteinflüsse und individuelle
Lebensbedingungen verursacht sind. In der psychiatrischen Epi-
demiologie müssen sowohl biologische als auch soziale Risikofaktoren
mit erfaßt werden. Bisher haben sich in Deutschland nur wenige For-
schungsvorhaben mit möglichen Zusammenhängen zwischen physika-
lischen bzw. biologischen Umweltschäden und dem Auftreten bestimm-
ter psychischer Störungen befaßt. Es fehlt an einer Verzahnung zwi-
schen den betroffenen klinischen Fächern in der Kinder- und Erwachse-
nenmedizin mit der verhaltens- und sozialwissenschaftlichen For-
schung.

Die Public Health-Forschung orientiert sich an den sozialen und ökologi-
schen Bedingungen der Gesunderhaltung. Dazu gehören auch Fragen
der Hygiene und Gesundheitserziehung.

Der Erfolg dieser Forschungsrichtung ist abhängig von der interdiszipli-
nären Kooperation innerhalb und zwischen Sozial- und Medizinwissen-
schaften. Dies gilt auch für die im Rahmen des BMFT-Förderschwer-
punktes,,Public Health" bisher eingerichteten Forschungsverbünde.

Der Wissenschaftsrat empflehlt auch für das Aufgabenfeld Umwelt und
Gesundheit Förderkonzeptionen, die zu vernetzten Strukturen, Zentren
und Schwerpunkten unter weitgehender Einbeziehung der Hochschu-
len führen. So sollten zur Stärkung der umweltbezogenen klinischen
Forschung Klinische Forschergrrrppen eingerichtet werden. Dabei gilt
es, naturwissenschaftliche und medizinische Arbeitsgruppen auch per-
sonell eng zu verzahnen.

Im Gegensatz zu anderen westlichen Industriestaaten hat in Deutsch-
land das Interesse an der Strahlenschutzforschung in der Politik sowie in
Hochschulen und Forschungseinrichtungen stark abgenommen. Es ist
aber eine Fehleinschätzung, daß diese Forschungsrichtung mit einer sta-
gnierenden oder rückläufigen Entwicklung der Kernenergienutzung an
Bedeutung verliert. Die gemittelte höchste Strahlenexposition des Men-
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schen in Deutschland rührt von natürlichen Strahlungsquellen her.
Auch die Auswirkungen elektromagnetischer Felder haben als Thema
der Strahlenforschung in jüngster Zeit hohe Aktualität gewonnen.

Der Wissenschaftsrat befürchtet, daß der unkoordinierte Abbau von For-
schungskapazitäten in Hochschulen und außeruniversitären For-
schungsinstituten zu einer insgesamt unzureichenden personellen Basis
für eine qualifizierte Forschung und Ausbildung auf dem Gebiet des
Strahlenschutzes frihrt. Er empfiehlt, daß mehrere Universitäten sich
schwerpunktmäßig mit der Strahlenforschung und der entsprechenden
Ausbildung befassen. Er ist ferner der Auffassung, daß die noch beste-
henden Kapazitäten an den Großforschungseinrichtungen und dem
Bundesamt für Strahlenschutz erhalten werden sollten.

Der Wissenschaftsrat tritt dafür ein, daß die Grundlagenforschung im
Strahlenschutz durch ein entsprechendes Programm von BMFT und
BMU systematisch gefördert und im Hochschulbereich auf Projekte an
den empfohlenen fakultätsübergreifenden Zentren für Strahlen-
forschung konzentriert wird.

X. Umwelt und Technik

Ziel der technischen Umweltforschung ist die Entwicklung von Produk-
ten, Produktionstechnologien und Verfahren zur Vermeidung oder Ver-
minderung von umweltschädlichen Emissionen und zur Sanierung be-
reits aufgetretener Umweltschäden. Dazu muß man den Begriff der
Emission sehr umfassend sehen, nämlich nicht nur die Schadstoff-
frachten, die in die Luft, das Wasser oder den Boden abgegeben werden,
z.B. Gase, Chemikalien, Strahlung, Lärm, Abfall aus Produktionsprozes-
sen, der Produktnutzung, den Haushalten oder bei Transportvorgängen,
sondern durch die Produkte selbst gehören zu den Emissionen. Derzeit
überwiegen noch kurative Maßnahmen (,,End-of-the-pipe-Lösungen");
zunehmend werden aber auch präventive Maßnahmen entwickelt. Um
Umweltschäden quantifizieren zu können, ist die Entwicklung der Meß-
und Analysetechnik wichtig.

In Deutschland ist die technische Umweltforschung vor allem auf den
Gebieten Luftreinhaltung, Abwasserklärung, Trinkwasseraufbereitung,
thermische Abfallbehandlung und Bodensanierung weit entwickelt und
weltweit führend.

Dagegen besteht ein großer Forschungsbedarf auf den Gebieten Um-
weltsystemtechnik und produktionsintegrierter Umweltschutz. Defizite
sind ferner vor allem bei den Themen Prozeßleittechnik, Technologien
fiiLr Reststoffdeponien, Bergbaualtlasten, Waschverfahren zur Abwasser-
reinigung und Erforschung von Grenzflächenphänomenen zu verzeich-
nen, aber auch in der Technikfolgenforschung, die eng mit der Produkt-
und Verfahrensentwicklung zusammenarbeiten sollte. Für die Technik-
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folgenforschung sind aber auch Beiträge der Sozial- und verhaltenswis-
senschaften unentbehrlich.

Insgesamt sollte die Zusammenarbeit der rngenieurwissenschaften mit
den Naturwissenschaften erheblich ausgebaut werden. Die verständi-
gung zwischen den ingenieurwissenschaftlichen Disziplinen ist vielfach
relativ schwach entwickelt.

Die ingenieurwissenschaftlichen Fakultäten sind die wichtigsten Stätten
der öffentlich finanzierten ingenieurwissenschaftlichen Umwelt-
forschung in Deutschland. Sie sind in besonderem Maße auf die Einwer-
bung von Drittmitteln, vor allem von BMtr'T und DFG, angewiesen.

Die Durchführulg von Forschungsaufträgen der Industrie hatzur Folge,
daß sich lJniversitätsinstitute auf anwendungsnahe Forschungs- und
Entwicklungsprojekte konzentrieren und die Grundlagenforschung ver-
nachlässigen. Die universitäten sollten darauf achten, daß ihre Institute
ein Gleichgewicht wahren zwischen Auftragsforschung und Entwick-
lungsvorhaben einerseits und originär universilärer Forschung anderer-
seits. Durch sehr intensive Einwerbung von Drittmitteln haben inge-
nieurwissenschaftliche Universitätsinstitute vielfach eine Größe er-
reicht, die für die Wahrnehmung ihrer eigentlichen Aufgaben abträglich
ist.

Die Bedeutung der Fachhochschulen für die ingenieurwissenschaffliche
Forschung, vor allem für Entwicklungsvorhaben und Technologietrans-
fer, wird künftig wachsen. Staatliche Förderprogramme sollten dieser
positiven Entwicklung Rechnung tragen.

Die technische Umweltforschung der Großforschuagseinrichtungen
und der Fraunhofer-Gesellschaft ist im wesentlichen auf die Entwick-
Iung von technischen Lösungen fiiLr den nachsorgenden Umweltschutz
ausgerichtet.

Das BMFII hat zur Förderung der technischen Umweltforschung in
Hochschulen, außeruniversitären Einrichtungen und in der Industrie ein
Programm zur Umweltschutztechnologie-Entwicklung eingeführt. Ana-
loge Programme wurden von mehreren Ländern entwickelt. Im dritten
Rahmenprogramm der Europäschen Union (1990-1994) sind technolo-
gische Einzelprogramme aufgeführt, die auch den Umweltschutz einbe-
ziehen.

Die öffentliche Förderung für ingenieurwissenschaftliche Umwelt-
forschung geht in jüngster Zeit spüLrbar zurück. Damit ist vor allem die
längerfristig angelegte Grundlagenforschung gefährdet. Der Wissen-
schaftsrat sieht mit Sorge, daß es zunehmend an Fördermöglichkeiten
fehlt für den Zwischenbereich zwischen Grundlagenforschung und Ent-
wicklungsprojekten. In Teilbereichen der Forschungsförderung mangelt
es an einem längeren Atem, der für echte Innovationen unverzichtbar
ist.
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XI. Deutsche Umweltforschung für außereuropäische Regionen

Umweltforschung in den Tropen und Subtropen ist aus wissenschaft-
lichen, wissenschaftspolitischen, umweltpolitischen, entwicklungs-,
außen- und wirtschaftspolitischen Gründen wichtig. Ihre Beiträge soll-
ten als integraler Bestandteil der deutschen Umweltforschung insge-
samt betrachtet werden.

Zur Erfrillung dieser Aufgaben fehlen in Deutschland sowohl adäquate
Forschungsstrukturen als auch genügend auf dem Gebiet erfahrene Wis-
senschaftler. Den deutschen Aktivitäten mangelt es meist an Konti-
nuität, geographischer Schwerpunktbildung und interdisziplinärer Ver-
netzung.

Der Wissenschaftsrat empflehlt, im Rahmen von Projekten der Tech-
nischen Zusammenarbeit den Forschungsanteil an den deutschen Ge-
samtaufwendungen für den Umweltschutz in den Tropen wesentlich zu
erhöhen.

Eine Verstärkung der Umweltforschulg für Regionen außerhalb Euro-
pas muß mit einer entsprechenden Schwerpunktbildung einhergehen,
dabei sollte gesellschaftswissenschaftlichen Aspekten weit mehr Raum
als bisher gegeben werden. Über eine konkrete Festlegung von themati-
schen Prioritäten sollte ein Sachverständigengremium gesondert be-
raten.

Zur Stärkung einer auf Kontinuität wie auch auf Flexibilität ausgerich-
teten Forschung außerhalb Europas - vor allem in der Dritten Welt -
empfiehlt der Wissenschaftsrat einerseits die Einrichtung mehrerer Zen-
tren in Deutschland mit unterschiedlicher Themenstellung und anderer-
seits die Schaffung befristeter Verbundprojekte in ausgewählten Regio-
nen und mit deflnierten Themenfeldern ähnlich den Ökosystemzentren
(aber kleiner). An ihnen sollten sich jeweils Wissenschaftler mehrerer
deutscher universif,ärer und außeruniversitärer Institute beteiligen. Die
deutschen Konzepte müssen mit den Partnerländern entwickelt und auf
deren Bedürfnisse zugeschnitten werden.

Um einerseits die Verzahnung mit der allgemeinen deutschen Umwelt-
forschung zu verbessern und andererseits die in den Tropen gemachten
Erfahrungen in die Lehre einzubringen, empfiehlt der Wissenschaftsrat
einen regen Personalaustausch zwischen den Verbundprojekten vor Ort
und den Tropenzentren in Deutschland.

Da Einzelprojekte der Komplexität der Systeme nicht gerecht werden
und zu kurzlebig angelegt sind, empfiehlt der Wissenschaftsrat neben
den Tropenzentren die Einrichtung längerfristiger Verbundforschungs-
projekte (wie SHIFT).
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Der Forschungsbedarf der Entwicklungsprojekte des BMZ und die Eor-
schungsvorhaben des BMF"T und der Ressortforschulg von BML,
BMWi und BMU müssen enger abgestimmt werden.

Die Analyse komplexer Wirkungszusammenhänge und die Entwicklung
von Maßnahmen und Programmen zum Schutz der Umwelt verlangt
eine internationale Aufgabenteilung im Sinne einer ,,globalen For-
schungsallianz". Die guten Ansätze in der Global Change-Forschung
sollten verstärkt auch für die umweltbezogene Forschung in außereuro-
päischen Regionen genutzt werden.

Um die Umweltforschung und eine eigenständige Umweltpolitik in den
Partnerländern zu stützen, sollte die Ausbildung des deutschen Nach-
wuchses ausgebaut und mit der Ausbildung von Wissenschaftlern aus
außereuropäschen Regionen eng verzahnt werden.

B. Strukturelle Aspekte der Umweltforschung und ihrer Förde-
rung

I. Umfang der Förderung der Umweltforschung und ihre Finan-
zierung

Der finanzielle Aufwand von Bund und Ländern für FuE auf dem Ge-
biet der Umweltforschung einschließlich Meeres- und Polarforschung
lag 1992 bei rund 1,5 Milliarden DM. Davon entfallen etwa zwei Drittel
auf den Bund, überwiegend als institutionelle Förderung für die Um-
weltforschung an Großforschungseinrichtungen, Ressortinstituten sowie
Einrichtungen der Blauen Liste, Max-Planck-Gesellschaft und Fraun-
hofer-Gesellschaft. Mit 338 Millionen DM forderte das BMFT im Jahre
1991 Verbundprojekte und Einzelvorhaben der Umweltforschung und
-technologie.

Die Llinder finanzieren Umweltforschung in erster Linie indirekt über
die Grundausstattung der Hochschulen, über ihre Beiträge zur institutio-
nellen Finanzierung außeruniversitärer Eorschungsinstitute und zur
DFG. Einzelne Länder haben Förderprogramme zur Unterstützung der
Hochschulforschung eingerichtet, aus denen auch Umweltforschungs-
projekte finanziert werden können.

1992 hat die DFG im Rahmen ihrer Förderinstrumente rund 70 Millio-
nen DM friLr explizit umweltrelevante Vorhaben bewilligt, die ganz über-
wiegend in die Hochschulen fließen. Der Beitrag der DFG zur Umwelt-
forschung im weiteren Sinne ist aber erheblich höher.

Unter den Stiftungen spielt die Deutsche Bundesstiftung Umwelt die
größte Rolle. Sie fördert mit jährlich ca. 60 Millionen DM anwendungs-
orientierte FuE-Vorhaben, vor allem in den neuen Ländern. Die Volks-
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wagen-Stiftung und andere Stiftungen unterstützen u.a. den interdiszi-
plinären Dialog zwischen den Natur- und Ingenieurwissenschaften ei-
nerseits und den Gesellschaftswissenschaften andererseits.

Umweltforschung findet in großem Umfang in den FuE-Abteilungen
der Industrie und Wirtschaft statt. Diese teilweise durch öffentliche Mit-
tel mitfinanzierten FuE-Arbeiten sind aber ebensowenig Gegenstand
dieser Stellungnahme wie die Tätigkeit der privaten Forschungsinsti-
tute, die in starkem Maße auf Information der Öffentlichkeit ausgerich-
tet sind.

II. Umweltforschung an den Universitäten und Fachhochschulen

Die Universitäten spielen in der Umweltforschung eine wichtige, auf
vielen Gebieten aber nicht die führende Rolle. Der Wissenschaftsrat hält
ein stärkeres Engagement der Hochschulen auf diesem Sektor aus wis-
senschafts- und gesellschaftspolitischer Sicht für geboten, besonders im
Hinblick auf die rasche Überführung von Forschungsergebnissen in die
Lehre.

Ein gewichtiger Vorteil für die Universitätsforschung liegt im hohen An-
teil von befristeten Stellen für Nachwuchswissenschaftler sowie der gro-
ßen Zahl von hochmotivierten Examenskandidaten. Diese Personal-
struktur hat jedoch auch Nachteile. In vielen Instituten fehlen Dauer-
stellen für promovierte Wissenschaftler sowie Stellen für technisches
Personal, so daß die ftiLr längerfristige Forschungsprojekte notwendige
Kontinuität nicht gewährleistet werden kann.

Für Erkenntnisfortschritte in den lJmweltwissenschaften sind nicht nur
spezialisierte disziplinäre Forschungsarbeiten notwendig, sondern auch
interdisziplinäre Konzepte und Lösungswege. In der Zusammenarbeit
verschiedener Disziplinen tun sich die Universitäten aber vielfach
schwer trotz ihres breitgefächerten Potentials in den Natur- und Geistes-
wissenschaften. Ein Dialog der Disziplinen und deren Einbettung in
interdisziplinäre Forschungsprogramme findet nur selten statt.

Das Bild der Umweltforschulg, das der Wissenschaftsrat an den Univer-
sitäten vorgefunden hat, war oft unbefriedigend. Einzelne interdiszipli-
näre Schwerpunkte und zahlreiche disziplinäre Einzelprojekte können
die Tatsache nicht überdecken, daß viele Universitäten ihr Potential an
disziplinärer, wissenschaftlicher Kompetenz nur wenig für Fragen der
Umweltforschung einsetzen. Ursachen hierfür sind u.a. die disziplinär
ausgerichtete Struktur der Fakultäten und Institute, unflexible Mittel-
verteilung, kurzfristige Projektförderung und Mängel in der Grundaus-
stattung.

Die geschilderten Schwierigkeiten an den Universitäten machen es den
Drittmittelgebern schwer, große Umweltforschungsprojekte an Univer-
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(1)

(2)

sitäten anzusiedeln. Eine weitere Folge ist das Auswandern der For-
schung aus den Universitäten durch Gründung von An-Instituten etc.

Um die Umweltforschung stärker in den Hochschulen zu verankern und
damit auch die Basis zu legen, daß das Umweltthema in die Lehre inte-
griert und qualifiziert behandelt werden kann, empfiehlt der Wissen-
schaftsrat zwei Förderungsstrategien:

Die Hochschulen selbst sollten auf Teilgebieten der Umwelt-
forschung eine Konzentration ihrer Grundausstattung vornehmen
und Arbeitsgemeinschaften, Zentren u.ä. bilden. Diese sollten mit
außeruniversitären Instituten Forschungsverbünde eingehen, die
von Bund und Ländern entsprechend zu stützen sind.

Über gezielte strukturbildende Instrumente der Drittmittelförde-
rung sollten für längere Zeit, jedoch nicht auf Dauer, Schwerpunkte
in der Umweltforschung angeregt und finanziert werden. Leistungs-
fähige, disziplinübergreifende Umweltforschung an den Hochschu-
len verlangt nach spezifischen institutionellen Vorkehrungen, wie
Sonderforschungsbereichen, Graduiertenkollegs etc.

Die anwendungsorientierte Umweltforschung an den Fachhochschulen
sollte mehr als bisher gefördert werden, zumal dies ein Weg ist, den
Transfer wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse in die breite
berufliche Praxis wirkungsvoll zu fördern, denn zwei Drittel aller Inge-
nieure werden in Deutschland an Fachhochschulen ausgebildet.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt Bund und Ländern, gezielt ausgewählte
Arbeitsgruppen oder Zentren für Umweltforschung auch an Fachhoch-
schulen zu unterstützen. Vor allem in den neuen Ländern sollen die Vor-
aussetzungen für ein stärkeres Engagement der Fachhochschulen in der
anwendungsorientierten Forschung verbessert und ihre Kooperation mit
Universitäten und mit außeruniversitären Instituten gestärkt werden.

III. Umweltforschung an außeruniversitären Instituten und Ser-
vice-Einrichtungen

Die Großforschungseinrichtungen haben sich zu wichtigen Stätten der
Umweltforschung entwickelt. 1992 standen für die Umweltforschung in
den Großforschungseinrichtungen rd. 300 Millionen DM aus der institu-
tionellen Finanzierung und zusätzlichen Projektmitteln zur Verfügung.
Der Anteil der Umweltforschung an den Gesamtaufwendungen aller
Großforschungseinrichtungen betrug rd. 9 %. Besonders stark vertreten
ist die Umweltforschung bei GSF, UFZ, AWI und GKSS.

Der Wissenschaftsrat macht zur Umweltforschung an den Großfor-
schungseinrichtungen u. a. folgende Feststellungen und Empfehlungen:
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(1) Von ihren materiellen Voraussetzungen und den Erfahrungen her
sind die Großforschungseinrichtungen grundsätzlich besonders ge-
eignet für Entwicklung und Einsatz großer technischer Verfahren,
Geräte und Anlagen. Hier sollte ihr wichtigster Beitrag zur Umwelt-
forschung liegen.

Die Umorientierung und Diversifizierung u.a. in Richtung Umwelt-
forschung hat zu Überschneidungen der Aktivitäten verschiedener
Großforschungseinrichtungen untereinander und mit anderen For-
schungsinstituten geführt.

Die Tatsache, daß eine Arbeitsrichtung nicht ,,großforschungs-
typisch" ist, kann allein noch kein Grund sein, die entsprechenden
Aktivitäten künftig aus den Großforschungseinrichtungen zu ver-
lagern.

Der von den Großforschulgseinrichtungen gegnindete Forschungs-
verbund ,,Umweltvorsorge" sollte von der Koordination in Richtung
Integration weiterentwickelt werden. Anzustreben ist die Schwer-
punktbildung und Konzentration in den jeweils hierfür prädestinier-
ten Instituten der einzelnen Großforschungseinrichtungen. Ande-
rerseits sollten Svnergieeffekte aus der breiten Palette der in den
Einrichtungen vertretenen Arbeitsrichtungen stärker als bisher ge-
nutzt werden.

Die hervorragende Ausstattung mit Investitionsmitteln und Perso-
nal hat nicht injedem Fall zu überzeugenden Leistungen in der For-
schung geführt. Die Ursachen hierfür liegen vielfach in der Perso-
nalstruktur der Großforschungseinrichtungen. Der Wissenschaftsrat
empfiehlt deswegen einerseits eine flexiblere Personalstruktur an-
zustreben und andererseits in gewissem lJmfang eine Mittelverlage-
rung aus der institutionell gesicherten Grundfinanzierung zugun-
sten von Projektmitteln für Umweltforschungsprogramme vorztt-
nehmen, um die sich Arbeitsgruppen aus Großforschungseinrich-
tungen in freier Konkurrenz mit Wissenschaftlern aus anderen For-
schungseinrichtungen bewerben können.

Voraussetzung für die empfohlene Intensivierung des Wettbewerbs
um Drittmittel unter Reduktion der Grundfinanzierung von Groß-
forschungs- und Ressorteinrichtungen ist der uneingeschränkte Zu-
gang dieser Institute zur entsprechend erhöhten Drittmittelförde-
rung.

Viele Arbeitsgruppen der Großforschungseinrichtungen kooperie-
ren eng mit den Hochschulen. In anderen Fällen bedarf es gezielter
Anstrengungen beider Seiten, um das vom Wissenschaftsrat emp-
fohlene Maß an Kooperation zu erreichen.

Die wissenschaftliche Beratung der Umweltforschungsprogramme
des BMFT sollte gestärkt werden. Hierzu wird ein Ad-hoc-Bera-

(:2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)
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tungsgremium,,Umweltforschung" bei programmatischen Wei-
chenstellungen empfohlen, in dem Vertreter aller Bereiche der Um-
weltforschung vertreten sind.

Mit der Neustrukturierung der Forschungslandschaft in den neuen Län-
dern ist die Bedeutung der Blauen Liste für die Umweltforschung erheb-
lich gewachsen. Für die Meeresforschung spielen die Blaue Liste-Insti-
tute in Deutschland die wichtigste Rolle, auch in der Atmosphären- und
Gewässerforschung sowie den Agrarwissenschaften nehmen sie eine
wichtige Stellung ein.

Als Institute mittlerer Größe und einer guten apparativen Ausstattung
können Blaue Liste-Institute relativ umfangreiche und langfristige For-
schungsprojekte auf einer breiten fachlichen Basis bearbeiten. Die ge-
meinsame Finanzierung durch Bund und Länder, die Wissenschaft-
lichen Beiräte und die Satzungen sichern den Instituten ein hohes Maß
an Forschungsfreiraum. Die Verbindung zu den Universitäten ist durch
Kooperationsverträge und meist durch gemeinsame Berufungen festge-
schrieben. Dadurch ist der Z:ugang zur Lehre einschließlich der Betreu-
ung von Diplomanden und Doktoranden gesichert, ohne daß die Wissen-
schaftler des Blaue Liste-Instituts die volle Last der Lehre zu tragen ha-
ben. Blaue Liste-Institute spielen auch eine wichtige Rolle bei der Bil-
dung des wissenschaftlichen Nachwuchses für die Umweltforschung.
Sie sind Partner in Verbundprojekten, Ökosystemforschungszentren
und Sonderforschungsbereichen der Umweltforschung uld beteiligen
sich intensiv an internationalen Forschungsprogrammen.

Der Wissenschaftsrat hält es für unerläßlich, daß auch bei allen Instituts-
neugniLndungen in den neuen Ländern die angestrebte enge Verbindung
zu den Universitäten in Lehre und Forschung du-rch intensive gegensei-
tige Bemühungen hergestellt wird. Darüber hinaus sieht der Wissen-
schaftsrat bei mehreren Instituten noch Defizite in der internen und ex-
ternen Kooperation in der Umweltforschung.

Umweltforschung wird in zehn Instituten der Fraunhofer-Gesellschaft
betrieben. Im Vordergrund stehen insbesondere die Atmosphären- und
Aerosolforschung, ökologische Chemie und ökotoxikologie sowie die
Analytik und eine Reihe von Umwelttechniken. Fraunhofer-Institute
haben auf den genannten Gebieten wertvolle Beiträge zur Umweltfor-
schung geleistet. Sie können eine wichtige Stellung zwischen der
Grundlagenforschung, wie sie überwiegend in den Universit'äten und
Blaue Liste-Instituten betrieben wird und der Industrieforschung ein-
nehmen. Mit dem Forschungsspektrum der Großforschungseinrichtun-
gen gibt es Überschneidungen, wobei die Fraunhofer-Institute durch
ihre Auftragsbindung und ihre Statuten oftmals flexibler, aber mit gerin-
gerer Kontinuität arbeiten.

Die Mittel für die Umweltforschung an den Fraunhofer-Instituten stam-
men - je nach Institut - überwiegend oder fast ausschließlich von öffent-
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lichen Auftraggebern. Die Verknappung der öffentlichen Forschungs-
mittel führt daher in einigen Fraunhofer-Instituten zu einer schwierigen
Situation, die den Spielraum der FhG in der Umweltforschung schmmp-
fen läßt.

Die Max-Planck-Gesellschaft bietet aufgrund ihrer Charakteristika -
freie Themenwahl, Orientierung an der wissenschaftlichen Relevanz,
sehr gute Ausstattung sowie Offenheit füLr transdisziplinäre Themen und
Arbeitsformen - gute Bedingungen für die erkenntnisorientierte Um-
weltforschung. In den letzten Jahren ist es in der MPG zu einer st'ärke-
ren Hinwendung zur Okologie gekommen.

Der Wissenschaftsrat hält es für wichtig, daß die leitenden Wissenschaft-
ler der Max-Planck-Institute an der Lehre beteiligt werden, damit die er-
arbeiteten Forschungsergebnisse rasch Eingang in die Lehre finden und
Examenskandidaten die guten Arbeitsmöglichkeiten der Institute offen-
stehen. Die füLr die Umweltfor§chung besonders wichtigen Institute für
Meteorologie und Limnologie, aber auch die beiden mikrobiologisch ori-
entierten Neugrtindungen in Bremen und Marburg erfüllen diese F orde-
rungen bereits sehr gut.

Einige Bundes- und Landesministerien haben Forschungsanstalten in
Form von Behörden errichtet, die primdr hoheitliche Beratungs- und
Dienstleistungsaufgaben haben, die aber auch umweltrelevante, meist
angewandte Forschung betreiben, vor allem in den Agrar- und Gesund-
heitswissenschaften, aber auch in Sektoren der Meeres- und Fischerei-
forschung, Geowissenschaften und Meteorologie. In den 80er Jahren ist
in der Mehrzahl der Anstalten der Forschungsfreiraum reduziert worden
und der Anteil direkt weisungsgebundener Forschung gewachsen. Eine
Sonderstellung nimmt das Umweltbundesamt ein, das ohne eigene For-
schung zu betreiben, dem Management der Umweltforschung und der
Beratung des BMU dient.

Der Wissenschaftsrat sieht in den Forschungsanstalten der Bundes- und
Landesressorts wichtige Träger der Umweltforschung. Die Summe der
dort verhandenen Kapazitäten für die Umweltforschung erscheint zu-
mindest ausreichend. Nach seiner Auffassung könnte die wissenschaft-
liche Rolle der Ressorteinrichtungen noch verstärkt werden, ohne die
anderen Aufgaben der Einrichtungen zu vernachlässigen oder anderer-
seits deren Haushalte auszuweiten oder neue Institute zu gründen. Er
empfrehlt statt dessen eine engere Zusammenarbeit mit Universitäten,
Fachhochschulen und den außeruniversitären Instituten. Die ganze Ko-
operationspalette könnte dabei zum gegenseitigen Nutzen eingesetzt
werden.

Der Förderung der Mobilität der Wissenschaftler der Ressortforschungs-
anstalten, der verstärkten Öffnung für Doktoranden und Nachwuchs-
wissenschaftler und der Erhöhung der Reiseetats für Kongreß- und Stu-
dienreisen sowie für die Einladung von wissenschaftlichen Gästen mißt
der Wissenschaftsrat große Bedeutung zu.
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Die Koordination der Umweltforschung zwischen der Bundes- und der
Landesebene außerhalb der gemeinsamen Bund-Länder-programme ist
verbesserungsbedürftig. Beispiele ftiLr Defizitbereiche sind: unabge-
stimmte Datensammlungen und Umweltinformationssysteme, sich
überschneidende Meßnetze, mangelnder Datenfluß über Länder-
glenzen.

Zur wirksameren Koordination der umweltbezogenen Forschung des
Bundes regt der Wissenschaftsrat einen in mehrjährigem Turnus aufge-
stellten Umweltforschungsbericht an. Dieser sollte sich nicht auf die Zu-
sammenstellung der von den einzelnen Ressorts finanzierten Institutio-
nen und Projekte beschränken, sondern zu einer gemeinsamen pro-
blemaufbereitung, zur Benennung von Prioritäten und posterioritäten
und zur Formulierung von gemeinsamen Programmen kommen. Solche
gemeinsamen Programme, wie es sie z.B. zwischen BMFT und BMU so-
wie BMFT und BMG bereits gibt, haben sich nach den Eindrücken des
Wissenschaftsrates bewährt und sollten auch für weitere Gebiete vorge-
sehen werden, z.B. für die Kooperation zwischen BMFT, BMZ und BML
hinsichtlich der Umweltforschung in Ländern der Dritten Welt.

Für die Umweltforschung sind Serviceeinrichtungen von großer Bedeu-
tung. Dazu zählen Forschungsschiffe und -flugzeuge, Rechenzentren,
Proben- und Datenbanken, Taxonomische Zentren, Meß- und über-
wachungsnetze. Der Wissenschaftsrat betont die Notwendigkeit, daß die-
se Einrichtulgen den sich wandelnden Bedürfnissen der Umweltfor-
schung jeweils angepaßt werden, soweit es ihre anderweitigen Zweck-
bestimmungen und die Erhaltung der Kontinuität von Meß- und über-
wachungsprogrammen erlauben. Der vollen Nutzung der Einrichtungen
und ihrer Produkte für wissenschaftliche Zwecke stehen die o.g. Mängel
in der Kompatibilität der Datenreihen und andererseits die mitunter
praktizierte Vollkostenrechnung entgegen. Hier sieht der Wissenschafts-
rat Handlulgsbedarf seitens der Finanzträger.

IV. Zusammenfassende Empfehlungen zur institutionellen
Struktur der Umweltforschung

In den Hochschulen müssen die Bedingungen für die Bildung von
interdisziplinären Forschungsschwerpunkten unter Einbeziehung
der Rechts-, Wirtschafts-, Sozial- und Verhaltenswissenschaften ver-
bessert werden.

Von entscheidender Bedeutung sind strukturbildende, längerfristig
angelegte Formen der Drittmittelförderung für fachübergreifende
Themen und Programme (Sonderforschungsbereiche, Graduierten-
kollegs, Forschergruppen, Ökosystemforschungszentren, Institute
auf Zeit, Forschungsverbünde und interdisziplinäre Schwerpunkt-
programme) in Ergänzung zur bislang vielfach dominierenden För-
derung kurzfristiger Einzelprojekte.

(1)

(2)
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(3) Zwischen Arbeitsgruppen, die auf dem gleichen Gebiet arbeiten,
sollten Forschungsverbünde geschaffen werden, um die Kommuni-
kation zu fördern und gemeinsame Projekte im Rahmen eines über-
geordneten Forschungsprogramms zü ermöglichen. Die For-
schungsförderer sollten in geeigneten Fällen wirksame Verbund-
strukturen zur Bedingung bei der Bewilligung von Fördermitteln
machen und die für das Funktionieren der Verbtirrde erforderlichen
Managementaufgaben in die Förderung einbeziehen.

Die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und außeruniversilä-
ren Einrichtungen sollte mit Hilfe des vielfältigen Katalogs erprob-
ter Maßnahmen (gemeinsame Berufungen, SFB, Graduiertenkol-
legs u. ä.; Beteiligung der Wissenschaftler der Forschungsinstitute an
der Lehre) ausgebaut werden.

Erfolgreiche Umweltforschung verlangt nur in wenigen Fällen nach
großen Geräten, Mittelkonzentrationen und Managementstruktu-
ren. Anzustreben sind daher in erster Linie überschaubare Institute
kleiner bis mittlerer Größe in enger Verschränkung mit Hoch-
schulen.

(6) Großforschungseinrichtungen und Ressortforschungsanstalten, aber
auch manche andere Umweltforschung betreibende Institute sind in
ihrer Personalstruktur wenig flexibel. Der Wissenschaftsrat emp-
flehlt eine Erhöhung des Anteils anZeit- und Projektstellen. Er hält
darüber hinaus eine ausgewogene Mischung aus institutioneller
Grundfinanzierung und erfolgsabhängiger Drittmittelförderung für
eine wichtige Voraussetzung erfolgreicher Umweltforschung.

V. Empfehlungen zur Drittmittelförderung

Zur Projektförderung des BMFT

Das BMFT ist dabei, die Vielzahl von Projekten der Umweltforschung in
den Hochschulen in längerfristige, koordinierte Forschungsprogramme
einzubauen. Der Wissenschaftsrat begnißt derartige Ansätze, die nicht
kurzatmig angelegt sein dürfen und der Grundlagenforschung sowie
dem wissenschaftlichen Wettbewerb genügend Raum lassen müssen.

Der Wissenschaftsrat sieht in den vom BMFT getragenen Ökosystem-
forschungszentren ein gelungenes Beispiel für programmorientierte, in-
terdisziplinäre ,,Institute auf Zelt". Sie sollten zu einem überregional und
international abgestimmten Netz von Schwerpunkten der Umweltfor-
schung in den Hochschulen und hochschulnahen Instituten, insbeson-
dere in den neuen Ländern ausgebaut werden.

DerWissenschaftsrat regt an, für die in der deutschen Umweltforschung
defizitären Gebiete Ökotoxikologie, Mikrobiologie und Toxikologie des
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Bodens und des Grundwassers, Tropenökologie, Taxonomie und Mobili-
tätsforschung (umwelt und verkehr), in denen es an leistungsfähigen
Schwerpunkten mangelt, einzelne ,,Institute auf Zeit,in oderä Hoch_
schulen zu gründen. voraussetzung ist dabei, daß die programme eine
längerfristige (etwa 10 bis 12 Jahre) stabilität haben, damitiie für die sie
tragenden Hochschulen und Länder kalkulierbar bleiben.

Drittmittelförderung durch die DFG

Auch hinsichtlich der Drittmittelförderung der umweltforschung durch
die DFG sieht der wissenschaftsrat die Notwendigkeit des ,rurÄ"hrt".,
Einsatzes strukturbildender Förderinstrumente, die vor allem die inter-
und intradisziplinäre Zusammenarbeit fördern. In den Rechts-, wirt-
schafts-, Sozial- und verhaltenswissenschaften gibt es hier besonderen
Harrdlungsbedarf. Der wissenschaftsrat wtirdigL besonders die positive
Rolle der Sonderforschungsbereiche, Forschergruppen und Graduier-
tenkollegs sowie der Schwerpunktprogramme als unentbehrliche För-
derinstrumente neben den disziplinären Einzelvorhaben im Normalver-
fahren.

Der wissenschaftsrat empfiehlt, disziplinübergreifende Forschungspro-
jekte mit umweltrelevanz gezieltzu ermutigen und ihnen - ohne Albstri-
che bei den wissenschaftlichen eualitätsanforderungen - besondere
Aufmerksamkeit im Begutachtungs- und Förderungsverfahren zu
schenken.

VI. Internationale Umweltforschungsprogramme und inter-
nationale Kooperation der deutschen Umweltforschung

Auf vielen Themenfeldern bedarf umweltforschung einer internatio-
nalen Konzeption und der Kooperation mit partnern im Ausland, um
grenzüberschreitende Probleme angemessen zu erfassen, vergleichende
Bewertungen zu ermöglichen und komplexe Analysen globaler prozes-
se durchzuführen. In der Klima-, Meeres- und polarforschung sind deut-
sche wissenschaftler und Institute erfolgreich in die internationalen pro-
gramme eingebunden. Dagegen sollte in der terrestrischen Umweltfor-
schulg die europäische und die globale Dimension noch verstärkt wer-
den. Beim deutschen Beitrag zum,,Man and the Biosphere programme,,
handelt es sich überwiegend um die Schaffung von ökosystemzentren
und Biosphdren-Reservaten, die primär nationalen Interessen dienen.

Von den Mitteln des III. Rahmenprogrammes (1990-1994) der EU in Hö-
he von ca. 13,2 Milliarden DM sind für den Umweltbereich ca. 1,12 Milli-
arden DM (8,9 0/o) vorgesehen. Der Wissenschaftsrat begrüßt die ver-
stärkte Förderung der Umweltforschung durch die EU. Der den EU-
Programmen inhärente Zwang zu grenzüberschreitender Zusammen-
arbeit ist für viele Gebiete der Umweltforschung vorteilhaft.
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Im Vergleich zum deutschen Finanzaufwand für die europäischen und
globalen Projekte und Programme ist die Rolle der deutschen Wissen-
schaft bei der Konzipierung und Steuerung dieser Programme meist be-
scheiden. ursache hierfür dtiLrfte z. T. die relativ kleine Anzahl deutscher
Wissenschaftler in internationalen Gremien, Organisationen und Pla-
nungsstäben sein. Der Wissenschaftsrat empfiehlt Bund und Llindern
sowie den Institutsdirektoren, Nachwuchswissenschaftler zu fördern,
wenn sie sich ftiLr derartige Aufgaben interessieren.

VII. Empfehlungen zur umweltbezogenen Lehre

Das Interesse der Studenten an umweltbezogenen Fachgebieten, Stu-
dienrichtungen und studiengängen übersteigt seit Jahren die hierfür in
den Hochschulen zur Verfügung stehenden Studienmöglichkeiten. In-
zwischen gibt es rd. 100 verschiedene weiterführende umweltbezogene
Studienangebote. Ihre rasche Ausweitung, die schwierigkeiten ihrer Ab-
grenzung von den etablierten Studiengängen und die uneinheitlichkeit
in der Terminologie haben zu einer unübersichtlichen Lage geführt. Vier
Hauptrichtungen lassen sich erkennen: die naturwissenschaftlich-analy-
tische, bodenkundlich-pflanzenbauliche, planerisch-gestalterische und
ingenieurwissenschaftlich-technische Ausrichtung der umweltrelevan-
ten Studiengänge.

Ebenso wie für die Forschung betont der wissenschaftsrat auch für die
Lehre, daß die umwelt nicht Gegenstand einer speziellen wissenschaft-
lichen Disziplin und eines hierauf spezialisierten Studiengangs sein
kann. Erkenntnisse über die umwelt und das verständnis der vielfälti-
gen Zusammenhänge zwischen Mensch und umwelt sollten in allen ein-

schlägigen Studiengängen gelehrt werden. Die Komplexität des Gegen-
standes läßt es nicht zu, umwelt zum Reservat einer oder weniger Fach-
disziplinen oder spezialisierter Studiengänge zu machen.

Auf der Basis einer kritischen Bewertung des Lehrangebotes in Grund-,
Haupt- und Aufbaustudium sowie in Weiterbildungsprogrammen der
Hochschulen fr.ir die verschiedenen Zweige der Umweltforschung emp-
fiehlt der Wissenschaftsrat den Hochschulen und den Ländern:

(1) Die Hochschulen sollten Lehrveranstaltungen, die für ein fachüber-
greifendes Studienprogramm geeignet sind, zusammenfassen bzw.
entwickeln und es ergänzend in geeigneten Formen (2.B. Ringvor-
lesungen, Studium Generale) anbieten.

(2) Die Integration umweltbezogener Lehrinhalte in das grundständige
Studium muß weitergehen und sollte Vorrang vor dem Neuaufbau
von Kapazitäten haben. Dies ist eine Aufgabe der Studienreform.

(3) Umweltbezogene Studiengänge bedürfen eines ausreichenden fach-
wissenschaftlichen Fundaments und entsprechend auf diese Stu-
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(4)

diengänge ausgerichteter Lehrinhalte aus anderen Disziplinen, ins-
besondere der Wirtschafts-, Rechts- und Gesellschaftswissen-
schaften.

Das Angebot an Aufbaustudiengängen mit umweltbezogenen Lehr-
inhalten sollte in Hinblick auf den übergang der Absolventen in den
Arbeitsmarkt überprüft werden.
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A: Inhaltliche Aspekte der Umweltforschung

I. Umwelt als Forschungsgegenstand

Umwelt und Umweltbelastungen stehen seit Jahren im Mittelpunkt
eines breiten Interesses von Öffentlichkeit und Politik. Damit einher-
gehend - teilweise bevor sich ein breites öffentliches Interesse doku-
mentierte - haben sich Wissenschaftler aus verschiedenen Disziplinen
vermehrt umweltreievanten Themen zugewandt. Dabei ist der Begriff
dessen, was unter Umwelt und Umweltforschung zu verstehen ist, das
Ergebnis eines noch jungen und nicht abgeschlossenen Prozesses.

In den 60er Jahren, als Umweltgefährdungen überwiegend als regional
begrenzte und/oder Einzelprobleme angesehen wurden, förderten DFG,
der Verein Deutscher Ingenieure (VDI), und der BMFT Luft, Lärm und
Wasser betreffende Forschungsfelder.l) 1971 richtete die DFG den Se-
natsausschuß für Umweltforschung (SAUF) sin,2) 1972 die Arbeitsge-
meinschaft der Großforschungseinrichtungen (AGF) den Koordinie-
rungsausschuß für Umweltforschung. 1971 wurde das erste Umweltpro-
grarnm der Bundesregierung verabschiedet3) und ein Sachverständigen-
rat für Umweltfragen (SRU) eingerichtet.4) International wurde das
Thema ,,Umwelt" erstmals 1972 auf der Konferenz der Vereinten Natio-
nen in Stockholm diskutiert.

Nach der sich in der Studie des Club of Rome (1972) manifestierenden
Besorgnis um die Erschöpfung der natürlichen Ressourcen und den bei-
den Energiekrisen von 1974 und 1979 standen bis Mitte der 80er Jahre
Gewinnung, Sicherung und Schonung knapper Ressourcen im Vorder-
grund des Interesses. Hinzu kamen in Deutschland die Befürchtungen
um die dauerhafte Schädigung der Waldbestände und damit zusammen-
hängend die Belastung der Böden.5) Seither hat sich das Feld der Um-
weltforschung ausgedehnt und vielfältig aufgefächert, wobei in jüngerer
Zeit zunehrnend über Umweltveränderungen globalen Ausmaßes, die
durch anthropogene Einwirkungen hervorgerufen werden, gearbeitet
wird. Neben der Sorge um das Aussterben von Pflanzen und Tierarten
stehen mögliche Klimaveränderungen durch erhöhte CO2-Konzentratio-

1) Schwerpunktprogramme der Deutschen Forschungsgemeinschaft: ,,Reinhaltung
der Luft" seit 1960, ,,Lärmforschung" seit 1962 und ,,Schadstoffe im Wasser" seit 1969.
Vgl. DFG: Tätigkeitsbericht 1970, Wiesbaden 1970, S. 80; VDl-Kommission ,,Reinhal-
tung der Luft" seit 1958 und VDl-Kommission ,,Lärmminderung" seit 1965. Vg1. Gün-
ther Küppers, Peter Lundgreen und Peter Weingart: Umweltforschung - die gesteuerte
Wissenschaft?. Frankfurt a. M. 1978, S. 33 und 34.
2) Deutsche Forschungsgemeinschaft: Tätigkeitsbericht 1971, S. 160/161.
3) Deutscher Bundestag, Drucksache Vll27l0.
4) Erlaß über die Einrichtung eines Rates von Sachverständigen für Umweltfragen des
Bundesministers des Innern vom 28. Dezember 1971.
5) Vgl. zu Waldschadensforschung und nachwachsenden Rohstoffen Kapitel AJ12; zu
Ressourcengewinnung z. B. die Ausführungen zur Bundesanstalt für Geowissenschaf-
ten und Rohstoffe, Hannover, Kapitel C.II.3.1.
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nen im Mittelpunkt.6) Unter dem Titel ,,Our Common Future" veröffent-
lichte die ,,World Commission on Environment and Development" 1987
ihren Abschlußbericht (Brundtland-Bericht) und führte damit die
,,nachhaltige Entwicklung" (sustainable development) als Zielvorstel-
lung umweltverträglichen Wirtschaftens und als Ansatz zur Lösung der
Umwelt- und Entwicklungsproblematik in die öffentliche Diskussion
ein. Im gleichen Jahr betonte der Sachverständigenrat für Umweltfra-
gen in seinem dritten Umweltgutachten die Notwendigkeit einer sektor-
ütrergreifenden Umweltpolitik.T)

Seit einiger Zeit rückt die Zusammenschau der vielen interagierenden
Einzelkomponenten und -faktoren und damit die Komplexität des Sy-
stems Umwelt stärker in den Vordergrund von Politik und Wissenschaft.
Die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung in
Rio de Janeiro im Jahre 1992 unterstrich die globale Dimension des Um-
weltthemas, ebenso die internationalen Konventionen zum Schutz der
Umwelt (Klimakonvention, Konvention über die Biologische Vielfalt,
Walderklärung, Deklaration zur Umwelt und Entwicklung und die
AGENDA 21). In diesem Zusammenhang ist auch die Einrichtung des
Wissenschaftlichen Beirates,,Globale Umweltveränderungen" (WBGU)
durch die Bundesregierung im Mai 1992 zu sehen.B)

Seit den 70er Jahren ist die Umweltforschung erheblich ausgeweitet
worden. Sie hat auf vielen Feldern in umfassender Weise Schadsympto-
me und Verändemngsindikatoren erfaßt und auf der Basis dieser Daten
Modelle zur Erklärung der Umweltveränderungen erarbeitet. Auf meh-
reren Gebieten liegen auch systemare, interdisziplinäre und präventiv
orientierte Forschungsarbeiten vor. Diese sind darauf ausgerichtet, die
Wechselwirkungen innerhalb der Natursphäre sowie - bei umfassenden
Modellen - auch zwischen Natur- und Anthroposphäre zu verstehen.

In der DDR wurden zwar Umweltdaten in erheblichem Umfang sowie
mit großer Kontinuität erhoben, jedoch nicht systematisch analysiert.
Mit Ausnahme einiger methodisch und theoretisch arbeitender Gruppen
erhielten die Umweltforscher zumeist keine Gelegenheit, ihre Ergebnis-
se zu publizieren.9) Die seit 1971 an der Akademie der Wissenschaften
bestehende Klasse ,,Umweltschutz und Umweltgestaltung" wurde 1985
aufgelöst, da sie den verstärkten Fordemngen nach Geheimhaltung
nicht genügte. Sie wurde durch einen Wissenschaftlichen Rat mit ausge-

6) OECD: Wissenschafts- und Technologiepolitik. Bilanz und Ausblick 1991, Paris
1992, S.68-70.
7) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: Umweltgutachten 1987, Stuttgart
und Mainz 1987.
B) Wissenschaftlicher Beirat Globale Umweltveränderungen: WeIt im Wandel: Grund-
struktur globaler Mensch-Umwelt Beziehungen, Jahresgutachten 1993, Bremerhaven
1993.
9) Wissenschaftsrat: Stand und Perspektiven der Umweltforschung in den neuen Län-
dern - Zweiter Zwischenbericht. In: Wissenschaftsrat: Empfehlungen und Steilung-
nahmen 1991, KöIn 1992, S. 178.
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suchter personeller zusammensetzung ersetzt, der öffentlich nicht in Er-
scheinung trat. Nach der politischen wende und dem Bekanntwerden
der vorhandenen Daten sowie angesichts der regional teilweise schwer-
wiegenden Umweltschädigungen haben viele Arbeitsgruppen in Hoch_
schulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen umwelt-
themen aufgegriffen.

Der Begriff umwelt wird unterschiedlich deflniert. Nach einer Defini-
tion des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen (19g7) ist Um-
welt ,,der Komplex der Beziehungen einer Lebenseinheit zu ihrer spezi-
fischen umgebung". umwelt ist stets auf Lebewesen oder - allgemeiner
gesagt * biologische Systeme bezogen. Der WBGU (1gg3) versteht unter
Umwelt die ,,Gesamtheit aller Prozesse und Räume, in denen sich die
wechselwirkung zwischen Natur und Zivilisation abspielt. Somit
schließt ,Umwelt' alle natürlichen Faktoren ein, welche von Menschen
beeinflußt werden und diese beeinflussen." 10)

Umweltforschung umfaßt demnach die Beschreibung und Analyse des
Zustands der Umwelt, die Analyse ihrer Veränderungsprozesse und die
Entwicklung von Problemlösungen und -techniken. Hierbei kommen
auch mathematisch-naturwissenschaftliche verfahren der Modellbil-
dung zum Einsatz, die zum Ziel haben, Umweltsysteme zu verstehen.
Die in der Umweltforschung aufgeworfenen Fragestellungen machen an
den jeweils historisch gewachsenen Grenzziehungen der verschiedenen
wissenschaftlichen Disziplinen nicht halt. So ist auch die Forschung, die
die Umwelt zum Gegenstand hat, keine wissenschaftliche Disziplin im
herkömmlichen sinne. Einerseits ist die spezialisierte disziplinäre For-
schung für Probleme der umweltforschung unverzichtbar als euelle des
Erkenntnisfortschrittes, andererseits erfordert die Bearbeitung vieler
Umweltthemen interdisziplinäre Konzepte und Lösungswege und damit
auch die Zusammenarbeit von wissenschaftlern unterschiedlicher fach-
licher Herkunft.

Zu den umweltrelevanten Disziplinen zählen auch die Wirtschafts-,
Rechts-, Sozial- und Verhaltenswissenschaften sowie die Geisteswissen-
schaften, soweit sie zur Analyse der Ursachen von Umweltproblemen
sowie zum Verständnis von adaptiven und präventiven Aktivitäten und
Strategien beitragen. Entsprechend erarbeiten nicht nur Natur- und
Ingenieurwissenschaftler sowie Mediziner, sondern auch Wissenschaft-
ler der o. g. Disziplinen Beiträge sowohl zur Analyse von Mensch-Um-
welt-Verhältnissen als auch zur Vermeidung, Begrenzung und Beseiti-
gung von Umweltschäden.

Die nachfolgenden Ausführungen zu den Aufgaben der Umweltfor-
schung gehen_zunächst ein auf die naturwissenschaftlichen Kategorien
Boden, Wald, Ökosysteme, Ökotoxikologie, Wasser, Luft urrd Atmosphä-

f Ol Wi.r".r*frXtlicher Beirat Globale Umweltveränderungen: a.a. O., S. 14.
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re, Meere und Polargebiete. Gesondert behandelt werden die Themen
Naturschutz und Landschaftspflege. Im Abschnitt Umweltbewußtsein
und -verhalten werden rechtliche und wirtschaftliche, soziale und psy-
chologische, historische und pädagogische Dimensionen von Mensch-
Umwelt-Beziehungen angesprochen. Weitere Unterkapitel behandeln
die Zusammenhänge zwischen Umwelt und Gesundheit sowie Umwelt
und Technik. Das letzte Kapitel thematisiert den Beitrag der deutschen
Umweltforschung für und in Regionen außerhalb Europas, insbesondere
in den Tropenländern. Der Wissenschaftsrat geht von einem weitgefaß-
ten Umweltbegriff aus. Allerdings bleiben die auch unter Umweltfor-
schung subsumierbaren Themen Materialforschung, Energieforschung,
Nachwachsende Rohstoffe sowie Sicherheitsforschung, Naturkatastro-
phen und Katastrophenschutz in diesem Bericht weitgehend ausgespart.

Aufgabenfelder der Umweltforschung
- Beschreibung und übergreifende Bewertung -

1. Boden

Intakte, fruchtbare Böden bilden - neben sauberer Luft, reinem Wasser
und gtinstigen Klimabedingungen - die Voraussetzung für das Leben
auf der Erde. Böden sind die mit Wasser, Luft und Lebewesen durch-
setzten Umwandlungsprodukte von Gesteinen und toter Biomasse. In
Böden treffen die beiden großen übergeordneten Kreisläufe terrestri-
scher Ökosysteme zusammen: der von der Sonne getriebene Aufbau von
Biomassen durch die Aufnahme von Wasser und Nährstoffen sowie der
Abbau dieser Biomassen durch die Bodenorganismen und die damit ver-
bundene erneute Bereitstellung von Pflanzennährstoffen.

Als offene Systeme unterliegen Böden der Zu- und Abfuhr von Stoffen.
Je nach den Filter- und Puffereigenschaften der Böden kann der Stoff-
transfer in die Nahrungskette, in das Grundwasser, in die Oberflächen-
gewässer und in die Atmosphäre erfolgen. Diese Vorgänge betreffen na-
türliche Stoffe wie auch Stoffe anthropogener Herkunft. Die meisten der
von Menschen produzierten Stoffe gelangen früher oder später auf die
Böden oder in die Gewässer. Dabei findet oft eine Akkumulation von
persistenten Schadstoffen in der Bodendecke statt. Da die Böden ein
wesentliches Kompartiment der menschlichen Umwelt sind, ist Boden-
forschung im weiteren Sinne Umweltforschung. Im engeren Sinne be-
trifft die umweltspezifrsche Bodenforschung die Erkundung von Prozes-
sen, die die normalen Funktionen der Bodendecke im jeweiligen Öko-
system gefährden.

Die Erforschung der Funktionsgefährdung der Bodendecke beinhaltet
u. a. folgende Themenbereiche:

- Das Verhalten natürlicher und anthropogener fester, gelöster und gas-
förmiger Stoffe (Industrie- und Agroorganika, z.B. Kldrschlamm,
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Pflanzenschutzmittel, Düngerstoffe) in der Bodendecke und ihr Ein-
fluß auf die Bodenlebewelt sowie auf Pflanzen und Nahrungsketten,

die Bodenversauerung und -versalzung,

den durch Nutzung initiierten Bodenverlust durch Wasser und Wind-
erosion.

- den Abbau von Humus und die Bodengefügeverschlechterung,

- den Bodenverlust durch Versiegelung der Landschaft.

Die untersuchungen zur Belastung der Böden konzentrieren sich auf
Schwermetalle und andere Schadelemente sowie die Belastung mit or-
ganischen Substanzen und Säuren bzw. Säurebildnern und deren ökolo-
gische Konsequenzen. Speziell in landwirtschaftlich genutzten Böden
wird das verhalten von Pflanzenschutzmitteln sowie von Nährstoffen
(2. B. Nitrat) untersucht. Über das Verstehen der Schadeffekte hinaus
versucht die Bodenforschung, zukünftige Schädigungen zu prognostizie-
ren und Strategien zur Sanierung der Böden und zum Bodenschutz zu
entwickeln.

Als Stätten der Bodenforschung sind besonders die Institute füLr Boden-
kunde der land- und forstwissenschaftlichen Fakultäten zu nennen, die
geologische, geographische und analytische Ansätze in der Zusammen-
schau mit dem Verhalten und der Regenerations- und Regenerierungs-
ftihigkeit von Bodenfauna und Mikroorganismen vereinen. In einer Rei-
he von sonderforschungsbereichen und Graduiertenkollegs in den Geo-,
Agrar- und Forstwissenschaften werden umweltbezogene Themen be-
handelt:

SFB 69 ,,Geowissenschaftliche Probleme in ariden und semiariden
Gebieten - Entwicklung und Potential kratonaler Großstrukturen.,,
TU Berlin;

SFB 137 ,,Gesetzmäßigkeiten und Steuerungsmechanismen des Stoff-
umsatzes in ökologischen Systemen", IJ Bayreuth;

SFB 179 ,,Wasser- und Stoffdymamik in Agrar-ökosystemen,,, TU
Braunschweig;

SFB 327 ,,Wechselwtkungen zwischen abiotischen und biotischen
Prozessen", U Hamburg;

SFB 350 ,,Wechselwirkungen kontinentaler Stoffsysteme und ihre
Modellierung", U Bonn;

Graduiertenkolleg ,,Dynamik globaler Kreisläufe im System Erde,,,
U Kiel;
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- Graduiertenkolleg,,Organismische Interaktionen in Waldökosyste-
men", IJ Tübingen;

- Graduiertenkolleg,,Landwirtschaft und IJmwelt", U Göttingen.

Die ökosystemare Betrachtung umweltrelevanter Prozesse in der Bo-
dendecke steht besonders in den Ökosystemzentren an den Universitä-
ten Bay,reuth, Göttingen, Kiel und München im Vordergrundll), wie
auch bei den an einigen Universitäten mit unterschiedlichem Status und
Zielsetzung bestehenden interdisziplinären Zusammenschlüssen; so

z. B. die Interfakultative Arbeitsgemeinschaft Grundwasser- und Boden-
schutz in Karlsnrhe und das Zentrurn für Boden- und Wasserschutz,
Raumplanung und Umweltrecht in Bonn.

Außerhalb der Universitäten ist der Boden Forschungsgegenstand eini-
ger Institute von Ressortforschungseinrichtungen:

- Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR), Han-
nover;

- Bundesgesundheitsamt, Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene
(WaBoLu), Berlin;

- Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (FAL), Braunschweig;

- Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA),
Braunschweig;

- Geologische Landesämter.

Der Boden steht ferner im Mittelpunkt von Arbeiten des Blaue Liste-In-
stituts für Agrarlandschafts- und Landnutzungsforschung (ZALF) in
Müncheberg sowie einiger Arbeitsgruppen des Umweltforschungszen-
trums (UFZ) Leipzig-Halle. Die Gmndlagenforschung zu den Boden-
mikroorganismen ist durch die Gründung von zwei Max-Planck-Institu-
ten in Marburg uld Bremen gestärkt worden. Spezielle Untersuchungen
unter Einsatz der Tracertechnik werden besonders in den Großfor-
schungseinrichtungen GSF, München, KFA, Jülich und UFZ, Leipzig-
Halle durchgeführt. Diese Arbeiten sind zumeist in größere Programme
der Ökosystemforschung eingebettet.

Unter dem Programmschwerpunkt,,Standortgerechte Bewertung che-
mischer Bodenbelastungen" im Rahmen des Forschungsverbundes
,,Umweltvorsorge" sind die Forschungsaktivitäten der Großforschungs-
einrichtungen zur Bodenforschung (GSF, UFZ, KFA, GKSS, KfK, GBF)
gebündelt worden.12) Über die Arbeiten zu Stoffeinträgen, deren Trans-

Vgl. Kapitel A.IL 3. Ökosysteme sowie die Einzelstellungnahmen im Teil C
Vgl. zum Forschungsverbuld,,Umweltvorsorge" Teil B.IL4.

11)
12)
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formation, Wirkung und Austrägen soll eine bessere euantiflzierung und
Bewertung der Auswirkungen von schadstoffeinträgen (einschließlich
anorganischer und organischer Düngemittel) aus industriellen und mili-
tärischen Altlasten auf den Boden sowie der vom Boden ausgehenden
Belastung von Wasser, Luft und Nahrungsketten erreicht werden.

Stellungnahme

Die Bodenforschung mit ihrer Hinwendung zur Betrachtung des Bodens
als Kompartiment im ökosystemaren Zusammenhang ebenso wie die
Erforschung der Bedeutung des Bodens für die stoff- und Energiebilanz
ganzer Landschaften ist ein wichtiges, zukunftsträchtiges Forschungs-
feld. Hierzu gehören auch Fragen der Mikrobiologie und roxikologie des
Bodens im Zusammenhang mit der Entsorgung von Abfällen. Der Wis-
senschaftsrat begnißt die zunehmende Bündelung von Forschungskapa-
zitäten und deren Ausrichtung auf klar umrissene und den Wechselbe-
ziehungen des Bodens in ihrer Komplexität gerecht werdende Fragestel-
lungen. Weitere Synergieeffekte sind möglich und notwendig.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die Bodenforschung künftig noch stär-
ker in regionalen Verbünden zusammenzuführen. So werden z. B. die
Altlastenerkundung und die Erstellung von schadstoffkatastern bislang
meist in regionalen Einzelprojekten disziplinär konkurrierend von Geo-
logen, Bodenkundlern/Agrarwissenschaftlern und Geographen betrie-
ben. Die hier teilweise zu beobachtende Verzettelung sollte rasch über-
wunden werden.

Der Wissenschaftsrat würdigt die erfolgreiche Zusammenarbeit zwi-
schen Großforschungseinrichtungen und Universitäten, wie sie z. B. im
Forschungsverbund Agrarökosysteme München (FAM) zwischen der
TU München und dem GSF-Forschungszentrum für Umwelt praktiziert
wird. Dabei werden aber die Stärken der Großforschungseinrichtungen,
die in ihrer langfristigen programmatischen Steuerung sowie der meß-
technischen, experimentellen und analytischen Möglichkeiten liegen, in
der Bodenforschung bisher nur partiell genutzt. Der Wissenschaftsrat
bekräftigt in diesem Zusammenhang seine Empfehlung zur Bildung in-
stitutsübergreifender Arbeitsgruppen und Verbundprojekte sowie zur
stärkeren Beteiligung der außeruniversitären Institute an Sonderfor-
schungsbereichen und Graduiertenkollegs, wie dies z. B. in der Meeres-
forschung erfolgreich praktiziert wird.13) Um Synergieeffekte zu erzie-
len, sollte der Forschungsverbund ,,Umweltvorsorge" der Großfor-
schungseinrichtungen für Institute oder interdisziplinäre Zusammen-
schlüsse stärker geöffnet werden.

13) Vg1. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Zusammenarbeit von Großforschungs-
einrichtungen und Hochschulen, KöIn 1991, S. 77.
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II. 2. WaId

Zu Beginn der 80er Jahre wurden erste alarmierende Meldungen über
großflächige, neuartige Waldschäden bekannt, die zunächst unter dem
Schlagwort,,saurer Regen", dann,,Waldsterben" erhebliche Reaktionen
in Politik,la) Öffentlichkeit und Forschung auslösten. Die Forschung
griff dieses Problem rasch auf. Sowohl an außeruniversitären For-
schungseinrichtungen wie GSF München, KFA Jülich, GKSS Geest-

hacht, FAL Braunschweig und BFH Hamburg und an Einrichtungen der
Länder als auch an den forst- und geowissenschaftlichen sowie biologi-
schen Fakultäten wurden zunächst weitgehend punktuelle, wenig abge-

stimmte Arbeiten aufgenommen, denen ein interdisziplinärer Ansatz
fehlte. Demzufolge gab es viele Spekulationen und Hypothesen. Erste
Forschungsschwerpunkte konzentrierten sich auf Stoffflüsse in Böden
(Göttingen), auf die Erfassung der Schadstoffeinträge und auf die Ur-
sachenforschung. Unterstützt wurden die physiologischen Forschungen
durch das DFG-schwerpunktprogramm,,Baumphysiologie" 15) und die
später initiierte internationale Zusammenarbeit im darauf abgestimmten
Europäischen Forschungsverbund zur Erforschung der Physiologie des

Baumes (EUROSILVA). Die lJrsachenforschung war neben flankieren-
den forstlichen Maßnahmen und solchen zur Luftreinhaltung ein
wesentliches Ziel des Aktionsprogramms der Bundesregierung,,Rettet
den Wald", das 1983 erstmals formuliert und 1989 zum dritten Mal fort-
geschrieben wurde.

1983 wurde zur Koordinierung der Waldschadensforschung eine Inter-
ministerielle Arbeitsgruppe des Bundes und der Llinder (IMA) einge-
richtet. Seither haben Bund und Länder mehr als 800 Forschungsvor-
haben gefördert, die thematisch und regional zu Schwerpunkten zusam-
mengefaßt wurden. Diese IMA wurde von einem Forschungsbeirat un-
terstützt, der bis 1989 in drei umfangreichen Berichten den Stand der
Forschung dargelegt und Wissenslücken und künftigen Forschungsbe-
darf aufgezeigt hat.16) Auch in den Ländern gab es Initiativen zur Förde-
rr.ng und Koordination der Forschung, so z. B. in Nordrhein-Westfalen
(Schwerpunkt Biochemie), Baden-Württemberg im Rahmen des Projek-
tes Europäisches Forschungszentrum für Maßnahmen zur Luftreinhal-
tung (PEF) mit dem Förderschwerpunkt Einwirkung von Luftschadstof-
fen auf Waldökosysteme (Auswirkungen von Restabilisierungsmaßnah-
men und Immissionen auf den N- und S-Haushalt der Öko- und Hydro-

14) Seit 1982 informiert das Bundesministerium frir Ernährung, Landwirtschaft und
Folsten jährlich über die Ergebnisse der amtlichen Schadenserhebung. Seit 19BG wer-
den die Waldschäden in den meisten der Wirtschaftskommission füLr Europa der Ver-
einten Nationen (ECE) angehörenden Länder nach einem einheitlichen Verfahren er-
faßt. Insgesamt 27 Staaten beteiligen sich inzwischen an diesem gemeinsamen Wald-
schadensbericht, der über etwa 70 /o der europäischen Waldfläche Auskunft gibt.
15) Im Rahmen des Schwerpunkts ,,Physiologie der Bäume", der seit l9B5 besteht,
wird vorrangig physiologische, biochemische und ökologische Grundlagenforschung
gefördert.
16) Forschungsbeirat Wa-ldschäden/Luftverunreinigung der Bundesregierung und der
Länder: 3. Bericht, Bonn 1989.
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sph:ire von Schwarzwaldstandorten) (ARINUS) und Bayern mit der
Projektgruppe zur Erforschung der Wirkung von Umweltschadstoffen
(PBWU) und Schwerpunktsetzung im Raum Bayreuth und München
(Münchener Arbeitsgruppe Luftschadstoffe (MAGL)). Zwischen den
verschiedenen Förderern ergab sich so unter Mitarbeit von wissenschaft-
lichen Beratergruppen eine beispielhafte Kooperation.

Die Waldschadensforschung hat sich im Verlaufe der vergangenen Jahre
zu einer interdisziplinär arbeitenden Forschung weiterentwickelt. Cha-
rakteristische Waldgemeinschaften auf unterschiedlichen Standorten
und mit unterschiedlichen Ausprägungen,,neuartiger Waldschäden"
wurden dazu ausgewählt. Hierzu zählen das Fichtelgebirge; der ,,Post-
turm Ratzeburg" als eine Waldfläche, die einem starken urbanen Einfluß
unterliegt; der Höglwald stellvertretend für einen Großteil der Fichten-
forste im Alpenvorland; der Schluchsee im Schwarzwald als ein geschä-
digtes ,,Reinluftgebiet", die Wank als Beispiel füLr den Bergwald in den
Alpen und die Kiefer-dominierten Wälder Berlins als Beispiel für bal-
lungsraumnahe Waldökosysteme. Mit der Wiedervereinigung sind zwei
weitere Forschungsschwerpunkte hinzugekommen: das hochbelastete
Erzgebirge und das Waldgebiet um Eberswalde (Brandenburg), wo be-
sonders die für das norddeutsche TiefLand typische Kiefer im Mittel-
punkt steht.

Gesondert zu erwähnen ist das sehr frühzeitig von der DFG initiierte Sol-
ling-Projekt, wo stellvertretend für das norddeutsche Mittelgebirge
schon in den 60er Jahren in interdisziplinärer Zusammenarbeit die Le-
bensgemeinschaften und Stoffumsätze eines,,intakten" Waldes unter-
sucht wurden. Nach dem Auftreten der sichtbaren Waldschäden und
dem Beginn der gezielten Waldschadensforschung wurden die Arbeiten
im Solling fortgeführt und auf den benachbarten Höhenzug Hils und
den Harz ausgedehnt.

Schwerpunkte der umfangreichen Forschung waren bisher:

- Immissions- und Depositionsmessungen und -modelle mit dem Ziel,
die Luftströme an den Schnittstellen Atmosphäre/Boden feststellen
und bilanzieren zu können;

- Genökologische Fragestellungen;

- Untersuchungen zum oberirdischen Wirkungspfad, einschließlich bio-
chemischer Untersuchungen zum Eindringen und Verhalten der
Schadstoffe im biologischen System;

- Untersuchung biotischer und anderer nicht-anthropogener Streßfak-
toren;

- Untersuchungen zum unterirdischen Wirkungspfad mit den Unter-
suchungskomplexen Chemie und Biologie/Biochemie des Bodens so-
wie die Biochemie und Transportvorgänge im Wurzelbereich;
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- Methodenentwicklung zur standardisierten Untersuchung von Schad-
stoffsymptomen und zur Erfassung von Schäden (Inventur und Fern-
erkundung);

- stabilisierende und kompensierende waldbauliche Maßnahmen.

Der methodisch breit angelegte, interdisziplinäre Forschungsansatz trägt
der Tatsache Rechnung, daß nicht einzelne Streßfaktoren als alleinige
Ursache für die Waldschäden verantwortlich sind, sondern daß es sich
vielmehr um multifaktorielle und multivektorielle Ursachen mit einer
besonderen Beteiligung abiotischer Luftschadstoffe im Zusammenwir-
ken mit klimatischen Faktoren handelt. Auch tritt häufig als Folge des
Schadstoffeintrags Mangel an bestimmten Nährstoffen (2. B. Magne-
sium, Kalium) auf. Andererseits verursacht die Stickstoffzufuhr aus der
Luft Nährstoffungleichgewichte, bedingt aber auch auf vielen Stand-
orten ein stärkeres Wachstum der Bäume.

Stellungnahme

Der Wissenschaftsrat würdigt die vielschichtige interdisziplinäre und
interinstitutionelle Zusammenarbeit in der Waldschadensforschung, die
frühzeitig komplexe Wirkungsnetze des Ökosystems Wald untersucht,
die Ursachen für die Belastung und Gefährdung der Wälder verfolgt und
Handlungsalternativen aufgezeigt hat. Dennoch sind Ursachen und
Symptome aller Ausprägungen neuartiger Waldschäden noch nicht end-
gültig geklärt, so z. B. Schäden der Laubwälder. Weiter auszubauen ist
die Ursachenanalyse als Grundlage für präventive wie kurative Hand-
lungsanweisungen. Gerade an der Waldschadensforschung wurde deut-
lich, daß erst die enge Einbindung der Grundlagenforschung in Frei-
land-orientierte Forschungsansätze zu Themenbereichen wie z. B. Streß-
physiologie, Genetik, Mikrobiologie und zu Luftchemie Erklärungsmög-
lichkeiten eröffnet hat.

Der Wissenschaftsrat empflehlt, die Waldschadensforschung im Rah-
men der ökosystemaren Forschung weiter zu verfolgen und dabei - wie
bereits eingeleitet - auf die bestehenden Zentren (einschließlich der For-
schungsverbünde in Tharandt und Eberswalde) und die von der IMA
definierten Waldschadensstandorte zu konzentrieren.

Forschergruppen vor allem aus den Hochschulen sollten sich bei der
DFG um ein Schwerpunktprogramm ,,Neuartige Waldschäden" bemü-
hen. Nicht zttletzt zur Einbindung der Ökosystemzentren und zur ,,Aus-
strahlung" ihrer Ergebnisse in die Hochschulen wäre ein Schwerpunkt-
programm forschungspolitisch erwünscht, das gleichzeitig eine stärkere
interdisziplinäre Verflechtung betont. Auch sollte die Zusammenarbeit
mit einschlägigen Großforschungs- und Ressortforschungseinrichtun-
gen weitergeführt werden, wo spezifisch erforderliche Meß- und Unter-
suchungseinrichtungen oder Know-how genutzt und Synergieeffekte er-
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zielt werden können. FüLr den Wissenstransfer von besonderer Bedeu-
tung ist die Zusammenarbeit mit den Forstlichen Versuchs- und For-
schungsanstalten der Länder, speziell gilt dies für die Waldschadenser-
fassung und für waldbauliche Abhilfemaßnahmen.

II. 3. Ökosysteme

Ökosysteme sind Wirkungsgefüge von Lebewesen und ihrer Umwelt,
deren Funktionsweise und wechselseitige Beziehung zueinander über
die Kenntnis ihrer einzelnen Bestandteile hinausgeht. Sie sind mit be-
nachbarten Ökosystemen vernetzt und unterliegen überregionalen und
auch globalen Umwelteinflüssen. Die Ökosystemforschung will demzu-
folge über das Verstehen der einzelnen Prozesse oder Prozeßketten hin-
ausgehen und die komplexen Wechselwirkungen möglichst aller Teile
eines Lebensraumes untereinander und mit der Umwelt erfassen. So
stehen die Beziehungen zwischen Atmosphäre, Boden, Gestein und
Wasser sowie deren Wechselwirkungen mit Pflanzen, Tieren und Mikro-
organismen im Mittelpunkt der Untersuchungen an terrestrischen
Systemen. Eine analoge Aufgabe hat die etwa gleichzeitig entstandene
marine Ökosystemforschung, die ihren wichtigsten Ursprung in der
Fischereiökologie hat.

Die Beschreibung des dynamischen Wirkungsgleichgewichts der jewei-
Iigen Standorte als Grundlage von Schadenserkennung ist charakteri-
stisch für die anwendungsorientierte Ökosystemforschung. So hat Ende
der 70er und Anfang der 80er Jahre das BMFT im Vorfeld der Umset-
zung des Chemikaliengesetzes erstmals Ansätze zur Erfassung der Wir-
kung von Fremdstoffen im Intensivackerbau, im Weinbau und in Wie-
sen- und Waldstandorten gefördert.l7) Diese Vorhaben haben zusam-
men mit der viel umfassenderen Waldschadensforschungl8; - das o.g.
,,Solling-Projekt" war eines der weltweit ersten Ökosystemforschungs-
projekte - in Deutschland die Voraussetzungen geschaffen für den Ein-
stieg in die terrestrische Ökosystemforschung.

Um die Belastungs- und Regenerationsfähigkeit einzelner Ökosysteme
zu ermitteln, die Folgen weiterer Umweltveränderungen aufzuzeigen
und wissenschaftliche Grundlagen für Sanierung und Neugestaltung zu
erarbeiten, wurde 1988 der BMFT-Förderschwerpunkt Ökosystemfor-
schung mit vier für Mitteleuropa repräsentativen Ökosystemen einge-
richtet.l9)

- Bayreuther lnstitut für Terrestrische Ökosystemforschung (BITÖK),
U Bayreuth,

17) H. Schlosser: Okotoxikologie - Auswertung ökotoxikologischer Forschungen zur
Belastung von Okosystemen durch Chemikalien, Bonn 1988.
18) C. Möhring: 10 Jahre Waldschadensforschung, Bonn 1992.

19) Vgl. hierzu die detaillierten Ausführungen im Teil C.
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Forschungszentrum Waldökosysteme (FZW), U Göttingen,

Projektzentrum Ökosystemforschung Bornhöveder Seenkette (ÖFB),
U Kiel,

Forschungsverbund Agrarökosysteme München (FAM), TU Mün-
chen und GSF Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit,
München.

Eine neue Institution mit ökosystemarem und darüber hinaus land-
schaftsbezogenem Schwerpunkt stellt das Zentrum für Agrarland-
schafts- und Landnutzungsforschung (ZALF) in Müncheberg dar. Im
Umweltforschungszentrum (UFZ) Leipzig-Halle befindet sich ein weite-
rer ökosystemarer Forschungsschwerpunkt im Aufbau. Die Verbindung
terrestrischer und mariner ökosystemforschung wird im Forschungs-
verbund,,Boddenlandschaften" angestrebt, der die wissenschaftlichen
Grundlagen für die umweltverträgliche Nutzung einer großen Küsten-
region in Mecklenburg-Vorpommern erarbeiten soll.z0)

Allen Zentren ist ein interdisziplinäres Forschungskonzept gemein, das
umfassende Analysen an Acker-, GrtiLnland- und Waldstandorten vor-
aussetzt. Die Forschung ist auf Langfristigkeit angelegt, um die Band-
breite natürlicher Schwankungen von Ökos.ystemen ermitteln und da-
durch anthropogen bedingte Abweichungen vom Normalzustand 4uver-
lässig feststellen zu können. Hierauf aufbauend wird versucht, unter Zu-
hilfenahme mathematisch-statistischer Modelle verläßliche Aussagen
für eine zukünftige Entwicklung zu erarbeiten. Langfristiges Ziel ist es,
die Ergebnisse der komplexen Untersuchungen zu nutzen, um in überla-
steten Ökosystemen soweit wie möglich Prinzipien der Selbstregulation
wieder zum Tragen zu bringen und eine nachhaltige Nutzung zu ermög-
lichen.

Die Aktivitäten der Ökosystemforschungszentren sind netzartig durch
den vom BMFT unterstützten nationalen Forschungsverbund TERN
(Terrestrial Ecosystem Research Network) verbunden. Die aus den Zen-
tren hervorgehenden Forschungsergebnisse sollen in die Gesamtbe-
trachtung des Internationalen Geosphären-/Biosphärenprogramms ein-
fließen und Beiträge zu den weltweiten Diskussionen über globale Um-
weltveränderungen (,,GIobaI Change") liefern.

Über den interdisziplinären und integrierenden Forschungsansatz der
Ökosystemforschungszentren hinaus werden übergreifende Zusam-
menhänge und das Zusammenwirken von Hydrosphäre, Lithosphäre
und Biosphäre an vielen Universitätsinstituten, besonders der Agrar-
und Forstwirtschaft und der Biologie, behandelt. Belege für das Arbei-
ten in interdisziplinären Strukturen sind die oben genannten Sonderfor-
schungsbereiche und Graduiertenkollegs. Weiterhin sind zu nennen:

20) Vg1. Kapitel C. IX
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- SFB 183 ,,Umweltgerechte Nutzung von Agrarlandschaften", IJ
Hohenheim;

- SFB 192 ,,Optimierung pflanzenbaulicher Produktionssysteme im
Hinblick auf Leistung und ökologische Effekte", U Kiel;

- Lehr- und Forschungsschwerpunkt ,,Umweltverträgliche und stand-
ortgerechte Landwirtschaft", U Bonn;

- Graduiertenkolleg,,Kreisläufe, Austauschprozesse und Wirkungen
von Stoffen in der Umwelt", U Mainz;

- Graduiertenkolleg ,,Interdiziplinäre Strategien zum Schutz der Um-
welt", TH Aachen.

Stellungnahme

Die Ökosystemforschungszentren haben sich als institutionalisierte
Form eines weitgefächerten interdisziplinären und interinstitutionellen
Ansatzes bewährt. Aufgr:und der erfolgversprechenden Forschungskon-
zeption der Zentren - nicht zuletzt im regionalen Zusammenhang - und
des zunehmenden Bedarfs an komplexen, ineinandergreifenden For-
schungsansätzen, -methoden und -ergebnissen, wird den Ländern emp-
fohlen, im Anschluß an die Anschubfrnanzierung durch das BMFT in
geeigneter Weise die Weiterführung der zul<unftsträchtigen und integra-
tiven Elemente der Zentren sicherzustellen. Das BMI"T sollte auch in
Zukunft durch die Förderung von Verbundprojekten einzelne Aspekte
vertiefen und damit einen Beitrag zur Weiterführung und Zusammen-
führung der angelaufenen Ökosystemforschung leisten. Der Wissen-
schaftsrat empfiehlt den Wissenschaftlern, sich darüber hinaus um
einen SFB zu bemühen.

Die bisherigen Forschungsaktivitäten konzentrieren sich auf die Analyse
einzelner Standorte bzw. Ökotope. Voraussetzung für das weitgehende
Verstlindnis der komplexen Wechselwirkungen von Prozessen in und
zwischen Ökosystemen ist die Einbeziehung lateraler Prozesse und
räumlicher Strukturen. Landschaftbezogene, d. h. räumlich differenzier-
te und zugleich flächendeckende Untersuchungen, wie sie z. B. das
ZALF realisieren wird, werden daher zukünftig einen weitaus höheren
Stellenwert haben. tr\ir die Region Halle/Leipzig gibt es erste Ansätze
zur Vernetzung urbaner und agrarisch geprägter Ökosystemforschung
unter wesentlicher Einbindung der Forschungsaktivitäten des UFZ. Die
dramatische Anderung der Raumnutzung in dieser Region bietet sich als
Großexperiment unter Einschluß der Stadt- und Verkehrsökologie ein-
schließlich der Auswirkung auf die sozialen Aspekte der Menschen an.
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II. 4. Ökotoxikologie

Die Ökotoxikologie befaßt sich mit Methoden, um Störungen der Struk-
tur und Funktion von Ökosystemen durch Umweltchemikalien festzu-
stellen und zu bewerten. Im Sinne einer ökosystemaren Weiterentwick-
lung der klassischen toxikologischen Prüfungen an Monospezies-Test-
systemen werden auch Schadwirkungen anthropogener Substanzen auf
Tier- und Pfl,anzenpopulationen und Biozönosen in Ökosvstemen und
Ökosystemausschnitten untersucht. Das Schädigungspotential ist daher
als Funktion von Wirkungsbedingungen und Systembedingungen zu
deflnieren.

Definiert man Ökotoxikologie als Wissenschaft von der Verteilung che-
mischer Substanzen und ihrer Wirkung auf Ökosysteme, so müssen zur
Bewertung der Gefährdungspotentiale von Stoffen Exposition und Wir-
kung in Beziehung gesetzt werden. Folgende drei Fragenkomplexe sind
zu beachten:

- Verteilung und Verbleib in der Umwelt (Kompartimentalisierung),

- abiotische und biotische Umwandlung,

- toxikologische Wirkungsspektren.

Umfassende Monitoringdaten für die Umweltkompartimente liegen nur
ansatzweise für wenige Stoffe und für diese auch nicht fl,ächendeckend
vor. Zudem kann sich die Umweltexposition aufgrund veränderter Pro-
duktionsverhältnisse (Produktionsmengen, Herstellungsverfahren, Ab-
fall-, Abwasser- und Abluftbehandlung) sowie der möglichen Zeitab-
hängigkeit von Emissionen stark verändern.

Zur unerläßlichen Expositionsabschätzung ist es erforderlich, den ge-
samten ,,Lebensweg" eines Stoffes zu berücksichtigen. Solche Abschät-
zungen dienen der Darstellung der Verteilung, des Verbleibs (und ggf.
Abbaus) sowie der Konzentration der jeweiligen Chemikalien in der
llmwelt. Forschungsbedarf liegt in der Weiterentwicklung derartiger
Modelle mit dem Ziel, Anwendungsbereiche zu vergrößern und die Pro-
gnosesicherheit zu erhöhen. Darüber hinaus sind Aussagen zur Biover-
fügbarkeit der Substanzen erforderlich.2 1)

Die Wirkungsforschung erfordert die BerücksichtigUng der Diskrepanz
zwischen dem Ziel, die Artengemeinschaft unter natürlichen Bedingun-
gen in ihrer Vielfalt zu erhalten, und den Forschungsmethoden, die in
der Regel auf wenigen Monospezies-Labortests als Bewertungsgrundla-
ge basieren. Sie macht aus Vorsorgegninden einen ausreichenden
Sicherheitsabstand zwischen Umwelt- und Wirkkonzentrationen erfor-
derlich.

21) Vgl. hierzu auch Kapitel A.II.1 und A.II.5.
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Ökotoxikologische Forschung sollte dazu beitragen, Wissenslücken bei
der Extrapolation von Labordaten auf reale Ökosysteme zu schließen,
denn eine unmittelbare Untersuchung der Einwirkungen von Chemika-
lien auf natürliche Ökosysteme ist wegen der großen Zahl an Stoffen
und der Komplexität und Variabilität von Ökosystemen weder retro-
spektiv noch prospektiv möglich. Wirkungsforschung sollte in fünf
Schritten erfolgen:

- Kwzzelttests zur Feststellung der akuten Toxizität;

- subchronische und chronische Untersuchungen an Organismen;

- Studien zu Wirkungsmechanismus, zu Aufnahmegeschwindigkeit,
Akumulation, Metabolisierung und Exkretion;

- Wirkung auf Populationen und Biozönosen in Ökosystemen und öko-
svstemausschnitten;

- Freilanduntersuchungen.

Stellungnahme

Ökotoxikologische Forschung wird vereinzelt sowohl von Arbeitsgrup-
pen an außeruniversitären Einrichtungen als auch an Universitäten be-
trieben. zwar glbt es eine Reihe von einzelnen wissenschaftlich quatifl-
zierten Arbeiten, doch ist der Zustand dieses füLr: die umweltpolitik außer-
ordentlich wichtigen Forschungsgebietes unbefriedigend. Es fehlt an
einem übergreifenden Konzept für eine von Fachleuten mehrerer Diszi-
plinen gemeinsam getragene Grundlagenforschung. Die Zielsetzungen
sind nicht abgestimmt, die Ansätze sind allzu disziplinär ausgerichtet und
zersplittert. Der Wissenschaftsrat hält es für unabdhgbar, daß die betei-
ligten Disziplinen die Forschungsziele der ökotoxikologie gemeinsam in
einer Denkschrift präzisieren und die Schritte festlegen, wie dieses seit
Jahren defizitäre Gebiet zu überzeugenden wissenschaftlichen Leistun-
gen kommen kann. Auf der Basis einer solchen Denkschrift könnten
DFG22) und BMF'T,23) die den Bedarf an ökotoxikologischer Forschung
sehen, dieses Gebiet z. B. im Rahmen eines Schwerpunktprogrammes ge-
zielt fördern. An einigen der universitäten, die das erforderliche Fächer-
spektrum aufweisen, sollten Schwerpunkte für ökotoxikologische For-
schung und Lehre gesetzt werden. Ökosystemforschungszentren sollten
ökotoxikologische Fragen aufgreifen. Den Großforschungseinrichtungen
empfiehlt der Wissenschaftsrat, verstärkt ökotoxikologische Aspekte in

22) YgL Deutsche Forschungsgemeinschaft: perspektiven der Forschung und ihrer
Förderung, Aufgaben und Finanzierung 1993-1996, Weinheim 1992, S.423.
23) Der Bundesminister für Forschung und rechnologie: umweltforschung und um-
welttechnologie, Programm 1989 bis 1994, Bonn 1991, S. 48.
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dem AGF-Forschungsverbund,,Umweitvorsorge", insbesondere in den
Untersuchungen zu Luftbelastungen, zu berücksichtigen.

II. 5. Wasser

Süßwasser stellt eine wichtige Grundlage des menschlichen, tierischen
und pflanzlichen Lebens dar. Es ist in Raum und Zeit sehr ungleich ver-
teilt, was durch viele Einflüsse bestimmt wird. Physikalische, chemische
und biologische Prozesse stehen dabei in vielfacher Wechselwirkung.

Gefährdungen der Gewässer und ihrer Funktionen ergeben sich durch
Wasserentzug und bauliche Maßnahmen, vor allem aber durch Schad-
stoffeintrag. Anthropogene Einträge, die die Qualität der Gewässer be-
drohen, werden durch industrielle Produktion, Verwendung von Che-
mikalien, durch Verbrennungsprozesse, vor allem auch aus dem Ver-
kehr, aus der Landwirtschaft, durch die Abflüsse kommunaler Klärwer-
ke und durch ungeregelte Deponien verursacl-t1.2a) Bei wenig flüchtigen
Substanzen findet der Eintrag direkt in die Gewässer, bei flüchtigen
Substanzen über die Atmosphäre statt.

Sauberes Grundwasser wird in einigen Regionen Deutschlands knapp.
Ursachen hierfür sind neben einer übermäßigen Nutzung die Beschleu-
nigung des Grundwasserabflusses durch flußbautechnische Maßnah-
men und die Verringerung der Grundwasserneubildung durch Boden-
versiegelung. Überall dort, wo Trinkwasser aus dem Oberflächenwasser
direkt oder indirekt durch Grundwasseranreicherung oder aus Uferfil-
traten entnommen wird, ist die Minimierung der Einleitung von Schad-
stoffen unmittelbar für die Gesundheit wichtig.

Wasser und Binnengewässer

Stehende Gewässer und Flußseen sind vor allem durch diffuse Einlei-
tungen aus Landwirtschaft und Kommunen bedroht. Die Abwasserrei-
nigung ist im Einzugsbereich von Seen besonders wichtig, da diese oft
zur Trinkwasseraufbereitung genutzt werden. Das augenscheinlichste
Beispiel ist der Bodensee, der ein wichtiges Trinkwasserreservoir für
Süddeutschland ist. Hier hat die Installation von Phosphatfüllungen in
Klärwerken zu einer wesentlichen Verbesserulg der Wasserqualität ge-
führt. Diffuse Einträge in Seen und Grundwasser können auch von un-
geregelten Deponien und aus dem Bergbau stammen. Diese Probleme
spielen vor allem in den neuen Ländern eine große Rolle.

Ziel der Wasser- und Binnengewässerforschung ist die Sicherstellung
der Wasserressourcen und die Erhaltung des Lebensraumes Wasser für

24) Während z. B. die Belastung des Rheins durch Industrie und private Haushalte zu-
rückgeht, gewinnen Einträge durch die Landwirtschaft relativ an Bedeutung. Es zeigt
sich hier, daß Maßnahmen zur Reduzierung der Abwasserbelastungen al1ein nicht
greifen.
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die aquatischen organismen. Diese Ziele wurden noch vor wenigen Jah-
ren in ost- und westdeutschland mit unterschiedlichen Ansätzen ver-
folgt. Anders als in der Bundesrepublik, wo die Vermeidung bzw. Mini-
mierung externer Belastungen den deutlichen schwerpunkt darstellte,
lag in der DDR die Betonung auf dem Einsatz technischer Methoden,
d. h. der aktiven Einflußnahme in bezug auf die phvsikalische, chemi-
sche und biologische Struktur des Gewässers im Sinne einer das öko-
system unterstützenden Manipulation und Steuerung, um die selbstrei-
nigungsprozesse zu fördern. seit der wiedervereinigung hat sich - nicht
ztietzt unterstützt durch einen starken Rückgang von belastenden Ein-
leitungen - in den neuen Ländern die prioritätensetzung verändert. So
befaßt sich die wasser- und Binnengewässerforschung heute mit unter-
suchungen zur Erfassung von stoffflüssen und -umwandlungen sowie
limnologischen, die Bestandsaufnahme und raxonomie umfassenden
Fragestellungen. Darüber hinaus behandelt sie Fragen der ökosystema-
ren Bewertung von oberflächengewässern, des Grundwassers sowie der
Abwasserbehandlung bis hin zu Ableitung ökologisch optimierter Rege-
nerations-, Schutz- und Nutzungskonzepte.

Außerhalb der universitäten haben sich drei große Einrichtungen beson-
ders in der Binnengewässerforschung spezialisiert:

- Max-Planck-Institut für Limnorogie, prön (schwerpunkt: Seen) mit
der Flußstation Schlitz als Außenstele (Schwerpunkl: Fließgewässer);

- Institut für Gewässerökologie und Binnenfl scherei, Bertin-Friedrichs-
hagen (Schwerpunkt: Kombinierte hydrologische, limnologische und
fischereibiologische Erforschung des systems Einzugsgebiet-Grund-
wasser-Fließgewässer-Flußseen-geschichtete Seen) ;

- Institut für Gewässerforschung der GKSS, Magdeburg (Schwerpunkt:
Energie-, wasser- und stoffkreisläufe des Elbeeinzugsgebietes, stana-
gewässerforschung).

weiterhin befaßt sich das ZALF in MüLncheberg auch mit den Eigen-
schaften von Gewässern. Kleinere gewässerkundliche Arbeitsgruppen
finden sich an Großforschuagseinrichtungen (GKSS, ru'Ä üfZ,
GSF)25) und Bundesforschungsanstalten (FAL, BBA, BfG). Das beson_
dere Schwergewicht der Forschung dieser Einrichtungen liegt in der Be-
arbeitung limnologischer Fragestellungen, meist im Hinblick auf seen,
in erheblich geringerem Maße auf Fließgewässer.

Binnengewässerforschung wird jeweils ausschnittweise auch an umver-
sitäten und deren limnologischen Außenstationen26) betrieben. weitere
25) schwerpunkte der Arbeiten im Bereich ,,Belastung der Gewässer" des AGF-For-
schungsverbundes umweltvorsorge sind die Elbsanierung sowie die problematik der
Bergbaurestseen.
26) vor al1em Limnologische Forschungsstation in Seeon des Zoologischen Instituts
der universität München (Fließgewässer- und seenbewertung); Limnotogische station
Iffelsdorf des Instituts für Botanik und Mikrobiologie der TU München.
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univeßitäre Schwerpunkte wurden bereits seit langem in SFB's und
Forschergruppen gefördert; derzeit bestehen im Rahmen von Sonderfor-
schungsbereichen und Graduiertenkollegs z. B.:

- SFB 248 ,,Stoffhaushalt des Bodensees", U Konstanz;

- SFB 179 ,,Wasser- und Stoffdynamik in Agrar-Ökosystemen". TU
Braunschweig;

- Graduiertenkolleg ,,Stoffströme in Wasser und Boden", II Hannover.

Das vom BMF:| geförderte Verbundprojekt ,,Ökologrsch begründete Sa-

nierungskonzepte für kleine Fließgewässs1"27) führt grundlagenori-
entierte Forschungsgruppen der Universitäten und anwendungsorien-
tierte Arbeitsgruppen der Landesämter zusammen. Dieses Verbundpro-
jekt läuft 1994 aus. Um die Schadstoffbelastung der Elbe zu verringern
und ökologisch intakte Ökosysteme zurückzugewinnen, hat das BMI"T
1993 das Leitprojekt ,,Elbe 2000" definiert. Hier sollen die Forschungsar-
beiten zur EIbe und ihrer Nebenflüsse zusammengefaßt werden. Die Ko-
ordinierung der Forschung zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Tschechischen Republik erfolgt in der ,,Internationalen Kom-
mission zum Schutz der Elbe".

FriLr künstlich stehende Gewässer (Kiesgruben, Tagebau-Restseen und
Talsperren) gllt Analoges wie für die natürlichen Seen. Hier besteht eine
lange traditionelle Grundlagenforschung, soweit es die mehr klassischen
Gesichtspunkte der Eutrophierung und Versauerung betrifft. Dagegen
ist die Forschung über neue Belastungsarten (atmosphärische Deposi-
tion, toxische Stoffe, Umweltchemikalien) unterentwickelt. Die klassi-
sche Gewässerforschung sollte ihr Potential nutzen und diese Aspekte
künftig verstärkt aufgreifen.

Grundwasser

Rund zwei Drittel des füLr Trinkwasser verwendeten Wassers basiert auf
mit naturnahen Verfahren aufbereitetem Grundwasser, das einer stren-
gen Qualitätskontrolle in Form einer Vielzahl von Einzelanalysen unter-
liegl.

Die Hydrogeologie ist traditionell vorwiegend an den Universitätsinstitu-
ten für Geowissenschaften vertreten. Die gegenwärtigen Schwerpunkte
universitärer hydrogeologischer Forschung liegen in den Universitäten
Aachen, Dresden, Freiberg, KieI, Mainz, München, Münster, Tübingen
und der FU Berlin.

27) Das Vorhaben wird im Verbund an Warnow (Mecklenburg-Vorpommern), Stör
(Schleswig-Holstein), Hunte (Niedersachsen), I1m (Thüringen), Lahn (Hessen) und
Vils (Bayern) durchgeführt.
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Grundwasserforschung ist aus der Hydrologie und euellenforschung
entstanden. während sie sich anfänglich auf eine Migrationsforschun[
beschränkte und stark quantitativ ausgerichtet war, ist in der jüngeren
vergangenheit die Mikrobiologie hinzugekommen. Gleichwohl isi der-
zeit eine Grundwasserbiologie nur schwach entwickelt.

Abwasser

Die Abwasserforschung ist traditionell vorwiegend an den universitäts-
instituten für siedlungswasserwirtschaft und wasserbau etabliert, die
ihren Ausgangspunkt in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts mit der
Technik und dem Bau von Kläranlagen genommen haben. sie sind wis-
senschaftlich durch eine ingenieurmäßige Ausrichtung geprägt. tr\ir den
Abbau der heute dominierenden vielzahl von unnatürlichen verbin-
dungen haben Mikroorganismen eine große Bedeutung. Da die Eliminie-
rung der Frachten organischer substanzen in Klärwerken dem natür-
lichen Abbau in Gewässern nachempfunden ist, haben in einigen Fällen
Biologen solche Themen aufgegriffen. Insgesamt ist die Kenntnis der
biologischen Abbaubarkeit der vielzahl von schadstoffen bis heute je-
doch mehr als lückenhaft. Nur in vereinzelten FäIen.,vird systematisch
an der selektion spezieller Mikroorganismen zum Abbau von Schadstof-
fen, z. B. halogenierten Verbindungen, gearbeitet.

Die Institute für Siedlungswasserwirtschaft und wasserbau widmen sich
neben Themen der Abwasserbehandlung und Aufbereitung auch Fra-
gen des Bodenwasserhaushaltes sowie der Bewirtschaftung und sanie-
rung von Grundwasserressourcen. Das Ziel, die Gewässer wieder in
funktionierende Ökosysteme zu verwandeln, ist untrennbar verbunden
mit der Entwicklung der Kldrtechnologie.

Wasserchemie

Mit Ttinkwasseranalyse und rrinkwasseraufbereitung haben sich tradi-
tionell auch die Institute füLr wasserchemie beschäftigt. Hier besteht eine
interdisziplinäre Zusammenarbeit mit Biologen und Geologen. Bei der
Methodenentwicklung und -anwendung stehen technische sowie huma-
ne und ökotoxikologische Betrachtungsweisen im Mittelpunkt. Die mo-
derne analytische chemie hat Methoden zur verfügung gestellt, die bis
herunter in den Femtogrammbereich Elemente und organische verbin-
dungen zu analysieren gestatten. Mit dem großen Fortschritt auf dem
analytischen Gebiet hat jedoch die Interpretation der Meßdaten nicht
Schritt gehalten.

Schwerpunkte für die wasserchemie grbt es an den Technischen univer-
sitäten Berlin, Dresden, Karlsruhe und München.28) Die wasserchemie

28) Forschergruppe ,,Serologischer Nachweis von pestiziden und deren Metaboliten
im wasserkreislauf', München; Graduiertenkolleg ,,ökologische wasserwirtschaft,,,
Karlsruhe; sFB 193 ,,Biologische Behandlung industrieller und gewerblicher Abwäs-
ser" der TU Berlin; DFG-Schwerpunktprogramm ,,Refraktäre organische Säuren in
Gewässern".
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wird auch zunehmend an anderen, technisch orientierten universitäten
bearbeitet. Fragen der wasseranalytik werden ferner in den chemischen
und Agrikultui-chemischen Instituten (2. B. Bonn, Bayreuth), Boden-
wasseÄaushalt, Nähr- und Schadstoffbelastung in den Instituten für Bo-

denkunde der Fakultäten für Agrarwissenschaften, Gartenbau und
Landschaftspflege/-gestaltung behandelt. Dies gilt auch für entspre-

chende Institute der Bundesanstalt für Landwirtschaft FAL, der Biologi-
schen Bundesanstalt und verschiedener Einrichtungen der Länder.

Forschungsförderung

Die ,,Regionalisierung in der Hydrologie" wird seit 1991 als DFG-

schwerpunktprogramm gefördert. Darüber hinaus bestehen interdiszi-
plinäre Zusammenschlüsse an Universitäten mit unterschiedlichem Sta-

ius und Zieisetzung wie z. B. die Interfakultative Arbeitsgemeinschaft
Grundwasser- und Bodenschutz an der universität Karlsruhe, die sich

mit der untersuchung, Sanierung und dem schutz von Grundwasser
und Boden sowie den wechselwirkungen zwischen Gmndwasser und
Boden befaßt.

weiterhin ist auf dem Gebiet der wasserforschung als Forschungsein-

richtung im Bereich des BMG das Bundesgesundheitsamt (BGA) tätig.

Dort werden am Institut für wasser-, Boden- und Lufthygiene ökotoxi-
kologische Bewertungen und aquatische biologische Testverfahren
durÄgeführt. Für Forschungsvorhaben im großtechnischen Maßstab

auf dÄm Gebiet des Gewässerschutzes, z. B. Schadstoffeinleitung in
Fließ- und staugewässer, steht ein versuchsfeld in Berlin-Marienfelde
zur Verfügung.

In geringerem umfang und mit regional unterschiedlichen Fragestellun-
gen wira auch in Einrichtungen der Länder neben der hoheitlichen Auf-

[abe des Gewässerschutzes Gewässerforschung betrieben oder gefördert
(besonders aus Mitteln des jeweiligen Landes, des BMU und des BMI"T).
Die F.orschung erfolgt in fachlichen Bereichen, zu denen Grundlagen für
die Gewässerschutzpraxis fehlen.

Daneben erfolgt eine vielzahl praxisorientierter Forschungen, die von
stoffbilanzen über hydrodynamische und ökologische wechselwirkun-
gen bis hin zu Nitrateintrag und Trophieindikatoren reichen und Aspek-
t" .ro.r Hydrobiologie, der Mikrobiologie und Toxikologie, wasserchemie

und Limnologie einschließen.2g) Gleichzeitig sind sie wesentlich betei-

ligt am Verbundvorhaben,,Ökologisch begründete Sanierungskonzepte

2g) z.B. in folgenden Einrichtungen: schleswig-Holstein: Landesamt für wasserhaus-

halt und Küsten; Niedersachsen: Landesamt für Ökologie; Nordrhein-Westfalen: Lan-
desamt für Wasser und Abfall; Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsentwicklung
und Forstplanung; Bayern: Bayerische Landesanstalt für wasserforschung, Landesamt
für Wasserwirtschaft; Baden-Württemberg: Landesanstalt für Umwelt.
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für kleine Fließgewässer". Die Ländereinrichtungen sind über Arbeits-
kreise3O) miteinander fachlich koordiniert.

Das Land Baden-WüLrttemberg fördert mit dem Projekt Wasser-Abfall-
Boden (PWAB) vorwiegend anwendungsorientierte Forschungs-, Unter-
suchungs- und Entwicklungsvorhaben in den Bereichen Grundwasser-
schutz, Abfallbehandlung und Bodenbelastung (1986 bis 1992 wurden
hierfür vom Land 42 Mio. DM bereitgestellt).

Die angesprochenen Probleme im Bereich von Wasser und Binnenge-
wässer bestehen weltweit und sind daher auch Gegenstand internationa-
ler Programme, in die die deutschen Institute eingebunden sind. Hier
sind das International Hydrological Programme (IHP) der UNESCO so-
wie das IGBP Core Projekt Biospheric Aspects of the Hydrological Cycle
(BAHC) sowie das Global Energy and Water Cycle Experiment
(GEWEX) im Rahmen des World Climate Research Programme
(WCRP) zu nennen.

Stellungnahme

Der Wissenschaftsrat konstatiert einen Mangel an Grundlagenforschung
zur aquatischen Ökosystemforschung. Es fehlt an einer vernetzenden
Betrachtung von anthropogen beeinflußten Binnen- und Fließgewässern
sowie Grundwasser.

Von großer Bedeutung für das Verständnis des Ineinandergreifens der
wechselhaften abiotischen Bedingungen und Organismen-Gemein-
schaften in Gewässern ist die limnologische Forschung. Stehende Ge-
wässer werden wissenschaftlich gut bearbeitet, besonders hinsichtlich
Eutrophierung, Versauerung und traditioneller Belastungsstoffe. In den
alten Ländern ist der F orschungsbedarf diesbezüglich hinreichend abge-
deckt.

Es steht sowohl universitär als auch außeruniversitär ein ausreichendes
Forschungspotential zur Verfügung. Hier nimmt das international aner-
kannte MPI für Limnologie in Plön eine Leitfunktion ein, die auch hin-
sichtlich methodischer Probleme besonders für die Universitäten von
Bedeutung ist. Die dort vorhandene thematische Breite ist hierftiLr von
besonderer Bedeutung.

Die Kapazitäten der Binnengewässerforschung könnten angesichts der
ungewissen Zukunft der Limnologre an der Universität Konstanz emp-
findlich beeinträchtigt werden. Dies um so mehr als dem Bodensee bei
der Einbindung in die globale Gewässerforschung eine herausgehobene
Rolle zukommt. Es zeichnet sich noch nicht ab, wie die bisher dort ange-
stellten Forschungen weitergeführt werden können.

30) Z.B. Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA), Arbeitskreise der GDCH-
Fachgruppen und DlN-Normenausschüsse.
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Defizite bestehen hingegen in der Fließgewässerforschung. Hier wird
derzeit besonders der erosionsbezogen wirkende Teil der Fließgewässer
erforscht. Diese Entwicklung wird durch den Mangel an ausreichenden
theoretischen Grundlagen über bestimmte Fließgewässertypen, insbe-
sondere über alle kleinen Fließgewässer und solche des Flachlandes, so-

wie durch die bestehende Zersplitterung in kleine und kleinste For-
schergruppen versf,lirkt. Daher sind die Aktivitäten des BMFII zu begrü-
ßen, die i. g. i- Rahmen des Verbundprojektes ,,Ökologisch begnindete
Sanierungskonzepte für kleine Fließgewässer" gr:undlagenorientierte
Forschungsgruppen der Universitäten und anwendungsorientierte
Arbeitsgruppen der Landesämter zusammengeführt haben' Das Pro-
gramm sollte in seinem Grundansatz fortgesetzt und auf alle Gewässer-
typen - besonders auch auf bisher noch nicht berücksichtigte Fließge-
wässer im Flachland sowie durch Karsterscheinungen beeinflußte Mit-
telgebirgs- und Kleinstgewässer - ausgedehnt werden. Der Wissen-
schaftsrat empfiehlt daher ein eigenständiges Programm mit dem
Schwerpunkt Ötologie von Fluß- und Seenlandschaften als Fortsetzung
und Ausdehnung dieses 1994 auslaufenden Programms.

Bei den großen Fließgewässern wird Forschungsbedarf hinsichtlich der
stoffLichen und der ökologischen Zusammenhänge gesehen. Die Schad-
stoffbelastung dieser Gewässer ist durch die - im Rahmen des von den
Rheinanliegerstaaten (CH, F, D, NL) beschlossenen,,Internationalen
Aktionsprogramms Rhein" - durchgeführten Forschungsprojekte rela-
tiv gut untersucht. Diese Arbeiten werden durch die ,,Internationale
Kommission zum Schutz des Rheins gegen Verunreinigungen" (IKSR)
koordiniert. Auf diesen Arbeitsergebnissen konnten die Untersuchun-
gen zur stofflichen Belastung der Elbe aufbauen, die von der ,,Internatio-
nalen Kommission zum Schutz der Elbe" (IKSE) koordiniert werden.

Vom BMFT wird das Leitprojekt ,,Elbe 2000" gefördert, dessen Abstim-
mung in der genannten Kommission erfolgt. Dabei stehen z.Z. nochFra-
gen der Wasserbeschaffenheit und Gewässergtite im Vordergrund. Die
Belastung des Elbe-Systems mit anorganischen und organischen Schad-
stoffen, insbesondere mit Schwermetallen, muß u. a. wegen der Trink-
wasserversorgung der Bevölkerung im Elbe-Einzugsgebiet erfaßt
werden.

Weiter ist in grenzüberschreitenden Programmen insbesondere der
Komplex der Sedimente sowie die Interaktion der Einleitungen aus in-
dustriellen und kommunalen Kläranlagen zu untersuchen. Dabei ist die
Verknüpfung der bisher überwiegend betriebenen Analytik mit der Bio-
logie von besonderer Bedeutung. Es bestehen auch enge Beziehungen
zur Ökotoxikologie.

Der Wissenschaftsrat erkennt diesen Forschungsbedarf an und begrtißt,
daß dem durch die BMF"T-Förderung Rechnung getragen werden kann.
Er weist jedoch darauf hin, daß damit die Grundlagen ftir die Gewässer-
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überwachung durch die zuständigen Landesämter geschaffen werden
sollen und die untersuchung der wasserbeschaffenheit im Leitprojekt
,,Elbe 2000" nur eine zeitlich begrenzte Rolle spielen kann. Die eigentli-
che, längerfristige Bedeutung des Leitprojekts liegt nach Auffassung des
wissenschaftsrates darin, die ökologischen Zusammenhänge des Fluß-
systems Elbe (,,Ökomorphologie der Elbe") zu klären.

Es wird darauf hingewiesen, daß die Elbe der deutsche Fluß mit den um-
fangreichsten Auenlandschaften ist. Hier gewonnene Ergebnisse aus der
Grundlagenforschung könnten ggf. später auf andere Flußsysteme über-
tragen werden.

Forschungsbedarf besteht auch im Hinblick auf eine ökologisch fundier-
te Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit der Frage eines Aus-
baus der Elbe als Schiffahrtsstraße. weiterhin sollte Grundlagenfor-
schung an typischen Zuflüssen der Elbe aufgenommen werden, ggf. im
Rahmen des BMFT-Programms,,ökologisch begründete Sanierungs-
konzepte fiiLr kleine Fließgewässer".

Die Grundwasserforschung läuft aufgrund der dominierenden Analytik
und der dadurch vorhandenen Datensätze Gefahr, daß überwiegend Da-
ten gewonnen und ausgewertet werden, es jedoch nicht zur originären
Forschung kommt. Grundwasser läßt sich nicht gesichert und kurzfristig
sanieren. Fragen des Grundwasserschutzes, der Grundwasserbilanzie-
rung und -erneuerung in Verbindung mit limnologischen Untersuchun-
gen an Oberflächengewässern, einschließlich der Tagebaurestseen wie
auch zu neuen Schadstoffen, atmosphärischer Deposition von Umwelt-
chemikalien, Auslaugung von Altlasten sowie Aspekte der ökotoxikolo-
gie sind von großer wirtschaftlicher Bedeutung. Die Forschung hierzu ist
nur in Verbindung mit Bodenforschung einschließlich Bodenbiologie
sinnvoll.

Ftir die Beurteilung der biologisch-toxikologrschen Wirkung von Sub-
stanzen sind Kenntnisse vom Bindungszustand der Elemente oder der
organischen Verbindungen im Wasser wichtig. Insofern sind die globa-
len Bestimmungen, die z. B. für gelösten organischen Kohlenstoff und
Quecksilber an vielen Stellen durchgeführt werden, nur von begTenzter
Aussagekraft und wenig fördemngswürdig. Von Bedeutung ist hingegen
die Bestimmung von Metallspezies, wie sie z.B. in KFA, GSF und am
MPI für Chemie in Mainz betrieben wird. Bei organischen Substanzen
stehen diese Entwicklungen noch in den ersten Anfdngen. Hier sind vor
allem die Huminsäuren zu betrachten, die neben Elementen auch orga-
nische Substanzen einbauen können. Die Umweltrelevanz der Humin-
stoffe in Gewässern, Böden und Sedimenten ist ein weithin noch nicht
bearbeiteter Sektor. Erste Ansatzpunkte bildet hier das 1993 eingerichte-
te DFG-Schwerpunktprogramm,,Refraktäre organische Säuren". Wei-
terhin müssen auch Metabolite als potentielle Schadstoffe ermittelt und
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analysiert werden. So ist die Analyse einer organischen Verbindung, die
als Primlirstoff eingetragen wird, in Verbindung zu ihren Metaboliten zu
sehen, vor allem, wenn letztere eine wesentlich stärkere Schadwirkung
zeigen.

Die Wasserchemie ist als zukunftsträchtiges Forschungsgebiet geeignet
über (nicht zu stark regional gebundene) Verbundprojekte oder die
Schwerpunktforschung der DFG gefördert zu werden, so z. B. die Photo-
chemie aquatischer Systeme.

Die Abwasserreinigung hat aufgrund des ausgereiften Standes der Auf-
bereitungstechnologie keinen größeren Forschungsbedarf. Die Schad-
stoffwirkung auf Mikroorganismen ist allgemein auch fijLr Gewässer von
Bedeutung, da ein ZieI der Ökologie die Erhaltung der natüLrlichen aus-
gewogenen Besiedlung der Gewässer mit Mikroorganismen ist. Vor al-
lem bei unvollständigem Abbau von Abwasserbestandteilen können
Metaboliten auftreten, die in manchen Fällen giftiger sind als der Aus-
gangsstoff. Hier besteht eine Lücke, deren Schließung vordringlich ge-

fördert werden sollte.31)

Im Bereich der Altlastensanierung und der industriebelasteten Gewäs-

ser wird die Gefahr gesehen, daß vielfach IngenieurbüLros mit der Bela-

stungsproblematik befaßt werden und dadurch Entscheidungen geftillt
werden, die nicht durch entsprechende Grundlagenforschung gestützt
sind.

Insgesamt bleibt festzuhalten, daß es fi.iLr die grundlagen- sowie füLr die

anwendungsorientierte Forschung eine ausreichende Anzahl, von Ein-
richtungen gibt, die bei engem Zusammenwirken den noch offenen For-
schungsbedarf abdecken sollten. Die Datenlieferung durch die Landes-
ämter (Elbe, Saale) ist nicht immer ausreichend gewährleistet. Der Wis-

senschaftsrat empfiehlt daher, die Magdeburger Gewässerschutzsemina-
re zu einem von den genannten Einrichtungen alternierend auszurich-
tenden jährlich stattfindenden wissenschaftlichen,,Forum", als feste,
fachlich weit gefaßte Jahrestagung und Grundlage der Kommunikation
und Kooperation auszubauen.

Es ftillt auf, daß die Wasserforschung im Gegensatz zur Meeresforschung
überwiegend an Universitätsinstituten bearbeitet wird. Vielerorts wird
einzelnen Fragestellungen teilweise ausschnitthaft und in viel zu gerin-
gem Maße mit der Gewässerforschung verzahnt nachgegangen. Das er-
forderliche kausale Prozeßstudium steht noch nicht ausreichend im Vor-
dergrund. Es ist dringend erforderlich, daß trotz der bestehenden
Schwierigkeiten der bio-geo-physiko-chemische Komplex als solcher

31) Vel. Kapitel A.II.4
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aufgegriffen wird, somit auch mikrobielle und biochemisch-biologische
Komponenten in den Forschungsansatz integriert werden. Auch kol-
Ioidale Prozesse sind von großer Bedeutung zur Gewinnung von Schlüs-
selinformationen. Hierfür gilt es, die interdisziplinäre Kooperation und
Interaktion von Ingenieuren und Naturwissenschaftlern deutiich voran-
zutreiben. Darüber hinaus ist die Kopplung mit sozioökonomischen
Fachdisziplinen unbedingt erforderlich.

Die interdisziplinäre Verzahnung von natur- und ingenieurwissenschaft-
lich geprägter Wasser- und Gewässerforschung kann in besonderer Wei-
se über die Lehre gewährleistet werden. Bisher sind hierfür adäquate,
breit angelegte Ausbildungsstrukturen tediglich in der wasserwirtschaft-
lichen Ausbildung an der TU Dresden geschaffen.32) Der Wissenschafts-
rat empfiehlt allen Fakultäten, die siedlungswasserwirtschaftliche Fach-
richtungen anbieten,33) die Interdisziplinarität stärker auszubauen. Dies
gilt ebenso für die Kontakte zwischen Limnologie und Wasserbau.

II. 6. Luft und Atmosphäre

Aufgaben und Methodik

Die Lufthülle der Erde ist dasjenige Medium, das die Gesamtheit des
menschlichen Lebensraumes und der Biosphäre umgibt und mit ihr be-
ständig in allen Maßstabsbereichen - von lokal bis gtobal - in Wechsel-
wirkung steht. Sie bedarf daher besonders dringlich des Schutzes vor
anthropogenen Schädigungen, wie sie z.B. in Form der durch Gas- und
Aerosolemissionen verursachten I(imaänderungen, des Abbaus der
stratosphärischen Ozonschicht sowie der weiträumigen Verfrachtung
und Deposition von gas- oder staubförmigen Schadstoffen bereits deut-
lich in das Bewußtsein der Öffentlichkeit gerückt sind.

Die Atmosphärenwissenschaften (Meteorologie, Aeronomie, Physik und
Chemie der Atmosphäre) haben die Aufgabe, ,,die Wechselwirkungen
der Gashülle des Planeten mit der Erdoberfläche, den menschlichen Tä-
tigkeiten und dem erdnahen Weltraum zu erforschen, die sich daraus er-
gebenden Zustände der Atmosphäre zu erfassen und die in ihr ablaufen-
den physikalischen und chemischen Prozesse zu beschreiben sowie
theoretisch zu durchdringen".34) Die Aufgabenstellungen, die nach wie
vor eine große Spannweite von Alwendungen für Land- und Wasser-
wirtschaft, Luft-, See- und Landverkehr, Bauwesen u.ä. wahrzunehmen
haben, bezogen sich ursprünglich vor allem auf die ,,natürlichen" pro-

32) Hier umfaßt das Hauptstudium einen für den studiengang wasserwirtschaft sowie
die Studienrichtung Hydrobiologie und Hydrochemie obligatorischen Teilkomplex mit
den studienftichern technische Hydrobiologie und wasserhygiene, angewa.rdte Lim-
nologie und Wasserrecht sowie eine studienrichtungsbezogene Ausbildung.
33) Z.B. Aachen, Karlsruhe, München, Stuttgart.
34) Deutsche Forschungsgemeinschaft: Perspektiven der Forschung und ihrer Förde-
rung - Aufgaben und Finanzierung 1993-1996, Weinheim 1992, S. 40.
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zesse, zustände und wirkungen von wetter, Klima und Luftqualität als

umweltfaktoren. Durch das Problem der anthropogenen umweltbeein-
flussung sind die Atmosphärenwissenschaften heute in einem wesent-

lich erweiterten Umfang herausgefordert.

Die umweltrelevanten Felder der Atmosphärenforschung sind:

(1) Globale Klimaveränderungen als Folge der anthropogenen Zunah-
me von Spurengasen und Aerosolen, die den Strahlungs- und Spu-
renstoffhaushalt der Atmosphdre verändern. Schwerpunktprobleme
sind hierbei die Wechselwirkungen der Atmosphäre mit den Land-
und Wasseroberflächen, insbesondere den Ozeanen und der Kryo-
sphäre3s) sowie die globalen Bilanzen der Stoffflüsse zwischen Bio-
sphäre und Atmosphäre. An dieses Forschungsfeld knüpft das ge-
genwärtig heranwachsende Gebiet der Erforschung der multidiszi-
plinären Folgen von Klimaveränderungen (Klimafolgenforschung)
an.

(2) Regionales Klima und meteorologische Prozesse im ,,Meso Scale"36)
sowohl in ihrer Wechselwirkung mit Landschaftsform, Hydrologie,
Vegetation bzw. Landnutzung als auch hinsichtlich der Verfrach-
tung von Luftschadstoffen zwischen Quellen- und Depositionsge-
bieten.

(3) Meteorologie und Luftchemie (einschließlich heterogener Che-
mie)37; im Bereich der atmosphärischen Grenzschicht, vor allem im
Hinblick auf die Prozesse der Schadstoffflüsse, -umwandlung und
-ablagerung (Deposition) im lokalen Maßstab (Boden und Gewässer,
Land- und Forstwirtschaft, troposphärisches Ozon,,,Stadtklima"
und Kraftverkehrs-Emissionen, industrielle/technische Ballungsor-
te). Eine Schnittstelle der Luftchemie besteht zur technischen Um-
weltforschung (siehe Kapitel A. II. 11) im Hinblick auf die Entste-
hung und Diagnostik der in die Atmosphäre eintretenden gasförmi-
gen Schadstoffe (2. B. bei Verbrennungsvorgängen).

(4) Physik und Chemie der Stratosphäre, insbesondere hinsichtlich des
stratosphärischen Ozons und Aerosols.

Die Atmosphärenwissenschaften stützen sich auf großräumig und lang-
fristig angelegte Programme der Datengewinnung mittels Meßnetzen an
der Erdoberfläche und der Fernerkundung aus der Luft (Ballon, Flug-
zeug), aus dem Weltraum (Satelliten) sowie vom Boden aus (Radar, Li-
dar, Sodar). Diese empirische Datenbasis geht in raum-zeitliche statisti-

35) Kryosphäre : eis- und schneebedeckte Bereiche der Erdober{läche.
36) Meso-Scale : räumliche Größenordnungen von etwa 100 bis 1000 km.
37) Heterogene Chemie: Reaktionen zwischen Stoffen in verschiedenen Zuständen
(Phasen), insbesondere zwischen gasförmiger und flüssiger bzw. fester Phase, z. B. in
Wolken, Nebel, Niederschlägen.
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sche Analysen und Prozeßstudien ein. Die gewonnenen Erkenntnisse
werden in diagnostische und prognostische I\{odelle entsprechend den
obengenannten Forschungsfeldern bzw. Maßstabsbereichen integriert.
Ergänzend tritt hierzu auch die Rekonstruktion des Paläoklimas mittels
isotopenanalytischer und geologischer Verfahren.

Forschungsprogramme und Proj ektförderung

Als übergeordnete Beratungsinstitution für die Klimaforschung in
Deutschland wurde 1988 der Klimabeirat der Bundesregierung berufen.
1992 kam der Wissenschaftliche Rat ftir Globale Umweltveränderungen
hinzu, der sich u. a. stark mit Klimafolgen- und Klimaforschung befaßt.

Die Programm- und Projektförderung der Atmosphärenforschung in
Deutschland erfolgt weitgehend durch das BMF"T und durch die DFG.
Das BMFT hat eine Reihe von Programmen, Förderschwerpunkten und
Verbundforschungsprojekten eingeführt, von denen ftir die Atmosphä-
renforschung vor allem zu nennen sind:

- Klimaforschungsprogramm (als deutscher Beitrag zum WCRp, seit
1982);

- Ozonforschungsprogramm (seit 1988);

- Schwerpunkt Klima- und Atmosphärenforschung im programm
,,Umweltforschung und Umwelttechnologie" ( 1 989- 1 994) ;

- Forschungsrahmenkonzeption,,Globale Umweltveränderungen,,
(1992);

- Verbundprogramm ,,Schadstoffe in der Luftfahrt" mit Teilprogramm
Atmosphäre.

Zur Begleitung von Maßnahmen zur Umweltsanierung in den neuen
Ländern und zum Aufbau der Kooperation zwischen den alten und neu-
en Ländern hat das BMFT das ,,Wissenschaftliche Begleitprogramm zur
Sanierung der Atmosphdre über den neuen Bundesländern (SANA)" ins
Leben gerufen. Die DFG hat zur Planung und Koordinierung ihrer Akti-
vitäten die Senatskommission für Atmosphärische Wissenschaften ge-
gründet und fördert gegenwfutig mehrere Sonderforschungsbereiche
und Schwerpunktprogramme für die Atmosphärenforschung und ihre
Nachbargebiete:

- SFB 233 ,,Dynamik und Chemie der Hydrometeore", U Frankfurt/
Main;

- SFB 318 ,,Klimarelevante Prozesse im System Ozean - Atmosphdre -
Kryosphäre", U Hamburg;
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- Schwerpunktprogramm,,Physikalische Methoden der Fernerkun-
dung von Atmosphäre und Hydrosphäre", U Hamburg;

- Schwerpunktprogramm ,,Grundlagen der Auswirkungen der Luft-
und Raumfahrt auf die Atmosphäre", DLR Oberpfaffenhofen.

Daneben gibt es in Bayern (BayFORKLIM) und in Baden-WüLrttemberg
(REKLIP) tr'orschungsverbünde zvr atmosphärischen Umweltfor-
schung.

Die deutsche Atmosphärenforschung ist über nationale Forschungspro-
gramme (2.8. Ozonforschungsprogramm des BMFI) stark in internatio-
nale Programme der Atmosphärenforschung eingebunden, vor allem in
das World Climate Research Programme (WCRP) mit seinen fünf Unter-
programmen,3S) in das International Geosphere-Biosphere Programme
(IGBP) mit seinen sechs Kernprojekten39) sowie in verschiedene euro-
päische Programme (2.B. Europäisches Ozonforschungsprogramm,
EUREKA, ECHIVAL etc.). Im Rahmen des WCRP hat das Bundesmini-
sterium für Verkehr mit Förderung des BMF"T das Weltzentrum für Nie-
derschlagsklimatologie eingerichtet, das vom Deutschen Wetterdienst
(DWD) als Beitrag zu GEWEX betrieben wird. Als nationales IGBP-Ko-
mitee fungiert der DFG-Senatsausschuß für Umweltforschung (SAUF).

Die World Metebrological Organisation (WMO) hat ein ,,Global Atmo-
sphere Watch" (GAW) genanntes Programm zur Messung und Abschät-
zung der sich verändernden chemischen Zusammensetzung der Atmo-
sphäre eingeführt, an dem in Deutschland der DWD durch die Einrich-
tung einer Global-Station am Meteorologischen Observatorium Hohen-
peißenberg teilnimmt. In das globale WMO-Programm World Weather
Watch (WW) ist der DWD mit seinen Meßstationen ebenfalls einbezogen.
Das IFU Garmisch-Partenkirchen beteiligt sich mit seinen Meßstationen
Wank und Zugspilze an den beiden WMO-Netzwerken Global Ozone
Observing System (GO3OS) und Background Air Pollution Network
(BAPMoN). In das langfristig angelegte Klimabeobachtungsprogramm
Globat Climate Observing System (GCOS), das von WMO, vom Interna-
tional Council of Scientific Unions (ICSU), vom IOC und dem United
Nations Environment Programme (UNEP) initiiert wurde, ist Deutsch-
land gleichfalls eingebunden. Im Rahmen von UNEP wurde in Deutsch-
land ein Centre for the Harmonization of Environmental Measurement
(HEM) in München als Teil des Global Environmental Monitoring Sy-

38) Tropical Ocean and Global Atmosphere ProgTamme (TOGA);World Ocean Circu-
lation Experiment (WOCE); G1obal Energy and Water Cycle Experiment (GEWEX);
Arctic Climate System Study (ACSYS) und Stratospheric Processes and their Role in
Climate (SPARC).
39) International Global Atmospheric Chemistry (IGAC); Joint Global Ocean Flux
Study (JGOFS); Past Giobal Changes (PAGES); Land-Ocean Interactions in the
Coastal Zone (LOICZ); Biosperic Aspects of the Hydrological Cycle (BAHC), Global
Change and Terrestrial Ecosystems (GCTE); Zusatzprogramme Data and Information
System (DIS), Global Analysis, Interpretation and Modelling (GAIM) und System for
Analysis, Research and Training (START).
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stem (GEMS) eingerichtet, das die Vergleichbarkeit und Kompatibilität
von Daten auf internationaler Ebenö verbessern soll. An der einzigen
internationalen Bank photochemischer und reaktionskinetischer Daten
für Atmosphärenmodelle, die von der IIIPAC herausgegeben wird, sind
deutsche Forscher maßgeblich beteiligt.

Auf dem Gebiet der Fernerkundung unterstützt Deutschland ERS-I
(European Remote Sensing Satellite), den auf Erdfernerkundung spezia-
lisierten europäischen Satelliten. In das Meteorological Geostationary
Satellites (METEOSAT)-Programm der European Organisation for the
Exploitation of Meteorological Satellites (EUMETSAT), die ihren Sitz in
Darmstadt hat, ist Deutschland in größerem Ausmaß eingebunden. Des
weiteren plant das BMFI| die Einführung eines Programmes ,,Atmo-
spheric, Oceanic and Surface Exploration Satellite" (ATMOS), das die
chemischen Eigenschaften der globaten Atmosphäre erfassen und in das
Programm POEM (Polare Plattformen) der ESA integriert werden soll.

Im Umweltprogramm der EU, an dem die deutsche Atmosphihenfor-
schung beteiligt ist, befaßt sich der Bereich I ,,Beteiligung an den Pro-
grammen zur Erforschung der globalen Umweltveränderung" mit Pro-
blemen der Klimaveränderungen sowie mit globalen Veränderungen
der Chemie der Atmosphäre und der biochemischen Zyklen. Zu EURE-
KA trägt die deutsche Forschung im Rahmen des BMFT-Förderschwer-
punktes ,,Physikalisch-chemische Prozesse in der Atmosphdre" bei; die
Forschungsaktivitäten zu dieser Themenstellung sind seit 1988 im we-
sentlich in dem EUREKA-Projekt European Experiment on Transport
and Transformation of Environmentally Relevant Trace Constituents in
the Troposhere over Europe (EUROTRAC) zusammengefaßt. Mehrere
EUROTRAC-Teilprojekte40) werden weitgehend von der deutschen
Forschung getragen.

Im Rahmen von Kooperationsvorhaben, die vom BMFT und vom BMZ
finanziert werden, arbeitet die Bundesrepublik Deutschland mit mehre-
ren Staaten auf dem Gebiet der Klima- und Atmosphärenforschung so-
wie der Fernerkundung zusammen, vor allem mit Agypten, Argentinien,
Brasilien, Frankreich, Indien, Indonesien, Irland, Kanada, Neuseeland,
Simbabwe, Venezuela sowie den USA.

Einrichtungen der Atmosphärenwissens chaften

Die Atmosphärenwissenschaften hatten bis zum Zweiten Weltkrieg ihr
Zentrum in Mitteleuropa. In den folgenden Jahrzehnten lag der Schwer-
punkt in den USA, wo auch viele europäische Meteorologen arbeiteten.

40) Biosphere-Atmosphere Exchange of Pollutants (BIATEX); European Modelling of
Atmospheric Constituents (EUMAC); Heterogeneous and Liquid Phase Processes
(HALIPP); Joint European Development of T\rnable Diode Laser Absorption Spectros-
copy for Measurement of Atmospheric Trace Gases (JETDLAG); Laboratory Studies of
Chemistry related to Tropospheric Ozone (LACTOZ); Tiopospheric Ozone Research
(TOR); Transport of Pollutants over Complex Terrain (TRACT).
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Seit den achtziger Jahren ist eine gewisse Rückverlagerung nach Europa
zu verzeichnen. Sie hat ihren Grund in der Errichtung nationaler und eu-

ropäischer Forschungszentren in Frankreich und Großbritannien sowie
im Aufbau der außeruniversitären Einrichtungen für Meteorologie und
Klimaforschung in Deutschland.

während noch in der Mitte dieses Jahrhunderts die meteorologische

Forschung vorrangig auf die untersuchung und vorhersage del wetter-
prozesse orientiert und im wesentlichen im universitären Bereich veran-

tert war, hat die Erkenntnis des Prozeßcharakters des Klimas und der

Atmosphäre als Medium umweltrelevanter Stoffflüsse und -um-

wandlungen zu einer grundlegenden Erweiterung der Atmosphärenfor-
schung gäftift.t. Damit verband sich eine zunehmende Verlagerung der

Forschr.rng in außeruniversitäre Einrichtungen, die in der Lage sind, die

erforderlichen multidisziplinären Methoden und aufwendigen Instm-
mentarien zu entwickeln und bereitzustellen (Großrechenzentren, Fern-

erkundungsverfahren, Forschungsflugzeuge und -schiffe). Diese Ent-

wicklung iog beträchtlichen Nutzen aus der Umorientierung der Groß-

forschungseinrichtungen nach der Aufgabe des Kernforschungspro-
gramms. Neben Großforschungseinrichtungen (KFA, Jülich; KFK,
karhruhe; DLR, Oberpfaffenhofen; GKSS, Geesthacht; AWI, Bremer-
haven) sind heute Institute der Max-Planck-Gesellschaft (MPI für Mete-

orologie, Hamburg MPI für Chemie, Mainz; MPI für Aeronomie, Kat-

lenburg-1,indau), der Fraunhofer-Gesellschaft (Fhi für Atmosphärische
umweltforschung, Garmisch-Partenkirchen), der Blauen Liste (Institut
für Troposphirenforschung, Leipzig; Potsdam-Institut für Klimafolgen-
forschung; Institut für Atmosphärenphysik, Kühlungsborn; Institut für
spektrochemie und angewandte spektroskopie, Dortmund) bis hin zu

Ressortforschungseinrichtungen (2.B. Deutscher wetterdienst) in der

Atmosphärenforschung tätig. Zahlreiche dieser Forschungseinrichtun-
gen sind in internationale Programme eingebunden, einige sind feder-
ir.ihrend für Unterprogramme oder T!äger von koordinierenden Sekreta-

riaten.

Serviceleistungen für die Klimaforschung erbringen ebenfalls mehrere
außeruniversitäre Einrichtungen; so stellt z. B. das Deutsche Klima-
rechenzentrum in Hamburg Ressourcen der Datenverarbeitung für um-
fangreiche Klima-Modellsimulationen, das AWI in Bremerhaven For-
schungsschiffe und die DLR in Oberpfaffenhofen Forschungsflugzeuge
bereit.

In der ehemaligen DDR befaßten sich Institute der Akademie der Wis-
senschaften, vor allem das Heinrich-Hertz-Institut für Atmosphärenfor-
schung und Geomagnetismus, sowie Forschungseinrichtungen des Me-
teorologischen Dienstes mit der Atmosphärenforschung. Nach dem Bei-
tritt der neuen Länder wurden aus Teilen und Arbeitsgruppen dieser
Einrichtungen die oben genannten Blaue Liste-Institute in Kühlungs-
born, Leipzig und Potsdam sowie einige Außenstellen bereits bestehen-
der Einrichtungen (2. B. DLR, IFU) geschaffen, die die deutsche For-
schungslandschaft auf diesem Gebiet ergänzen.
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Stellungnahme

Die deutsche Meteorologie und Atmosphdrenforschung hat seit vielen
Jahrzehnten Weltruf. Sie verfügt über ein leistungsfähiges potential, das
bedeutende Beiträge zur Umweltforschung einbringt. Die führenden
wissenschaftler wirken als Initiatoren und organisatoren internationaler
Programme. Der Wissenschaftsrat sieht die Notwendigkeit der engeren
Kooperation zwischen den verschiedenen Forschergruppen. Durch stdr-
kere Bündelung des Potentials, das beispielsweise im Rhein-Main-Ge-
biet in Universitäts- und Max-Planck-Instituten herangewachsen ist, lie-
ßen sich Synergre-Effekte erreichen, die eine weltweit führende position
in der Luftchemie ermöglichen könnten.

Die Arbeit deutscher Forschungsgruppen an groß- und mesoskaligen
Klimamodellen hat international einen hohen Rang. Insgesamt er-
scheint die Modellierung insbesondere den Nachwuchswissenschaftlern
vielfach attraktiver als experimentelles Arbeiten. Der Wissenschaftsrat
empfrehlt den auf dem Gebiet der atmosphärischen Umweltforschung
tätigen Wissenschaftlern eine stärkere Beteiligung an Experimenten.

Auf den Gebiet der Instrumenten-Entwicklung und der Weiterentwick-
lung der erdgebundenen, flugzeug- und satellitengestützten Fernerkun-
dung der Atmosphäre leisten die Großforschungseinrichtungen interna-
tional beachtete Beiträge.

Mit dem Ansehen der Umweltforschung in Deutschland ist an vielen
deutschen Hochschulen die Nachfrage nach Lehrangeboten aus den
atmosphdrischen Wissenschaften, besonders im Bereich der Luftche-
mie, gestiegen. Der Wissenschaftsrat empflehlt daher eine stärkere Be-
teiligung der Atmosphärenforscher aus den außeruliversiüiren Institu-
ten an der Lehre. Diese sind meist weniger in der Lehre engagiert, als es
für die Entstehung starker Schulen der atmosphärischen Wissenschaf-
ten in Deutschland wünschenswert wäre. Es wird empfohlen, die For-
schulg zu atmosphärischen Umweltproblemen besonders an solchen
Universitäten zu fördern, wo ein enger Kooperationsverbund der Lehr-
stühle mit entsprechenden außeruniversitdren Forschungseinrichtun-
gen herstellbar ist.

Während von den deutschen Einrichtungen der Atmosphdrenforschung
die internationalen Kooperationsmöglichkeiten sehr lebhaft genutzt
werden, bestehen Defrzite in der bundesweiten Koordination, besonders
zwischen den Einrichtungen der alten und der neuen Länder. Der Wis-
senschaftsrat hält eine Verbesserung der Kommunikation und Zusam-
menarbeit der Einrichtungen der Atmosphärenforschung für dringend
geboten. Der Klimabeirat der Bundesregierung und die DFG-Se-
natskommission für Atmosphärische Wissenschaften sind hier beson-
ders gefordert.
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so besteht z. B. in bezug auf Meßnetze in Deutschland wenig Koopera-

tion und Koordination. Der wissenschaftsrat empfiehlt den Einrichtun-
gen der Atmosphärenforschung, die bestehenden Infrastrukturen (wie

ä. g. ai" Meßnelze des DWD) stärker als bisher zu nutzen. Auch die zahl-

reichen Arbeiten an mesoskaligen Modellen sind wenig koordiniert und

sollten künftig mehr aufeinander bezogen sein. Als positives Bespiel re-

gionaler vernetzung ist dagegen das Regio-Klima-Projekt (REKLIP) in

äaden-Württemberg zu nennen, das mit der gemeinsamen Untersu-

chung des regionale., Kli-ar im oberrhein-Hochrhein-Gebiet durch die

Univärsitäten Basel, Freiburg, Straßburg, Karlsruhe, das KfK und wei-

tere Einrichtungen der Staaten Deutschland, Schweiz und Frankreich

den seltenen Fall einer länderübergreifenden Initiative darstellt.4l)

II. 7. Meere und Polargebiete

Meere

Zwei umweltprobleme stehen heute in der anwendungsorientierten ma-

rinen Grundlagenforschung im vordergrund: die Rolle der Meere bei

den globalen umweltveränderungen und die anthropogenen Belastun-
gen der Küsten- und Flachmeere.

verändemngen der atmosphärischen Zirkulation sowie der Temperatur-

und Niederschlagsverteilung sind gekoppelt mit Anderungen im ozeani-

schen System 12.-e. aufnahme, speicherung und Abgabe von klimarele-
vanten i;"r"n, von Feuchte und Wärme, Schichtung und Strömung der

wassermassen, Eisbedeckung). Diese Wechselwirkungen sind erst grob

erkannt und bis heute nicht quantifrziert. So fehlen belastbare Angaben

über die Mechanismen des Transports und der speicherung von Koh-

lenstoff in der Atmosphäre, im ozean und im Meeresboden sowie des

Austausches zwischen den Kompartimenten. ohne sichere Kenntnis

dieser Prozesse und Bilanzen bleiben vorhersagen über die künftige
Entwicklung der co2-Konzentration in der Atmosphäre und damit über

die Klimaentwicklung spekulativ.42) In der Klimaforschung43; sind da-

her neben den atmosphärischen wissenschaften Teile der Meeres- und
Polarforschung stark vertreten.

während die klimabezogene Meeresforschung primär weltweit orien-
tiert ist, aber verstärkt auch regionale Auswirkungen im Auge hat, ist die

Erforschung der anthropogenen Meeresbelastung vor allem auf regiona-

le Phänomene ausgerichtet. Hier stehen naturgemäß die Küsten- und

Randmeere - für Deutschland besonders die ostsee und die Nordsee -
im vordergrund. sie sind durch direkte Einleitungen sowie über die
Flüsse und die Atmosphäre mit schadstoffen belastet und mit Nährstof-

4r)
42)
43)

Vgl. Kapitel C.VI.1.2.1.
BMFI: Meeresforschung - Programm der Bundesregierung, Bonn 1993.

Vg1. Kapitel A.II.6.
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fen gedi.lngt. Altlasten untermeerischer Deponien von Kampfstoffen
und radioaktivem Müll treten verstärkt ins öffentliche Blickfeld. Wichti
ge Forschungsgegenstände sind die Ausbreitungspfade und Umsetzun-
gen der Schadstoffe, die Auswirkungen der Nährstoffe auf die marinen
Ökosysteme und die Bemühungen um die quantitative Abschätzung von
Risiken stoßweiser und schleichender anthropogener Einwirkungen. Sie
müssen vor dem Hintergrund der natürlichen Variabilität des Systems
gesehen werden. Ahnliche Probleme bereitet die quantitative ilewer-
tung der Auswirkungen der Fischerei auf die marinen Lebensgemein-
schaften. Die Fischereibiologre hat sich von der Bewirtschaftung einzel-
ner Fischbestände zur Untersuchung der Reaktion ganzer Nahrungsnet-
ze auf die Nutzung einzelner Faunenelemente (2. B. Raubflsche) ent-
wickelt und geht andererseits der Einwirkung der physikalisch/chemi-
schen Meeresumwelt auf die Fischproduktion nach. Der Tiefseebergbau
und die Verbringung von MülI in die Tiefsee birgt besondere, bisher erst
unscharf erkennbare Gefahren für die dortigen Lebensgemeinschaften.
Die Risiken der ErdöIgewinnung auf dem Schelf- und Schelfabhang
sind dagegen leichter abschätzbar.

Die Verallgemeinerung der in der Ost- und Nordsee gewonnenen Befun-
de ist nur nach Vergleichsultersuchungen in anderen Meeresgebieten
möglich. Die vergleichende Analyse der großen marinen Ökosysteme
hinsichtlich ihrer unterschiedlichen Nutzungsgrade ist zu einem wichti-
gen Zweig der Meeresforschung geworden.

Die Bundesregierung hat im September 1993 ein Meeresforschungspro-
gTamm verabschiedet, das die Meeresforschung als Vorsorgeforschung
im weitesten Sirrne betrachtet: Der Staat, der die Entwicklung und Ein-
führung neuer Technologien (2. B. Energiegewinnung, Verkehr) fördert,
muß auch deren Auswirkungen auf die Umwelt und den Menschen im
Auge behalten, die an den Veränderungen des Ozeans, insbesondere sei-
ner Küstenzonen, deutlich abzulesen sind. Unter den drei übergreifen-
den Gesichtspunkten des Meeresforschungsprogrammes: Ozean als Kli-
mafaktor, Ökosystem und Ressourcenquelle sind zumindest die beiden
erstgenannten umweltrelevant und fordern teils grundlegende (2. B.
Thema,,Ozean als CO2-Senke/Quelle") teils anwendungsorientierte
(2. B. Thema ,,Ozean als Müllsenke") Forschungsarbeiten.

Die geographischen Schwerpunkte der deutschen Meeresforschung lie-
gen traditionell in der Nord- und Ostsee sowie im Nordost-Atlantik. Seit
15 Jahren spielen Untersuchungen im Süd- und Nordpolarmeer eine
wichtige Rolle. In lä.ngeren Zeitabständen erfolgen Expeditionen in den
Südatlantik und in den Indischen Ozean. Ressourcenorientierte geowis-
senschaftliche Forschung richtet sich auch auf den Pazifik. Die interdis-
ziplinär angelegte Tiefseeforschung ist in Deutschland noch wenig ent-
wickelt.

Die im Meeresforschungsprogramm der Bundesregierung genannten
Schwerpunkte entsprechen weitgehend denen einer von EU und ESF
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gemeinsam initiierten Studie des European Committee on Ocean und
Polar Sciences (ECOPS)+4). Hier sind für die nächsten 10-15 Jahre meh-
rere Felder identifiziert, die für die europäische Meeresforschung von
besonderem Interesse sind und große Gemeinschaftsanstrengungen er-

fordern:

- die Entwicklung der wissenschaftlichen Grundlagen eines operatio-
nellen Ozean-Beobachtungsnetzes analog zum globalen Wetternetz;

- die Erforschung des Nordpolarmeeres, insbesondere unter klimatolo-
gischen Gesichtspunkten;

- die Erforschung der Tiefsee und des Tiefseebodens als eines variablen
und gegen menschliche Eingriffe möglicherweise empfindlichen Le-
bensraums.

Frir jeden dieser Schwerpunkte bedarf es der Entwicklung eines Arse-
nals neuer Instrumente und Meßgeräteträger'

Neu in der internationalen Diskussion ist das Thema,,Integriertes Mana-
gement von Küstenzonen". F{jr die Entwicklung der wissenschaftlichen
Grundlagen für die interdisziplinär angelegte nachhaltige Nutzung und
den Schutz von Küstenregionen verschiedener Klimazonen müssen
neue Strukturen und Verfahren interdisziplinären Dialogs und Zusam-
menwirkens geschaffen werden.

Innerhalb der deutschen Meeresforschung sind im internationalen Ver-
gleich wichtige Teile der physikalischen Ozeanographie und der mari-
nen Geowissenschaften herausragend. Die Meeresbiologie vollzog den
Fortschritt von der Beschreibung der Lebensgemeinschaften zur Analy-
se von Prozessen. Die Modellbildung ist dagegen bisher nur schwach
entwickelt. In den letzten Jahren entfaltete sich besonders die marine
Mikrobiologie. Personell zu schwach besetzt sind die organische Chemie
und die Biochemie des Meeres. Beide müssen Wesentliches zur Lösung
von Umweltproblemen des Schadstoffabbaues, der Überdüngung und
der klimarelevanten bio-geochemischen Kreisläufe und Austauschpro-
zesse beitragen. Die Nutzung der Fernerkundung für die Meeres- und
Polarforschung ist in Deutschland ausbaubedürftig. Hier wie bei der
Entwicklung automatisierter Meßplattformen und -fahrzeuge mit kom-
plexen Sensorpaketen ist eine enge Verbindung der Forschungsinstitute
mit der Industrie auf europäischer Ebene zu suchen, um der Meeresfor-
schung aber auch der effizienten Überwachung der Meere geeignete
neue Werkzeuge in die Hand zu geben.

Die deutsche Meeres- und Polarforschung bemüht sich ebenso um die
gemeinsame Bearbeitung von Fragestellungen im regionalen und globa-
len Verbund. Verbreiteter als bilaterale Kooperationen sind die Beteili-

44) ESF: The Ocean and the Poles, Strasbourg 1992.
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gungen an globalen Programmen (2. B. JGOFS, WOCE, GEWEX)+s) und
an regionalen Gemeinschaftsunternehmen in Nord- und ostsee und in
den Polarmeeren.

Meeresforschung findet überwiegend in außeruniversitären Einrichtun-
gen statt. sie sind durchweg instrumentell vorzüglich ausgestattet und
meist räumlich gut untergebracht. Die deutsche Meeresforschung ver-
fügt über eine beträchtliche Zahl überwiegend moderner Forschungs-
schiffe. Die größten Forschungsschiffe ,,Meteor,, und ,,polarstern,, sind
ganzjährig voll ausgelastet, während es bei den mitteigroßen Instituts-
schiffen mitunter teils an Betriebsmitteln und teils an Nutzern fehlt. Bei
den kleinen Forschungskuttern steltt sich die Frage effrzienter Nutzung
weniger scharf.

Die Empfehlungen des wissenschaftsrates von 1989 zur Förderung der
Meeresforschung wurden inzwischen durch gezielten Auf- und Ausbau
der Meeresforschung an einzelnen standorten teilweise umgesetzt:46)
1990 wurde das Zentrum fiiLr Flachmeer-, Küsten- und Meeresumwelt-
forschung e.v. TERRAMARE in wilhelmshaven und das Institut für
chemie und Biologie des Meeres (ICBM) der universität oldenburg ge-
gnindet; 1991 kamen in Bremen das Max-planck-Institut für Marine Mi-
krobiologie und das Zentrum für Marine Tropenökoloste (zMT) hinzu.
Beide sind durch Kooperationsvereinbamngen eng an die universität
gekoppelt. Unerfüllt blieben bisher in Hamburg die pläne für die Zu_
sammenführung der einschlägigen universitäts-Institute mit der Biolo-
gischen Anstalt Helgoland und dem Deutschen Klimarechenzentrum in
einem Zentrum für Marine und Atmosphärische wissenschaften
(zMAW).47)

Durch die Wiedervereinigung ist mit den Forschungseinrichtungen in
Mecklenburg-Vorpommern ein Forschungspotential hinzugekommen,
das sich auf die Ostsee sowie die Boddenlandschaft konzentriert, wobei
das aus dem ehemaligen AdW-Institut für Meereskunde, Warnemünde,
entstandene Institut füLr Ostseeforschung führend ist.

Die deutschen Meeresforschungsinstitute bestehen jeweils aus mehre-
ren disziplinär strukturierten Abteilungen, die innerhalb des Instituts in
unterschiedlichem Maße miteinander kommunizieren und kooperieren.
Interdisziplinäre Zusammenarbeit wurde besonders durch die frühen
Sonderforschungsbereiche der DFG gefördert.

Etwa 900 Wissenschaftler arbeiten in Deutschland auf dem Gebiet der
Meeresforschung. Personell wie auch hinsichtlich ihrer Ausstattung bil-
det die deutsche Meeresforschunggemeinsam mit Frankreich und Groß-
britannien die Führungsgruppe in Europa. Zwischen den außeruniversi-

45) JGOFS: Jolnt Global Ocean Flux Study. WOCE : World Ocean Circulation Expe
riment. GEWEX: Global Energy and Water Exchange Experiment.
a6) Vgl. Kapitel C. II.
47) Vgt. Kapitel C. I.
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tären Instituten gibt es Konkurrenz um gute Wissenschaftler und um
projektmittel. Diäser Wettbewerb ist wissenschaftlich stimulierend und
schiießt nicht die fruchtbare Kooperation in Einzelvorhaben und größe-

ren GemeinschaftsProjekten aus.

Es füllt auf, daß besonders die jungen Einrichtungen verstärkt umwelt-
spezifische Fragestellungen aufgreifen und den interdisziplinären und
interinstitutionellen Ansatz verfolgen. Beispielhaft seien hier die beiden
verbundvorhaben zur Erforschung des ostfriesischen und nordfriesi-
schen Wattenmeeres genannt. Es geht dabei um Ökosystemanalysen des

Wattenmeeres, seiner Beziehungen zum angrenzenden Land, zur Nord-
see und zur Atmosphäre. In diesen Verbundvorhaben sind die meeres-
forschenden Institute in Oldenburg, Norderney und Wilhelmshaven
bzw. die universitäten Hamburg und Kiel und die Biologische Anstalt
Helgoland sowie die jeweiligen Nationalparkverwaltungen engagiert.
sie kooperieren mit Arbeitsgruppen der Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR), der GKSS, der GBF und mit Wissen-
schaftlern anderer Universitäten und außeruniversitärer Institute. Un-
terentwickelt ist der Dialog der naturwissenschaftlich orientierten Mee-
resforscher mit den Gesellschaftswissenschaftlern, obwohl gerade der
heftige Widerstreit der Interessen zwischen der vielfältigen Nutzung und
dem Schutz der Küstenmeere nur durch ein integriertes Management
auf breiter wissenschaftlicher Basis zu lösen ist.

In Mecktenburg-Vorpommern wurden nach dem Muster der Watten-
meer-Verbundprojekte zwei Vorhaben (Greifswalder Bodden/Oderhaff
und Darß-Zingster Boddenkette) begonnen. Hier sollten von vornherein
auch gesellschaftswissenschaftliche Aspekte Berücksichtigung finden.

Verglichen mit den VerhäItnissen in anderen Ländern ist in der deut-
schen Meeresforschung die Zusammenarbeit von Hochschulen und
außeruniversitaren Instituten sehr eng. Das kommt auch in der Lehre
zum Ausdruck. Zahlreiche Hochschullehrer sind hauptamtlich in außer-

universitären Einrichtungen tätig, dort fertigen auch ihre Diplomanden
und Doktoranden ihre Examensarbeiten an. Die Verzahnung der Ein-
richtungen geschieht auch durch Graduiertenkollegs und Sonderfor-
schungsbereiche:

- SFB 133 ,,Warmwassersphäre des Atlantik", U Kiel;

- SFB 313 ,,Veränderungen der Umwelt: Der nördliche Nordatlantik",
U Kiel;

- SFB 318 ,,Klimarelevante Prozesse im System Ozean-Atmosphäre-
Kryosphäre", U Hamburg;

- SFB 261 ,,Der Südatlantik im Spätquartär: Rekonstmktion von Stoff-
haushalt und Stromsystemen", U Bremen;
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- Graduiertenkolleg ,,Dynamik globaler Kreisläufe im System Erde",
U Kiel;

- Graduiertenkolleg ,,Stoffflüsse in marinen Geosystemen", U Bremen.

Hinzu kommen als Bindeglieder drei Schwerpunkt-Programme der
DFG für die Durchführung und Auswertung von ,,Meteor"-Expeditio-
nen und für die überwiegend marin-orientierte Polarforschung. Auch
das BMFT fördert gezielt die Kooperation zwischen universitären und
außeruniversitären Einrichtungen der marinen Umweltforschung mit
Hilfe der genannten Forschungsverbünde und verschiedener komplexer
Projekte zu Fragen der Verteilung und des Umsatzes der Schad- und
Schwebstoffe in der Nordsee.

Stellungnahme

Meeresforschung wird von Wissenschaftlern verschiedener Disziplinen
wie Physik, Chemie, Biologie und Geologie gemeinsam betrieben, die in
Anbetracht der Größe der Untersuchungsfelder auf internationale Zu-
sammenarbeit angewiesen sind. Deutschland gehört in vielen Zweigen
der Meeresforschung zu den führenden Nationen und wird als Koopera-
tionspartner auch international geschä121.a8) Dank intensiver Förderung
hat die deutsche Meeresforschung einen hohen wissenschaftlichen und
technischen Stand erreicht. Dies gilt vor allem für die beschreibende
und modellierende physikalische Ozeanographie und für die Marine
Geologie. Defizite bestehen in der Meereschemie, wo Spezialunter-
suchungen an einzelnen Stoffen gegenüber übergreifenden Themen wie
dem Kohlenstoffkreislauf dominieren. Der gravierendste Mangel wird
im Bereich der biologischen und chemischen Modellierung und ihrer
Verknüpfung mit physikalischen Modellen gesehen. Die Grundlagen
hierzu wurden in der jüngsten Vergangenheit durch prozessorientierte
Studien erfolgreich gelegt. Hinsichtlich der Meeresmeß- und Piobenent-
nahmetechnik ist Deutschland gegenüber dem Ausland zurückgefallen.
Hier gilt es, die Zusammenarbeit zwischen Forschungsinstituten und
Industrie zu stärken.

Aus der Sicht der marinen Umweltforschung verdient der Vergleich von
Ökosystemen verschiedener Klimazonen und unterschiedlicher Nut-
zungsgrade besondere Beachtung. Dabei bedarf es neuer Konzepte und
Strukturen der Verknüpfung natur- und gesellschaftswissenschaftlicher
Ansätze zur Analyse und Bewältigung mariner Umweltprobleme auf
regionaler Basis. Ferner muß die Kopplung physikalischer und bio-geo-
chemischer und ökologrscher Modelle betrieben und die Anwendung
der Fernerkundungs-, Roboter- und Sensortechnologien auf die Meeres-
forschung und -überwachung forciert werden. Die deutsche Meeresfor-

48) Wissenschaftsrat: Stellungnahme zur Meeresforschung, Köln 1989, S. 122.
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schung muß auch in Zukunft wesentliche Beiträge für die Weiterent-
wicklung von Überwachungsstrategien (Monitoringprogramme) und die
dafür erforderlichen Meßsysteme leisten.

Der Wissenschaftsrat begnißt die beim Ausbau des Forschungspotentials
der Meeresforschung in Deutschland eingeschlagene Entwicklung zur
Schaffung örtlicher und regionaler Zentren. Er hält eine weitere interdis-
ziplinäre Vernetzung der Forschungsaktivitäten mit wissenschaftlicher
Schwerpunktsetzung für dringend erwünscht. Hierzu können flexible,
auf Zeit angelegte Forschungsverbünde wesentlich beitragen. Vernet-
zung und Konzentration sollten vor allem der weiteren Steigerung der
wissenschaftlichen Leistungskraft der deutschen Meeresforschung die-
nen und ihr noch größeres Gewicht bei der Gestaltung internationaler
Programme verleihen.

Der Wissenschaftsrat begrüßt die Einbindung der führenden außeruni-
versitären Institute in die Lehre. Im Interesse der Hochschulforschung
soilte auch in Zukunft die Fremd-Nutzung der Forschungsschiffe unbü-
rokratisch und möglichst ohne gegenseitige Kostenerstattung erfolgen.
In den neuen Ländern müssen die Verbindungen zwischen dem Institut
für Ostseeforschung, dem Institut für Ostseefischerei und den {Jniversi-
täten Greifswald und Rostock gestärkt werden. Um diese Einrichtungen
fest in die deutsche und europäische Meeresforschung zu integrieren,
gilt es, die in Grundzügen vorhandene Zusammenarbeit zwischen den
Instituten in den alten und neuen Ländern durch organisatorische Maß-
nahmen und gemeinsame Forschungsprojekte zu festigen und voranzu-
treiben.

Der Wissenschaftsrat wüdigt das Engagement zur Zusammenarbeit mit
internationalen Organisationen und in internationalen Forschungspro-
grammen. Diese Tendenz muß weiterhin gefördert werden, wobei der
bilateralen und multinationalen Kooperation mit Ländern der Dritten
Welt größere Aufmerksamkeit als bisher geschenkt werden muß. Der
Zusammenarbeit auf europäischer Ebene kommt immer größere Bedeu-
tung zu. Sie geht über den Rahmen der EU hinaus, weil die skandinavi-
schen und osteuropäischen Meeresforscher wichtige Partner für die
deutschen Programme in der Ostsee und im Nordpolarmeer sind. Be-
sonders begnißt der Wissenschaftsrat Initiativen für eine internationale
Verbundforschung, die die Ostsee als Ganzes unter den Aspekten der
marinen Grundlagenforschung sowie des Umweltschutzes betrachtet.

Polargebiete

Die Polarforschung ist eng mit der Klimaforschung verknüpft. Dabei
spielen zwei Gesichtspunkte eine wesentliche Rolle:

(1) Die kontinentalen Eismassen der Antarktis und Grönlands und die
marinen und limnischen Sedimente in den Polarmeeren bzw. den Süß-
wasserseen eisfreier Gebiete liefern die wichtigsten Daten zum Ver-
ständnis des Wechsels von Warm- und Kaltzeiten in den für globale Kli-
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maschwankungen besonders sensiblen Polarregionen. Bohrungen im
antarktischen Inland- und schelfeis sowie Studien des grönländischen
Eisschildes durch deutsche wissenschaftler erbrachten wertvore Infor-
mationen über die Klimaschwankungen der jüngsten Erdgeschichte.
Die Analyse der grönländischen Eisproben, die eine kontinuierliche KIi-
maabfolge von über 200 000 Jahren dokumentiert, zeig!. abrupte Verjin-
derungen beim Wechsel zwischen den letzten Warm- und Kaltzeiten.
Modelle über die Veränderung der Eisschilde der Antarktis und Grön-
lands in Abhängigkeit von globalen Temperaturänderungen leisten
einen nützlichen Beitrag zum Verständnis der Reaktionen des ,,Systems
Erde" auf globale Veränderungen. Sie liefern ferner Hinweise auf mög-
liche Auswirkungen künstlicher (anthropogener) Eingriffe in dieses
System.

Die großen und sehr kostspieligen Eisbohrungen in Grönland und die
geplanten Unternehmen in der Antarktis sind europäische Gemein-
schaftsprojekte, zu denen Deutschland einen beträchttichen wissen-
schaftlichen und finanziellen Beitrag leistet. Die sedimentologischen
untersuchungen in antarktischen süßwasserseen setzen Arbeiten der
Antarktisforschung der DDR unter Anwendung neuer Methoden fort.
Aufwendiger ist die Gewinnung der marinen Sedimente. Sie erfolgt gro-
ßenteils mit Hilfe des Forschungsschiffes ,,polarstern,,. Um weit in prä-
glaziale Perioden vorzudringen, bedarf es langer Bohrkerne, die bisher
nur durch das ,,Ocean Drilling Program" unter Einsatz des Bohrschiffes
,,Joides Resolution" in internationaler Kooperation gewonnen werden
können. Anhand von Isotopenverteilungen und charakteristischen Mi-
krofossilien in den Sedimenten lassen sich die Verlagerung der Tempe-
raturzonen im Ozean, Verschiebungen der packeisausdehnulg und der
schelfeisdecken und damit veränderungen der ozeanischen Zirkulation
ableiten. Die Palaeoozeanographie der Polarmeere dient nicht nur der
Rekonstruktion von Klimaveränderungen in den polargebieten, son-
dern in Verbindung mit ähnlichen Daten aus anderen Zonen des Welt-
meeres auch der Beschreibung und Interpretation globaler Ktima-
schwankungen.

(2) Die Polarmeere stehen mit der Atmosphäre in regen wechselbezie-
hungen und sind eng an das globale Klima gekoppelt. Von Jahr zu Jahr
und über längere Zeiträume schwankt die Ausdehnung der Meereisfel-
der. unterschiedliche Eisverbreitung bedeutet unterschiedliche Rück-
strahlung der solaren Energie. Die Albedo von Meereis ist zehnmal hö-
her, die des offenen wassers weniger als 10 vo. Andererseits unterbindet
bereits eine ein Meter dicke Eisdecke den wärmeaustausch zwischen
Ozean und Atmosphäre fast völlig, während durch dünnes Eis und in
eisfreien Rinnen und waken viel wärme aus dem Meer in die darüberlie-
genden Luftschichten strömt.

In dieses System kann - die natürlichen Schwankungen überlagernd -
die vom Menschen bedingte Verstdrkung des Treibhauseffektes eingrei-
fen mit vermutlich stärkerer Auswirkung in der Nordpolarregion als im
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Süden. Das Meereis mit seiner hohen Rückstrahlung ist gekoppelt mit

der Meerestemperatur, so daß eine Verringerung des Eises die Erwär-

mung verstärkt.

Die kalten Meere nehmen, solange sie eisfrei sind, Kohlendioxid auf und

transportieren es dank ihrer tiefgreifenden vermischung bis in die Tief-

,"". Ei.b"d"ckung verhindert dagegen den Gasaustausch zwischen oze-

an und Atmosphire. Umstritten ist noch, ob die Polarmeere infolge der

Eisbedeckung per saldo senken oder Quellen atmosphärischen co2
sind. Die Rolle der Produktion des Phytoplanktons und der von ihm an

die Atmosphäre abgegebenen Stoffe einschließlich des biologischen Ein-

flusses uri diu Wolkenbildung ist zumindest in den Polarmeeren eben-

falls noch nicht geklärt.

Die polare Klimaforschung studiert einerseits die ozeanische Zirkula-
tion, die Kopplung von ozean und Atmosphäre sowie die Eisbildung
und den Eistransport durch Rechenmodelle, andererseits liefern Lang-
zeitbeobachtungen der Meeres- und Eisoberfläche vom Satelliten aus so-

wie Messungen an Landstationen, schiffen und automatischen Meßsy-

stemen laufend Informationen über die Vorgänge in der Natur.

Während in Westdeutschland die marine Polarforschung dominierte,
konzentrierte sich die Polarforschung der DDR auf Untersuchungen auf
dem antarktischen Kontinent. Die GriiLndung der Potsdamer For-
schungsstelle des AWI führte zu einem Erhalt der umweltrelevanten ter-
restrischen Polarforschung. An den beiden ganzjährig besetzten Polar-
stationen Neumayer (Antarktis) und Koldewey (Spitzbergen) werden
u.a. regelmirßig hochauflösende Ozonsondierungen durchgeführt. Die
für den ozonabbau mitverantwortlichen spurengase und Aerosole sowie
die vertikalen kurz- und langwelligen Strahlungsflüsse nahe der Erd-
oberfläche werden gleichzeitig gemessen. Die landgestützten Untersu-
chungen der Atmosphärenzusammensetzung werden ergänzt durch
Flugzeugmessungen.

Die großen sibirischen Permafrostgebiete, die nach der politischen Öff-
nung Rußiands für die westliche Wissenschaft zugänglich geworden
sind, haben eine besondere Bedeutung im Zusammenhang mit einer
möglichen Erwärmung der Erde. Der in den Permafrostböden in unter-
schiedlicher Bindungsform gespeicherte Kohlenstoff wird bei Tempera-
turänderungen möglicherweise gasförmig freigesetzt und verstärkt den
Treibhauseffekt. In gemeinsamen Forschungsprojekten mit russischen
Instituten werden deshalb von deutschen Wissenschaftlern mineralogi-
sche und geochemische Prozesse untersucht sowie die natürliche und
anthropogene Variation von Schwermetallen in einigen Gebieten Sibi-
riens analysiert.

Die deutsche Polarforschung wird vor allem vom AWI in Bremerhaven
und Potsdam getragen, das als Großforschungseinrichtung neben der
Durchführung großer, vielfach langfristig angelegter und mit den Hoch-
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schulen eng gekoppelter Forschungsprogramme auch wichtige Service-
und Koordinationsaufgaben zu erfüllen hat. Das Institut stellt die Logi-
stik für die Mehrzahl der deutschen Polarexpeditionen bereit. tr\ir die
Einsatzplanung der Großgeräte und Stationen sind gemischte Gremien
von externen und internen Beratern eingesetzt; eine weitere Steuerfunk-
tion haben seit 1981 das DFG-Schwerpunktprogramm Antarktisfor-
schung sowie der deutsche Landesausschuß des Scientific Committee on
Antarctic Research (SCAR).

Um die Umweltschäden, die durch Eorschungsreisen und Forschungs-
stationen sowie durch Touristen entstehen, so klein wie möglich zu hal-
ten, wird mit Industriefirmen und ausländischen Forschungeinrichtun-
gen an der Entwicklung von Vermeidungs- und Entsorgungskonzepten
und an den wissenschaftlichen Grundlagen für einen sanften Bildungs-
tourismus gearbeitet.

Polarmedizin spielt als Forschungsfeld in Deutschland praktisch keine
Rolle.

Neben dem AWI befassen sich einige kleine Gruppen von Polarfor-
schern mit umweltrelevanten Themen. Die Pinguinforschung und die
marine Geologie des Nordpolarmeeres haben ihren Schwerpunkt in
Kiel, wo sich das Institut für Polarökologie der Universität mit biologr-
schen Untersuchungen im Nordpolarmeer befaßt. Glaziologische Ar-
beitsgruppen gibt es an verschiedenen deutschen Universitäten. Die Ar-
beiten der Bundesforschungsanstalt für Fischerei, Hamburg, an antark-
tischen Fischen und Krill wurden in jüngerer Zeit eingeschränkt. Die
geowissenschaftlichen Untersuchungen verschiedener Hochschulinsti-
tute und vor allem der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe, Hannover, haben nur einen geringen Bezug zur Umweltfor-
schung. Wichtiger sind in diesem Zusammenhang die Gemeinschafts-
unternehmen von Geographen verschiedener Hochschulen zur Erfor-
schung von terrestrischen Eisrandregionen. Zwischen diesen Gruppen
bestehen gute Kontakte.

Die deutsche Polarforschung war gemäß der Empfehlung des Wissen-
schaftsrates von 1979 von vornherein auf internationale Zusammenar-
beit angelegt. Wichtigste westeuropäische Partner sind der British Ant-
arctic Survey und das Norsk Polarinstitut. Die Zusammenarbeit mit den
russischen Instituten konnte ungebrochen fortgeführt und 1993 durch
Gemeinschaftsunternehmen in der Laptev-See und in Sibirien sehr
wesentlich ausgebaut werden.

Neben internationale Gemeinschaftsunternehmen von SCAR treten zu-
nehmend europäische Vorhaben, die gemeinsam von EU und ESF unter
Federführung von ECOPS durchgeführt werden. Die deutsche Polarfor-
schung hat dabei mit den ,,European Polarstern Studies" (EPS) frühzei-
tig die Initiative ergriffen.
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Stellungnahme

Die Programme zur Erforschung der Rolle der Polargebiete für die Kli-
masteuerung sowie die Untersuchungen zur Paläozeanographie und -kli-
matologie sind international eingebunden in das IGBP49) und in das
weitergefaßte ,,Global Change Programme". Die deutsche Polarfor-
schung beteiligt sich intensiv an europäischen Gemeinschaftsprojekten.

Die deutsche polare Umweltforschung konzentriert sich vor allem auf
die Untersuchung der Austauschprozesse zwischen Ozean, Eis und
Atmosphäre sowie von Sedimenten ais Zeugen früherer Klimaverände-
rungen. Der Wissenschaftsrat begrüßt diese Schwerpunktsetzung, er regt
aber an, die geowissenschaftlichen Arbeiten in der russischen Arktis so-
wie die terrestrische Ökologie zu verstärken und sich an europäischen
Eisbohrprogrammen in der Antarktis und auf Grönland intensiv zu be-
teiligen.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die Polarforschung an den Hochschulen
zu festigen, damit die Arbeitsteilung zwischen dem AWI, das hervorra-
gend mit Großgeräten und Polarstationen ausgestattet ist, und externen
Forschergruppen nicht gefährdet wird. Eine weitergehende Konzentra-
tion der Polarforschung auf das AWI sollte verhindert werden. An den
Hochschulen sind im Interesse der Lehre und der Effizienz der For-
schung leistungsfähige Polarforschungsgruppen erforderlich. Diese
Gruppen sind auf gezielte Projektförderung durch das BMF"T und auf
die Fortsetzung des DFG-Schwerpunktprogrammes Antarktisforschung
angewiesen, das in stärkerem Maße als bisher für Projekte in der Arktis
geöffnet werden sollte.

II. B. Naturschutz und Landschaftspflege

Begriffsdefinition und -abgrenzung

Ziel des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist es laut § 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, Natur und Landschaft im besiedelten und un-
besiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln, daß
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, die Nutzungsf?ihigkeit der
Naturgüter, die Pflanzen- und Tierwelt sowie die Vielfalt, Eigenart und
Schönheit von Natur und Landschaft als Lebensgrundlagen des Men-
schen und als Voraussetzung für seine Erholung in Natur und Land-
schaft nachhaltig gesichert sind. Der Gesetzgeber hat mit der Doppelbe-
zeichnung ,,Naturschutz und Landschaftspflege" zwei Begriffe aus einer
Reihe z. T. ähnlich lautender und häufig synonym gebrauchter Termini
ausgewählt: Landes- und Landschaftspflege, Landschaftsplanung,
Landschaftsökologie, Dorf- und Stadtökologie, Grünordnung und -pla-
nung, Naturschutz, Arten- und Biotopschutz.

49) IGBP : International Geosphere-Biosphere Programme
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Zu unterscheiden sind hierbei die Begriffe, die sich auf die Gesamtauf-
gabe Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur beziehen, und Begriffe,
die Instrumente zur Umsetzung dieser Ziele bezeichnen (wie Land-
schaftsplanung, Grünplanung). Der Begriff ,,Naturschutz,, wird zuneh-
mend sinngleich mit dem Begriff ,,Naturschutz und Landschaftspflege,,
verwendet.

Hochschuldisziplinen auf dem Gebiet Naturschutz und
Landschaftspflege

Naturschutz- und Landschaftspflegeforschung (im folgenden kurz,,Na-
turschutzforschung" genannt) ist in erster Linie angewandte Forschung.
Sie ist multidisziplinär angelegt und bezieht ihre Grundlagen vornehm-
Iich aus der Biologie, der Ökosystemforschung und den Geowissen-
schaften. Sie hat starke Bezüge zu benachbarten Disziplinen der Land-
nutzung (wie Agfar- und Forstwissenschaften). Da sie Wertungen vor-
nimmt und Handlungsanleitungen erarbeitet, werden auch geistes-, so-
zial-, wirtschafts- und rechtswissenschaftliche Ansätze einbezogen. Eine
Verbindung zu den Ingenieurwissenschaften ergibt sich vor allem auf
planerischen und technischen Gebieten, die mit unmittelbaren Eingrif-
fen in Natur und Landschaft verbunden sind, wie Wasserwirtschaft, Ver-
kehrswesen, Architektur, Städtebau und Landesplanung.

Grundstlindige naturschutzbezogene Studiengänge - mit Ausnahme der
Landespflege, die aber teilweise stark technisch-gestaltend orientiert ist
- bestehen in Deutschland nicht. Im Jahre 1990 wurde an der Universi-
tät Marburg ein Hauptfach Naturschutz im Rahmen des Diplomstudien-
gangs Biologie eingerichtet. Auch die Universität Hamburg bietet mitt-
lerweile das Hauptfach Naturschutz an. An der Universität Göttingen
soll in der Biologie ein Nebenfach Naturschutz eingeführt werden. An
der Universität Greifswald wird ein Studienschwerpunkt,,Landschafts-
ökologre und Naturschutz" in der Biologie in Kooperation mit Geogra-
phen, Zoologen und Wirtschaftswissenschaftlern angeboten, an der FH
Eberswalde ein Studiengang Landschaftsnutzung und Naturschutz. Na-
turschutz und Landschaftspflege als Hauptfach bzw. als Studienschwer-
punkt einzuführen wird an weiteren Universitäten diskutiert (2. B. in
Dresden, FU Berlin).

Naturschutzaspekte spielen auch im Studiengang Geoökologie eine we-
sentliche Rolle, der sich mit den komplexen Beziehungen zwischen den
Landschafts- und Standortfaktoren und der Biosphäre befaßt und neben
den Geowissenschaften auch Biologie, Chemie, Physik und Mathematik
einbezieht. Geoökologie wird an den Universitäten Bayreuth, Karlsruhe
und Braunschweig angeboten.

Die Iandnutzenden Disziplinen der Agrar- und Forstwissenschaften ha-
ben an immer mehr lJniversitäten und Fachhochschulen naturschutzre-
Ievante ökologische Schwerpunkte. Die planerische Seite des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege wird von den querschnittsorientier-
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ten Fachdisziplinen Landespflege, Landschaftsökologie, Landschafts-
planung, Landschaftsarchitektur, Grünplanung und Raumplanung, an
Universitäten und Fachhochschulen behandelt.

Zwischen den unterschiedlichen Ausbildungsgängen, die zu einem Ab-
schluß mit Schwerpunkt ,,Naturschutz" führen (2. B. Biologie, Landes-
pflege, Landschaftsplanung, Geographie, Agrar- und Forstwissen-
schaft), besteht Abstimmungsbedarf. Zu diesem Zweck hat sich ein vom
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft geförderter Arbeitskreis
,,Naturschutzausbildung in der Biologie Deutschlands, Osterreichs und
der Schweiz" gebildet, der kijLrzlich ein Positionspapier zur Koordinie-
rung der Ausbildung vorgelegt hat.

Außeruniversitäre Einrichtungen

Im außeruniversitären Bereich sind in der Forschung auf dem Gebiet
des Naturschutzes und der Landschaftspflege das Bundesamt für Natur-
schutz (BfN) und die Ressorteinrichtungen der Länder für Umwelt- und
Naturschutz zu nennen.

Die Naturschutzabteilungen in den Umweltministerien der Länder ha-
ben sich zu einer Länderarbeitsgemeinschaft für Naturschutz, Land-
schaftspflege und Erholung (LANA) zusarnmengeschlossen, an deren
Sitzungen auch BMU und BfN teilnehmen. Dort werden gemeinsam
Fragen des Naturschutzes und der Landschaftspflege erörtert sowie
Konzepte, Empfehlungen und Maßnahmen des Vollzugs in den Ländern
erarbeitet.

Förderinstrumente

Forschungsarbeiten über Naturschutz und Landschaftspflege werden
vor allem im Rahmen der BMET-Förderprogramme ,,Biotop- und Arten-
schutzforschung" sowie,,Stadt- und Industrielandschaften (Stadtökolo-
gie)" gefördert. Darüber hinaus fördern die Bundes- und Landesressorts
für Naturschutz und Landschaftspflege sowie die entsprechenden Fach-
ämter (2. B. BfN und UBA) naturschutzrelevante Forschung' Die DFG
finanziert auf diesem angewandten Gebiet nur wenige Einzelprojekte.
Seit 1987i fördert der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft die
Naturschutzforschung mit einem Sonderprogramm und ermöglichte
den Auftrau des Faches ,,Wissenschaftlicher Naturschutz" am Fachbe-
reich Biologie der Universität Marburg.

Neben Ansätzen zur Forschungsförderung im UNESCO-Programm
,,Man and the Biosphere" (MAB) auf internationaler Ebene bestehen
mehrere EG-Programme zu naturschutzrelevanten Themen, unter an-
derem eines zum Thema Biodiversität; an diesen Forschungsprogram-
men sind jedoch nur wenige deutsche Wissenschaftler und Institutionen
beteiligt.
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Naturschutz und Landschaftspfl.ege im internationalen Vergleich

Die Forschungsergebnisse der deutschen Naturschutzforschung werden
im Ausland, wo die entsprechende Forschung seit längerem entwickelt
und anerkannt ist, nur wenig zur Kenntnis genommen. Deutsche For-
schungsergebnisse werden kaum in internationalen referierten Zelt-
schriften publiziert.

Im angelsächsischen Raum bestehen längere Traditionen auf dem Ge-
biet der Naturschutzforschung im Rahmen der angewandten ökologie
und der ,,Conservation Biotogy", einer Fachrichtung, die auf Fragen des
Arten- und Biotopschutzes ausgerichtet ist. Bereits 1gl3ll4 wurde in
Großbritannien und den USA eine Ökologische Gesellschaft gegründet,
die sich auch mit Naturschutzfragen befaßte. Im Gegensatzhierzuwurde
in Deutschland erst in den siebziger Jahren eine entsprechende Fachge-
sel lschaft eingerichtet.

Während in den USA philosophisch begründete Ansätze (,,land ethics.,)
in der Naturschutzforschung eine große Rolle spielen und ein wesent-
licher Gegenstand dieser Forschung vor allem Großschutzgebiete sind,
konzentriert sich die deutsche Naturschutzforschung auf spezifrsche Ar-
tenschutzmaßnahmen, kleinere Schutzgebiete, Kulturlandschaften und
Landschaftsgestaltung. In Großbritannien und den Niederlanden ist die
Einbeziehung der Faktoren Mensch und Gesellschaft in die Natur-
schutzforschung weiter fortgeschritten als in Deutschland.

In der internationalen Fachdiskussion weisen Fragen der Biodiversität
und ihrer Rolle in bezug auf die Stabilität von Ökosystemen eine größere
Bedeutung auf als in der deutschen Forschung.

Stellungnahme

Inhaltliche Stärken der deutschen Naturschutzforschung liegen vor al-
lem auf anwendungsbezogenem Gebiet (2. B. Arten- und Biotopinventa-
risierung, Bioindikation, Landschaftsplanung, Management von Kultur-
landschaften, Strukturwandel von Agfo-Ökosystemen etc.). Deflzite
sind insbesondere in der naturschutzrelevanten ökologischen Forschung
sowie in der angewandten Naturschutzforschung mit ökologischem
Schwerpunkt und mit landschaftsplanerischem Bezug zu verzeichnen.
Des weiteren fehlen Beiträge aus dem Bereich der Geistes- und Sozial-
wissenschaften, der Rechtswissenschaften und der Wirtschaftswissen-
schaften. Die Zusammenarbeit zwischen all diesen Disziplinen auf dem
Gebiet der Naturschutzforschulg ist unzureichend.

Bis heute ist es der Naturschutzforschung kaum gelungen, wirklich
interdisziplinäre Forschungsschwerpunkte zu entwickeln. Die For-
schung beschränkt sich auf einzelne, meist relativ isolierte Vorhaben;
eine umfassende Synopse der sektoralen Forschungsergebnisse unter-
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bleibt nicht selten. Die Ergebnisse werden überwiegend in den Fachzeit-

schriften der jeweiligen Disziplin veröffentlicht; wissenschaftlich aner-

kannte interdisziplinäre Fachzeitschriften fehlen noch.

weitere F.elder der Naturschutzforschung, auf denen Defizite bestehen,

stellen die ortsbezogene Erfassung von umweltrelevanten Ressourcen

oder (Schad-)stoffen, die Forschung zu naturschutzorientierter Ent-

wicklungshilfe für die Dritte welt und für osteuropa sowie die umfas-
sende Bewertung des ökologischen Zustands in den neuen Ländern dar.

Ein Teil der schwächen der deutschen Naturschutzforschung, vor allem
auf dem Gebiet der naturwissenschaftlichen Grundlagenforschung,
rührt von der generellen Situation traditioneller Teilgebiete der Biologie
her. vor allem die organismische Biologie, die biologische systematik
und die Taxonomie haben in den letzten Jahren einen starken Nieder-
gang erfahren.

Zu beklagen ist die mangelnde Unterstützung von sammlungen und
taxonomiichen Arbeiten.S0) Des weiteren werden biologische Daten, die
in Deutschland langfristig und in großer Dichte erhoben welden, kaum
systematisch ausgewertet; Konzepte zur sinnvollen Nutzung dieser Da-

ten wurden bislang nicht erstellt.

Naturschutzforschung muß regionalspezifisch, langfristig und interdiszi-
plinär sein (vgl. z. B. Leitbildentwicklung, Dauerbeobachtung, Sukzes-

sionsforschung). Hierfür fehlen in Deutschland noch weitgehend die

Träger.

Ein weiterer Grund für Defizite in der Naturschutzgrundlagenforschung
liegt in der Tatsache, daß die Ökologie in Deutschland im Unterschied zu

Großbritannien und den usA wenig Eigenständigkeit entwickeln konn-
te. Dies hat zur Folge, daß die ökologische Forschung (und damit auch

die Naturschutzforschung) in den biologischen und den auf die abioti-
schen Schutzgüter bezogenen Fachbereichen nur wenig unterstützung
durch die anderen Teildisziplinen erfrhrt, bei denen die primär anwen-

dungsorientierte Forschung auf den Gebieten Naturschutz und Land-
schaftspfLege nur ein geringes Renommee besitzt.

In der Förderlandschaft besteht generell eine Lücke zwischen der För-
d,erung von Grundlagenforschung und von unmittelbar praxiszentrier-
ter Datenermittlung. Qualifl zierte Naturschutzforschung wird nur unzu-
reichend über die vergleichsweise kleinen Förderschwerpunkte des
BMFT und des Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft abge-
deckt.

50) Vgl. Empfehlungen der Kommission Grundlagenforschung: Förderung der
Grundlagenforschung durch.den Bundesminister für Forschung und Technologie,
Bonn 1991, S.26 f.
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Der Wissenschaftsrat empfiehlt zur Behebung dieser Defizite in der Na-
turschutzforschung eine stärkere Förderung dieser Bereiche, z. B. durch
die Einrichtung von Förderschwerpunkten für Angewandte Ökologie
oder Naturschutz bei der DFG. Durch spezielle Förderproglamme sollte
die interdisziplinäre Zusammenarbeit, insbesondere mit den Sozial-,
Wirtschafts-, Rechts- und Geisteswissenschaften verbessert werden.

Darüber hinaus sollten die vernachlässigten Gebiete der organismischen
Biologre sowohl durch die Hochschulen als auch durch die Förderinsti-
tutionen verstärkt gefördert werden, insbesondere die Taxonomie, die
wichtige Grundlagen nicht nur füLr die Naturschutzforschung, sondern
auch für Cie Ökologre und andere biologische Teildisziplinen liefert. Den
auf dem Gebiet Naturschutzforschung tätigen Wissenschaftlern wird
eine verstärkte Hinwendung zu den oben genannten inhaltlichen Defi-
zitbereichen und die vermehrte Publikation von Forschungsergebnissen
in internationalen Fachzeitschriften empfohlen. Die deutsche Natur-
schutzforschung sollte an internationalen Programmen teilnehmen und
sich damit stärker in die internationale Forschung einbinden.

Der Wissenschaftsrat empflehlt den Hochschulen, auf diesem Gebiet ge-

zielt ein Graduiertenkolleg einzurichten, um die interdisziplinäre For-
schung voranzutreiben.

Die Frage, ob künftig in Deutschland zusätzlich zu den bestehenden
Landespflege-Studiengängen und den entsprechenden Fachrichtungen
in den agrar- und forstwissenschaftlichen Studiengängen neue grund-
ständige Studiengänge zu Naturschutz und Landschaftspflege angebo-
ten werden sollten, ist aus der Sicht des Wissenschaftsrates zu verneinen.
Vielmehr sollte einer fundierten naturschutzbezogenen Ausbildung im
Rahmen der Landschaftsplanung, Landespflege, Biologie, der Geowis-
senschaften und der Landnutzungsdisziplinen sowie der Einrichtung
fächerübergreifender Studienschwerpunkte, die der notwendigen Inter-
disziplinarität des Forschungsgebietes gerccht werden, der Vorzug gege-
ben werden. Dabei ist es besonders für die Studiengänge der
Landschaftsplanung/Landespflege und der Biologre wichtig, die Lehr-
kapazität zu verstärken, um eine qualifizierte Ausbildung zu gewährlei-
sten. Auch ist es wichtig, daß die sozio-ökonomischen Disziplinen in aus-
reichendem Umfang in diese Studiengänge integriert werden. Da auf
dem Arbeitsmarkt (Naturschutz- und Planungsbehörden, Industrie,
Verbände etc.) anwendungsorientiert ausgebildete Ingenieure und Pla-
ner nachgefragt werden, die vorwiegend an den Fachhochschulen aus-
gebildet werden, ist der dort geplante Ausbau der Kapazrtäten sinnvoll.

Das Fach Naturschutz sollte an einer begrenztenZahl von Universitäten
als Haupt- oder Nebenfach der Biologie und der Land- und Forstwissen-
schaften eingeführt werden; hierbei sollte eine länderübergreifende Ko-
ordination erfolgen, um überregionale Schwerpunkte zu ermöglichen.
Diese Schwerpunkte bedürfen einer angemessenen Ausstattung und
Mindestgröße, um auch international wettbewerbsfähige Arbeiten her-
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vorbringen zu können. Die Stärkung dieser Disziplinen kann durch Um-
widmung vorhandener Ressourcen der Bio- und Geowissenschaften so-
wie der Landnutzungsdisziplinen erfolgen. Eine Zersplitterung der Kräf-
te in viele unterkritisch ausgestattete Lehrstühle und Institute ist zu ver-
meiden.

Naturschutzrelevante Studieninhalte sollten auch in Lehramts-Studien-
gänge integriert werden, da der Vermittlung von Naturschutzwissen an
den Schulen eine hohe Bedeutung zukommt, entsprechende Inhalte
aber bislang in der Lehrerausbildung kaum vermittelt werden.

II. 9. Umweltbewußtsein und -verhalten

Die meisten Umweltprobleme, die heutzutage im Zentrum der Auf-
merksamkeit stehen und zum Gegenstand der Forschung werden, sind
Folgen menschlichen Handelns. Ansätze zur Lösung von bereits einge-
tretenen, mehr aber noch zur Prävention von Umweltproblemen, müs-
sen daher notwendig den Menschen und seine vielfältigen Beziehungen
zur Umwelt einbeziehen. Versteht man Umweltveränderungen als Er-
gebnis der Wechselwirkung von Mensch und Umwelt, sind die Human-
wissenschaften, speziell die Sozial- und Verhaltenswissenschaften sowie
die Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, gefordert, sich der verschie-
denen Aspekte und Ebenen dieser Wechselwirkung anzunehmen. Bis-
lang konzentrierten sich Forschungsfragen vorzugsweise auf den Men-
schen als Betroffenen von Umweltveränderungen. Immer wichtiger
wird es jedoch, darüber hinaus den Menschen als Verursacher, aber auch
als potentiellen Bewältiger dieser lJmweltveränderungen zu begreifen.

Umweltforschungsthemen, die von den Natur- und Ingenieurwissen-
schaften bearbeitet werden, erfordern zunehmend disziplinübergreifen-
de Lösungsansätze. Dazu zählen Forderungen nach integrierten Produk-
tionsverfahren, die von den,,end-of-the-pipe"-Techniken wegführen so-
wie Fragestellungen der Technikfolgenabschätzung. Es ist erkennbar,
daß angesichts der Komplexität der Ursache-Wirkungsbeziehungen und
der vielfältigen Wechselwirkungen von Faktoren eine frühzeitige, um-
fassende Beteiligung der humanwissenschaftlichen Disziplinen und die
Entwicklung integrativer transdisziplinärer Forschungsansätze zuneh-
mend wichtiger werden.

Zur humanwissenschaftlichen Umweltforschung (Humanökologie) tra-
gen folgende Einzelwissenschaften bei: Psychologie, Soziologie, Politik-
wissenschaft, Ökonomik, Rechtswissenschaft, Geographie, Ethnologie,
Philosophie, Theologie, die Geschichtswissenschaften und Erziehungs-
wissenschaft. Die vordringliche Aufgabe der humanwissenschaftlichen
Umweltforschung liegt darin, Mensch-Umwelt-Beziehungen zu analy-
sieren. Dies geschieht auf verschiedenen Ebenen (2. B. Individuum,
Gruppe, gesellschaftliche Institutionen, Kulturen) und in verschiedenen
Bereichen menschlichen Handelns (2. B. Umweltwahrnehmung und
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-bewertung, demographische Veränderungen, Ressourcen, ökonomi-
sche, rechtliche, politische und kulturelle Strukturen). Hinzu kommt die
zeitliche Dimension, zum einen, weil gerade in bezug auf die Umwelt die
Folgen menschlicher Handlungen erst nach längerer Zeit deutlich wer-
den; zum anderen, weil es seit der Industrialisierung verstärkte Bemü-
hungen gibt, auf Umweltbelastungen zu reagieren. Auf diesen Grund-
lagen gilt es, Konzepte und Strategien zur Umsetzung von Maßnahmen
zur Umweltvorsorge sowie zur Anpassung an Umweltveränderungen
auszuarbeiten. Im globalen Sinn wird hier seit dem Bericht der Welt-
kommission für Umwelt und Entwicklung (1g87) von ,,nachhaltiger Ent-
wicklung" (sustainable development) gesprochen. Es geht dann auch
darum, wie die verschiedenen Teile der Weltgesellschaft dazu beitragen
können.

Zur Vielfalt der Themen humanökologischer Umweltforschung gehören
z. B. Wahrnehmung und Bewertung von Umweltproblemen sowie indi-
viduelle und institutionelle Entscheidungs- und Handlungsprozesse in
komplexen und intransparenten Situationen. Weiter geht es um Deter-
minanten verschiedener Strategien der Ressourcennutzung in heutigen
und früheren Kulturen und Wirtschaftssystemen oder auch um die indi-
viduellen, sozialen, ökonomischen und politischen Aspekte der Verur-
sachung und Bewältigung von Umweltkonflikten. Auch die Bedingun-
gen der Entwicklung umweltverträglicher Verhaltensweisen sind eben-
so zu untersuchen wie die Wirksamkeit von umweltpolitischen Maßnah-
men auf kommunaler, nationaler und internationaler Ebene.

Die Aussage des Senatsausschusses ftiLr Umweltforschung (SAUF) der
DFG aus dem Jahre 1976, daß gegenüber großen Fortschritten in natur-
wissenschaftlicher und technischer Umweltforschung ein relativer
Rückstand der Geistes-, Verhaltens- und Sozialwissenschaften ein-
schließlich der Wirtschaftswissenschaften zu konstatieren sei, trifft weit-
gehend auch heute noch zu.

Insbesondere sind folgende Problemfelder zu nennen:

- ulzureichende Hinwendung der humanwissenschaftlichen Diszipli-
nen zu Umweltthemen,

- geringe Erfassung dieser Perspektive in Forschungsprogrammen,

- defizitäre Kooperation zwischen den verschiedenen Humanwissen-
schaften,

- unzureichende interdisziplinäre Kooperation mit Natur- und Technik-
wissenschaften und

- Defizite bei nationalen und internationalen Forschungskooperationen
zur Erfassung globaler Aspekte.
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Hierauf nachdrücklich hinzuweisen, scheint gerade in den humanwis-
senschaftlichen Wissenschaftsdisziplinen notwendig, die nach wie vor
überwiegend durch Einzelprojekte gekennzeichnet sind und deren Fra-
gestellungen Teamwork nicht von vornherein nahelegen. Ein besonde-
res Hemmnis für die Intensivierung gemeinsamer Forschung besteht of-
fensichtlich in der Schwierigkeit, eine gemeinsame Sprache zu flnden.
Zudem entsprechen die vorherrschenden Instrumente der Forschungs-
förderung ebenso wie die tradierten Karrieremuster in den Wissen-
schaftsdisziplinen und die darauf orientierte Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses nicht den Bedürfnissen der füLr umweltfra-
gen vielfach gebotenen Zusammenarbeiten mit Wissenschaftlern aus

anderen Fachgebieten.

tr\ir viele Fragen ist es wichtig, bereits in der Phase der Konzeption von
Forschungsaufgaben zu transdisziplinärer Kooperation zusammenzufin-
den. Es ist festzustellen, daß die humanwissenschaftlichen Fächer bis-
lang wenig beteiligt sind, sich hierum auch selten bemühen. Deswegen
sind auch strukturelle Anpassungen in der Forschungsförderung gebo-
ten, die nachfolgend dargestellt werden. Dabei gilt als grundsätzliches
Ziel, das bislang überwiegend disziplinär orientierte Instmmentarium
um Verfahren zu erweitern, die speziell eine Förderung transdisziplinä-
rer und internationaler Forschung innerhalb der Geistes- und Sozialwis-
senschaften und darüber hinaus vorsehen.

Geisfes- und Sozialwissenschaften

Disziplinen mit Beiträgen zur Umweltforschung sind Psychologie,
Soziologie, Politologie, Pädagogik, Philosophie und Geschichtswissen-
schaften. Die Lehrstühle dieser Disziplinen sind jedoch üblicherweise
nicht speziell der Umweltforschung gewidmet. Umweltthemen gehören
im Regelfall auch nicht zu den Pflicht- oder Wahlpflichtfächern der von
diesen Disziplinen angebotenen Studiengänge.

Umweltpsychologie ist an einzelnen Universitäten bereits seit Mitte der
siebziger Jahre vertreten; ihr weiterer Ausbau erfolgt jedoch nur lang-
sam. Untersucht werden Werthaltungen, Einstellungen und Motive als
Bedingungen für umweltschädigendes bzw. umweltbewußtes Handeln.
Weitere Themen sind menschliche Reaktionen auf Umweltbelastungen
(2. B. Lärm oder Luftverschmutzung), Analysen typischer Fehlentschei-
dungen im Umgang mit komplexen Systemen sowie Probleme der
Wahrnehmung, Kommunikation und Akzeptanz von Risiken, z. B. im
Rahmen der Technikfolgenabschätzung. Ein erstes Schwerpunktpro-
gramm der DFG zur ,,Psychologischen Öt<otogie" wurde 1978 begonnen
und zehn Jahre lang gefördert. Das neue interdisziplinäre DFG-Schwer-
punktprogramm,,Globale Umweltveränderungen: sozial- und verhal-
tenswissenschaftliche Dimensionen" ist wesentlich von der Psychologie
mitgestaltet worden.
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umweltbildung als integrativer Teil der Allgemein- und Berufsbildung
ist bisher nur in geringem umfang Gegenstand von Forschungsaktivitä-
ten in der Erziehungswissenschaft und benachbarten Disziplinen. Ange-
stoßen durch die erste umweltkonferenz der vereinten Nationen 1gT2
befassen sich derzeit einige wenige Hochschulen, ein Institut der Blauen
Liste sowie einige Landesinstitute mit bildungstheoretischen und pra-
xisbezogenen Konzepten der Vermittlung von Umweltwissen und um-
weltgerechtem Handeln. Der wissenschaftsrat ist der Auffassung, daß
die Erfordernisse des umweltschutzes neue Formen ganzheitlichen, fä-
cherübergreifenden Lernens und infolgedessen auch neue Lehrformen
notwendig machen, die durch entsprechende Forschungsaktivitäten
fundiert werden müssen. von einzelnen pilotprojekten abgesehen, sind
bisher jedoch noch kaum Brücken zwischen umweltforschung und um-
weltbildung geschlagen worden. Insbesondere fehlt es weitgehend an
der systematischen Bewertung von culricula zur umweltbildung, die in
den verschiedenen Bildungsbereichen eingesetzt werden.

soziologische umweltforschung gibt es in Ansätzen seit langem (Human
Ecology der chicago-Schule seit den zwanziger Jahren, inbeutschland
seit Mitte der siebziger Jahre). Allerdings wird diese nur an wenigen
deutschen Hochschulen (Hamburg, Trier, Bremen, Oldenburg, Dort_
mund) betrieben und beschränkt sich dort bisher auf den Bereich der ge-
bauten umwelt (stadt-, siedlungssoziologie). In diesem Bereich sind
neue Entwicklungen mit internationaler und teilweise auch interdiszipli-
närer Zusammenarbeit festzustellen. so entsteht z. B. an der universität
Trier aus der Zusammenarbeit zwischen volkswirtschaft und soziologie
ein Arbeitsschwerpunkt,,ökologische Stadt- und Regionalentwick-
lung". ,,Umweltsoziologie" als Thema soziologischer Lehre ist in
Deutschland noch kaum entwickelt. Es bestehen jedoch Ansätze zu so-
ziologischer umweltforschung unter Themen wie Technikfolgenab-
schätzung bzw. Technikwirkungsforschung sowie zur Risikoforschulg
und zur Wissenschaftsforschung.

Neuere, auch sozialwissenschaftlich relevante Ansätze zur umweltfor-
schung grbt es auf dem Gebiet der systemanalyse und -modellierung.
Bei diesen Ansätzen werden zunehmend die wechselwirkungen von
Mensch und umwelt berücksichtigt. Die wissenschaftsforschung hat die
struktur und Entwicklung der wissenschaften selbst zum Thema; in
bezug auf die umwelt wird hier insbesondere die Rolle einzelner wis-
senschaften bei der verursachung, verwissenschaftlichung, vergesell-
schaftulg und Politisienmg von Umweltproblemen untersucht.

In den Politikwissenschaften bestehen erste umweltforschungsansätze
durch internationale vergleiche, Akteuranaly5sn5l) sowie untersuchun-
gen der Grenzen, der Wirksamkeit und der Vollzugsdefizite von Um-
weltpolitik. Zentrale Themen sind neuerdings auch die Analysen von

51) Akteure : Parteien, Bürgerbewegungen u.a.

97



Umweltkonflikten und die Entwicklung neuer Verfahren der Konflikt-
lösung und -vermittlung.

Umweltforschung in der Philosophie (und auch in der Theologie) um-
faßt Ansätze der traditionellen Technikphilosophie, Technikfolgenab-
schätzung und angewandten Ethik, insbesondere der biomedizinischen
Ethik. Im letztgenannten Bereich besteht in Nordrhein-westfalen eine

interdisziplinäre Forschungsarbeitsgemeinschaft Bioethik, der über 20

wissenschaftler verschiedener Hochschuldisziplinen angehören, die
sich mit Themen wie organtransplantation, Humangenetik und Gen-

technik im nichthumanen Bereich auseinandersetzen. tr'erner ist auf das

Zentrum Ethik in den wissenschaften an der universität Tübingen zu

verweisen (vgl. C. VI. 3.5.), das sich mit bioethischen und umweltethi-
schen Projekten beschäftigt.

In den Geschichtswissenschaften ist die historische Umweltforschung
noch wenig ausgebaut, findet jedoch zunehmendes Interesse. Ein
Schwerpunkt liegt auf der Erforschung vorindustrieller Gesellschaften,
die nahezu durchgängig von Ressourcenknappheit gekennzeichnet wa-
ren. In der prähistorischen Umweltforschung ist es dabei zu einer Zu'
sammenarbeit mit naturwissenschaftlichen Disziplinen gekommen, um
die Geschichte des menschlichen Einflusses auf die Umwelt in der Vor-
und Frühgeschichte zu rekonstruieren. Ein zweiter Schwerpunkt liegt
auf der Zeit seit der Industrialisierung, wobei es einerseits um die damit
verbundene wachsende Belastung geht, andererseitsjedoch auch um die
Bemühungen, diese Belastungen zu reduzieren. Eine besondere Phase
bilden die Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg, in denen mit dem welt-
weit verstlirkten Wachstum die Umweltprobleme deutlich zunahmen.
Bei diesen tr'orschungen ist eine interdisziplinäre Zusammenarbeit mit
den Ingenieur- und Naturwissenschaften in besonderer Weise erforder-
lich.

Das Zusammenwirken von sozial- und geisteswissenschaftlicher Um-
weltforschung auf der einen Seite und naturwissenschaftlicher und tech-
nischer Umweltforschung auf der anderen Seite beschränkt sich auf re-
lativ wenige Projekte, Programme und Einrichtungen. Vor allem im Be-
reich der Technikfolgenabschätzung sowie für Fragestellungen eines das
menschliche Verhalten einbeziehenden Umweltschutzes ist eine solche
Kooperation notwendig. Technikfolgenforschung wird in erster Linie
von Arbeitsgluppen außeruniversitärer Einrichtungen betrieben.

Sozioökonomische Begleitforschung ist verschiedentlich in begrenztem
Maße in größeren naturwissenschaftlichen Projekten/Programmen, z. B.
zut Ökosystemforschung, Waldschadensforschung, Tropenwaldfor-
schung u. ä. anzutreffen. Institutionalisiert werden soll die Zusammenar-
beit der Geistes- und Sozialwissenschaften und der Natur- und Inge-
nieurwissenschaften im Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle
(UFZ), das Grundlagen zum Verständnis und zur BewäItigung von Um-
weltproblemen in hochbelasteten Ballungsräumen erarbeiten soll. Auch
in der Konzeption des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung
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(PIK), das sich mit der wissenschaftlichen Abschätzung der Auswirkun-
gen von Klimaveränderungen auf natürliche und zivilisatorische Syste-
me befassen soll, ist eine Zusammenarbeit von Natur-, Geistes- und
Sozialwissenschaftlern vorgesehen.

Rei den Beiträgen der Geistes- und Sozialwissenschaften zur umwelt-
forschung handelt es sich, wie die obige Darstellung zeigt, vorwiegend
um disziplinäre Einzelprojekte, das Gesamtbitd ist ef,er dlsparat und ru-
dimentär. Mit Ausnahme einiger Forschungsgruppen in deiUmweltpsy_
chologie und rechnikfolgenabschätzung §ni "r 

t ""- größere in enger
Kooperation bearbeitete Forschungsprogräm-e. rin nihnliches eild gibt
die Forschungsförderung in den umwertrelevanten Disziplinen. lgg3 be-
schäftigte sich keine der sieben sozial- und geisteswissenschaftlichen
Forschergruppen der DFG und keines der 61 von der DFG geförderten
sozial- und geisteswissenschaftlichen Graduiertenkollegs [rimär mit
umweltforschuag. Neben zwei rechts- und einem wirt-schaftswissen-
schaftlichen Graduiertenkolleg befaßt sich ein interdisziplinäres Kolleg
,'Ethik in den wissenschaften" frcherübergreifend mit der umweltpro-
blematik. von den 19 geisteswissenschafthöhen sonderforschungsberei-
chen besaß keiner einen nennenswerten umweltbezug. unteräen 24
schwerpunktprogrammen, die ftiLr die sozial- und geisäswissenschaft-
liche umweltforschung geeignete Förderinstrumente wären, frndet sich
ein Schwerpunktprogramm zum Thema,,Globare umweltveränderun-
gen: sozial- und verhaltenswissenschafiliche Dimensionen,..

Das BMFT fördert Projekte zur Technikfolgenforschung. Auch im Rah-
men von Landesprograrnmen (Nordrhein-westfälisches programm
,,Mensch und Technik - Sozialverträgliche Lösungen.,; Bremer pro_
gIamm,,Arbeit und Technik"; hessischer Forschungsschwerpunkt,,Inte_
grierte Technikforschung") werden projekte der Technikfolgenabschät-
zung bearbeitet.

Zu nennen sind ferner das Zentrum für Interdisziplindre Technik-
forschung (Zrr) in Darmstadt und die neugegnindete Akademie für
Technikfolgenabschätzung in Stuttgart, eine zentrale Einrichtung des
Landes Baden-württemberg, die sowohl Eigenforschung als auch Auf-
tragsforschung durchführen sowie Forschungsaktivitäten im Bereich
der Technikfolgenforschung an anderen Forschungseinrichtungen über
Projektträgerschaften initiieren, koordinieren und fördern soll.

Auf internationaler Ebene ist geplant, im Rahmen des Human Dimen-sions of Global Environmental Change programm (HDp) die Inter-aktion zwischen Mensch und umwelt zu untersuchen. Das HDp wirdvon der United Nations university (uNU), der International Federation
of Institutes for Advanced studies (IFIAS) und dem International social
sciences council (ISSC) getragen. Forschungsthemen sind insbesondere
der Einfluß von sozialem Wandel auf die globale Entwicklung, ,ori.f"
strategien zur vermeidung unerwünschter-Folgen von umwelöerände-
rungen bzw. zurn umgang mit nichtvermeidbaren Forgen .o*i" ai"Analyse politischer optionen fi.ir den umgang mit globale-n umweltver-
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änderungen und zur Durchsetzung des Ziels des ,,sustainable develop-
ment.,. an der Initiative, die erst kürzlich angelaufen ist, ist Deutschland
mit dem schwerpunktproglamm,,Globale umweltveränderungen: sozi-

al- und verhaltenswissenschaftliche Dimensionen" der DFG beteiligt.

ökonomie

Gegenstand der wirtschaftswissenschaften ist die untersuchung der
Entstehung, Verteilung und Verwendung von knappen Gütern und
Dienstleistungen. unter umweltgesichtspunkten ist bedeutsam, daß da-

bei einerseits natürliche, z.T. auch nicht erneuerbare Ressourcen ent-
nommen werden und andererseits neben nützlichen Produkten auch

schadstoffe entstehen. wie in ökonomische Analysen allgemein gehen

auch in umweltuntersuchungen naturwissenschaftlich-technische Er-
kenntnisse ein. Außerdem müssen sozial- und geisteswissenschaftliche

Erkenntnisse bei der Formulierung von Verhaltensannahmen berück-
sichtigt werden.

Der ökonomischen umweltforschung füllt die Aufgabe zu, Instrumente
und Mechanismen zu entwickeln und zu analysieren, die ökonomische
Anreize zur vermeidung und verminderung von umweltbelastungen
durch Produkte und Produktionsprozesse schaffen. Es gilt, den effizien-
ten umgang mit knapper werdenden umweltgtitern zu fördern und
Grenzen für die Ausbeutung der natüLrlichen Umwelt aufzuzeigen. Dazu
gehört auch die untersuchung der erforderlichen Anpassungsprozesse
an langfristige globale Entwicklungen.

Die Notwendigkeit, umweltfragestellungen stärker in die wirtschafts-
wissenschaften zu integrieren, ergibt sich aus der Tatsache, daß die Um-
welt zunehmend zur begrenzenden Ressource für die weitere wirtschaft-
liche Entwicklung, insbesondere der Industriestaaten, aber auch der
Länder der Dritten Welt geworden ist.

An mehreren Stellen wird in Deutschland umweltökonomische For-
schung auf hohem Niveau betrieben. Als beispielhaft für größere Ar-
beitsgruppen, die über die in den Wirtschaftswissenschaften ansonsten
meist übliche Individualforschung hinausgehend Umweltthemen bear-
beiten, sind die Universitäten in Oldenburg und Heidelberg, das Institut
für weltwirtschaft in Kiel oder das Rheinisch-westfälische Institut für
Wirtschaftsforschung in Essen anzuführen. Diese Forschungsaktivitäten
tragen dazu bei, daß die deutsche Umweltökonomik international einen
guten Ruf genießt. Wfirend im Bereich der volkswirtschaftlichen For-
schung die USA vom Umfang her einen Vorsprung aufweisen, kann die
deutsche betriebswirtschaftliche Umweltforschung international durch-
aus Schritt halten. Jedoch ist hier der Umfang der Forschungsaktivitäten
in anderen europäischen Ländern, wie Großbritannien, den Niederlan-
den und der Schweiz, größer. Im übrigen ist festzuhalten, daß vor allem
im volkswirtschafttichen Bereich die umweltökonomische Forschung
Resultat der Initiative einzelner Forscher finanzwissenschaftlicher, wirt-
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schaftstheoretischer oder wirtschaftspolitischer Richtung ist. spezielle
umweltökonomische Lehrstühle, seminare und Institute sind bislang
selten institutionalisiert.

Ökonomie und Ökologie stehen in einem spannungsverhältnis, zu des-
sen Auflösung die ökonomische umweltforschung insgesamt einen
wichtigen Beitrag leistet und weiter leisten muß. Die Forderung, daß ,,die
Preise die ökologische wahrheit sagen müssen", stellt nicht nur den
staat vor die Aufgabe, umweltschonende und zugleich wirtschaftsver-
trägliche Maßnahmen zu ergreifen; auch die privaten unternehmen
müssen Initiativen zur Einführung umweltverträglicher und nichtsdes-
toweniger rentabler Produktionsweisen ergreifen. Es bedarf weiterer
untersuchungen nicht nur der Grenzen der Belastbarkeit der wirtschaft
durch umweltschutzanforderungen, sondern auch der chancen, die der
umweltschutz als wachstums- und Innovationsfaktor füLr die wirtschaft
bieten kann.

umweltforschung muß in breiter Zusammenarbeit der Disziplinen ver-
suchen, Perspektiven und Randbedingungen füLr künftiges wirtschaften
aufzuzeigen. Zusammenarbeit ist auch gefordert bei der Diskussion
effektiver betriebswirtschaftlicher Instrumente, die den umweltschutz
in die unternehmensentscheidungen einbeziehen. Ahnhches gilt frir das
streben nach mehr umweltschutz in der wirtschaft 12. e. ökonilanzie-
rung, Produktlinienanalysen) und bei der Konzeption umweltverträg-
licher Entwicklungsstrategien, insbesondere in der Dritten welt.

In Deutschland steht die wirtschaftswissenschaftliche umweltforschung
vor der Herausforderung, (1) sich produktiv mit Ansätzen einer ökologi--
schen Ökonomie auseininderzuseizen, die international rasch an Bedeu-
tung gewinnen; (2) die Kluft zwischen theoretischen Annahmen und
empirischer Praxis zu überwinden und sich dabei insbesondere der poli-
tikwissenschaft, der Soziologie und der psychologie zu öffnen; (3) zu ei-
nem den umwelterfordernissen angemessenen verständnis von wirt-
schaften und wachstum zu kommen und die Indikatoren der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung entsprechend zu reformieren; (4) Kon-
zepte und vorschläge zur ökologischen Betriebswirtschaft fortzuent-
wickeln; (5) Möglichkeiten einer ressourcensparenden Kreislaufwirt-
schaft, einer stärkung regionaler Kreisläufe und assoziativen wirtschaf-
tens weiter zu erkunden. Dies könnte den Erkenntniszuwachs erhöhen
und die Akzeptanz der wissenschaftlichen Ergebnisse in der Manage_
ment-Praxis verbessern.

während derzeit der überwiegende Teil der Forschungsarbeiten theore-
tischer Natur ist, wird darauf hingewiesen, daß empirisch arbeitende
wirtschaftswissenschaftliche umweltforschung vielfach der Integration
natur- und ingenieurwissenschaftlicher Erkenntnisse bedarf, um Um-
weltbelastungen aus Produktion und Konsum umfassend und präventiv
in ihre Fragestellungen 

^) 
integrieren. Die Erforschung von Möglichkei-
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ten eines schonenden umgangs mit natürlichen Ressourcen erfordert

eile enge Kooperation mit normenorientierten r.rnd rechtsetzenden Dis-

ziplinen sowis mit Verhaltens- und Sozialwissenschaften'

Strukturelle Engpässe treten im Bereich der wirtschaftswissenschaften

durch die hohe behstung mit Lehrverpflichtungen auf' Das wirkt sich

auf die Umweltforschun§ah ein noch zu etablierendes Forschungsfeld

nachteilig aus. Andere strukturelle Probleme kommen hinzu' Aufgrund

der gege"benen Altersstruktur der Professoren an den universitäten
zeichäet sich mittelfristig ein hoher Bedarf an jungen Wissenschaftlern

in den wirtschaftswissenschaften ab. Die Nachwuchssituation könnte

verbessert werden, wenn von der in den wirtschaftswissenschaften bis-

her noch zu wenig genutzten Möglichkeit zur Errichtung von Graduier-

tenkollegs mehr öäbrauch gemacht würde, wobei dann auch betriebs-

und volkswirtschaftliche Aspekte der umweltforschung beachtet wer-

den sollten.

Eine besondere Bedeutung kommt der schafTung umweltökonomischer
Lehrstühle zu, denn im Gegensatz zu anderen Disziplinen besteht in der

ökonomie immer noch ein Vorurteil gegen die Einbeziehung ökologi-
scher Themen. Die Berufungschancen sind ohne die Einrichtung ent-
sprechender Lehrstühle sehr ungrinstig'

Rechtswissenschaft

Umweltrecht umfaßt die Gesamtheit aller Normen, die dem Schutz der
Umwelt dienen. Es befindet sich auf dem Wege von der Zusammenfas-
sung verschiedener Rechtsregeln unter einheitlicher Fragestellung hin
zu einer selbständigen Teildisziplin der Rechtswissenschaft. Umwelt-
recht ist ein ,,Querschnittsrecht", das die Rechtsgebiete übergreift. The-
matische Schwerpunkte sind Immissionsschutz-, Wasser-, Boden-
schutz-, Abfall-, Atom- und Strahlenschutz-, Stoff- und Naturschutz-
recht. Zunehmend bedeutsamer wird das EG-Umweltrecht einschließ-
lich des internationalen Umweltrechts. Stärkeres Interesse flnden auch
das Umwelthaftungs- und Umweltversichemngsrecht, Umweltsteuern
und -abgaben.

In Analogie zu der herkömmlichen Einteilung ist es gerechtfertigt, von
einem öffentlichen und privaten Umweltrecht, von Umweltstrafrecht
sowie von internationalem Umweltrecht zu sprechen. An der Kodifizie-
rung des Umweltrechts in einem Umweltgesetzbuch wird gegenwärtig
gearbeitet. Ein von einer Professorenarbeitsgruppe erarbeiteter Entwurf
eines Allgemeinen Teils eines Umweltgesetzbuches ist 1990 publiziert
worden. Nicht zuletzt darin dokumentiert sich die zunehmende Kohä-
renz dieses Gebietes. In die gleiche Richtung wirkt das Recht der EU,
das zunehmend allgemeine umweltrechtliche Regelungen selbst trifft
oder solche in den Mitgliedstaaten stimuliert. Die Frage nach einer
durchgehenden ,,Ökologisierulg des Rechts" entwickelt sich zu einem
eigenständigen und zentralen Thema der Rechtswissenschaft.

r02



Es zeigt sich immer deutlicher, daß die Rechtswissenschaft auf dem Ge-
biet des umweltschutzes mit anderen Fachdisziplinen zusammenarbei-
ten müssen. Ein wichtiges Beispiel ist die Beschäftigung mit vollzugsde-
frziten rechtlicher Normen. Hier ist es unabweisbar, Ansätze ,.rä E.-
kenntnisse sozial- und verhaltenswissenschaftlicher Disziplinen zu inte-
grieren. Da - um ein weiteres Beispiel zu nennen - die wirksamkeit des
ordnungsrechts an Grenzen stößt, bedarf es der Beiträge der wirt-
schaftswissenschaften, um den Einsatz marktwirtschaftlicher Instru-
mente bei künftigen rechtlichen Regelungen auszuloten. Auf eine enge
Zusammenarbeit sind die Rechtswissenschaften auch bei der Bestim-
mung von umweltstandards und Qualitätszielen füLr die küaftige Ent-
wicklung angewiesen, ebenso wie dort, wo Entscheidungen trotz wissen-
schaftlich nicht endgüttig gesicherter Erkenntnisse aus Natur-, Tech-
nik-, wirtschafts-, sozial- und Geisteswissenschaften zu fällen sind. Ein
wichtiger Anwendungsfall der Zusammenarbeit ist ferner die Gewin-
nung, Aufbereituns und Bereitstellung von rechtserheblichen Informa-
tionen über die umwelt sowie eine untersuchung der historischen Ge-
nese.

Umweltforschung im Bereich der Rechtswissenschaft findet an vielen
Universitäten der Bundesrepublik Deutschland statt, wenn auch in sehr
unterschiedlicher Breite und Tiefe der Fragestellungen. Außerdem ist
das Umweltrecht nach Maßgabe der Ausbildungsordnungen der Länder
ein Wahlpflichtfach, das zur Vertiefung und Qualiflzierung im ersten
Staatsexamen gewählt werden kann. Besonders herausgestellt wurde
der Bereich des Umweltrechts beispielsweise an den Universitäten
Augsburg, Bremen, Hamburg, Heidelberg, Frankfurt, Münster, Trier
und Tübingen.

Zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses sind zwei einschlä-
gige Graduiertenkollegs eingerichtet worden:

- ,,Nationales und internationales Umweltrecht" an der Universität Kiel
uld

- ,,Umwelt- und Technikrecht" an der Universität Trier.

Seit 1 992 existiert eine Max-Planck-Arbeitsgruppe,,Internationales Um-
weltrecht", die inzwischen im Rahmen des Umweltforschungszentrums
Leipzig-Halle tätig ist.

Stellungnahme

Umweltforschung ist in den meisten sozial- und geisteswissenschaft-
lichen Disziplinen noch wenig verankert (mit Ausnahme der Rechtswis-
senschaft) und wird außerdem oft mit nur wenigen Kontakten der Diszi-
plinen sowohl untereinander als auch zu den Natur- und Ingenieurwis-
senschaften betrieben. Die BeteiligUng an übergreifenden nationalen

103



und internationalen Programmen ist gering, zum Teil auch deshalb, weil
nur wenige Programme bisher die Sozial- und Geisteswissenschaften
einbeziehen. Die Anzahl der von DFG und BMFT geförderten Natur-
und Soziatwissenschaften übergreifenden Vorhaben ist ebenfalls be-
grenzt.

Die Ursachen dieser Sachlagen sind vielfältig.Zum einen haben manche
Themenstellungen, die eine kontinuierliche, disziplinübergreifende Be-
arbeitung sinnvoll erscheinen lassen, wie etwa ökologische Stadt- und
Regionalentwicklung, Verkehrsvermeidung, Wasserverbrauch, Energie-
einsparung oder Klimafolgen in der Forschungsförderung nicht den die-
sen Problemen gebührenden Stellenwert. Zurn anderen erschweren die
Förderstrukturen der deutschen Wissenschaftslandschaft infolge über-
wiegend disziplinärer Ausrichtung eine spezifische Fördemng von inter-
disziplinärer sozial- und geisteswissenschaftlicher Mensch-Umwelt-For-
schung. Auch mangelt es bisher weitgehend an spezifisch umweltbezo-
genen Forschungsprogrammen für Sozial- und Geisteswissenschaften,
die neue Anregungen geben und die Vertreter dieser Disziplinen ntt Zu-
sammenarbeit motivieren.

Ein Problem sind auch die Organisationsstrukturen der Disziplinen in
diesem Bereich selbst. Fächervielfalt, häuflg anzutreffende Intransigenz
gegenüber benachbarten Fächern, fehlender Anreiz von außen, der
Mangel an entsprechenden Karriereperspektiven sowie die mangelnde
Bereitschaft zur Koordination innerhalb vieler Disziplinen behindern
das Entstehen einer humanökologischen Umweltforschung, die in ihren
Leistungen mit den Erkenntnisfortschritten der naturwissenschaftlich-
technischen Umweltforschung mithalten kann.

Die humanökologische Umweltforschung wird sich nur dann nachhaltig
entwickeln können, wenn institutionelle Voraussetzungen geschaffen
werden, in denen sich die Umweltforschung besser etablieren kann. Ins-
besondere der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und der
Eröffnung von akademischen Karrieremöglichkeiten kommt gfößte Be-
deutung zu. Die Schaffung entsprechend ausgerichteter Lehrstühle an
den Universitäten würde hier Signale für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs setzen. Jedoch darf die Ausrichtung einzelner Lehrstühle auf das
Thema Umwelt nicht dazu führen, daß andere Teildisziplinen Umwelt-
aspekte von vornherein aus ihren Forschungskonzeptionen ausschlie-
ßen. Vielmehr ist eine interdisziplinäre Zusammenarbeit anzustreben,
um die Integration umweltrelevanter Forschungs- und Lehrinhalte lei-
sten zu können. Weitere Instrumente zur Integration der Umweltfor-
schung in die Humanwissenschaften können Gastprofessuren, intra-uni-
versitäre Kolloquien, Wissenschaftskollegs und Preise bzw. persönliche
Auszeichnungen für hervorragende Leistungen in diesem Forschungs-
feld sein.

Die in den Sozial- und Geisteswissenschaften übliche Einzelforschung
reicht nicht aus, wenn es um die Bearbeitung von Themen aus größeren
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Umweltforschungsprogrammen geht, die vielfach auf Beiträge mehrerer
Disziplinen angewiesen sind. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, daß
sich an Umweltthemen interessierte Sozial- und Geisteswissenschaftler
in interdisziplinären, zeitlich befristeten Forschungsverbünden organi-
sieren, in denen die Verständigung auf zentrale Themen der Mensch-
Umweltforschung und ihre Bearbeitung in enger Kooperation, gegensei-
tige Information und die gemeinsame Beantragung von Fördermitteln
möglich sind.

Beispiele für entsprechende organisatorische Formen, die sich bewährt
haben, stellen der ,,Ladenburger Diskurs" und das ,,Ladenburger Kol-
leg" der Gottlieb-Daimler- und Karl-Benz-Stiftung dar, die zeitlich befri-
stet interdisziplinlire Fragestellungen wie die,,Wechselbeziehungen zwi-
schen Mensch, Umwelt und Technik" oder den ,,Umweltstaat" unter po-
litischen, wirtschaftlichen urrd rechtlichen Aspekten thematisieren.

Möglichkeiten im interdisziplinären Verbund bieten Forschergruppen.
Technikfolgenabschätzung, Umweltkonfliktforschung und eine auf
nachhaltige Lösungen angelegte Technikforschung, die sich gegenüber
dem ,,end-of-the-pipe"-Ansatz durch die Integration von technik- und
verhaltenszentrierten Problemlösungen auszeichnet, könnten auf diese
Weise frühzeitig in Forschungskonzeptionen einbezogen werden.

Auch durch die Einbeziehung humanökologischer Themen in bestehen-
de Sonderforschungsbereiche und Graduiertenkollegs könnte die inte-
grierte Umweltforschung gefördert werden. Ein Beispiel für naturwis-
senschaftliche und technische Konzeptionen, in die wirtschafts- und so-
zialwissenschaftliche Aspekte aufgenommen werden könnten, stellt das
an der RWTH Aachen angelegte Graduiertenkolleg ,,Landbewirtschaf-
tung, Umwelt und ländlicher Raum" dar.

Die Strategie, die Sozial- und Geisteswissenschaften in große Umwelt-
forschungszentren wie das UFZ oder das PIK zu integrieren, wird vom
Wissenschaftsrat unterstützt und könnte fiir andere Einrichtungen rich-
tungweisend werden. Entsprechende Abteilungen oder Gruppen sollten
jedoch nicht zu klein sein und ihre Organisation sollte flexibel bleiben.
Sie müssen die Möglichkeit haben, ihre Forschungsthemen eigenständig
bzw. in gleichberechtigter Kooperation mit den naturwissenschaftlichen
Umweltforschern zu entwickeln.

Um die Selbstorganisationskräfte der sozial- und geisteswissenschaft-
lichen Mensch-Umwelt-Forschung zu sfärken, sollten Wege gefunden
werden, um kleinere Workshops und Arbeitsgruppen gezielt und unbü-
rokratisch zu fördern, die sich vornehmen, sozialwissenschaftliche Um-
weltforschung zu definieren, Projekte und Kooperation auch über die
nationalen Grenzen hinaus anzuregen und aufzubauen. Dabei kommt
den Bereichen der Projektverwaltung, der Geschäftsführung und der
Sekretariate besondere Bedeutung zu. Weitere Möglichkeiten zur ver-
stärkten Kooperation zwischen den Fächergruppen an den Hochschulen
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liegen in der Veranstaltung von Ringvorlesungen, Workshops, Kollo-
quien, Sommerschulen und Kongressen. Beispiele an verschiedenen
Hochschulen machen deutlich, daß derartige Veranstaltungen wichtige
Keimzellen für weiterführende Aktivitäten, etwa Forschungskooperatio-
nen und die Entwicklung von Curricula, sein können.

Die inzwischen eingetretene Leistungsftihigkeit der Umweltrechtswis-
senschaften an Deutschlands Universitäten ist beeindruckend. Von ihr
gehen wichtige Impulse und die fachliche Begleitung der Normset-
zungstätigkeit der EU, des Bundes und der Länder aus.

Der Wissenschaftsrat spricht sich dafür aus, umweltrechtliche Fragestel-
lungen verstärkt in das Programm der allgemeinen rechtswissenschaft-
lichen Lehrveranstaltungen einzubeziehen. Das Umweltrecht ist eine
nicht leicht zu vermittelnde Materie, bei der es besonders auf solide
(Verwaltungs-) Rechtskenntnisse ankommt. Als anerkanntes Wahl-
pflichtfach sollte es auch interdisziplinäre Forschungsansätze aufneh-
men. tr\ir die Forschungsförderung auf dem Gebiet der Rechtswissen-
schaft hält der Wissenschaftsrat ebenfalls unbeschadet der Bedeutung
disziplinärer Forschung eine gezielte lJnterstützung interdisziplinärer
Forschungsverbünde - auch unter Einbeziehung außeruniversitärer
Gruppen - für wünschenswert, um den aufgezeigten Herausforderun-
gen gerecht zu werden.

Da Datenbanken wichtige Dienstleistungen für die rechtswissenschaft-
Iiche Umweltforschung erbringen können, sollte das umfassende Juri-
stische Informationssystem (IURIS) in Saarbrücken den Umweltfor-
schungsaspekt angemessen berücksichtlgen und so gestaltet werden,
daß auch Wissenschaftler anderer Disziplinen leichter Zugang flnden
können.

II. 10. Umwelt und Gesundheit

Die WHO versteht Gesundheit als ,,Zustand vollständigen körperlichen,
seelischen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur des Freiseins von
Krankheiten".52) Gesundheit ist aber nicht nur als Zustand oder Fak-
tum, sondern immer auch als Haltung und Aufgabe zu beschreiben.
Hieraus folgt der Anspruch, zur Gesundheitsforschung mehr als nur die
Analyse von Krankheitsbildern und ihren Ursachen sowie medizinisch-
kurative Maßnahmen zu zählen. Diese Forderung ist insbesondere für
die umweltbezogene Gesundheitsforschung von Bedeutung, geht es
doch hier vielfach darum, Iangfristige und in kleinen Dosen einwirkende
Gesundheitsrisiken zu identifizieren und ihr Gefährdungspotential ein-
zuschätzen. Eine allgemeinverbindliche Definition des Aufgaben- und
Methodenspektrums umweltbezogener Gesundheitsforschung ist aller-
dings nicht vorhanden.

5r) D". R.t ""n Sachverst?indigen für Umweltfragen: Umweltgutachten 1987, Stutt-
gart, Mainz 1987, S. 466.
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Die der Erhaltung der Gesundheit zugrundeliegende Forschung ist diszi-
plinär breit gefächert. Zulhr gehören die medizinischen Spezialdiszipli-
nen ebenso wie die ftir die Medizin grLrndlegenden Naturwissenschaften
und Teilgebiete der Sozial- und Humanwissenschaften. Neben dem vom
BMI-T und BMG getragenen Gesundheitsforschungsprogramm des
Bundes wird umweltbezogene Gesundheitsforschung auch durch spezi-
elle Schwerpunkte auf Landesebene gefördert. So z. B. in Baden-WtiLrt-
temberg durch das 1991 eingerichtete Projekt Umwelt und Gesundheit
(PUG).

Die durch den Wissenschaftsrat in der Vergangenheit wiederholt aufge-
zeigten Strukturdefizite in der Gesundheitsforschung betreffen auch die
umweltorientierten medizinischen Fachgebiete.53) Noch immer gehen
wissenschaftliche Struktur- und Projektkonzeptionen zu sehr vom kran-
ken statt vom gesunden Menschen aus. Klinische Forschung wird nicht
in hinreichend wirkungsvollen Strukturen betrieben. Diese Mängel be-
hindern die Integration der notwendigerweise interdisziplinär angeleg-
ten rr mweltorientierten Gesundheitsforschung.

Angesichts der Zunahme derjenigen Erkrankungen, die in den Lebens-
bedingungen und in der Lebensweise der Bevölkerung ihre Ursachen
haben, kommt präventiver Gesundheitsforschung und -vorsorge ein
höherer Stellenwert zu, als ihn diese Forschungsgebiete in Deutschland
haben.5a) Es muß angestrebt werden, in der sozialwissenschaftlich-
orientierten Gesundheitsforschulg die Sozialwissenschaften mit der
Medizin zu verzahnen. Es muß aber auch besser gelingen, die naturwis-
senschaftlich-medizinische Umweltforschung über ihre derzeitige Kon-
zentration auf umweltbedingte Krankheiten hinaus auf die Erhaltung
der Gesuldheit, also Prävention, auszurichten.

So kann auch in Deutschland die bislang krankheitsorientierte Umwelt-
medizin zur Entwicklung eines Eaches ,,Umwelt und Gesundheit" mit
Blickrichtung auf übergreifende Zusammenhänge langsam fortschrei-
ten. Dabei müßte dieses Fach neben grundlegenden Methoden aus Na-
turwissenschaft und Medizin besonders jene Forschungsbereiche umfas-
sen, die den Grenzbereich zwischen Gesundheit und Krankheit im Blick
haben. Dazu gehören neben der Umweltepidemiologie und -toxikologie
die Analyse allergischer Disposition, Methoden psychosomatischer Me-
dizin, aber auch Biostatistik, Risikoabschätzung und -kommunikation
sowie Evaluationsforschung und Informationsmanagement.

Umweltmedizin ist zu definieren als Forschung zur Erkennung umwelt-
bedingter Gefahren für die Gesundheit des Menschen, Aufdeckung von
Wirkungsmechanismen und Erarbeitung geeigneter Maßnahmen auf

53) vgl. wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Zusammenarbeit von Großforschungs-
einrichtungen und Hochschulen, Köln 1991, S. 66 f.
54) Ebenda, S. 66 und Wissenschaftsrat: Leitiinien zur Reform des Medizinstudiums,
Köln 1992. S. 31 ff.
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wissenschaftlicher Grundlage zur Abwendung von Gesundheitsschä-
den. In der naturwissenschaftlich ausgerichteten umweltbezogenen
Medizinforschung sind besonders drei Themenfelder zu identifizieren:
Allergieforschung, Epidemiologie und Toxikologie. Darüber hinaus er-
langen Psychosomatik und Public Health zunehmende Bedeutung. In
einer gewissen methodischen und systematischen Verwandtschaft zu
diesen Fächern stehen Strahlenforschung und Ökotoxikologie. Viele an-
dere medizinische Disziplinen haben auch umweltrelevante Fragestel-
lungen, die jedoch dort nicht im Vordergrund stehen und deswegen hier
auch nicht weiter behandelt werden.

Epidemiologie

Epidemiologische Forschung ist ohne eine enge interdisziplinäre Zu-
sammenarbeit nicht realisierbar. Sie bedarf des wissenschaftlichen Part-
ners, der die Zielgrößen definiert, also z. B. eines Naturwissenschaftlers,
Toxikologen oder eines Klinikers. Umweltepidemiologische Forschung,
die sich mit dem Zusammenhang zwischen Umweltfaktoren und Haupt-
gruppen der Morbidität, wie Krebs, Allergien, Herzkreislauf- und Atem-
wegserkrankungen etc. auseinandersetzt, ist auf Langzeitbeobachtungen
und hinreichend große Kollektive angewiesen. Erkenntnisziele der Epi-
demiologie bestehen darin, Aufschluß über mögliche Zusammenhänge
zwischen Exposition gegenüber Umwelteinflüssen und Erkrankungen
zu gewinnen.

Epidemiologische Erkenntnisse sind von hoher Bedeutung für die Um-
weltforschung. Dabei kommt es insbesondere darauf an, Daten über me-
dizinische Phänomene mit Daten über Umweltfaktoren zu kombinieren
und statistisch-analytische Verfahren einzusetzen, um Ursache-Wir-
kungs-Beziehungen zu analysieren, die andere medizinische Fächer ggf.
verifizieren. FtiLr eine Reihe von Problemen werden Analysen mit dem
Umweltgestalter Mensch im Mittelpunkt zu Lösungen beitragen kön-
nen. Epidemiologische Forschung, die zu gesicherten wissenschaft-
lichen Ergebnissen führt, kann als wichtiger Beitrag zur Versachlichung
umweltpolitischer Diskussionen angesehen werden.

Epidemiologische Forschung frndet gegenwärtig in Strukturen statt, die
durch einige Forschungsinstitute mittlerer Größe und unterschiedlicher
Trägerschaft, wenige Universitätsinstitute für Epidemiologie und Sozial-
medizin bzw. Klinische Sozialmedizin, vereinzelte Forschungsprojekte
an Universitäts-Instituten für Medizinische Statistik, Medizinische
Soziologie, Arbeitsmedizin sowie privatwirtschaftlich epidemiologisch
arbeitende Institute gekennzeichnet sind.

Toxikologie

Toxikologie untersucht gesundheitsgefährdende Wirkungen chemischer
Stoffe auf Lebewesen mit dem Ziel, das Ausmaß der Gefährdung und
das mit der Exposition verbundene Risiko für den Menschen zu bestim-
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men und damit zu seiner Vermeidung beizutragen. Mit Hilfe eines brei-
ten Methodenspektrums aus der Biochemie, Biologie, Chemie, Medizin,
Molekularbiologie, Pharmakologre, Physiologie und Tiermedizin wird in
der Toxikologie anwendungsorientierte Grundlagenforschung betrie-
ben. Im Unterschied zu anderen Bereichen der Biowissenschaften ist in
der Toxikologie der Ausgangspunkt ein Stoff oder eine Stoffklasse sowie
die Art und Höhe der Exposition, deren Auswirkungen auf das biologi-
sche System untersucht werden.

Das Aufgabengebiet der Toxikologie hat sich zunehmend ausgeweitet
und umfaßt heute die gesamte Breite der auf den Menschen einwirken-
den Stoffe aus seiner Umwelt. Neben den Aufgaben in Forschung, Lehre
und Weiterbildung obliegt es den Toxikologen, Gesundheitsbehörden
und Öffentlichkeit auf wissenschaftlicher Basis zu beraten.

Allergieforschung

Allergieforschung ist kein in sich geschlossenes Spezialfach, sondern
umfaßt ein interdisziplinär ausgerichtetes Aufgabengebiet, das medizini-
sche Spezialgebiete wie Innere Medizin, Dermatologie, Pneumologie,
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, Kinderheilkunde, Arbeitsmedizin sowie
Immunologie, Biochemie, Toxikologie und PharmakoloSle berührt.55;
Die Allergieforschung ist darauf ausgerichtet, Quellen von Allergenen
zu identifizieren, die allergische Natur von Krankheiten zu erkennen
und Problemlösungen für die Betroffenen zu entwickeln. Schätzungen
gehen davon aus, daß in zivilisierten Ländern zwischen 10 und 200/o der
Menschen von allergischen Erkrankungen betroffen sind. Die Tendenz
ist zunehmend, da die ZahI allergener Substanzen, mit denen der
Mensch in Berührung kommt, zunimmt.

Umwelt und psychische Erkrankungen

Während die Umweltpsychologie umfangreiches Wissen über die Aus-
wirkulgen von Umweltfaktoren auf den gesunden Menschen, insbeson-
dere auf sein Leistungsverhalten und auf seine Befindlichkeit erarbeitet
hat, ist über die Bedeutung von Umwelteinflüssen füLr psychosomatische
und psychiatrische Erkrankungen nur wenig bekannt. Mit Ausnahme
der Schlafstörungen und der Herz-Kreislauf-Erkrankungen ist weitge-
hend unklar, ob und wieweit Umweltbelastungen für die Entstehung
psychosomatischer Erkrankungen verantwortlich oder zumindest mit-
verantwortlich sind.

Psychiatrie und Psychosomatik befassen sich in wachsendem Umfang
auch mit Erkrankungen, die durch Umwelteinflüsse und individuelle
Lebensbedingungen verursacht sind. Die psychosomatische Medizin be-
faßt sich eilerseits mit organischen Krankheiten, deren psychische Be-
dingtheit im Vordergrund steht. Andererseits erforscht sie in wachsen-

55) Vgl. BMFT: Förderung der Allergieforschung 1987-1991, Nr. 05/90, 1990.
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dem Umfang Störungen im Grenzbereich zwischen Krankheit und Ge-
sundheit. Sie bedient sich sowohl naturwissenschaftlich-medizinischer
als auch psychologischer und sozialwissenschaftlicher Methoden.

Forschungen aus jüngster Zeit legen nahe, daß es neben den allergolo-
gisch, toxikologisch oder physikalisch nachweisbaren Umweltfaktoren
auch psychische Ursachen für Erkrankungen gibt, die man zunächst auf
Umwelteinflüsse zurückführt. Das differentialdiagnostische Wissen zur
Unterscheidung von allergologisch oder toxikologisch begründeten Er-
krankungen und denjenigen funktionellen Beschwerden, für die Um-
welteinflüsse zu Unrecht verantwortlich gemacht werden (2. B. Pseudo-
allergien), ist noch sehr bruchstückhaft und erfordert die Intensivierung
klinischer Forschungen.

Die soziale Umwelt, die besonders durch die demographische Entwick-
Iung und die Folgen der technologischen Entwicklung für die psychi-
sche Gesundheit relevant wird, erfordert die Eilbeziehung kultur- und
gesellschaftswissenschaftlicher Aspekte in die Forschung. Auch in For-
schungsansätzen zur psychiatrischen Epidemiologie sind breite For-
schungskonzepte notwendig, die sowohl physikochemische und biologi-
sche als auch soziale Risikofaktoren sowie deren Interaktion erfassen.

Bisher haben sich in Deutschland nur wenige Forschungsvorhaben mit
möglichen Assoziationen zwischen physikalischen bzw. biologischen
IJmweltschäden und dem Auftreten bestimmter psychischer Störungen
befaßt. Mit größerer Aufmerksamkeit wurde der Zusammenhang zwi-
schen sozialer Umwelt und psychischen Störungen erforscht.

Public Health

Während die naturwissenschaftlich ausgerichtete Gesundheitsforschung
vorwiegend nach den somatogenen Ursachen und der Prävention von
Krankheiten fragt, orientiert sich die Public-Health-Forschung an den
sozialen und ökologischen Bedingungen der Gesunderhaltung. Dazu ge-
hören auch Fragen der Hygiene und Gesundheitserziehung. Um um-
weltrelevante Public-Health-Forschung zu betreiben, sollten Hygiene-
Aspekte im Zusammenhang mit Epidemiologie, Toxikologie und Aller-
gologie verstärkt berücksichtigt werden. Eine weitere wichtige Aufgabe
umweltbezogener Public-Health-Forschung ist die Integration der Ge-
sundheitserziehung in die Schulausbildung.

Stellungnahme

In Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Kommission Grundla-
genforschung beim BMFT hält der Wissenschaftsrat Förderkonzeptio-
nen im Aufgabenfeld Umwelt und Gesundheit für geeignet, die zu ver-
netzten Strukturen, Zentren und Schwerpunkten führen. Die weitge-
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hende Einbeziehung der Hochschulen in Forschungsverbünde und För-
derkonzeptionen ist dabei unabdingbar.

In der Förderung der klinischen Forschulg haben sich Sonderfor-
schungsbereiche und vor allem Klinische Forschergruppen darin be-
währt, Grundlagenforschung und Klinik zusatrlmenzuführen.56) Zur
Stärkung der umweltbezogenen klinischen Forschung sollten auf die-
sem Gebiet Klinische Forschergruppen eingerichtet werden.

Um dem interdisziplinären Charakter umweltbezogener klinischer For-
schung gerecht zu werden, bedarf es der Zusammenarbeit zwischen Na-
turwissenschaften und Medizin. Auf diesem Gebiet forschende Gruppen
sollten über Stellen verfügen, mit denen Naturwissenschaftler für einen
Zeitraum von drei bis fünf Jahren an medizinischen Fragestellungen
mitarbeiten können.

Genauso müssen auch Mediziner befristet in naturwissenschaflichen
Arbeitsgruppen eingebunden werden können. Diese Vernetzung ist auf
jeder wissenschaftlichen Ebene erforderlich, um problemorientiert fä-
cherübergreifende Aufgaben bearbeiten zu können. Habilitierte, Habili-
tanden und Doktoranden sollten sich disziplinenübergreifend in For-
schungsgruppen zusammenfinden. Es sollten auch die Voraussetzungen
dafür geschaffen werden, den Wissenschaftleraustausch im Rahmen von
Gastaufenthalten zwischen Universitäten und außeruniversitären Ein-
richtungen zu intensivieren.

Anders als in den USA, Großbritannien und Skandinavien ist die Epide-
miologie in der Bundesrepublik Deutschland an den Universitäten nur
schwach vertreten. Die bestehende und erfolgreich arbeitende außeruni-
versitäre epidemiologische Forschung reicht nicht aus, um das akademi-
sche Fach Epidemiologre zu etablieren. Ein gezielter Ausbau dieses in
Deutschland unterentwickelten Forschungsgebietes wird empfohlen.
Dabei kommt es insbesondere auf seine Verankerung in den medizini-
schen Fakultäten an.

Es ist besonders von Bedeutung, bei Anträgen aufForschungsförderung
unter anderem folgende Anforderungen zu berücksichtigen:

- Die Kooperation mit naturwissenschaftlichen und/oder medizinischen
Forschergruppen sollte zu einer Stärkung der interdisziplinären und
kooperativen universitären Epidemiologie führen,

- strukturierte Ausbildungs- und Zusatzqualifikationsmöglichkeiten für
Wissenschaftler sollten in Form von Sommerschulen und Stipendien-
programmen intensiv weitergefördert werden. Hier ist besonders das
Förderinstrumentarium des DAAD von Bedeutung,

56) VgI. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Förderung klinischer Forschergruppen
in den Hochschulen. In: Ders.: Empfehlungen und Stellungnahmen 1987, Köin 1988,
s. 104.
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- interdisziplinär angelegte Graduiertenkollegs sind ein geeignetes In-
strument zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses,

- mit Hilfe interdisziplinär eingebundener Professuren kann die univer-
sitäre Weiterentwicklung des Forschungsfeldes gefördert werden'

Epidemiologische Forschung wird durch die bestehenden Datenschutz-
regelungen und ihre restriktive Auslegung behindert. Dies ist unbefrie-
digend und sollte angesichts der Bedeutung epidemiologischer Erkennt-
nisse für Gesundheitsvorsorge und Gesundheitsschutz AnIaß für ein
Überdenken bisheriger Positionen sein. Datenschutzrechtliche Ein-
schränkungen sollten nicht dazu führen, daß eine Auswertung epidemi-
ologischer Daten verhindert wird. Das Schutzgut ,,Gesundheit" ist in der
Abwägung gegenüber Datenschutzzielen höher zu bewerten.

Der wiederholt vom Wissenschaftsrat vorgetragenen Notwendigkeit,S7)
die Toxikologie an den Universitäten breit zu verankern, ist nur in gerin-
gem Umfang entsprochen worden. Gezielte DFG-Fördermaßnahmen in
Schwerpunkten und Einzelprojekten haben nur wenig zur Verbesserung
dieser Situation beitragen können. Außerhalb der Universitäten und
zum Teil lose mit ihnen verbunden sind indessen größere Einrichtungen
entstanden, die sich mit toxikologischen Fragestellungen befassen:

- GSF-Forschungszentrum für Umwelt und Gesundheit, München-
Neuherberg;

- Institut für Toxikologre des KfK;

- Fraunhofer-Institut für Toxikologie und Aerosolforschung, Hannover;

- Medizinisches Institut füLr Umwelthygiene, Düsseldorf;

- Institut ftlr Arbeitsphysiologre, Dortmund.

Aufgrund des multidisziplinären Charakters der Toxikologie sind an der
Forschung Chemiker, Biochemiker, Pharmazeuten und zunehmend
auch Biologen, in deutlich geringerem Umfang Mediziner beteiligt. Ent-
sprechend sollten Stellenausschreibungen für Toxikologen, sofern diese
Stellen in den Medizinischen Fakultäten angesiedelt sind - der Aufgabe
entsprechend -, nicht unbedingt das Medizinstudium voraussetzen. Es
wird den Universitäten empfohlen, bei Ausschreibung von Professuren
der Toxikologie allein die toxikologische Erfahrung und Forschungslei-
stung zu berücksichtigen und in den Berufungskommissionen die Mit-
wirkung von Naturwissenschaftlern zu gewährleisten.

57) 1960 hat der Wissenschaftsrat empfohlen, die toxikologische Forschung durch die
Einrichtung eines entsprechenden Lehrstuhls anjeder medizinischen Fakultät zu sfär-
ken. Diese Empfehlungen sind nur in wenigen Fällen umgesetzt worden. Vgl. Wissen-
schaftsrat: Empfehlungen zum Ausbau der wissenschafUichen Einrichtungen, Teil I,
Wissenschaftliche Hochschulen, Tübingen 1960, S. 113.
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Unter Berücksichtigung der gewachsenen Bedeutung der Toxikologie in
Forschung, Lehre und Weiterbildung ist die Stärkung des Faches an den
Universitäten nach wie vor erforderlich. Dies trifft angesichts der beson-
deren Umweltbelastungen insbesondere für die neuen Länder zu. Wäh-
rend die urspninglich auf das Fach Pharmakologie und Toxikologie kon-
zentrierten Lehrveranstaltungen zunehmend auch in die Curricula von
Chemie- und Biologiestudiengängen einfließen, sollten auch Medizin-
studenten über die Arzneimittel-Toxikologie hinaus in Gewerbe- und
Umwelttoxikologie ausgebildet werden. Eine neue Aufgabe wird der To-
xikologie durch die Einrichtung der Gebietsarztbezeichnung,,Hygrene
und Umweltmedizin" und die Zusatzbezeichnung,,Umweltmediztn" zw-
wachsen. Naturwissenschaftlern sollte die bisher von der chemischen
Industrie und derzeit von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt finan-
zierte Weiterbildung zum Fachtoxikologen auch weiterhin ermöglicht
werden.

Die universitäre Ausbildung zum Toxikologen leidet an der zu engen
Ausrichtung der bisherigen Studiengänge. Der Wissenschaftsrat emp-
frehlt, auf der Basis des viersemestrigen Grundstudiums in Biochemie
eine Hauptstudienrichtung Toxikologie vorzusehen, wie dies bereits mit
Erfolg an der Universität Tübingen praktiziert wird. Im Hauptstudium
sollten die Fachgebiete Mechanistische Toxikologie, Klinische Toxikolo-
gie, Substanzbezogene Umwelt- oder Produktsicherheittoxikologie und
Ökotoxikologie angeboten werden.

Ferner sollte die Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses in
Toxikologie intensiviert werden. Den Ländern wird empfohlen, durch
gezielte Förderung der Toxikologie an ausgewählten Hochschulen die
Voraussetzungen für interdisziplinäre, naturwissenschaftlich ausgerich-
tete Graduiertenkollegs zu schaffen.

Der Zusammenhang von Umwelt und psychischen Erkrankungen ist in
Deutschland unzureichend erforscht. Ein Grund mag in der noch unge-
nügenden Verzahnung zwischen den betroffenen klinischen Fächern in
der Kinder- und Erwachsenenmedizin mit der verhaltens- und sozialwis-
senschaftlichen Forschung liegen. F-ur eine künftige enge Kooperation
bedarf es geeigneter Förderinstrumente. Eine solche Kooperation ist
Voraussetzung für eine mit wissenschaftlichen Methoden durchgeführte
Erforschung der Beziehung zwischen Umwelt und psychischen Krank-
heiten. Der psychosomatischen Medizin kann in diesem Zusammen-
hang eine besondere Bedeutung zukommen.

Der Wissenschaftsrat begnißt die interdisziplinäre Zusammenarbeit von
medizin- und sozialwissenschaftlichen Forschergruppen in der Public
Health-Forschung. Es ist wünschenswert, daß in den vier im Rahmen
des BMFT-Förderschwerpunktes,,Public Health" bisher eingerichteten
Forschungsverbünden Berlin, Norddeutschland, Nordrhein-Westfalen
und München sowie in dem in Vorbereitung befindlichen Verbund
Sachsen Umweltfragestellungen angemessen berücksichtigt werden.
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Bislang weist nur der Forschungsverbund in Norddeutschland einen
Schwerpunkt in umweltbezogenen Themen auf. Der Erfolg dieser For-
schungsrichtung ist abhängig von der interdisziplinären Kooperation
innerhalb und zwischen Sozial- und Medizinwissenschaften.

Strahlenforschung

Die Strahlenschutzforschung befaßt sich mit Umweltbelastungen infol-
ge natürlicher und zivilisatorisch bedingter Strahlenexposition. Sie wird
oft nur im Zusammenhang mit kerntechnischen Anlagen gesehen, was
zu der Fehleinschätzung führt, daß diese Forschungsrichtung mit einer
stagnierenden oder rückläuflgen Entwicklung der Kernenergienutzung
an Bedeutung verliert. Übersehen wird, daß es sich dabei nur um einen
Teilaspekt der Strahlenforschung handelt und die gemittelte höchste
Strahlenexposition des Menschen in Deutschland von natürlichen
Strahlungsquellen herrührt. Das Gesamtspektrum der Strahlenfor-
schung,,befaßt sich mit den biologisch-medizinischen Strahleneffekten,
den zellbiologischen und biophysikalischen Grundlagen, dem Verhalten
radioaktiver Stoffe in der Umwelt, dem Nachweis der Strahlung und den
physikalischen, technischen sowie organisatorischen Möglichkeiten zur
Verminderung des Strahlenrisikos. Als weiterer Bereich ist die nicht-
ionisierende Strahlung hinzugekommen."58) So haben z. B. die Auswir-
kungen elektromagnetischer Felder als Thema der Strahlenforschung in
jüngster Zeit hohe Aktualität gewonnen.

Die Situation der Strahlenforschung in Deutschland ist jüngst von der
Strahlenschutzkommission, einem Beratergremium des BMU, in einer
Denkschrift analysiert worden. Die Kommission hat festgestetlt, daß -
im Gegensatz zu anderen westlichen Industriestaaten - in Deutschland
das Interesse an diesem Aufgabenfeld in der Politik sowie in Hochschu-
Ien und Forschungseinrichtungen abgenommen hat. Dies hat zu einer
entsprechenden Veränderung der Forschungsprioritäten und zu einer
Verringerung der finanziellen Ausstattung der Strahlenforschung ge-
führt. Daraus resultiert eine stark rückläufige Entwicklung der Strahlen-
forschung im universitären wie außemniversitären Bereich.sg)

Die Zuständigkeit frir die Förderung der Strahlenforschung durch den
Bund verteilt sich auf BMFT und BMU. Wfirend das BMFT für die in-
stitutionelle Förderung verantwortlich ist, obliegt die Projektförderung
ausschließlich dem BMU. Abweichend von der üblichen Aufgabentei-
lung ist bei der Projektförderung sowohl die Förderung der angewand-
ten Forschung als auch die Förderung der Grundlagenforschung Sache
des Fachressorts (BMU). Dies führt dazu, daß der BMU die ohnehin
knappen Forschungsmittel seines Haushalts wegen seiner Verantwor-
tung als Fachressort primär für die praxisorientierte Forschung einsetzt.

58) Vgl. Denkschrift der Strahlenschutzkommission: Zur Situation der Strahlenfor-
schung in der Bundesrepublik Deutschland, o.O. 1993, S. 3.

59) Ebenda, S.5 ff.
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Stellungnahme

Da die strahlenforschung wichtige Beiträge zu ungeklärten Fragen des
Gesundheits- und umweltschutzes leistet, iieht deiwissenschaftfrat mit
Sorge, daß der unkoordinierte Abbau von Forschungskapazitäten in
Hochschulen und außeruniversitären Forschungsinstitulen iu einer ins-gesamt unzureichenden personellen Basis für dieses wichtige For-
schungsgebiet führt. Es ist zu befürchten, daß der durch den Ab6au von
Forschungskapazüäten bereits eingetretene Manger an qualifrziertem
Nachwuchs dazu führen wird, daß künftig die voraussetzungen für einequaliflzierte Forschung und Ausbildung auf dem Gebiet de*s Strahlen-
schutzes nicht mehr gegeben sind.

Die 1989 erfolgte Gründung des Bundesamtes für strahlenschutz ver-
mag an dieser Entwicklung nichts zu ändern. Das Amt betreibt selbst
nur stark anwendungsorientierte Forschung, die auf wissenschaftlichen
Nachwuchs und Expertise der Hochschuren und außeruniversitärer For-
schungseinrichtungen angewiesen ist.

Neuere Forschungsansätze zeigen, daß

- die Frage, ob eine Schwellendosis im niedrigen Dosisbereich besteht,
nur durch Aufklärung der Mechanismen der strahlenbedingten Karzi-
nogenese, Mutagenese und Teratogenese geklärt werden kann und

- möglicherweise strahlenbedingte Tumore sich auch in ihrem schädi-
gungsmuster von Tumoren unterscheiden, die durch andere Noxen
induziert werden.

Diese für die Bewertung der Strahlenrisiken in der umwelt entscheiden-
den Fragen können nur mit modernen zellbiologischen und molekular-
biologischen Methoden geklärt werden, die strahlenspezifische pro-
blemkreise, z. B. mikrodosimetrische phänomene auf dem Niveau der
DNA, berücksichtigen.

Die hierzu nötige Forschung muß vor allem an den universitäten durch-
geführt werden. Nur auf der Grundlage solcher qualifizierter For-
schungsarbeiten kann - im Zusammenwirken mit benachbarten Fach-
disziplinen - die erforderliche Expertise erworben werden. Aus der
sicht des wissenschaftsrates ist es erforderlich, daß mehrere universitä-
ten sich schwerpunktmäßig mit der strahlenforschung und der entspre-
chenden Ausbildung befassen.

An den universitäten der alten Länder ist die grundlagenorientierte bio-
Iogische strahlenforschung in den naturwissenschaftlichen Fakultäten -mit Ausnahme weniger Arbeitsgruppen - immer weniger vertreten.
Auch die strahlenforschung an medizinischen Fakultätenleigt eher ab-
nehmende Tendenz. Nur noch wenige universitäten bieten die Fäche,
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Strahlenphysik, Strahlenbiophysik und Strahlenbiologie an und halten
diese auch für Studenten naturwissenschaftlicher Fakultäten offen.

In den neuen Ländern ist die Strahlenforschung nahezu völlig verloren-
gegangen, obgleich es in der DDR universif,äre Zentren der Strahlenfor-
schung gegeben hat, z. B. in Berlin und in Dresden. Daher sind dort auch
noch klinisch-radiologische Einrichtungen und radiologisch-experimen-
tetle Arbeitsgruppen vorhanden. In Berlin besteht darüber hinaus noch
die aus dem früheren Institut für Strahlenschutzmedizin des Staatlichen
Amtes für Atomsicherheit (SAAS) hervorgegangene, vom BGA über-
nommene Arbeitsgruppe,,Klinisch-diagnostischer Bereich"'

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die an den Medizinischen Fakultäten
der alten Länder noch bestehenden Zentren der Strahlenforschung in
angemessener Weise zu erhalten und in den neuen Ländern an ausge-

wählten Standorten unter Nutzung des vorhandenen Potentials solche
Zentren aufzubauen. Er empfiehlt weiter, an 4 bis 5 Universifäten diese
Zentren zu interdisziplinären Schwerpunkt-Zentren auszubauen, in
denen der Strahlenschutz in Forschung und Lehre auch wieder an den
Naturwissenschaftlichen Fakultäten verankert wird.

Eine wichtige Rolle bei der umweltrelevanten strahlenforschung
kommt den Großforschungseinrichtungen GSF, KfK und KFA zu' Über
das weitaus größte Potential verfügt die GSF in ihren Instituten für
Strahlenschu lz, für Strahlenbiologie, für Tieflagerung, für Epidemiolo-
gie und füLr Genetik. Der wissenschaftsrat ist der Auffassung, daß diese

kapazitäten erhalten werden sollten. Das KfK befaßt sich im Institut für
Toxikotogie mit untersuchungen zur Biokinetik der Transurane r.rnd

zum Risiko dieser Radionuklide. Da diese untersuchungen in Deutsch-
land einzigartig sind, sollten sie weitergeführt werden. Die KFA verfügt
über ein Institut für Nuklearchemie, dem nach wegfall entsprechender
Institute in Leipzig und Berlin-Buch besondere Bedeutung zukommt
und dessen Fortbestand gesichert werden sollte.

Das Bundesamt für Strahlenschutz betreibt im Rahmen der ihm gesetz-

lich zugewiesenen Aufgaben in seinen Instituten ftir Strahlenhygiene
und für atmosphärische Radioaktivität in erster Linie anwendungsbezo-
gene Forschung. Der Wissenschaftsrat hat in seiner Stellungnahme zu
dem Bundesamt auf die Bedeutung dieser Forschungsaktiviläten hinge-
wiesen (Vgl. C. It. 3.10.).

Zu unterstreichen ist abschließend die Notwendigkeit einer engen Ko-
operation der außen-rniversitären Einrichtungen miteinander und mit
den Hochschulen.

Der Wissenschaftsrat ist der Auffassung, daß angesichts der problemati-
schen Situation der Strahlenforschung die frnanzielle Unterstützung die-
ses Fachgebiets nicht weiter abgebaut werden darf. Er tritt dafür ein, daß

die Grundlagenforschung im Strahlenschutz durch ein entsprechendes
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Programm von BMFT und BMU systematisch gefördert wird. Dabei
muß die Förderung im Hochschulbereich auf Projekte an den vom Wis-
senschaftsrat empfohlenen fakultätsübergreifenden Zentren der Strah-
lenforschung konzentriert werden.

IL 11. Umwelt und Technik

Ziele der technischen Umweltforschung

Viele Umweltschäden sind das Ergebnis unerwarteter oder nicht be-
dachter Begleiterscheinungen des technischen Fortschritts und des dar-
auf basierenden Wohlstands der Industriegesellschaften. Angesichts der
Verknappung von Rohstoffen und von Deponieraum sowie der Ver-
schmutzung von Wasser, Boden und Luft hatten und haben sich neue
Herausforderungen für die Entwicklung der Technik ergeben.

Forschung auf diesem Gebiet wird von den Ingenieurwissenschaften ge-
Ieistet, einem umfangreichen Feld unterschiedlicher Forschungsrich-
tungen des Maschinenbaus, der Verfahrenstechnik, der Elektrotechnik
und des Bauingenieurwesens als den wichtigsten Disziplinen, sowie von
den angewandten Naturwissenschaften (Biologie, Chemie, Geowissen-
schaften). Ingenieurwissenschaftliche Umweltforschung wird an Uni-
versitäten und Fachhochschulen, außeruniversitären Forschungsinstitu-
ten und in der Industrie betrieben. Entwicklungsarbeiten sind überwie-
gend in der Industrie konzentriert, die hier nicht weiter behandelt wird.
Die gesetzlichen Auflagen der letzten Jahre (2. B. im Bereich des Abfall-,
Wasser-, Immissions- bzw. Emissiorisrechts) haben eine verstärkte indu-
strielle Umweltforschung initiiert.

Ziel der technischen Umweltforschung ist die Entwicklung von Produk-
ten, Produktionstechnologien und Verfahren zur Vermeidung oder Ver-
minderung von umweltschädlichen Emissionen uld zur Sanierung be-
reits aufgetretener Umweltschäden. Kurative Maßnahmen (,,End-of-the-
pipe-Lösungen") überwiegen derzeit; zunehmend werden aber auch prä-
ventive Maßnahmen entwickelt. Um Umweltschäden quantifizieren zu
können, ist die Entwicklung der Meß- und Analysetechnik wichtig.

Die Hauptthemen der technischen Umweltforschung sind: Abfallwirt-
schaft (Abfallvermeidung, -verwertung, -entsorgung), Altlastensanie-
rung, Luftreinhaltung (Abluftreinigung, Emissionsminderung, emis-
sionsarme Technologien), Gewässerschutz/Wasserversorgung/Abwas-
serentsorgung, umweltgerechtes Bauen, umweltgerechtes Verkehrs-
wesen, Lärmschutz sowie umweltgerechtes Konstruieren von Ma-
schinen.6o)

60) Vgl. Der Bundesminister für Forschung und Technologie: Umweltforschung und
Umwelttechnologie, Programm 1989 bis 1994, Bonn, 4. Aufl., 1991, S. 69-92.
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Mit technischer Umweltforschung befaßte Einrichtungen

Die ingenieurwissenschaftlichen Fakultäten sind die wichtigsten Stätten
der öffentlich finanzierten ingenieurwissenschaftlichen Umweltfor-
schung in Deutschland. Es wird auf den Gebieten Vermeidung, Vermin-
derung, Behandlung und Verwertung von Abfall, Abwasser, Abluft und
Altlasten sowie Anlagentechnik geforscht. Die FuE-Arbeiten erstrecken
sich von der Grundlagenforschung bis zur Produkt- und Verfahrensent-
wicklung. Einige Universitäten haben fach- und fakultätenübergreifen-
de Zentren für technische Umweltforschung eingerichtet (2.8. Zentrum
für Abfallforschung [ZAF] der TU Braunschweig, Zentrum für interdis-
ziplinäre Technikforschung der TH Darmstadt). Eng mit den Universitä-
ten verbunden sind vielfach An-Institute, die, zumeist aus FuE-Aufträ-
gen finanziert, als Bindeglied zwischen den Hochschulen und der Indu-
strie wirken (2. B. Clausthaler Umwelttechnik-Institut GmbH an der TU
Clausthal [CUTEC-Institut]).

Die technische Umweltforschung der Großforschungseinrichtungen
(vor allem GKSS, Geesthacht, und KfK, Karlsruhe) ist im wesentlichen
auf die Entwicklung von technischen Lösungen für den nachsorgenden
Umweltschutz ausgerichtet (Entwicklung von Meßtechniken, von Rück-
halte-, Reinigungs-, Abscheidungstechniken in bezug auf Wasser und
Luft, Entwicklung von Lärmschutzmaßnahmen, Untersuchungen zur
Endlagerung von Abfall) und führt Verfahrensuntersuchungen zur ther-
mischen Abfallbeseitigung und zu Feuerungsanlagen durch.

Von den technisch ausgerichteten Instituten der Fraunhofer-Gesell-
schaft befassen sich vor allem das FhI für Grenzflächen- und Bioverfah-
renstechnik (IGB), Stuttgart, und das FhI ftu Biomedizinische Technik
(IBMT), St. Ingbert, mit Umweltthemen. Das IGB forscht insbesondere
auf dem Gebiet Bioverfahrenstechnik, und das IBMT versucht die Ge-
biete Umweltforschung und Medizintechnik zu verbinden. Am FhI für
Systemtechnik und Innovationsforschung (ISI), Karlsruhe, beschäftigt
sich eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe mit Technikfolgenabschät-
zung. Auf Landesebene befassen sich ferner verschiedene Landesämter
oder Landesanstalten mit technischen Problemen, vor allem mit Was-
serreinhaltung und Abfallbeseitigung (und in diesem Zusammenhang
auch mit Deponieforschung).

Als Organisationseinheiten des VDI und des DIN, die durch ihre Richt-
linien die industrielle technische Umweltforschung beeinflussen, sind
auf dem Gebiet des Umweltschutzes der Normenausschuß Akustik,
Lärmminderung und Schwingungsschutz (NALS), der Normenaus-
schuß Grundlagen des Umweltschutzes (NAGUS) sowie die Kommis-
sion Reinhaltung der Luft (KRdL) zu nennen. Diese Einrichtungen ar-
beiten an der Koordination der deutschen und internationalen Regelset-
zung und Normung. Mehrere andere Fachgesellschaften erarbeiten
ebenfalls Richtlinien für Umweltschutztechniken und geben Anstöße
für FuE-Arbeiten.
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Förderinstrumente für die technische (Jmweltforschung

Die ingenieurwissenschaftliche Hochschulforschung ist in besonderem
Maße auf die Einwerbung von Drittmitteln angewiesen, die für anwen-
dungsorientierte Vorhaben besonders vom BMF:|, aber auch vom
BMWi, der Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen
(AiF) sowie aus der Industrie stammen. Hinzu kommt die DFG-Förde-
rung für stärker grundlagenorientierte Fragestellungen. Einen direkten
Umweltbezug haben die Graduiertenkollegs ,,Turbulenz und Verbren-
nung - Grundlagen zur Emissionsminderung", ,,strategien zum Schutz
der Umwelt" (beide RW'TH Aachen) und,,Energie- und Umwelttechnik
- Maschinen- und systemtechnische Grundlagen umweltgerechter
Energieumwandlung" (U Karlsruhe) sowie die SFB 144 ,,Methoden zur
Energie- und Rohstoffeinsparung für ausgewähtte Fertigungsprozesse,.
und 224,,Motorische Verbrennung" (RWTH Aachen), 188 ,,Reinigung
kontaminierter Böden" (TU Hamburg-Harburg), 209 ,,Stoff- und Ener-
gietransport in Aerosolen" (U Duisburg), 181 ,,Hochfrequenter Roltkon-
takt der Fahrzeugräder" (TU Berlin), 315 ,,Erhalten historisch bedeut-
samer Bauwerke" (U Karlsruhe) und der 1993 bewilligte SFB 1448 ,,Um-
weltfreundliche Antriebstechnik für Fahrzeuge" (TU MtiLnchen).

Das BMFT hat ein Programm zur Umweltschutztechnologie-Entwick-
lung (Fördersumme 1993: 180 Mio. DM) mit den thematischen Schwer-
punkten Wasser, Abfallwirtschaft und Altlastensanierung, schadstoff-
vermeidende Prozesse und Produkte sowie Sicherheitsforschung und
-technik eingeführt. Ziele sind die Entwicklung neuer technischer Ver-
fahren zur Vermeidulg, Verminderung und Beseitigung von Umwelt-
schäden sowie die Erweiterung des technischen Basiswissens für die
staatliche Normensetzung. Im Rahmen dieses Programms wird u. a. das
Leitprojekt,,FCKW/CKW-Substitution" durchgeführt. Auch im For-
schungs- und Entwicklungsprogramm ,,Arbeit und Technik" des BMtr"T
spielen Umweltprobleme und Umweltbewußtsein in der Arbeitswelt
eine Rolle.

Mehrere Länder haben Landesforschungsprogramme zu technischer
Umweltforschung eingeführt; in Bayern bindet der Forschungsverbund
Abfallforschung und Reststoffverwertung (BayFORREST) die Universi-
täten Bay,reuth, Erlangen-Nürnberg, München (TU) und Würzburg so-
wie das Bayerische Landesamt für Umweltschutz in ein gemeinsames
Forschungsproglamm ein. Dem Transfer der Forschungsergebnisse in
die Praxis dienen die mit BayFORREST verbundenen Applikationszen-
tren Bayerisches Institut für Abfallforschung (BIfA) in Augsburg und
Forschungs- und Entwicklungsinstitut für Sondermüll (FES) in Schwa-
bach. In Baden-Württemberg befassen sich die Landesprojekte ,,Euro-
päisches Forschungszentrum für Maßnahmen zur Luftreinhaltung" und
,,Wasser-Abfall-Boden", an denen die meisten Hochschulen des Landes
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen beteiligt sind, mit tech-
nischen Problemen. In Rheinland-Pfalz schließIich werden im Rahmen
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des Forschungsschwerpunktes ,,Neue Technologien" auch Projekte zur
Umwelttechnologie gefördert.

Eine überregionale Koordination umwelttechnischer Forschung ge-

schieht in der seit 1984 bestehende Arbeitsgemeinschaft Technische
Flammen (TECFLAM), der die Universitäten Heidelberg, Karlsruhe,
Stuttgart, die TH Darmstadt, die DLR und das Konrad-Zuse-Zentrum
für Informationstechnik, Berlin, angehören. Einanziert wird das Projekt
vom BMF'T, vom baden-württembergischen und vom hessischen Mini-
sterium für Wissenschaft und Kunst sowie von den beteiligten Institu-
ten. TECFLAM beschäftigt sich u. a. mit der Entstehung und Vermei-
dung von Schadstoffen bei der Verbrennung. Die Arbeitsgemeinschaft
arbeitet eng mit Industriefirmen zusammen, die auf dem Gebiet der Au-
toherstellung, der Kraftwerkstechnik und Müllverbrennung tätig sind.
Als Beispiel für regionale Zusammenarbeit kann der Forschungsschwer-
punkt Umwett Karlsruhe (FUM) gelten, ein Zusammenschluß des
KfK, der Landesanstalt für Umweltschutz und der Universität Karlsruhe
zur gemeinsamen Durchführung von Umweltforschungs- und -ent-
wicklungsvorhaben sowie zur Information der Wirtschaft und der Kom-
munen. FUM koordiniert u. a. Vorhaben zu emissionsmindernden Ver-
fahren, zur Reinigung kontaminierter Böden, zu Abfallwirtschaft und
Altlastenbeseitigung sowie zur Technikfolgenabschätzung.

Im europäischen Rahmen wird auf eine Harmonisierung der Umwelt-
schutzvorschriften hingearbeitet. Im dritten Rahmenprogramm der EU
(1990-1994) sind mehrere Einzelprogramme aufgeführt, die neben ande-
ren Zielen auch den Umweltschutz einbeziehen:

,,Industrielle und Werkstofftechnologien", das sich u. a. mit umweltbe-
zogenen Technologien befaßt;

,,Messen und Prüfen", das u. a. Unterstützung für Verordnungen und
Richtlinien über Umweltschutz leisten und bessere Verfahren zur
Umweltüberwachung entwickeln will;

das Forschungs- und Entwicklungsprogramm im Bereich der Um-
welt, dessen Bereiche II (,,Technologien und technische Verfahren für
den Umweltschutz") und ZV (,,Naturkatastrophen und technologi-
sche Risiken") sich der technischen Umweltforschung widmen;

,,Förderung der Energietechnologien in Europa" (THERMIE); ,,Net-
work for Environmental Technology Transfer" (NETT), das die Zu-
sammenarbeit von Industrieunternehmen und Anwendern auf dem
Gebiet der ,,sauberen" Technologien fördern soll.

Auf internationaler Ebene fördert das NATO-Committee on the Challen-
ges of Modern Society (CCMS) die Pilotstudie ,,Demonstration of Reme-
dial Action Technologies for Contaminated Land and Groundwater"
(1989-1994), an der Wissenschaftler aus zehn Nationen beteiligt sind.
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Stellungnahme

Der Wissenschaftsrat hat bei seiner Erhebung zur Umweltforschung
festgestellt, daß sich in Deutschland besondere Stärken in der techni-
schen Umweltforschung vor allem auf den Gebieten Luftreinhaltung,
Abwasserklärung, Trinkwasseraufbereitulg, thermische Abfallbehand-
lung und Bodensanierung entwickelt haben. Hier sind Forschulg und
Technikentwicklung weltweit führend.

Dagegen besteht ein großer Forschungsbedarf auf den Gebieten Um-
weltsystemtechnik und produktionsintegrierter Umweltschutz. Defizite
sind ferner vor allem bei den Themen Prozeßleittechnik, Technologien
für Reststoffdeponien, Bergbaualtlasten, Waschverfahren zur Abwasser-
reinigung und Erforschung von Grenzflächenphänomenen zu verzeich-
nen. Diese Defizite sind nicht nur für die deutsche Eorschung charakteri-
stisch.

Situationsbedingt überwiegen die Erforschung und Entwicklung von
,,End-of-the-pipe-Lösungen", da noch auf Jahre hinaus,,Reparaturen,.
notwendig sind; erste Ansätze zu produktionsinteglierten Umwelt-
schutztechnologien sind jedoch vorhanden. Unter produktionsintegrier-
tem Umweltschutz werden derzeit diejenigen Verfahren und/oder Tech-
nologien bezeichnet, durch die

- eine Vermeidung und Verminderung von Reststoffen innerhalb eines
Produktionsprozesses,

- die Verwertung von Reststoffen und Energien in anderen Produktio-
nen innerhalb und außerhalb des eigenen Produktionsbetriebes sowie

- eine recyclinggerechte Auswahl von Materialien und Verfahren zur
Vermeidung von nichtverwertbaren Produktionsabfällen

ermöglicht wird.

Besondere Bedeutung hat ferner die Technikfolgenforschung, die eng
mit der Produkt- und Verfahrensentwicklung zusammenarbeiten sollte;
auch hier bestehen Defizite. Die Kooperation mit Sozial-, Rechts- oder
Wirtschaftswissenschaftlern, die bei vielen Vorhaben von Nutzen sein
könnte, ist noch wenig entwickelt. Bei Vorhaben, die rechtliche Proble-
me tangieren oder deren Wirtschaftlichkeit bei der Umsetzung in die
Praxis ermittelt werden muß, sowie bei Vorhaben, die die Akzeptanz
oder das Umdenken der Bevölkerung voraussetzen oder deren Folgen
bei der Umsetzung in die Praxis noch nicht absehbar sind, empfrehlt der
Wissenschaftsrat zur gemeinsamen Entwicklung integraler Fragestel-
lungen und ihrer interdisziplinären Bearbeitung die Einbeziehung von
Experten der Rechts-, Wirtschafts- oder Sozialwissenschaften oder sol-
cher für Technikfolgenforschung.
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Grundlagenorientierte ingenieurwissenschaftliche Forschung ist immer
mehr auf die Integtation mathematischer, physikalischer und chemi-
scher Methoden und Erkenntnisse angewiesen. Dies gilt für innovative
Umwelttechnologie ebenso wie für andere Gebiete der Ingenieurwissen-
schaften. tr\ir die Kooperation zwischen Physikern und Ingenieuren gibt
es eine Reihe guter Ansätze. Dagegen sind die Kooperationsbeziehungen
z. B. der auf dem Gebiet der Abwassertechnologien oder der Bodensa-
nierung arbeitenden Bau-Ingenieure mit Chemikern und vor allem mit
Biologen und Biotechnologen noch unterentwickelt. Insgesamt sollte
die Zusammenarbeit der Ingenieurwissenschaften mit den Naturwissen-
schaften, die für die technische Grundlagenforschung von großer Be-
deutung ist, erheblich ausgebaut werden. Von gemeinsamen For-
schungsprogrammen und einer gezielten Stärkung der naturwissen-
schaftlichen Grundlagen in der Ausbildung auch des wissenschaftlichen
Nachwuchses sind auf längere Sicht entscheidende Fortschritte in der
präventiven Umwelttechnik zu erwarten.

Die Verständigung innerhalb der ingenieurwissenschaftlichen Diszipli-
nen ist vielfach relativ schwach entwickelt. Die Beschränkung auf be-
stimmte Themen (Abfall-/Emissions-/Abwasservermeidung/-entsor-
gung, -verwertung) birgt darüber hinaus die Gefahr in sich, daß Doppel-
forschung betrieben wird. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, Syner-
gieeffekte zu schaffen und die Kapazitäten im Land zu bündeln.

Während in der Vergangenheit der ingenieurwissenschaftlichen Um-
weltforschung erhebliche öffentliche Fördermittel zuflossen, geht die
öffentliche Förderung für diesen Bereich in jüngster Zeit spürbar zu-
rück. Die Gefahr ist nicht zu übersehen, daß dadurch vor allem die län-
gerfristig angelegte Grundlagenforschung eingeschränkt wird und die
Institute der Ingenieurfakultäten sich noch stärker Entwicklungsarbei-
ten zuwenden, weil hierfür leichter Mittel eingeworben werden können.

Der Wissenschaftsrat hat den Eindruck gewonnen, daß die vom BMFT
aufgelegten FuE-Programme immer stärker auf Industriebeteiligung
und unmittelbaren Anwendungsbezug ausgelegt sind. Da die Fördermit-
tel der DFG sehr knapp sind und diese in erster Linie füLr Vorhaben der
Grundlagenforschung Verwendung finden, fehlt es zunehmend an För-
dermöglichkeiten für den Zwischenbereich zwischen Grundlagenfor-
schung und Entwicklungsprojekten. Der Forschungsförderung fehlt es
bisweilen an einem längeren Atem, der für echte Innovationen unver-
zichtbar ist. Der Wissenschaftsrat weist auf diese problematische Ent-
wicklung hin, der vor allem die Hochschulinstitute aufgt'und ihrer
schmalen Grundausstattung ausgeliefert sind. Er empfiehlt dem BMFT
die technische Umweltforschung an den Hochschulen nicht allein auf
eine durch Entwicklungsvorhaben und unmittelbare Anwendungen ge-
prägte Richtung beschränkt zu lassen.

Auf dem Gebiet der Förderung technischer Umweltforschung ergibt
sich ein ordnungspolitisches Problem. Öffentliche Forschungsförderung
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unterliegt dem Subsidiaritätsprinzip, d. h. entwicklungsnahe Vorhaben
sollten nur in den Bereichen öffentlich gefördert werden, in denen staat-
liche Vorsorge erforderlich ist und ein öffentliches Interesse besteht, daß
ein innovativer technischer Ansatz entwickelt wird, frir den von der In-
dustrie aus wirtschaftlichen Gründen kein ausreichendes Engagement
zu erwarten ist, weil z. B. das wirtschaftliche Entwicklungsrisiko zu groß
i51.61) Bei Anwendung der oben genannten Maxime ist es jedoch bei ei-
nigen Forschungsvorhaben fraglich, inwieweit sie von der öffentlichen
Hand gefördert werden und nicht vielmehr der Industrieforschung ob-
liegen sollten. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, bei der Konzipierung
neuer Vorhaben zu prüfen, ob die oben genannten Kriterien zutreffen.

Der Zufluß von industriellen und öffentlichen Fördermitteln hat in der
Vergangenheit zu einem starken Anwachsen mancher ingenieurwissen-
schaftlichen Hochschulinstitute geführt. Der Wissenschaftsrat hält sol-
che ,,Groß-Institute" für die technische Umweltforschung nur in be-
stimmten Bereichen, für die Großanlagen und eine entsprechende Infra-
struktur erforderlich sind (2. B. Verbrennungstechnik), füLr sinnvoll. In
einigen Fällen haben die Institute die ,,optimale" Größenordnung eines
Hochschulinstituts überschritten, so daß die wissenschaftliche Kommu-
nikation leidet und die große Zahl der Doktoranden nicht mehr ausrei-
chend betreut werden kann - die durchschnittliche Dauer einer Promo-
tion beträgt vielfach fünf bis sechs Jahre - und die mit der Einwerbung
und Administration von Drittmitteln verbundenen Managementaufga-
ben für die leitenden Wissenschaftler einen Umfang angenommen ha-
ben, der zur Beeinträchtigung ihrer originären Aufgaben in Forschung
und Lehre führt. Der Wissenschaftsrat empfiehlt diesen Instituten und
den Einrichtungen der Forschungsförderung, diese Gesichtspunkte
künftig zu beachten und insbesondere dafür Sorge zu tragen, daß der
wissenschaftliche Nachwuchs angemessen betreut und in kürzerer Zeit
als vielfach üblich seine Dissertationen abschließen kann.

Die Durchführung von Forschungsaufträgen der Industrie hat gelegent-
lich zur Folge, daß sich Universitätsinstitute stllrker auf anwendungs-
nahe Forschungs- und Entwicklungsprojekte konzentrieren und die
Grundlagenforschung vernachlässigen. Die Universitäten sollten darauf
achten, daß ihre Institute ein Gleichgewicht zwischen Auftragsfor-
schung und Entwicklungsvorhaben einerseits und origindr universitärer
Forschung andererseits, die sich Grundlagen und ihrer Anwendung zu-
wendet, wahren.

Beim Transfer von Entwicklungen in die mittelständische Industrie
kann sich das Problem ergeben, daß großdimensionierte technische Ent-
wicklungen an Hochschulen und Großforschungseinrichtungen füLr

mittlere und kleine Industrieunternehmen kaum anwendbar sind. Dies
ist ein Feld, auf dem gerade die Fachhochschulen mit ihren sehr anwen-

61) Der Bundesminister für Forschung und rechnologie: umweltforschung und um-
welttechnologie, Programm 1989 bis 1994, S. 33 f.
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dungsnah angelegten Entwicklungsarbeiten eine originäre Aufgabe ha-
ben, die sie in einer Reihe von Fällen bereits mit guten Ergebnissen
wahrnehmen. Der Ausbau der Fachhochschulen und das mit dem Gene-
rationswechsel ihrer Professoren wachsende Interesse an anwendungs-
orientierter FuE führt dazu, daß die Bedeutung der Fachhochschulen ftiLr

die ingenieurwissenschaftliche Forschung, vor allem fiiLr Entwicklungs-
vorhaben und Technologietransfer, künftig wachsen wird. Die Konzep-
tion staatlicher Förderprogramme sollte dieser Entwicklung, die hoch-
schulpolitisch auf breite Unterstützung stößt, Rechnung tragen.

ll. 12. Beiträge der deutschen Umweltforschung für
außereuropäsche Regionen

Geogmphie, Völkerkunde sowie biologische und geologische Naturbe-
schreibung in außereuropäischen Regionen hatten im 19. und frühen 20.

Jahrhundert in der deutschen Wissenschaft und in der breiten Öffent-
lichkeit einen hohen Stellenwert. Die bereits damals überwiegend in Ge-
bieten der Tropen und Subtropen gewonnenen wissenschaftlichen Er-
kenntnisse bilden noch heute wesentliche Grundlagen für die Umwelt-
forschung in diesen Regionen, die jetzt ökonomisch überwiegend der
Dritten Welt zugeordnet werden.

Die folgenden Ausführungen gelten vor allem der Situation in den Ent-
wicklungsländern. Auf die Bedeutung einer stärkeren Hinwendung der
Umweltforschung auf Gebiete Mittel- und Osteuropas wird in TeiI B ge-
sondert eingegangen.62; Obwohl sich das Hauptaugenmerk der deut-
schen Umweltforschung auch heute überwiegend auf die Tropen richtet,
schließt die Gesamtheit dieser Länder auch Gebiete ein, in denen keine
tropischen oder subtropischen Bedingungen herrschen.63) Im Mittel-
punkt der Ausführungen stehen die noch weitgehend natürlichen und
die vor allem biologisch genutzten Lebensräume. Der Wissenschaftsrat
erachtet die Verbindung des deutschen Industrieexports mit Vorkeh-
rungen zum Umweltschutz als notwendig. Gleichwohl kann hier nicht
detailliert auf spezifische Anforderungen an die Umwelttechnik einge-
gangen werden.

Die traditionelle Nutzung der tropischen Lebensräurne durch ihre Be-
wohner war auf dauerhafte Erträge angelegt. Die BevöIkerungsexplo-
sion und der damit verbundene Nahrungsbedarf einerseits sowie zuneh-
mende Produktionsrückstände von Rohstoffen fiiLr den Weltmarkt und
eine einseitige Struktur- und Subventionspolitik andererseits haben zu
Interessenkonflikten zwischen Nutzungs- und Schutzbestrebungen
komplexer tropischer Ökosyssteme geführt. In vielen Regionen der Welt
lassen Hunger und Armut den dort lebenden Menschen keine andere

62) Vg1. Kapitel B. V.
63) Im folgenden wird vereinfachend von Tropen gesprochen, wenn auch andere K1i-
mazonen in Afrika, Asien und Lateinamerika gemeint sind.
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Wahl, als ihr Überleben auf Kosten der Umwelt zu sichern. Dabei wirken
die anthropogenen Eingriffe auf die Natur zurück und verringern ihr
Produktionspotential. Dies ist am Beispiel der Regenwaldzerstörung
und der Überbelastung von Küstenregionen besonders augenfällig.
Auch dringen in all diesen Gebieten im Nachgang zur ,,grünen Revolu-
tion" und Überweidung heute die ökologrschen Grenzen der Nutzung
von Boden und Wasser stdrker ins Bewußtsein.

Nicht zuletzt für das Weltklima sind tropische und subtropische öko-
systeme der Ozeane und der Kontinente von entscheidender Bedeutung.
Sie nehmen die Hälfte der Fläche unseres Globus ein.6a) Die Ausbrei-
tung der Wüsten und Halbwüsten auf Kosten der Steppen und Savannen
beeinflußt den Wasser- und Strahlungshaushalt. Die Veränderung der
Landnutzung wirkt sich auch auf die CHa-Produktion (Rinder, Reisan-
bau) und die N2O-Produktion (Dünger) aus.

Der Regenwald hat im Laufe der Naturgeschichte nicht nur einen ge-
schlossenen Nährstoffkreislauf aufgebaut, sondern auch einen weitge-
hend geschlossenen Wasserkreislauf, der jedoch eine große, zusammen-
hängende Waldregion verlangt. Die tropischen Wälder sind gleichzeitig
wichtige Puffer des Treibhausgases Kohlendioxid. Die Zerstörung der
Tropenwälder zur Gewinnung landwirtschaftlicher Nutzfläche schreitet
weiter voran. Kurzfristig wirksame, aber falsche Bewässerungsstrate-
gien65; sowie die zu Überweidung und anschließender Erosion fr.ihrende
Reduzierung der Weideflächen durch Ausdehnung des Ackerbaus auf
marginale Standorte, gehören zu den wichtigsten Ursachen für diese
Entwicklung; sie hat bereits Völkerwanderungen ausgelöst. Sie läßt sich
bremsen, wenn ein gtößerer Anteil der Flächen aus der intensiven Nut-
zung genommen und ,,nachhaltig" bewirtschaftet wird. So ergeben sich
gravierende Interessenkonflikte nicht nur zwischen Nutzungs- und
Schutzbestrebungen, sondern auch zwischen verschiedenen Nutzungs-
formen. Insgesamt werden sich diese Konflikte in Zukunft vor dem Hin-
tergrund der zu err,rrartenden Bevölkerungszunahme und der globaten
Klimaveränderungen noch zuspitzen. Daher dtirfen sich Schutzkonzep-
te nicht nur auf die verbleibenden intakten Restfüchen konzentrieren,
sondern müssen gezielt und vorrangig die eigentlichen Ursachen der
weitflächigen Zerstörung bekämpfen, wobei allerdings die ökonomische
Weiterentwicklung der betreffenden Regionen nicht außer acht gelassen
werden darf.

Die Erhaltung der Lebens- und Produktionsgrundlagen und die Siche-
rung der Ernähn-rng bei wachsender Bevölkerung sowie die Sicherung
der ,,biologischen" Rohstoffe und die kontrollierte Nutzung der natür-
Iichen Ressourcen sind die zentralen Herausfordemngen für die näch-

64) Im folgenden werden nur die Kontinente betrachtet. Zur umweltbezogenen Mee-
resforschung vg1. Kapitel A. II. 7.
65) Begünstigung intensiver Monokulturen unter hohem Dünger- und pestizideinsatz
sowie die nicht fachgerechte Ausdehnung von Flächen bei gleichem wasserangebot
führt zu Bodenversalzrmg und Ausschwemmung von Pestiziden.
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sten Jahrzehnte. Um diese komplexen Gefahren durch Schutzzonen
und Ausgleichsmaßnahmen eindämmen zu können, bedarf es der diszi-
plinübergreifenden Kenntnis der ökologischen Zusammenhänge dieser
Lebensräume.

Neben der Analyse der Struktur und Funktion natt.iLrlicher Systeme,
ihrer Elastizität und Regenerationsf?ihigkeit gegenüber Störungen von
außen (direkte menschliche Eingriffe, Klimawechsel), der Interaktion
zwischen Ökosystemen sowie der globalen und regionalen Bedeutung
der Erhaltung und Vernetzung natürlicher Systeme sind folgende sozio-
ökonomische Forschungsprobleme für die zukünftige Entwicklung der
Dritten Welt von entscheidender Bedeutung:

- Möglichkeiten, das ökologische Gleichgewicht biologisch genutzter
Systeme durch angepaßte Bewirtschaftungsmaßnahmen in einem Be-
reich zu stabilisieren, wo Nachhaltigkeit des Produktionserfolges und
dauerhafte Umweltverträglichkeit gewährleistet sind;

- Entwicklung von Bewertungskonzepten zur besseren Einsetzung von
Nutzungsstrategien;

- soziokulturelle Hintergründe und Begleitumstände;

- Abhängigkeit der Schutz- und Bewirtschaftungsmaßnahmen von Tra-
ditionen und sozioökonomischen Zwängen (2. B. Bedarf an Nahrung
und anderen Verbrauchsgütern biologischer Herkunft);

- voraussichtliche Folgen weltweiter Klima- und Wasserverfügbarkeits-
änderungen und Handlungsoptionen zu ihrer Vermeidung oder Ab-
milderung.

Stand der Forschung

Im Vergleich zur Ttopenforschung der Staaten, die bis Mitte des Jahr-
hunderts Kolonialmächte waren, ist die deutsche Forschung fi.lr Regio-
nen außerhalb Europas seit dem Ersten Weltkrieg in den Hintergrund
getreten. Zwar können viele Aspekte und Erkenntnisse umweltbezoge-
ner Forschung in Deutschland, wie sie in den vorherigen Kapiteln des
Gutachtens ausgeführt sind, auch Erkenntnisgewinne für Regionen
außerhalb Deutschtands liefern, sie werden jedoch meist nicht gezielt in
den Tlopen eingesetzt. Dle wenigen deutschen Tropenwissenschaftler
befassen sich mit sehr unterschiedlichen Natur-, Kultur- und Wirt-
schaftsräumen und entsprechend unterschiedlichen Umweltproblemen.
So ist die deutsche Umweltforschung für die Tropen überwiegend durch
punktuelle Ansätze gekennzeichnet, die die Bildung einer kritischen
Masse bisher verhindert haben. Dies grlt auch für Forschungszweige, die
sich zielgerichtet mit Fragestellungen für den Bereich der Tropen, Sub-
tropen und Trockengebiete befassen. So z.B.
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- Tropenlandwirtschaft,

- Tropenforstwirtschaft,

- Tropenökologie,

- Anthropo- und Kulturgeographie, Entwicklungssoziologie,

- Ethnologie.

Größere Arbeitsgruppen mit langfristigen Forschungskonzepten, wie
z. B. die Arbeitsgruppe für Tropenökologie des MPI für Limnologie in
Plön, das kürzlich gegründete Zentrum für Marine-Tropenökologie
(ZMT) in Bremen und die Zentren bzw. Schwerpunkte der tropischen
Agrar- und Forstwirtschaft an den Universitäten Berlin, Freiburg, Gie-
ßen, Göttingen, Hamburg, Hohenheim und Tharandt sind die Aus-
nahme.

Insgesamt gibt es in Deutschland nur wenige langfristig und hauptamt-
lich tropenökologisch arbeitende Wissenschaftler und Wissenschaftler-
gruppen. Sie arbeiten meist recht isoliert an Einzelprojekten. Durch die
Schaffung größerer BMtrIf-Projekte, besonders SHIFT,66) sowie des
DFG-Schwerpunktprogramms,,Mechanismen der Aufrechterhaltung
tropischer Diversität" ist versucht worden, eine gewisse Konsolidierung
von Einzelaktivitäten zu erreichen. Dadurch konnten sich an einigen
Universitäten kleile - in der biologischen Interaktion zwischen Tier und
Pflanze thematisch meist eng ausgerichtete - Forschungsgruppen bil-
den. So gibt es nur einen einzigen Lehrstuhl, der auch der terrestrischen
tropenbiologischen Forschung gewidmet ist. Deutsche biologische Sta-
tionen vor Ort gibt es nicht.

Der geographische Schwerpunkt deutscher Umweltforschungsaktivitä-
ten liegt traditionell in Mittel- und Südamerika, gefolgt von Afrika - hier
besonders den ariden Gebieten und Asien (Malaysia, Indonesien,
Nepal). In jüngster Zeit sind auch China und die Nachfolgestaaten der
Sowjetunion stärker ins Blickfeld gerückt.

Im internationalen Vergleich konkurrenzftihig sind die Vegetationskun-
de, Teile der Geowissenschaften sowie punktuell diejenigen Bereiche, in
denen es bereits institutionalisierte Aktivitäten vor Ort gibt, wie z. B. hin-
sichtlich der Nährstoffkreisläufe. Die deutschen Forstwissenschaftler
widmen sich seit den 60er Jahren verstärkt ökosystemaren Fragen der
Naturwälder (vor allem in Lateinamerika und Asien), während in ande-
ren Ländern die vom Menschen geschaffenen Ökosysteme (Plantagen)
im Mittelpunkt standen.

66) SHIFT : Studies on Human Impact on Forests and Floodplains in the Tropics, ein
1989 im Rahmen eines Kooperationsabkommens zwischen dem Instituto Brasileiro do
Meio Ambiente e Recursos Renovaveis und der DLR eingerichtetes Programm, in das
heute Wissenschaftler aus einer Vielzahl deutscher Einrichtungen eingebunden sind.
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Im Bereich der Agrarforschung sind die Aktivitäten der oben genannten
Institute und Arbeitsgruppen sowohl geographisch als auch inhaltlich
breit gestreut. Lediglich der Hohenheimer Sonderforschungsbereich
,,Standortgemäße Formen kleinbäuerlicher Landwirtschaft in den Tro-
pen" konzentriert sich auf Westafrika. Bemerkenswerterweise bemühen
sich diese Einrichtungen jetzt von sich aus darum, daß durch einen ver-
traglich gefestigten Zusammenschluß nach Art eines Konsortiums die
Forschungslandschaft künftig besser aufeinander abgestimmt werden
soll. Durch einen gezielteren Einsatz des Potentials soll die deutsche
Iandwirtschaftliche Forschung an Profil gewinnen.

An den in der Consultative Group on International Agricultural Rese-
arch (CGIAR) zusammengeschlossenen 18 internationalen agrarwissen-
schaftlichen Forschungszentren, die seit Mitte der 60er Jahre in ver-
schiedenen Ländern (meist der Dritten Welt) entstanden sind, ist
Deutschland mit 4,5 Vo (1992) des Gesamtfinanzvolumens beteiligt. Auch
in diesen Zentren, die vormals die ,,gnine Revolution" getragen haben,
werden zunehmend Aspekte der nachhaltigen Landbewirtschaftung be-
deutungsvoll.

Angesichts der sozioökonomischen und ökologischen Bedeutung der
aquatischen Lebensräume besteht ein großer Forschungsbedarf hin-
sichtlich der Küsten- und Binnengewässer einschließlich der Aquakul-
tur. Dieser wird nur sehr punktuell - vor allem in Manaus, Brasilien und
in verschiedenen Einzelvorhaben - befriedigt.

Für die Beiträge der Geisteswissenschaften zur Umweltforschung in der
Dritten Welt sind beispielhaft der SFB ,,Kulturentwicklung und Sprach-
geschichte im Naturraum westafrikanische Savanne", Frankfurt a.M.,
und das Schwerpunktprogramm ,,Kulturraum Karakorum" zu nennen.

Forschungsförderung

Von deutscher Seite werden die meisten Entscheidungen über Projekte
der Entwicklungshilfe in der Dritten Welt durch das Bundesministerium
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) getroffen. Dies erfolgt zum
Teil in Absprache mit der Weltbank, der EU und weiteren internationa-
len Organisationen. Auch die Förderung der Umweltforschung in den
Ländern der Dritten Welt liegt überwiegend beim BMZ bzw. bei der ihm
zugeordneten Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit
(G'lZ), die vielfach Aufträge an Bundesforschungsanstalten des BML
und BMWi vergibt. Mittels des in seinem Volumen sehr knapp bemesse-
nen ,,Tropenökologischen Begleitprogramms" (TÖB) (2 Mio. DM 1991 -
1993), einem Forschungsproglamm zur IJmsetzung der ,,Agenda 21",
soll projektbegleitende umweltbezogene Forschung gestärkt sowie ein
Beitrag zur Verbesserung des Instruments der Umweltverträglichkeits-
prüfung geschaffen werden. Wissenschaftliche Projekte werden weiter-
hin von DFG und DAAD gefördert. DAAD, AvH-Stiftung und eine Rei-
he weiterer Stiftungen ermöglichen ausländischen Studenten und Gast-
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wissenschaftlern den Aufenthalt an deutschen universitäten und For-
schungseinrichtungen. Das BMET fördert weiter im Rahmen der pro-
gramme ,,umweltforschung und umwelttechnik (iggg - 19g4)" auch die
Tropen, subtropen und semi-aride Gebiete betreffende Forschulg. Die
zweite Phase des eng mit dem BMZ abgestimmten SHIFT-progrä--,
ist in vorbereitung. Auch das 1gg3 neu formulierte Meeresforschungs-
programm der Buldesregierung betont die Notwendigkeit des Ausbaues
der Kooperation mit Ländern der Dritten Welt.

Stellungnahme

weltweit besteht ein zunehmender Bedarf an der wissenschaftlichen Be-
arbeitung sowohl regionaler als auch globaler umweltbezogener Fragen.
Diesen Bedarf können Länder mit schwacher Wirtschaftskraft und ge-
rhgen Forschungskapazitäten nur sehr beschränkt decken. Welchen
Beitrag sollte und kann die deutsche Umweltforschung leisten?

Eine Reihe von globalen Fragen der Umweltforschung, wie Wechselwir-
kungen zwischen I(limazonen ünd Lebensräumen, lassen sich nicht
beantworten, wenn man sich auf Untersuchungen in Deutschland be-
schränkt. Derartige Problemstellungen, das relativ starke deutsche En-
gagement in umweltrelevanten Projekten der Entwicklungshilfe sowie
die wiederholte Zusage, Deutschland werde einen wichtigen Beitrag
zum Schutz tropischer Wälder leisten und bei der Lösung ökologischer
Probleme mithelfen, geben Anlaß füLr eine stdrkere Hilwendung der
deutschen Umweltforschung zur Dritten Welt. Mit der lJnterzeichnung
der ,,Agenda 21" hat die Bundesrepublik ein Zeichen zur stärkeren Ein-
bindung in ein internationales umweltpolitisches Handeln gesetzt. Hin-
zu kommt, daß auch der Export von Know-how, von Umweltschutztech-
nologie sowie umweltangepaßten Industrieanlagen und Produkten (2. B.
der Agrarchemie) fi.iLr Deutschland von Bedeutung ist. In der Regel ist es
jedoch nicht mit Technologietransfer getan, vielmehr sind Anpassungen
an die komplexen Verhältnisse tropischer Ökosysteme erforderlich. Um
das Exportangebot auf die spezifischen Bedingungen und Bedürfnisse
der verschiedenen Regionen abzustimmen, ist ein Engagement in der
Forschung für diese urrd in den betreffenden Ländern erforderlich.
Gleichzeitig liefert umweltbezogene Forschung im Ausland über die
Diagnose hinaus wichtige Beiträge zur internationalen Schutzpolitik.

Umweltforschung außerhalb Deutschlands ist daher aus wissenschaft-
lichen, wissenschaftspolitischen, umweltpolitischen, entwicklungs-, au-
ßen- und wirtschaftspolitischen Gründen wichtig. Ihre Beiträge sollten
als integraler Bestandteil der Umweltforschung insgesamt betrachtet
werden und an bewährte Traditionen anknüpfen, von vorhandenen
Kapazitäten ausgehen und sich am Bedarf orientieren.

Zur Erfüllung dieser Aufgaben fehlen in Deutschland sowohl adäquate
Forschungsstrukturen als auch genügend auf dem Gebiet erfahrene Wis-
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senschaftler. Den deutschen Aktivitäten mangelt es meist an Konti-
nuität, geographischer Schwerpunktbildung und interdisziplinärer Ver-
netzung. Durch eine bessere Koordination auf nationaler Ebene und eine
stärkere Einbindung in internationale Programme sind deutliche Syner-
gieeffekte zu erwarten.

Der Aufbau wissenschaftlicher Infrastrukturen in der Dritten welt ist
unentbehrlich für jede auf ,,sustainable development" ausgerichteten
Entwicklungspolitik, da diese von erfahrenen Wissenschaftlern getragen

werden muß. SHIFT ist hierfür ein erfolgversprechender Ansatz, aber
der anstehenden Problematik noch nicht angemessen. Dies nicht zu-

letzt, weil SHII.T und TÖB in ihrer Zielsetzung nur anwendungsorien-
tierte Programme fördern. Angesichts des Innovationsbedarfs besteht
ein deutliches MißverhäItnis zwischen den finanziellen Aufwendungen
für Umweltschutz - beispielsweise für den Schutz des Regenwaldes -
und denjenigen für die diesbezügliche Forschung. Hinzu kommt, daß

viele Programme und Projekte der Technischen Zusammenarbeit nur in
unzureichendem Maße eine Bestandsaufnahme der systemaren Zusam-
menhänge oder wissenschaftliche Begleitforschung hinsichtlich der
llmweltwirkungen der Maßnahmen vorsehen.

Eine Gesamtübersicht über die für die deutsche Umweltforschung in
Regionen außerhalb Europas bereitgestellten Mittel fehlt bisher. Im Ver-
hältnis zu den umweltbezogenen Projekten der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit mit Ländern der Dritten Welt sind die jeweiligen Forschungs-
aufwendungen klein, im Beispiel des Tropischen Regenwaldes betragen
sie schätzungsweise 5 %. Um die nachhaltige Wirksamkeit dieser Pro-
jektaktivitäten zu gewährleisten, sollte der Forschungsanteil an den Ge-

samtaufwendungen fi.iLr den Umweltschutz in den Tropen im Rahmen
von Projekten der Technischen Zusammenarbeit angemessen erhöht
(d. h. im Mittel verdoppelt) werden. Gleichzeitig sollte mehr Freiraum
für Forschungskomponenten (auch im Bereich der Grundlagenfor-
schung) in solchen Projekten gewährleistet werden.

Eine Verstärkung der Umweltforschung für Regionen außerhalb
Deutschlands muß mit einer entsprechenden Schwerpunktbildung ein-
hergehen. Konzentration auf einzelne vorrangige oder bisher vernach-
Iässigte Themen, Prioritätensetzung und nationale und internationale
Koordination sind Voraussetzungen für wissenschaftlich bedeutende Er-
gebnisse und deren Akzeptanz. Als bisher vernachlässigte Themen kön-
nen neben der Bevölkerungsproblematik u. a. die Übernutzung von
Agrar- und Forst-Ökosystemen und die damit verbundene Bodendegra-
dation sowie die Bedrohung von Küstenzonen beispielhaft genannt wer-
den. tr\ir die umweltbezogene Forschung in der Dritten Welt ist es sehr
wichtig, gesellschafts- und sozialwissenschaftlichen Aspekten weit mehr
Raum als bisher zu geben, so wie dies z. B. in vielen amerikanischen Pro-
jekten realisiert ist. Über eine konkrete Festlegung von thematischen
Prioritäten soltte ein Sachverst'ändigengremium gesondert beraten.
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Zur stärkung einer sowohl auf Kontinuität als auch auf Flexibilität aus-
gerichteten Tropenforschung empflehlt der wissenschaftsrat einerseits
die Einrichtung mehrerer Zentrenin Deutsctrland mit unterschiedlicher
Themenstellung und andererseits die schaffung zeitlich befristeter ver-
bundprojekte, die vor ort intensiv mit einheimischen wissenschaftlern
zusammenarbeiten müssen. Dies ist auch aus wissenschafts- und ent-
wicklungspolitischen Gründen der Einrichtung eines deutschen Ttopen-
instituts im Ausland vorzuziehen.

Auf einzelne bestehende Institute und Arbeitsgruppen als Kristallisa-
tionspunkte aufbauend müssen durch Konsolidierung lebensfähige Zen-
tren mit themengebundenen Schwerpunkten in und an den universitä-
ten entstehen. Diese Tropenzentren sollten die Kontinuität der For-
schung sichern, als nationale und internationale Ansprechpartner die-
nen und die organisatorische und logistische Basis ftiLr verbundprojekte
bilden.

um die verzahnung mit der allgemeinen deutschen umweltforschung
sowie die Rückkopplung mit in den Tropen gemachten Erfahrungen zu
verbessern, empfiehlt der wissenschaftsrat einen regen personalaus-
tausch zwischen den Projekten vor ort und den Instituten in Deutsch-
land, indem die mit umweltforschung für die Tlopen befaßten zentren
in Deutschland durch eine flexible personalpolitik dem Stammpersonal
phasenweise Arbeitseinsätze in den Tropen ermöglichen und damit zeit-
weilig Platz für Rückkehrer frei machen. Generell sollte Rückkehrern in
größerem Umfang die Möglichkeit gegeben werden, ihre Erfahrungen
und Kenntnisse in die hiesige wissenschaft einfließen zu lassen. wech-
selwirkungen zwischen den verschiedenen umweltforschungsaktivitä-
ten in Deutschland und in der Dritten welt können darüber hinaus zu
einer wesentlichen Bereicherung auch innerhalb Deutschlands führen.

Da Einzelprojekte der Komplexität der systeme nicht gerecht werden
und zu kurzlebig angelegt sind, sollten verstärkt verbundforschungspro-
jekte gefördert werden. Wesentliche Erkenntnisse können nur durch
langfristig angelegte, multidisziplinäre Vor-Ort-Forschung gewonnen
werden. Der wissenschaftsrat empfiehlt daher die Einrichtung mehrerer
verbundprojekte, die jeweils ca. 15 deutsche wissenschaftler einbinden
und in ihrer Laufzeit auf 10 bis 15 Jahre angelegt sind. Solche Verbund-
projekte in spezifischen Regionen und mit Themenfeldern ähnlich den
Ökosystemzentren (aber kleiner) bieten die besten Voraussetzungen,
um Erkenntnisse über die Zusammenhänge komplexer Systeme vor Ort
zu gewinnen. An ihnen sollten sich jeweils wissenschaftler mehrerer
deutscher universitärer sowie außeruniversitärer Institute beteiligen. Ne-
ben dem benannten wissenschaftlichen Stammpersonal sollten Dokto-
randen und Gastwissenschaftler einen wesentlichen TeiI der Forschung
tragen. Dabei können bestehende nationale und/oder internationale
Potentiale geeignete Anknüpfungspunkte darstellen.

Insgesamt fehlt es in Deutschland an integrierten Forschungskonzepten,
die sowohl die ministeriellen Aktivitäten als auch diejenigen der For-
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schungsförderungseinrichtungen auf dem Gebiet der umweltbezogenen
Forschung in den Tropen vereinen. Abhilfe erscheint aber dringend er-

forderlich, da einerseits auf Anforderungen aus bilateralen und interna-
tionalen Programmen in koordinierender Weise reagiert werden muß

und andererseits die Gefahr redundanter Forschung besteht. Der For-
schungsbedarf der Entwicklungsprojekte des BMZ und die Forschungs-
vorhaben des BMFT und der Ressortforschung von BML, BMWi und
BMU müssen enger abgestimmt werden.

Deutsches Engagement in der umweltforschung für die Dritte welt setzt
partnerschaftliche Ansätze voraus. In der Forschungszusammenarbeit
zwischen Nord und süd sollte nicht nur die Beteiligung del. Partner an

der Durchführung und der verwertung der Ergebnisse selbstverständ-
lich sein, sondern auch das Forschungstraining im weitesten sinne. Die
deutschen Konzepte müssen daher mit den Partnerländern abgestimmt
und auf deren Bedürfnisse zugeschnitten werden. Diese Abstimmung ist
voraussetzung für langfristige und erfolgreiche partnerschaftliche Ko-
operation. Die von Deutschland initiierten, unterstützten und/oder
durchgeführten Forschungsvorhaben.sind auch in einem gesamteuro-
päischen Zusammenhang zu sehen. Übergeordnete Fragen sollten im
Rahmen von regionalen Forschungskooperationen oder Netzwerken
auch im internationalen Verbund bearbeitet werden.

Einige Länder der Dritten welt entwickeln derzeit eigene umweltpoliti-
sche Konzepte. wegen fehlender Mittel ist es für diese Länder meist nur
sehr begrenzt möglich, entsprechende Themenkomplexe mit eigenem
wissenschaftlichen Potential zu behandeln. Sie sind daher in besonderer
Weise auf Unterstützung und wissenschaftliche Kooperation angewie-
sen, um auch fremde Forschungsergebnisse an die spezifischen Stand-
ortbedingungen anzupassen und in internationalen Forschungsprogram-
men mitwirken zu können, vor allem aber um eine eigenständige Um-
weltpolitik zu entwickeln. Der Qualifrzierung des wissenschaftlichen
und technischen Personals der Partnerländer in der Dritten welt wird
daher hohe Priorität zukommen.

Die Analyse komplexer Wirkungszusammenhänge und die Entwicklung
von Maßnahmen und Programmen zum Schutz der Umweit verlangt
eine internationale Aufgabenteilung im Sinne einer ,,globalen For-

schungsallianz". Hierfür gibt es bereits gute Ansätze in der Global-
Change-Forschung, die verstärkt auch für die umweltbezogene For-
schung in den Tropen zu nutzen sind. Forschungsplanung, efflziente Or-
ganisation und disziplinen- und länderübergreifendes Management der
Forschung ist von großer Bedeutung. Hier sollten verstärkt Anstrengun-
gen zur Einbindung in und Mitgestaltung von internationalen Program-
men erfolgen.

Innerhalb der CGIAR wird derzeit die Notwendigkeit und Umsetzbar-
keit eines Ansatzes erörtert, der auf der Bildung agrarökologischer
Zonen beruht und ein effrzientes und nachhaltiges Management der
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natürlichen Produktionsgrundlagen auf den Gebieten der Agroforstwirt-
schaft und der Fischwirtschaft ermöglichen soll. Die Benicksichtigung
umweltspezifischer Fragestellungen in der Forschungskonzeption dieser
internationalen Agrarforschungzentren sollte von deutscher seite so-
wohl über das Instrument der finanziellen steuerung als auch über die
Einbindung in die Strukturüberlegungen des TAC61 gestützt werden.
Ebenso sollten internationale Gelder z. B. von EU und weltbank füLrpartnerschaftlich integrierte Forschungsprojekte häufiger genutzt
werden.

Lehre und Nachwuchsförderung

Die zunehmende Bedeutung von umweltrelevanten problemen verlangt
eine Schwerpunktbildung in der wissenschaftlichen Ausbildung von
einheimischen studenten und Nachwuchswissenschaftlern im Ra-hmen
der deutschen umweltforschung in und für Länder der Dritten welt in
Deutschland. Der wissenschaftsrat empfrehlt dazu, daß an einzelnen
deutschen Hochschulen schwerpunktmäßig umweltbezogene Themen
für die Tropen auf breiter Basis auch unter Einbeziehung kultur-, wirt-
schafts- und politikwissenschaftticher Aspekte gelehrt iverden sollen.
Dabei bleibt im einzelnen zu entscheiden, wie diese Aus- und weiterbil-
dung in den Lehrplan einzubauen ist.

Die wissenschaftliche Ausbildung im Bereich der umweltforschung für
die Tropen muß durch Forschungsaktivitäten untermauert werden und
Arbeiten vor ort einschließen. Das ,,tropenökologische Begleitpro-
gramm" von GTZ und das sHlF-T-Förderprogramm des BMF1 sowie
das DFG-schwerpunktprogramm zur tropischLn Biodiversität schaffen
dabei gute voraussetzungen für die Einbindung von Doktoranden in
Forschungs- und Entwicklu.gsprojekte. Diese stipendienprogramme
sollten auf rhemenfelder außerhalb von GTZ-projekten bzw. außerhalb
von den bisher relativ eng begrenzten Themen terrestrischer ökologie,
Taxoaomie und Biogeographie des DFG-schwerpunktprogramms aus-
gedehnt werden und neben den Natur- auch die Kulturwissenschaften
umfassen. Der wissenschaftsrat ermutigt die wissenschaftler, sich auch
um die Einrichtung von mindestens einem Graduiertenkolleg zu bemü-
hen, das auf umweltforschung in den Tropen ausgerichtet ist. Hierbei ist
neben dem Disziplinen-Mix auch ein Nationalitäten-Mix sinnvoll.

um die umweltforschung und eine eigenständige umweltpolitik in den
Partnerländern zu stützen, sollte die Ausbildung des deutschen Nach-
wuchses mit der Ausbildung von wissenschaftlern aus außereuropäi-
schen Regionen eng verzahnt werden. Ebenso wichtig ist die weiterbil-
dung von dort bereits im Beruf stehenden jüngeren Forschern und
Hochschullehrern. Diese Nachwuchskräfte sollten gemeinsam mit deut-
schen Nachwuchswissenschaftlern an den in umwelt- und rropenfor-
schung spezialisierten universitäten und rropenzentren sowie an den

67) TAC : Technical Advisory Committee der CGIAR
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ökosystemzentren vor Ort fortgebildet werden und gemeinsam in aus-

gewählten Forschungsprojekten in den Tropen arbeiten. Diese Projekte

ii.rd gl"i"hram ,,Lehrwerkstätten", in denen sich auch Professoren der

Universitäten an der Betreuung der Nachwuchswissenschaftler ver-

schiedener Nationalitäten beteiligen sollten. Vertraglich flxierte Univer-
sitätspartnerschaften sind geeignet, diesen Prozeß zu befördern'
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B:Strukturelle Aspekte der Umweltforschung und ihrer
Förderung

I. Umfang der Förderung der Umweltforschung und ihre
Finanzierung

Der finanzielle Aufwand von Bund und Ländern für FuE auf dem Ge-biet der umweltforschung wird im Bundesbericht Forschung für 1g92
auf rund 1,180 Milliarden DM geschätzt. Bei der Bewertung är"s". a.r-
gaben ist zu berücksichtigen, daß sich die umweltforschungiicht trenn-
scharf von anderen Forschungsgebieten, insbesondere aen arszifrnar
definierten, abgrenzen räßt und die Meeres- und porarforschungltgsz
rd. 274 Millionen DM) als separate Förderbereiche behandelt r.Jerden.
Der Betrag schließt die institutionele Förderung von Forschungsinstitu-
ten außerhalb der Hochschuren (ohne MpG) ebenso ein wie die Mittet
für Forschungsprojekte in Hochschulen, Forschungsinstituten und Fir-
men. Dagegen sind die schwer quantifizierbaren anteiligen Aufwendun-
gen für die Grundausstattung der Hochschulen und die Grundfinanzie-
rung der MPG nicht erfaßt.

Der Bund hat 1992 993 Millionen DM für die umweltforschung ausgege-
ben, davon entfallen G46 Millionen DM auf das BMF:|, roo*wtuünen
DM auf das BMU und 180 Millionen DM auf die übrigen Ressorts.l) seit
1985 hat sich das Finanzvolumen des Bundes frir diJumweltforscilung
in konstanten Preisen um 32 % erhöht.2)

Bundesministerium für Forschung und Technologte (BMFT)

Die Ausgaben des BMFI für die umweltforschung fi.ir 1992 verteilen
sich auf:

institutionelle Förderung
direkte Proj ektförderung

303 Mio DM*)
343 Mio DM

Umweltforschung insgesamt

*) Einschl. GFE, ohne MpG.

646 Mio DM

l) Der Bund fördert die u^mweltforschung ferner durch seinen Beitrag zur Grund-
finanzierung von MPG, FhG und DFG sowiä indirekt durch dre Mitfrnanzierurrgäer I.r-vestitionen nach dem Hochschulbauförderungsgesetz.

!)^ n{e Bewertung dieser steigerungsrate hat zü berücksichtigen, daß die Angaben ab
1991 die neuen Länder einschiießen. - Deflationiert mit dem pieisindex für dä §taats_
verbrauch.
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Nach Gebieten differenziert ergrbt sich folgende Verteilung:

Ökologrsche Forschung
Umwelttechnologien
Klima- u. AtmosPhärenforschung

221 Mio DM
256 Mio DM
168 Mio DM

IJmweltforschung insgesamt 646 Mio DM

Die institutionelle Förderung betraf vor der wiedervereinigung vor

allem die Großforschungseinrichtungen und einzelne Institute der

Blauen Liste und der MPG. Nachdem in den neuen Ländern neben dem

speziell ftir Aufgaben der umweltforschung geschaffenen umweltfor-
schungszentrum Leipzig/Halle (uFZ), einer Großforschungseinrich-
tung, a=uch mehrere in der umweltforschung tätige Blaue Liste-Institute
gegäindet wurden, fließt jetzt ein größerer Teil der institutionellen För-

derung in diesen Sektor.

Für die Umweltforschung ist die Förderung von Verbundprojekten und

Einzelvorhaben durch aas BNIFII von großer Bedeutung' Die Hälfte der

338 Millionen DM Fördermittel des BMFT für FuE-Projekte waren 1991

für Umwelttechnologien bestimmt (siehe Übersicht 1). Rund 39%o aller

FuE-Projekte gingen an Kommunen, kommunale Unternehmen (insbe-

sondere W".t*- und Abwasserverbände), Ingenieurbüros und Firmen'

Die meisten gingen an Hochschulen (3270), öffentlich geförderte For.

schungsinstitite außertralb der Hochschulen (18 %) sowie an Einrichtun-
gen dei Ressortforschung, Amter u. ä. (11 %)'

Übersicht 1:

Fördermittel des BMFT für FuE-Projekte
in der Umweltforschung 1991 nach Empfängern

Empfänger der BMFT-Projektmittel Betrag in Mio DM

Hochschulen
Großforschungseinrichtungen 1 )

Fraunhofer-Institute 1 )
Max-Planck-Institute
Blaue Liste-Institutel)
andere öffentl. geförderte Einrichtungen2)
Ressortforschung u. ä., Bund
Ressortforschung u. ä., Länder
Kommunen und kommunale Gesellschaften
Privatwirtschaftliche Einrichtungen3)

Summe

108
27
13

I

2

13
t4
24
40
92

3384)

1) Einschließlich Vorgängereinrichtungen in den nerren Ländern'
2j Darunter 3 Mio DM an Akademien der Wissenschaften
5i Or*"t"r Ingenieurbüros und Forschungseinrichtungen in privater Trägerschaft

4) Abweichungen durch Rundungsdifferenzen'

Quelle: Eigene Auswertung nach BMFT, Förderungskatalog 1991.
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In der Umweltforschung fördert das BMFT vor allem:

-Klimaforschung (Klimarechenzentrum, EUROTRAC, AGF-For-
schungsverbund,,Umweltvorsorge", Schwerpunkt Chemie und
Ttansport von Spurenstoffen in der Atmosphäre, Verbundfor-
schungsprojekt SANA, Ozonforschung),

- Gewässerforschung (AGF-Forschungsverbund,,Umweltvorsorge,.,
Schwerpunkt ,,Belastung der Gewässer - Trends, Prognosen, Sanie-
rulgskonzepte", Gemeinschaftsprojekt,,standortgerechte Bewertung
chemischer Bodenbelastung" ),

- Meeresforschung, Meerestechnik und Polarforschung (insbesondere
in den Großforschungseinrichtungen und Instituten der Blauen
Liste),

- Waldschadensforschung,

- Ökosystemforschung (insbesondere in den ökosystemforschungszen-
tren und im AGtr'-Forschungsverbund,,Umweltvorsorge',).

Bundesministerium fiir [Jmwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(BMU)

Das BMU (1992 166 Mio DM Ausgaben füLr Umwelt-FuE) fördert i. d. R.
über das Umweltbundesamt, das selbst keine Forschung betreibt, eine
große Zahl von Einzelprojekten u. a. zur Umweltbeobachtung (2. B. In-
formationssysteme), zur Ökosystemforschung in Biosphlirenieservaten
(Nationalparks Wattenmeer, Bayerischer Wald, Schorfheide-Chorin),
zur Naturschutzforschung und zur strahlenforschung. seit der deut-
schen vereinigung bilden die umweltprobleme in den neuen Ländern
einen schwerpunkt der Ressortforschung. Institutionelle Förderung er-
halten das Bundesamt für Naturschutz, Bad Godesberg, und das Bun-
desamt für Strahlenschutz, Salzgitter. Mit der Umweltprobenbank des
Bundes in Jülich und Münster finanziert das BMU ferner eine service-
einrichtung für die Umweltforschung.

ÜArige -Ressorfs des Bundes

Das Bundesministerium für Verkehr (BMV) (1992 68 Mio DM für Um-
welt-FuE) finanziert mit dem Bundesamt fti,r Seeschiffahrt und Hydro-
graphie (BSH) und dem Deutschen Wetterdienst (DWD) zwei Institutio-
nen, zu deren Aufgaben auch die Forschung zählt, u. a. die Atmosphä-
renchemie beim DWD und das Monitoring der Nord- und Ostsee beim
BSH.

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
(BML) (1992 26,5 Mio DM Umwelt-FuE) fördert in erster Linie in den
angeschlossenen Bundesforschungsanstalten (vgl. Kapitel B. II. 6.) FuE
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zu Bodenschutz, Waldschäden, Resistenzzüchtung und Landschaftsent-
wicklung.3; Mit dem Zentrum für Agrarlandschafts- und Landnutzungs-
forschung (ZALF in Müncheberg/Brandenburg) fördert der BML seit
1992 gemeinsam mit dem Land Brandenburg ein speziell auf agrarische
Umweltforschung ausgerichtetes Blaue-Liste-Institut.

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) (1992 34 Mio DM Um-
wett-FuE)4) fördert in den Instituten des Bundesgesundheitsamtes - vor
allem im Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygrene - Arbeiten zur
Umwelthygiene, Toxikologie, Epidemiologie und anderen medizini-
schen Gebieten mit Bezug zur Umwelt.

Das Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) (1992 51,9 Mio DM Um-
welt-FuE) fördert in der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe (BGR) u. a. Arbeiten zu Grundwasser- und Bodenschutz, zu Geo-

Informationssystemen und zur Paläo-Umweltforschung. Die Bundesan-
stalt für Materialforschung und -prüfung arbeitet u. a' auf dem Gebiet
Altlasten und Deponietechnik.

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (BMBW) (1992

rund 12 Mio DM) fördert Forschungs- und Modellvorhaben zur Umwelt-
bildung im sekundären und tertiären Bildungsbereich.

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) för-
dert in kleinem Umfang Begleituntersuchungen im Rahmen von Ent-
wicklungshilfeproj ekten.

Länder

Die Länder fördern die Umweltforschung in erster Linie indirekt über
die Grundausstattung der Hochschulen, den Llinderbeitrag zur institu-
tionellen Finanzierung der von Bund und Ländern gemeinsam getrage-
nen Forschungsinstitute sowie ihren Beitrag zur Finanzierung der DFG.
Einzelne Länder haben Förderprogramme zur Unterstützung der Hoch-
schulforschung eingerichtet, aus denen auch Umweltforschungsprojek-
te finanziert werden können. In Rheinland-Pfalz z.B. fördert das Wis-
senschaftsministerium aus einem zentralen Haushaltskapitel,,Neue
Technologien und Umwelt" u. a. Schwerpunkte der Umweltforschung
an Universitäten und Fachhochschulen. Entsprechende Programme mit
einem Schwerpunkt Umweltforschunggibt es auch in Hessen und Sach-
sen. Darüber hinaus haben einige Länder spezifische Umweltfor-
schungsprogramme5) aufgelegt, aus denen Projekte in Forschungsinsti-

3) Die vom BML im Rahmen des Förderprogramms ,,Nachwachsende Rohstoffe" un-
terstützten Arbeiten werden hier nicht in die Defrnition des Begriffs Umweltforschung
einbezogen.
4) Die übrigen FuE-Ausgaben des BMG sind anderen Förderbereichen, insbesondere
der Gesundheitsforschung zugeordnet. VgI. hierzu ebenfalls die Aussagen zur Ab-
grenzung der Umweltforschung auf S. 2.
5) Für einen Überblick über forschungsbezogene Länderprogramme, die übetwiegend
von den für Umweltschutz zu ständigen Länderministerien ausgehen. Vgl. Umwelt-
bundesamt: Umweltforschungsbericht 1990-1993, Berlin 1993.
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tuten, Landesanstalten und Hochschulen finanziert werden. Beispiele
sind die Bayerischen Landesprogramme (Forschungsverbünde) Bay-
FORKLIM zur Klima- und waldschadensforschu.rg u.rd eayrorinrsr
zur Reststoffverwertung und Abfalforschung, das Bodenschutzpro-
gramm des Landes Berlin und die Förderprogramme des Landes Baden-
Württemberg PEF, PWAB, pAö und pUG (siehe Kapitel C.). Auch
sachsen-Anhalt fördert im Rahmen eines speziellen umweltfo.."h,.r.,g.-
förderprogramms FuE-Projekte an Hochschulen und Forschungsinstitu-
ten. Diese Aufgabe hat auch das vom umweltministerium dei Landes
Brandenburg gegründete umweitforschungszentrum, das neben Koor-
dinierungs- und Beratungsaufgaben auch FuE-projekte an Hochschulen
und Forschungsinstituten fördert. 19g3 wurde auf Initiative der urnwelt-
minister-Konferenz Nord (Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Schleswig-Holstein) gemeinsam mit dem BMF"T ein
neues Bund-Länder-Programm (verbundforschulg) zur Klimawir-
kungsforschung aufgelegt. Dieses programm versucht, den Zusammen-
hang von Klimaänderung u1d Küste durch untersuchungen von terre-
strischen und küstennahen ökosystemen aufzuklären.

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)

Die DFG mit ihrem breiten Angebot an Förderinstrumenten ist generell
der wichtigste Drittmittelgeber für die Hochschulforschung.G; Dies gilt
für spezifrsche Umweltforschungsvorhaben, die besonders von Bundes-
und Landesministerien gefördert werden, nicht in gleichem Maße. 1992
hat die DFG im Rahmen ihrer Förderinstrumente 6g Millionen DM für
explizit umweltrelevante Vorhaben bewilligt, die ganz überwiegend in
die Hochschulen fließen. Gemessen an der Summe aller Bewilligungen
ist dies ein Anteil von rd. 5 076.7) Bei derartigen Statistiken ist jedoch zu
beachten, daß die Umweltforschung kein eigener Wissenschaftsbereich
neben den Geistes-, Bio-, Natur- und Ingenieurwissenschaften ist, son-
dern Bestandteil dieser Bereiche. Der Beitrag der DFG zur Umweltfor-
schung im weiteren Sinne, d. h. einschließlich der Grundlagenforschung
mit mittelbarer Umweltrelevanz, ist daher umfangreicher als der im Jah-
resbericht angegebene.

Da umweltforschung in besonderem Maße Interdisziplinarität erfordert,
wird sie zunehmend im Rahmen der fachübergreifend orientierten För-
derinstrumente schwerpunktprogramm, Forschergruppe, sonderfor-
schulgsbereich und Graduiertenkolleg gefördert. Thematisch überwie-
gen dabei untersuchungen zur ökosystemforschung einschl. waldscha-
densforschung, zu geowissenschaftlichen Fragestellungen, zu umwelt-
gerechter Agrarwirtschaft sowie zu Analytik, Ausbreitung und zum Ab_
bau von Schadstoffen in wasser, Böden und Flußsedimenten. Eine zu-

6) 3770 aller von den Hochschulen und ihren Mitgliedern eingeworbenen Drittmittel
gtamagn von der DFG. vgl. hierzu wissenschaftsrat: Drittmit6l an Hochschulen r9z0
bis 1990, Kö1n 1993.
7) Deutsche Forschungsgemeinschaft: Jahresbericht 1992, Bd. 1., Bonn 1gg2, s. 14b.
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nehmende Förderung erfahren Untersuchungen zur Energie- und IJm-
welttechnik, zur Optimierung von Verbrennungsprozessen und -techni-
ken, zur Boden- und Abfallbehandlung sowie zur Abfall- und Schad-
stoffverminderung. Eine Reihe von glößeren Gemeinschaftsvorhaben
ist stoffkreisläufen in der umwelt gewidmet, von globalen Kreisläufen
im System Erde über Stoffkreisläufe in den Ozeanen, in ökologischen
Systemen, Wasser und Böden bis hin zu Stoffströmen und dem Wieder-
verwerten von werkstoffen im Rahmen einel modernen stoffkreislauf-
wirtschaft. Eine steigerung der Förderung erfuhr die umweltforschung
1993 durch die Einrichtung von vier neuen Schwerpunktprogrammen
(siehe B. IV. 2.).

Zu den Aufgaben des Senatsausschusses für Umweltforschung gehören

die Erfassung und Präzisierung von Umweltproblemen, ihre wissen-

schaftliche Betrachtung, die Kommentierung nationaler und internatio-
naler umweltforschungsprogramme hinsichtlich einer möglichen Betei-
ligung der DFG und die Empfehlung zur Einrichtung von Förderungs-
maßnahmen. Ein Arbeitsschwerpunkt ist die koordinierende und fach-
lich beratende Begleitung der nationalen und internationalen Program-
me auf dem Gebiet der globalen Umweltveränderungen.

Die Arbeit äer Senatskommissionen zur Beurteilung der gesundheit-
lichen Unbedenklichkeit von Lebensmitteln, von Stoffen in der Land-
wirtschaft und von gesundheitsschädlichen Arbeitsstoffen ist für die
Umweltforschung, die Diskussion und Anregung von Forschungsbedarf
sowie für die Beratung von Parlament und Behörden von Bedeutung.

Stiftungen

Ziel der 1991 gegründeten Deutschen Bundesstiftung Umwelt ist insbe-
sondere die Förderung von Aktivitäten im Bereich von Entwicklung und
Innovation, welche die Produktion und ihre Ergebnisse vor allem in
kleineren und mittleren Unternehmen in eine umwelt- und gesundheits-
freundliche Richtung bringen. Von den jährlich rd. 180 Millionen DM
Fördermitteln verwendet die Stiftung rd. ein Drittel für anwendungs-
orientierte FuE-Vorhaben, die vielfach als Verbundprojekte gemeinsam
von Hochschulen oder Forschungsinstituten und Unternehmen durch-
geführt werden. Ein regionaler Schwerpunkt ihrer Aktiwitäten liegt vor-
erst in den neuen Ländern. Im Rahmen eines Anfang 1991 in Gang ge-

setzten ,,sofortprogramms Neue Bundesländer" hat die Stiftung für
1992-1994 ein Stipendienprogramm zur Förderung von 100 Nachwuchs-
wissenschaftlern aufgelegt, mit dem Doktoranden und Postdoktoranden
für weiterführende Forschungsarbeiten auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes gefördert werden. Des weiteren werden u. a. der Aufbau von
Umweltbildungseinrichtungen (2.B. Informationszentren in Biosphä-
renschutzgebieten, die Erstellung von Umweltkatastern, Modellvorha-
ben zum Schutz und Bewahrung umweltgeschädigter Kulturgüter) und
FuE-Vorhaben in der Umwelttechnik gefördert. Ferner richtet die Stif-
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tung in den neuen Ländern jeweils eine stiftungsprofessur mit Ausstat-
tung für fünf Jahre ein.

Die volkswagen-stiftung fördert u. a. im Rahmen des schwerpunkt-
Programms,,umwelt als knappes Gut: Steuerungsverfahren und 

-zr.nrei-

ze zu schadstoff- und_Abfallve*ingerung" meh4ährige projekte (För-
dervolumen rggr 4,2 Mio DM). Ein charakterisl*uÄ diesäs schwer-punkt-Programms ist der interdisziplinäre Dialog zwischen den Natur-
und Ingenieurwissenschaften einerseits und den Gesellschaftswissen-
schaften andererseits. Neu eingerichtet wurde der Schwerpunkt,,Model-
lierung komplexer systeme der verfahrenstechnik',, der äaraui abziert,
stoffe bestimmter Eigenschaften und euarität fasi ohne umweltbe-
lastungen zu erzeugen.

umweltbezogene FuE-projekte werden auch von anderen Stiftungen
(u. a. Fritz-Thyssen-stiftung) und vom stifterverband für die Deutsche
wissenschaft (2. B. Sonderprogramm Naturschutzforschung, mit dem
der Aufbau von Forschung und Lehre in ,,wissenschaftricf,em Natur-
schutz" am Fachbereich Biologie der universität Marburg gefördert
wird) finanziert. Die von der Gottrieb-Daimler- und Karr-Benz-stiftung
geförderten FuE-Projekte, Ladenburger Gespräche und Diskurse (2. B.
zum Thema umweltstaat, Lebensraum stadt oder Mehr ökologie durch
Ökonomie?) dienen der Kommunikation zwischen den Diszipli-nen undder interdisziplinären Behandlung der,,wechselbeziehunge" r*ir"rru,
Mensch, umwelt und rechnik". Im Kolleg arbeiten die wlssenschaffler
in ihren jeweiligen Institutionen einzeln, aber abgestimmt zu einem The-
menschwerpunkt und kommen regelmäßig zu gemeinsamen Arbeits-
treffen zusammen.

Industrieforschung

umweltforschung findet in großem umfang in den FuE-Abteilungen
von Industrieunternehmen statt, die auf einer Reihe von Fachgebieten
in Forschungsvereinigungen und verbänden mit angeschlossenän Insti-
tuten zusammenarbeiten. Außerdem fördert das gMwi über die AIF
umweltrelevante Projekte der Forschungsvereinigungen. umweltrele-
vante FuE-vorhaben der Industrie sind insbesondere äuf den Gebieten
umwelttechnik, Pflanzenschutz und pharmazie zu nennen. Diese teil-
weise durch öffentliche Mittel mitflnanzierten FuE-Arbeiten der Indu-
strie (vgl. Übersicht 1) sind nicht Gegenstand dieser stellungnahme.

P rivate Forsc hungsins titu te

In der umweltforschung engagieren sich mehrere private, gemeinwirt-
schaftlich arbeitende Institute, die in starkem Maße auf Infoimation der
Öffentlichkeit ausgerichtet sind. Ihre Arbeit hat wesenilichen Anteil am
veränderten umweltbewußtsein der Geselschaft. Die Institute, die sich
mit ihrer FuE-Arbeit für die umwelt engagieren, flnanzieren ihre Arbeit
aus privaten Beiträgen, Spenden sowie durch Aufträge Dritter. Die Ar-
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beit dieser privaten umweltinstitute, die auch FuE-Vorhaben durchfüh-
ren, ist nicht Gegenstand dieser Stellungnahme.

lI. Zrr Umweltforschung in den einzelnen Sektoren der
Forschungslandschaft

II. 1. Einleitung

Im institutionell differenzierten deutschen Forschungssystem sind die

Hochschulen auf den meisten Gebieten wichtige, häufrg die wichtigsten

Stätten der Forschung.S) Für die umweltforschung gilt dies nicht. viel-
mehr sind die außeruniversitären Institute in der Umweltforschung viel-
fach so bedeutend, daß die üblicherweise bemühte Formel von der ,,sub-

sidiarität der hochschulfreien Forschung" hier nicht zutriffL. Auf ver-

schiedenen Gebieten der umweltforschung (Meeresforschung, Polarfor-

schung, Klima- und Atmosphärenforschung, Binnengewässerfor-
r"nr.!j dominiert die hochschulexterne Forschung' Der hohe Mittel-

aufwand für Großgeräte und langfristige Meß- und Analyseprogramme'
die Anforderungen an das Forschungsmanagement, aber auch die unter-

schiedliche Zuslandigkeit für Trägerschaft und Finanzierung der For-

schungsinstitute veranlaßt den Bund, längerfristige Forschungspro-

gr"-Ä" eher an den hochschulexternen Forschungsinstituten als an

äen Hochschulen zu finanzieren. Hinzu kommen strukturelle Schwie-

rigkeiten, in den disziplindr, vielfach nach einzelnen Lehrstühlen orga-

n[ierten Hochschu]en, entsprechende Ressourcenwidmungen und Ko-

operationen zugunsten von interdisziplinären Schwerpunkten und ggf.

s[aatlich vorge[ebenen Forschungsprogrammen vorzunehmen und für
einen längere., z"it ar-'festzuschreiben. Hohe Lehrbelastungen und

eine unzureichende Grundausstattung tun ein übriges, um die Hoch-

schulen für manche engagierte Forscher unattraktiv zu machen. Außer-

universitäre Institute bieten in vielen Fällen eine bessere Ausstattung

mit Personal- und Sachmitteln und damit bessere Arbeitsbedingungen
für die Umweltforschung.

In den nachfolgenden Abschnitten werden generelle Eindrücke zur Ent-

wicklung der Ümweltforschung in den einzelnen Sektoren der deut-

schen Färschungslandschafl, zu Problemen und Defiziten ihrer C)rgani-

sation und Fördärung referiert und Empfehlungen dazu formuliert. Da-

bei werden primär Gesichtspunkte umweltrelevanter Forschung an uni-
versitäten und deren Einordnung in das Gesamtsystem der deutschen

umweltforschung behandelt. Ergänzend erfolgt eine Betrachtung der

außeruniversitären Einrichtungen unter übergeordneten Gesichtspunk-
ten. Auf sie wird in den Länderteilen detaillierter eingegangen'

8) Fü. "it*" 
knappen Abriß der Entwicklungsgeschichte der differenzierten For-

sct ungsU"Aschaff in Deutschland siehe Wissenschaftsrat: Empfehlung!1 zu1 Zusam-

menarbeit von Großfbrschungseinrichtungen und Hochschulen, KöIn 1991, S. 7-12.
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II. 2. Universitäten

Für die Universitäten ist die enge Verschränkung von Forschung und
Lehre charakteristisch. Im Vordergrund des nachfolgenden Kapitels
steht die Forschung, mit der Lehre befaßt sich Kapitel VL

An den universiläten werden Grundlagen- und anwendungsorientierte
Forschungsthemen auf einer vielzahl von Gebieten bearbeitet, die
durch das Spektmm der jeweils vorhandenen Fakultäten und Fachge-
biete und die Forschungsinteressen ihrer Mitglieder bestimmt sind. In
vielen Fachgebieten befassen sich die lJniversitäten auch mit rhemen,
die eine unmittelbare oder mittelbare umweltrelevanz haben. In einigen
Eällen haben sich Fachgebiete einzeln oder zusammen auf rhemen der
umweltforschung ausgerichtet und bilden einen entsprechenden
Schwerpunkt. Der Wissenschaftsrat hat den Eindruck gewonnen, daß
die universitäten auf vielen Fachgebieten einen gpößeren Beitrag zur
umweltforschung leisten könnten und sollten, ohne daß dies zu einer für
alle Fachgebiete und universitäten gleichermaßen vorrangigen Aufgabe
werden muß. Für eine stärkung der Position der universitäten in der
umweltforschung spricht das dort vorhandene, breit gefächerte poten-
tial in der Grundlagen- ebenso wie in der anwendungsorientierten For-
schung und die nur an Hochschulen mögliche rasche Integration von
Forschungsergebnissen in die Lehre. Für die Lösung von Umweltp«r-
blemen ist es wichtig, daß die Ergebnisse der Umweltforschung rasch
Eingang in die Lehre möglichst vieler Disziplinen finden und über die
jährlich die Hochschulen in gloßer ZahI verlassenden Absolventen zu
den Anwendern in der Praxis transferiert werden. Für die Umweltfor-
schung gilt wie für alle anderen Forschungsbereiche, daß einer der wirk-
samsten Wege des Technologietransfers der ,,Transfer über die Köpfe,,
der Absolventen ist. Für diesen Transfer sind die Hochschulen besser ge-
eignet als außeruniversiläre Forschungsinstitute mit i. d. R. überwiegend
auf Dauer beschäftigten Wissenschaftlern. Die Lehre, die Ausbildung
des wissenschaftlichen Nachwuchses und der rasche Transfer von Wis-
sen in die Praxis sind die wichtigsten Argumente für die Stärkung der
Umweltforschung in den Hochschulen.

Für ein komplexes Forschungsgebiet wie die Umweltforschung sind die
Universitäten dank ihres breiten Fächerspektrums potentiell im Vorteil
gegenüber außeruniversitären Forschungsinstituten, deren Möglichkei-
ten zur disziplinübergreifenden Bearbeitung von Themen eingeschränkt
sind. Ein weiterer gewichtiger Vorteil für die Universitätsforschung liegt
im hohen Anteil von zeitlich befristeten Stellen füLr Nachwuchswissen-
schaftler. Die große Zahl von hoch motivierten Examenskandidaten
trägt wesentlich zur Leistungsfähigkeit der Hochschulforschung bei. Be-
gnindet mit der Funktion, dem wissenschaftlichen Nachwuchs Mögtich-
keiten zur Promotion und Habilitation zu eröffnen, erlaubt diese Perso-
nalstruktur eine permanente Erneuerung des Bestandes an Wissen-
schaftlern und ermöglicht damit auch thematisch eine große Flexibilität.
Diese Personalstruktur hat jedoch auch Nachteile. In vielen Instituten
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fehlen Dauerstellen für promovierte wissenschaftler sowie stellen für
technisches Personal, so daß die für längerfristige Forschungsprojekte
notwendige Kontinuität nicht gewährleistet werden kann.

FüLr Erkenntnisfortschritte in den Umweltwissenschaften sind nicht nur
spezialisierte disziplinäre Forschungsarbeiten notwendig, sondern auch
interdisziplinäre Konzepte und Lösungswege, für die eine Zusammenar-
beit verschiedener Disziplinen erforderlich ist. Hier tun sich die Univer-
sitäten vielfach schwer und potentielle Vorteile der Universitäten kom-
men nicht zum Tragen. Schwächen der Universitäten, die einem größe-
ren Engagement in der Umweltforschung und einer Übernahme großer
komplexer Projekte entgegenstehen, lassen sich auf folgende Faktoren
zurückführen:

- In einer Reihe von Fachgebieten, die sich mit Umweltthemen befas-
sen, ist der Umfang der Lehraufgaben außerordentlich hoch, weil die
entsprechenden Studiengänge und Fachgebiete von den Studenten
stark nachgefragt werden und die Ausstattung mit Personal- und
Sachmitteln damit nicht Schritt gehalten hat.

- Die Organisation der Universitäten in disziplinär ausgerichtete Fakul-
täten/Fachbereiche und lnstitute erschwert größere interdisziplinäre
Forschungsprojekte.

- Die weitgehend festliegende Verteilung der knappen Grundausstat-
tung auf Institute und Lehrstühle, die Autonomie der Professoren, die
Entscheidungsschwäche der Kollegialorgane und die geringen Befug-
nisse von Hochschulleitung, Senat und Dekanen auf die Ressourcen-
verteilung schränken die Möglichkeiten zur Konzentration der Kräfte
in Form von Forschungsschwerpunkten ein, die für eine erfolgreiche
Umweltforschung vielfach notwendig sind.

- Die vorherschende Form der Drittmittelförderung in Gestalt von
kurzfristigen Einzelprojekten, in der Regel Dissertationsvorhaben, er-
schwert die Verfolgung längerfristig angelegter, koordinierter For-
schungsprogramme und begünstigt disziplinäre Einzelthemen, zumal
diese üblicherweise für Dissertationen und Habilitationen gefordert
werden.

- Hinzu kommt, daß in vielen Fächern die vorherrschenden Wertmaß-
stäbe disziplinäre Forschungsvorhaben eher begünstigen als größere
interdisziplinär angelegte Vorhaben, bzw. Beiträge einzelner Fachwis-
senschaftler zu interdisziplinären Vorhaben. Die Kommission Grund-
lagenforschung beim BMF"T hat darauf hingewiesen, daß ,,. . . noch
immer die Gefahr besteht, daß Spitzenwissenschaftler zu sehr vor die-
sem Forschungsfeld zurückscheuen, aus Sorge, mit manchmal wenig
kompetenter Forschung identifiziert zu werden".9) Dieser Eindruck

9) Kommission Grundlagenforschung: Förderung der Grundlagenforschung durch
den BMF'T, Bonn 1991, S. 33.
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hat sich beim Besuch in den universitäten bestätigt. Auch wenn sich
Gegenbeispiele anführen lassen, werden Themen der umweltfor-
schung und hierfür angemessene methodische Ansätze in manchen
Disziplinen noch nicht als etabliert angesehen. In Einzelfällen gilt es
geradezu als karriereschädlich, wenn sich Nachwuchswissenschäfiler
mit rhemen aus der umweltforschung beschäftigen und sich in inter-
disziplindren Vorhaben engagieren.

- Die seit dem Ende der zOer Jahre in vielen universitätsinstituten sta-
gnierende, in manchen rücktäuflge Grundausstattung erschwert Inve-
stitionen (einschießlich der Ersatzinvestitionen) in äebäude, Geräte
und versuchsanlagen. Für die naturwissenschaftrich-technische um-
weltforschung, die auf eine teure Ausstattung mit Geräten und ver-
suchsanlagen angewiesen ist, riegt hier ein strukturelrer Nachteil im
vergleich zu außeruniversifüren Instituten, die in der Regel über eine
bessere Grundausstattung verfügen.

Das Bild der umweltforschung, das der wissenschaftsrat an den univer-
sitäten vorgefunden hat, war oft unbefriedigend. Die wenigen interdiszi-
plinären Schwerpunkte und die vieren disziprin:iren Einzäprojekte, die
zumeist von einzelnen engagierten professoren uld einer größören Zahl
von motivierten und qualifizierten Nachwuchswissenschaftlern getra_
gen werden, können die Tatsache nicht überdecken, daß viele uniiersi-
täten, vor allem große etablierte, ihr potential an disziplinärer, wissen-
schaftlicher Kompetenz nur wenig für Fragen der umwältforschung ein-
setzen. Der von den universitäten häufig für sich reklamierte Dialo*g der
Disziplinen und deren Einbettung in interdisziplinäre Forschunglpro-
gramme findet nur selten statt. Insgesamt bleiben die lJniversitatÄ rrm-
ter ihren Möglichkeiten und auch hinter den Erwartungen u'rd Forde-
rungen ihrer Studenten und Doktoranden zurück, die in Forschung und
Lehre nach einem entsprechenden profil ihrer Hochschule und ihres
Faches verlangen. Auch die Gesellschaft erwartet in dieser Hinsicht von
den universitäten mehr, als diese ]eisten bzw. aufgrund der im vorherge-
henden Abschnitt geschilderten umstände zu leisten in der Lage sind.

Die gängige..Folge der geschilderten schwierigkeiten an den universitä-
ten ist die Übertragung größerer umweltforschungsprojekte an außer-
universitäre Institute (vgl. Kapitel II. 4. und IL 5.). Des weiteren werden
von ljniversitätsprofessoren für anwendungsnahe FuE-Gebiete An-In-
stitute gegründet, die mehr oder weniger intensiv mit den Hochschulen
kooperieren, aber organisatorisch und flnanziell unabhängig sind. Dieser
Entwicklung, die bisweilen auch überspitzt mit ,,Auswandern der For-
schung aus den Hochschulen" bezeichnet wird, stehen seit einigen Jah-
ren auch Beispiele größerer umweltforschungsprojekte in den Hoch-
schulen gegenüber, z. B. die ökosystemforschungszentren, Sonder_
forschungsbereiche und Graduiertenkollegs, die mit Erfolg an den
Hochschulen oder in enger Kooperation von Hochschulen und For-
schungsinstituten errichtet wurden. Erst die Zusage des BMFr, für Iän-
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gere zeil gezielt Drittmittel in erheblichem umfang zu gewähren. hat

diese Schwerpunktbildung möglich gemacht.

Die disziplinäre Forschung in den herkömmlichen universitätsstruktu-
ren ist eine wichtige Voraussetzung für den Erkenntnisfortschritt' Für
eine leistungsftihige umweltforschung sind jedoch außerdem disziplin-
übergreifende Ansätze und Forschungsstrukturen erforderlich. Die Er-

fahrung zeigt, daß leistungsflähige, disziplinübergreifende umweltfor-
schung an den Hochschulen nach spezifischen institutionellen vorkeh-
*.rg".r verlangt, die in der Regel nur im verein mit einer entspfechen-
deri strukturbitdenden längerfristigen Drittmittelförderung erreicht
werden können. ohne gezielte strukturwirksame Maßnahmen, die zu

gemeinhin an den universitäten unüblichen Arbeitsgemeinschaften,
Zentren, Zentralinstituten, aber auch zu Sonderforschungsbereichen
und Graduiertenkollegs führen, bleibt die umweltforschung an den

Hochschulen in der Regel kurzfristig angetegte disziplinäre Einzelfor-
schung.

Die universitäten reagieren auf die finanziellen und strukturellen Er-

schwernisse, die einer leistungsfähigen umweltforschung entgegenste-

hen, auf verschiedene weise. Manche universitäten bemühen sich um
die Bildung von Schwerpunkten, indem sie gezielt ihre Wissenschaftler

bei der Einrverbung von Drittmitteln unterstützen und die Einrichtung
von Sonderforschungsbereichen, Graduiertenkollegs, Ökosystemfor-
schungszentren oder Forschergruppen fördern. Als Anreize dienen spe-

zielle hochschulinterne Forschungsförderungsmittel, gezielte Ressour-

cenverlagerungen zugunsten solcher Schwerpunkte (2. B. im Rahmen
von Neuberufungen) oder die Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften,
Zenlren oder Instituten für Umweltforschung.

Ziel der Hochschul- und Forschungspolitik sollte es sein, die umweltfor-
schung stärker in den Hochschulen zu verankern und damit auch die Ba-

sis zu legen, daß das Umweltthema in die Lehre integriert und qualifi-
ziert behandelt werden kann. Hierzu bedarf es einer größeren Aufge-
schlossenheit der Hochschulen für dieses Thema, einer gezielten Aus-

richtung der betroffenen Fächer und einer Schwerpunktsetzung für aus-
gewählte Themen der Umweltforschung. Der Wissenschaftsrat emp-
fiehlt den universitäten, sich dieser Aufgabe anzunehmen und zu versu-

chen, der ort für einen wissenschaftlich basierten Diskurs über die um-
welt und ihren schutz, umweltverhalten und Umweltpolitik zu werden.
Entsprechende inneruniversitäre Prozesse und Entscheidungen über
Ressourcenverteilungen, Berufungen, Studiengänge etc. verlangen nach
Anregungen, Förderung und nach Führung durch die Leitungen der
Hochschulen und ihrer Fakultäten.

Angesprochen sind jedoch keineswegs nur die Hochschulen, sondern
ebenso die wissenschaftlichen Fachgesellschaften, die von der wissen-
schaft weitgehend autonom gesteuerten Forschungsförderungsorganisa-
tionen und der Staat. Bund und Länder müssen zusammen mit den
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Hochschulen nach wegen suchen, die für die Forschung und speziell für
die interdisziplinäre umweltforschung widrigen Bedirgungän in den
Hochschulen zu beseitigen. Dies betrifft vor allem

- Mängel in der Grundausstattung,

- die zur Dauerlast gewordene überlast in den von Studenten seit Jah-
ren stark nachgefraglen umweltbezogenen Fächern,

- Prüfungsordnungen, die das Thema umwelt vernachlässigen und

- die verfassung der Hochschulen, die zur weitgehenden ohnmacht der
Hochschulleitungen und Dekane führt und eine gezielte Konzentra-
tion der Ressourcen z. B. für die Umweltforschung erschwert.

tr\ir die Forschungsförderung empfiehlt der wissenschaftsrat, drei stra-
tegien verstärkt zu verfolgen:

(1) Über gezielte strukturbildende Instrumente der Drittmittelförde-
rung sollten für längere Zeit, iedoch nicht auf Dauer, Schwerpunkte
in der umweltforschung angeregt und finanziert werden. - tr\ir wei-
tere Ausführungen siehe Kapitel fV.

(2) Die Hochschulen selbst sollten auf reilgebieten der umweltfor-
schung eine Konzentration ihrer Grundausstattung vornehmen und
Arbeitsgemeinschaften, Zentren u. ä. bilden. In diesem sinne för-
dern mehrere Länder die Bildung der zumeist durch erhebliche
Drittmittel finanzierten schwerpunkte durch die Finanzierung vor-
bereitender Maßnahmen und eine gezielte Verbesserung der Grund_
ausstattung aus Zentralmitteln der wissenschaftsministerien. - tr\ir
weitere Ausführungen siehe die nachfolgenden Abschnitte von Ka-
pitel II. 2.

(3) Für Teilgebiete der umweltforschung sollten Hochschulen und For-
schungsinstitute Forschungsverbünde eingehen. Bund und Länder
sollten in geeigneten FäIlen die vergabe von projektmitteln von der
Bereitschaft z,r Kooperation in Forschungsverbünden abhängig
machen und die für das Management der verbünde erforderlichen
Aufwendungen finanzieren. - Für weitere Ausführungen siehe Ka_
pitel IL 4. - II. 6.

Die nachfolgenden Empfehlungen sind als Anregungen zu verstehen,
um die Position der Hochschulen in der Umweltforschung zu stärken.
Die Erfahrungen zeigen, daß es keine in jedem Fall ,,optimale Organisa-
tion" der Hochschulforschung und ihrer Förderung geben kann und
exzellente Forschung in unterschiedlichen Organisationsformen ge-
deiht.
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a) Kommunikation und Koordination

Der Wissenschaftsrat hat die Erfahrung gemacht, daß in vielen Hoch-
schulen keine auf systematische weise gewonnene Information über die

umweltforschungsaktivitäten der einzelnen Mitglieder vorhanden ist.

vielfach sind die in der umweltforschung tätigen wissenschaftler und
ihre hieran interessierten Kollegen nicht über die entsprechenden Akti-
vitäten in anderen Instituten und Fakultäten der eigenen Hochschule in-
formiert. Manche Universilät erscheint eher als Konglomerat von ge-

trennten Fachdisziplinen in selbsländigen und autonomen Instituten,
denn als eine universität, die ihre Aufgaben im Zusammenwirken von
Disziplinen erfüllt und dabei Synergien nutzt.

Information ist eine Mindestvoraussetzung für fticherübergreifendes Ar-
beiten und für Kooperationen auf gemeinsam interessierenden Fachge-
bieten. Frir die auf Interdisziplinarität angewiesene umweltforschung ist
es von besonderer Bedeutung, daß die innerrrniversitäre Information
über die Forschungsinteressen und -aktivitäten der Wissenschaftler ver-
bessert wird. Insbesondere an großen Hochschulen ist es ein gravieren-
des problem, einen ausreichenden Informationsfluß über die Grenzen
der Institute und Fakultäten hinweg herzustellen. Als geeignete Maß-

nahmen erscheinen hier z. B. spezielle Umweltforschungsberichte der
Hochschulen, öffentliche Ringvorlesungen zur umweltproblematik so-

wie Arbeitsgemeinschaften oder andere disziplinenübergreifende orga-
nisationsformen, die der gegenseitigen Information sowie vielfach auch

der Außendarstellung der Hochschule, dem wissens- und Technologie-
transfer und der Einwerbung und Koordination von Drittmittelprojek-
ten dienen. Empfehlenswert ist die an einigen universitäten bereits
praktizierte Beauftragung eines Prorektors mit der Koordination der
Umweltforschung, dessen Amt durch eine entsprechende personelle
Ausstattung gestärkt werden sollte.

b) Schwerpunktbildung durch hochschulinterne Mittelverteilung

Das Bekenntnis zur umweltforschung, wie es der wissenschaftsrat in

vielen Hochschulen vorgefunden hat, reicht allein nicht aus. Die maß-

gebliche Beteiligung an größeren Umweltforschungsprogrammen setzt

Iorurr", daß in der Hochschule aus Mitteln der Grundausstattung eine

entsprächende Konzentration von Ressourcen vorgenommen wird, be-

vor irfolge bei der Einwerbung von Drittmitteln erzielt werden können.

Da zusätzliche Ressourcen hierfür in der Regel nicht zur verfügung ste-

hen, sind umwidmungen und verlagerungen der Grundausstattung zu-

gunsten solcher Schwerpunkte erforderlich. Dem stehen die geltenden

Frinzipien der Mittelverteilung entgegen, die vom Status quo und der

Gleichverteilung ausgehen. Um hier zu Anderungen zu gelangen, sind

ausreichende Bäfugnisse der Leitungen der Hochschulen und Fachbe-

reiche für die verteilung von Personal- und Sachmitteln erforderlich.lo)

l0) Vel. Wissenschaftsrat: 10 Thesen zur Hochschulpolitik, Köln 1993, S. 57 f'
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Eine erfolgreiche Organisation praktiziert die TU Harburg, die eine Ma-
trixstruktur gewählt hat, nach der die Professoren einerseits Studiende-
kanaten zugeordnet sind, die die Lehre organisieren, und andererseits
Arbeitsbereichen für Forschung, von denen sich mehrere mit Umwelt-
forschung befassen. Dieses Modell ermöglicht eine flexible Ressourcen-
verteilung und erleichtert die interdisziplinäre Zusammenarbeit an
gemeinsamen Projekten.

c) Berufungspolitik

Die Möglichkeiten für eine disziplinübergreifende Entwicklung der Um-
weltwissenschaften werden an den Hochschulen vielfach durch deren
Gliederung in disziplinär orientierte Fachbereiche eingeengt, vor allem
wenn jeder Fachbereich getrennt umweltbezogene Professuren aus-
schreibt und Berufungslisten erstellt. Für manche Gebiete der Umwelt-
forschung läßt sich nicht im voraus entscheiden, ob z.B. ein Physiker,
Chemiker, Geowissenschaftler oder Biologe die besten Voraussetzungen
fiiLr eine Professur aufweist. Eine Einengung auf eine bestimmte Diszi-
plin bereits bei der Ausschreibung kann in manchen Fällen ein Hinder-
nis für die Entwicklung der Umweltwissenschaften bedeuten. Dies gilt
ebenso für die Leitungspositionen in außeruniversitären Forschungsin-
stituten, die vielfach im Wege einer gemeinsamen Berufung mit einem
bestimmten Fachbereich einer Hochschule besetzt werden.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt den Hochschulleitungen und den Län-
dern, fächerübergreifende Berufungsverfahren durchzuführen und da-
mit auch den an Umweltforschung interessierten wissenschaftlichen
Nachwuchs zu ermutigen, sich außerhalb der etablierten Grenzen der
Disziplinen zu profilieren.

Zur Stärkung der humanwissenschaftlichen Umweltforschung (vgl. TeiI
A. VI[.) regt der Wissenschaftsrat an, gezielt einzelne freiwerdende Pro-
fessuren zugunsten humanökologischer Fachgebiete umzuwidmen und
damit auch Signale für den an Umweltthemen interessierten wissen-
schaftlichen Nachwuchs zu setzen.

d) Personalausstattung, Lehrverpflichtungen und Aufnahmekapazität

Umweltbezogene Studienangebote werden von den Studenten stark
nachgefragt (vgl. Kapitel VI.). Die betreffenden Fachgebiete bilden seit
Jahren unter - den ursprünglich nur als temporär den Hochschulen ver-
mittelten - Bedingungen der Höchstlast aus; an wielen Instituten werden
alle Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter, auch solche, die für
Dienstleistungen und Forschung vorgesehen sind, mit hohem Lehr-
deputat in die Berechnung der Zulassungszahl einbezogen. Die Anwen-
dung der Kapazitätsverordnung führt dazu, daß Umwidmungen von
Personalstellen zugunsten umweltbezogener Fachgebiete eine Erhö-
hung der Zulassungszahlen füLr die betreffenden Studiengänge zur Folge
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haben. Die beabsichtigte Stärkung der personelien Basis für die Um-
weltforschung wird so ins Gegenteil verkehrt.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, aus der Grundausstattung für wissen-
schaftliche Mitarbeiter, die für längerfristige Forschungsprojekte und
forschungsbezogene Dienstleistungen (Labor- und Gerätebetreuung,
Betreuung von Meßstationen, Datenbankmanagement) eingesetzt wer-
den, Stellen ohne Lehrdeputat vorzusehen (sogenannte Funktionsstel-
len) und spezielle Forschungsstellen für wissenschaftliche Mitarbeiter
auf Zeit auszuweisen. Damit ließe sich eine strukturelle Schwachstelle
der Hochschulen bei der Organisation und Durchführung von längerfri-
stigen Umweltforschungsprojekten beseitigen. Hochschulen und Län-
der sollten von den vorhandenen Möglichkeiten der bestehenden Rege-
lungen mehr Gebrauch machen.l1)

e) Zentren und Institute in den Hochschulen

Interdisziplinäre Forschungsansätze, die für viele Fragestellungen der
Umweltforschung erforderlich sind, verlangen nach entsprechenden Or-
ganisationsmustern und vielfach auch nach einem professionellen Ma-
nagement für die Einwerbung von Drittmitteln, Beteiligung an größeren
Programmen, für die Nutzung von Räumen und Geräten sowie für die
Zusammenführung der Wissenschaftler aus verschiedenen Fachdiszipli-
nen. In den ,,Empfehlungen zu den Perspektiven der Hochschulen in
den 90er Jahren" hat der Wissenschaftsrat als Organisationsmodelle ne-
ben und in Ergänzung der Sonderforschungsbereiche institutsübergrei-
fende Arbeitsgemeinschaften und wissenschaftliche Zentren empfoh-
ten. Solche Zentren, die über eigene Räume, Personalstellen und Sach-
mittel verfügen, haben sich auf dem Gebiet der Molekularbiologie
außerordentlich bewfirt und dazu beigetragen, hier die deutsche Hoch-
schulforschung in kurzer Zeit international wettbewerbsfähig zu
machen. Diese Zentren sind mit erheblichen Projektmitteln des BMFT
errichtet worden. Ahnliches gilt für vor wenigen Jahren gegründete
Ökosystemforschungszentren (vgl. Teil B. IV. 3.).

Mehrere Hochschulen haben Zentren für Umweltforschung (allgemein
oder für spezielle Gebiete, wie z. B. Abfallforschung an der Universität
Braunschweig) gegründet. Organisationsformen, Arbeitsweise und Fi-
nanzierung der Zentren sind an den Hochschulen unterschiedlich. An
manchen Hochschulen verfügt das Umweltforschungszentmm über kei-
ne eigenen Gebäude, keine spezifische Ausstattung und kein wissen-
schaftliches Personal; es wird gewissermaßen im Nebenamt von interes-
sierten Hochschullehrern, die ein Kollegium bilden, betrieben (Modell
A). Ein solches ,,Zentrttm" mit einem kleinen Sekretariat kann den
inneruniversitären Informationsfluß fördern und der Koordination von
Forschungsprojekten, der gemeinsamen Einwerbung von Drittmitteln

11) Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen füLr die Planung des PersonalLredarfs der
Universitäten, Köln 1990, S. 29 f.
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und dem Transfer von Forschungsergebnissen in die praxis dienen. In
diesem Fall werden die FuE-projekte in den Instituten der beteiligten
Professoren durchgeführt und bleiben zumeist disziplindr orientiert. Ein
Beispiel für dieses Modell A ist das im Jahre 19gg gegnindete U-mweit-
forum an der RWTH Aachen. Es hat bei geringem organisatorischen und
finanziellen Aufwand den Informationsfluß verbessert und zu einer ge-
wissen Bündelung der umweltaktivitäten der Hochschule geführt. Man-
che Hochschule, wie z. B. die universität Münster, die ursprünglich wei-
tergehende Pläne für ihr umweltzentrum hatte, hat darauf aus flnanziel-
len Gründen verzichtet und statt dessen eine organisationsform wie Mo-
dell A gewählt. Der Wissenschaftsrat hat den Eindruck gewonnen, daß
sich dieses Modell als ein erster Schritt füLr die hochschulinterne Förde-
rung der umweltforschung bewährt hat. ohne eigene Ressourcen und
professionelles Management bleibt die wirksamkeit von ,,Zentren" des
Modells A jedoch begrenzt, trotz des mitunter großen persönlichen Ein-
satzes ihrer sprecher. Der wissenschaftsrat empfiehlt, daß dem Zentrum
eine Mindestausstattung an Personal für administrative Aufgaben und
an Sachmitteln für die Koordinations- und Informationsaufgaben zur
Verfügung gestellt wird.

Die Zentren für Umweltforschung an anderen Hochschulen verfügen
über eine eigene räumliche, finanzielle und personelle Ausstattung so-
wie eine technische Infrastruktur, die den Mitgliedern des Zentrums für
Umweltprojekte zeitweise zur Verfügung gestellt wird (Modell B;.t2;
Ein Gremium des Zentrums entscheidet über die Anträge der Interes-
senten und vergibt die dem Zentrum aus dem Hochschulhaushalt oder
aus speziellen Fördermitteln des Landes zur Verfügung gestellten Res-
sourcen. Auch bei Modell B werden die Forschungsprojekte in hohem
Maße durch Drittmittel finanziert. Die wenigen nicht den einzelnen pro-
jekten zugeordneten Mitarbeiter der Zentren sind füLr die Wartung und
Bedienung der Infrastruktur vorgesehen. Vorteil dieses Modells ist, daß
Räume und Geräte ökonomisch genutzt werden und forschungsaktive
Institute zeitlich befristet die Möglichkeit zur Ausweitung ihrer Flächen
erhalten. Ein sinnvolles Nutzerkonzept vorausgesetzt, das für eine Koor-
dination und Vernetzung der einzelnen Umweltprojekte sorgt, bietet
Modell B den Hochschulen gute Möglichkeiten für eine kosteneffiziente
Umweltforschung.

Ein drittes Modell umfaßt außer eigenen Räumlichkeiten und einer
Grundausstattung mit administrativem und technischem personal auch
das wissenschaftliche Personal und ein eigenständiges wissenschaft-
liches Konzept (Modell C). Beispiel hierfür ist das Zentrum für interdis-
ziplinäre Technikforschung (ZIT) der TH Darmstadt. Das ZIT verfügt
über ein selbständiges Arbeitsprogramm sowie eigene Gebäude, perso-
nal und Mittel, es übernimmt Aufgaben der Förderung, Koordinierung
und Durchführung interdisziplinärer Forschung und Lehre. Neben dem

12) Die_Drittmittelgebäude der Universitäten Kaiserslautern und Mainz arbeiten nach
diesem Prinzip, ohne daß ein spezifischer schwerpunkt umwertforschung vorgegeben
wird.
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ZlT-Personal sind auch Hochschullehrer Mitglieder des Zentrums. Das

Zentrum, das aus Sondermitteln des Landes finanziert wird, soll insbe-

sondere neue Forschungsansätze aufgreifen und für ein bis drei Jahre

fördern.

Der Wissenschaftsrat hat mehrfach die Bildung von Zentren in den uni-
versitäten angeregt.l3) Für den Erfolg von Umweltforschungszentren ist

es wichtig, daß sie über eine Mindestausstattung an Ressourcen verfügen
und nicht völlig auf Drittmittelprojekte angewiesen sind. Hochschulen,
die bislang nicht über derartige Einrichtungen verfügen, in denen aber

ein wissenschaftliches Potential und Interesse für die Umweltforschung
vorhanden ist, wird empfohlen, solche Zentren zu gründen, dabei aber

nicht zu versuchen, das gesamte Spektrum umweltrelevanter Fachge-

biete abzudecken.

Der Wissenschaftsrat hält es für notwendig, daß die Hochschulen für ihre
umweltforschungszentren eine stringente Konzeption für ein gemeinsa-

mes Forschungsprogramm und für die Nutzung der Einrichtungen des

Zentrums erarbeiten. Umweltforschungszentren sollten keine additive
Anhäufung unterschiedlicher, kaum miteinander verbundener For-
schungsprojekte sein, die außer dem oberbegriff umweltforschung
kaum Gemeinsamkeiten besitzen.

In einem weiteren Modell werden bestehende Hochschuiinsiii,uie iii
einem Zentralinstitut zusammengefaßt (Modell D). Beispiel hierfür ist
das Zentrum für Meeres- und Klimaforschung der universität Hamburg
(zMK). Das ZMK besteht im wesentlichen aus bereits vorhandenen In-
stituten und Serviceeinrichtungen der Universität. Es hat aber auch eige-

nes Personal und einen kleinen eigenen Etat; ein gemeinsames Gebäu-

de, in das auch das MPI für Meteorologie und das Klimarechenzentrum
einziehen sollen, ist gePlant.

Zentralinstitute haben insbesondere dann ihre Berechtigung, wenn für
die Forschungsarbeiten aufwendige Großgeräte und Laboratorien effor-
derlich sind, die über den üblichen Rahmen eines Hochschulinstituts
hinausgehen. Afrnhctr wie die Ökosystemforschungszentren werden sol-

che disziplinär ausgerichteten Forschungszentren eher die Ausnahme
bleiben, da sie eines besonderen Aufwands bedi.irfen, den zu leisten viele
Hochschulen nicht in der Lage sind. Naturgemäß sind Zentren dieser
Art, gleichgriltig, ob sie als Einrichtungen in oder an Hochschulen ge-

führt werden, in hohem Maße auf Drittmittel angewiesen.

Als Modell E ist die Zusammenfassung aller einschlägigen Institute in
einer (technisch orientierten) Fakultät für umweltwissenschaften zu

nennen, wie dies an der TU Cottbus geschieht.

13) Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Zusammenarbeit von Großforschungs
einrichtungen und Hochschulen, Köln 1990.
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f) Institute an Hochschulen

Das 1 987 gegrüLndete Forschungszentrum ftiLr Marine Geowissenschaften
an der universität Kiel (GEoMAR) ist mit über 150 Mitarbeitern die
größte deutsche Einrichtung für marine Geowissenschaften. Es ist ein
eng mit der universität verbundenes Forschungsinstitut des Landes
Schleswig-Holstein. Nach dem gleichen prinzip wurde 1991 in Bremen
das um eine Größenordnung kleinere zentrurnftir Marine Tropenökolo-
gie (ZMT) gegnindet.

Eine sonderform ist die schaffung einer hochschulnahen Einrichtung in
der Rechtsform einer GmbHparallel bzw. komplementär zu den Institu-
ten der Hochschule. Die Aufgabe einer solchen Einrichtung besteht im
Einwerben von Aufträgen und in der Finanzierung von uriweltprojek-
ten, die an den Hochschulinstituten oder im An-Institut durchgeführt
werden. Ein Beispiel ist das 1gg0 gegründete clausthaler umwälttech-
nik-Institut GmbH (curEC-Institut), eine außeruniversitäre For-
schungseinrichtung des Landes Niedersachsen, die eng mit dem claus-
thaler Forschungsverbund umwelttechnik kooperiert.ähnuche An-In-
stitute füLr umweltbezogene Forschung, die sich durch Forschungsaufträ-
ge finanzieren, gibt es u. a. an der TU Berlin, der universität des"saarlan-
des, der universität Düsseldorf und an der universität-Gesamthoch-
schule Duisburg, hier in gemeinsamer Trägerschaft mit Kommunen und
Wirtschaftsverbänden.

II. 3. Fachhochschulen

In den Fachhochschulen, fi.ir die die Lehre im vordergrund steht, gibt es
eine Reihe von Professoren, die sich in umweltbezogener FuE 

".rg"gi"-ren, vielfach in Kooperation mit Industrieunternehmen. oft geschieht
dies in Zusammenhang mit Diplomarbeiten, deren Thematik ais der be-
trieblichen Praxis stammt. Der wissenschaftsrat hat mehrere Fachhoch-
schulen besucht und sich über umweltbezogene FuE-projekte infor-
miert, die der verbesserung der Technik und dem wissenstransfer in die
betriebliche Praxis dienen. Derartige anwendungsorientierte FuE-vor-
haben zur Messung von Umweltbelastungen, zui umweltanalytik und
vor allem zur umwelttechnik sind wichtige Bestandteile des Gesamt-
systems der Umweltforschung.

Die umweltforschungsaktivitäten an den vom wissenschaftsrat in wil-
helmshaven, Bremen, Berlin, wiesbaden und saarbrücken besuchten
Fachhochschulen sowie der weiteren Fachhochschulen, die ihre Aktivi-
täten schriftlich und durch mündliche Berichte präsentieren, dokumen-
tierten in teilweise vorbildlicher weise die enge Kooperation mit Indu-
strieunternehmen, kommunalen und staatlichen Einrichtungen. Frir die
weiterentwicklung von umwelttechniken, die umsetzung wissenschaft-
licher Erkenntnisse in praxisgerechte Lösungen und rriräie Begleitung
von sanierungsprogrammen sind Fachhochschulen geeignete partner.

155



Ihre Einbeziehung in anwendungsorientierte verbundprogramme sollte
verbessert und die wissenschaftliche Kooperation mit den stlirker die
Grundlagenforschung betonenden universitäten gefördert werden. Ein
Weg dazu sind gemeinsame Forschungsprojekte, für die es z. B. im Land
Nieäersachsen ein spezielles Förderprogramm gibt, das sich bewährt hat
und eine intensive wissenschaftliche Kommunikation zwischen univer-
sitäten und Fachhochschulen gewährleistet.

Der Förderung von FuE an Fachhochschulen dient ein spezielles Pro-
gramm des BMBW, aus dem - ohne thematische Vorgabe - anwen-
dungsorientierte FuE-Projekte gefördert werden können. Damit sollen
vor allem in den neuen Ländern die Voraussetzungen fi.iLr ein stärkeres
Engagement der Fachhochschulen in der anwendungsorientierten
Forschung und Entwicklung verbessert werden.

Die anwendungsorientierte Umweltforschung an den Fachhochschulen
sollte stärker gefördert werden, zumal dies ein Weg ist, den Transfer wis-

senschaftlicher und technischer Erkenntnisse in die breite berufliche
Praxis wirkungsvoll zu fördern, denn zwei Drittel aller Ingenieure wer-
den in Deutschland an Fachhochschulen ausgebildet.

Der Wissenschaftsrat empfrehlt den Ländern, die Fachhochschulen an-

gemessen an den zentralen FuE-Fördermitteln zu beteiligen und gezielt

äusgewählte Arbeitsgruppen oder Zentren für Umweltforschung an

Fachhochschulen zu unterstützen, so wie dies z. B. in Rheinland-Pfalz,
Sachsen und sachsen-Anhalt geschieht. In den Fachhochschulen soll-
ten, wie dies z. B. an der Hochschule für wirtschaft und Technik des

Saarlandes mit Erfolg geschieht, interne FuE-Pools mit Ressourcen für
die unterstützung forschungsaktiver Professoren eingerichtet werden.
Die Förderung der vorlaufforschung für Drittmittelprojekte ist an Fach-

hochschulen wegen der für FuE-Vorhaben kaum vorhandenen Gmnd-
ausstattung besonders wichtig.

II. 4. Großforschungseinrichtungen

Die Großforschungseinrichtungen, die zu 90%o vom Bund und zu 100/o

vom Sitzland finanziert werden, haben sich zu wichtigen Stätten der
Umweltforschung entwickelt. Bereits 1972 legte die AGF eine Ubersicht
,,Arbeiten auf dem Gebiet der Umweltforschung und des Umweltschut-
zes" vor, die in engem Bezug zum Umweltprogramm der Bundesregie-
rung stand. Bei Themengebieten wie der Ausbreitung von Umwelt-
schadstoffen in Boden, Wasser und Luft, den biologisch-medizinischen
Auswirkungen von Umweltfaktoren auf Lebewesen, dem Einsatz und
der Weiterentwicklung von Fernerkundungsverfahren oder der Erstel-
lung von Modellen zur Erfassung klimatischer Parameter konnten vor-
handene Ressourcen und Expertisen für die immer mehr an Bedeutung
gewinnenden Fragestellungen der Umweltforschung genutzt werden.
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Die Hinwendung der Großforschungseinrichtungen zur Umwettfor-
schung geschah zum einen durch Neugnindung von Einrichtungen
(AWI, UFZ) in Ergänzung zur GSF, die seit längerem in der Vorsorgefor-
schung auf dem Gebiet umwelt und Gesundheit arbeitete, zurn anderen
wandten sich ältere Einrichtungen verstärkt umweltfragen zu, als ihre
ursprünglichen Aufgaben in der Kernenergieforschung und -technik so-
wie später auch in der Meerestechnik an Bedeutung verloren und damit
Ressourcen für neue Aktivitäten frei wurden.

Ressourcenverlagerung und thematische Neuausrichtung wurden von
den zuständigen Ministerien gefordert und gefdrdert. Mit der Ausrich-
tulg auf umweltwissenschaften konnte dem gesellschaftlichen verlan-
gen nach stärkerer staatlicher Förderung der Umweltforschung Rech-
nung getragen werden. Dabei wurde nicht immer gefragt, ob die einzel_
ne Großforschungseinrichtung besonders ftiLr Umweltforschuag geeig-
net ist und ob die neu aufgegriffenen Arbeitsgebiete in einem wissen-
schaftlichen Zusammenhang mit den ursprünglichen Arbeitsgebieten
stehen. So entwickelten sich vereinzelt unter dem Dach einer Großfor-
schungseinrichtung auch,,wissenschaftsparks" ohne ausreichende fach-
lich verbindende Klammern zwischen den Arbeitsgebieten und mit gro-
ßer administrativer und technischer Infrastruktur aufgrund gesetzlicher
Auflagen zu den noch bestehenden Nuklearanlagen.

Großforschungseinrichtungen wurden ursprünglich zum Betrieb von
kapitalintensiven Großgeräten oder für kostenaufwendige naturwissen-
schaftlich-technische Entwicklungsvorhaben von besonderer volkswirt-
schaftlicher Bedeutung errichtet. Aufgaben dieses Typs prägen die Ar-
beit der einzelnen Großforschungseinrichtungen heute in unterschied-
lichem Maße. Der Wissenschaftsrat hat Großforschungseinrichtungen
generell für drei Aufgabentypen als sinnvolle Organisation be-
zeichnet:14)

- Errichtung und Betrieb von Großgeräten,

- komplexe interdisziplinäre Arbeitsgebiete, insbesondere Langzeitvor-
haben in der Vorsorgeforschung oder

- aufwendige Forschungsarbeiten in technologischen Schlüsselgebieten
im Vorfeld industrieller Entwicklung.

Hinzu kommt jeweils eine mit diesen Aufgaben verknüpfte Grundlagen-
forschung universitären Charakters, soweit dies für eine effektive Erfül-
lung der großforschungsspezifischen Aufgaben sinnvoll und notwendig
ist.

1992 standen ftiLr die Umweltforschung in den Großforschungseinrich-
tungen rd. 305 Millionen DM aus der institutionellen Finanziemng und

14) Vgt. Wissenschaftsrat: Zusammenarbelt von . . ., ä.ä. O., S. 39.
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zusätzliche Projektmittel zur Verfügung. Der Anteil der Umweltfor-
schung an den Gesamtaufwendungen aller Großforschungseinrichtun-
gen behug rd. 9 %0. Weit überdurchschnittlich hohe Anteile für die
Umweltforschung wiesen die GSF, München-Neuherberg, und die
GKSS, Geesthacht, sowie das AWI, Bremerhaven, auf. Künftig ist unter
den in der Umweltforschung tätigen Großforschungseinrichtungen ins-
besondere das speziell für die Umweltforschung gegründete UFZ Leip-
zig-Halle zu nennen.

Bei einem Teil der Umweltaktivitäten der Großforschungseinrichtungen
(Teile der Wattenmeer- und Gewässerforschung, der Gesundheitsfor-
schung sowie der Meteorologie) treffen die oben genannten Charakteri-
stika der Großforschung nicht zu. Die Tatsache jedoch, daß ein For-
schungsprojekt nicht ,,großforschungstypisch" ist, kann allein noch kein
Grund sein, die entsprechenden Aktivitäten künftig aus der GFE zu ver-
lagern. Vielmehr ist nach den Vor- und Nachteilen der Ansiedlung von
Umweltforschungsthemen in Großforschungseinrichtungen zu fragen.
Zu prüfen ist, welche Leistungen auf den gewählten Gebieten der Um-
weltforschung durch die betreffende Großforschungseinrichtung erzielt
werden, ob der Organisationstyp Großforschung sich leistungssteigernd
auf die Umweltforschung auswirkt und ob es an einem anderen Ort des
deutschen Forschungssystems Aktivitäten oder zukunftsträchtige An-
sätze für die erfolgreiche Verfolgung dieser Arbeiten gibt. Dabei muß
auch der Frage nachgegangen werden, wie entsprechende Projekte dau-
erhaft an anderen Institutionen, z.B. an den Hochschulen, finanziert
werden könnten. Zu allen diesen Fragen kann es keine einheitlichen
Aussagen für die Umweltforschung in den Großforschungseinrichtun-
gen geben.

Generell läßt sich zur Umweltforschung an den Großforschungseinrich-
tungen feststellen:

Unzweifelhaft großforschungstypisch sind der Betrieb von Groß-
geräten wie Forschungsschiffe, der Einsatz von Flugzeugen und
Satelliten für Fernerkundung, Klima- und Atmosphärenforschung,
Anlagen für den offenen Einsatz von Isotopen sowie der Betrieb von
Rechenzentren. In diesem Zusammenhang ftillt allerdings auf, daß

weder das Deutsche Klimarechenzentrum in Hamburg, noch die
ozeangehenden Forschungsschiffe ,,Meteor" und ,,Sonne" von einer
Großforschungseinrichtung betrieben werden.

Von ihren materiellen Voraussetzungen und den Erfahrungen in der
Technikentwicklung her sind die Großforschungseinrichtungen
grundsätzlich besonders geeignet für die Entwicklung großtech-

nischer Verfahren, Geräte und Anlagen. In Teilbereichen der Um-
welttechnik kommt den Großforschungseinrichtungen im Vorfeld
industrieller Entwicklungen eine wichtige Rolle zu, da häufig die
technische Realisierbarkeit bestimmter Normsetzungen demon-
striert werden muß.

(1)

(2)
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(3) Die umorientierung und Diversifizierung u. a. in Richtung Umwelt-
forschung hat zu überschneidungen der Aktivitäten verschiedener
Großforschungseinrichtungen und Forschungsinstitute geführt. so
beschäftigen sich z. B. mehrere Großforschungseinrichtungen, Max-
Planck-, Blaue-Liste- qnd Fraunhofer-Institute, mit meteorologi-
schen Themen.

Der von den Großforschungseinrichtungen gegnindete Forschungs-
verbund,,Umweltvorsorge" hat in den von ihm abgedeckten Berei_
chen bislang nur eine begrenzte wirksamkeit bei der institutionen-
übergreifenden Kooperation entfalten können. Der Forschungsver-
bund sollte von der Koordination in Richtung Integration weitärent-
wickelt werden. Auch sollten sich die einzelnen Forschungsgebiete
der umweltforschung stärker auf die jeweils hierfür prädeslinierten
Institute von Großforschungseinrichtungen konzentrieren, ohne
aber z.B. das UFZ und die GSF zu den alleinigen Trägern von Um_
weltforschungsinstituten der GFE zu machen.

(a) Bei manchen Forschergruppen, die sich der umweltforschung wid-
men, ist das VerhäItnis von Aufwand und Ertrag unbefriedigend.
Die - verglichen mit vielen Hochschulinstituten hervorragende _
Ausstattung mit Investitionsmitteln und personal hat nicht in jedem
Fall zu überzeugenden Leistungen in der Forschung geführt.

ursachen sind die begrenzte umweltforschungs-Expertise der wis-
senschaftler, die zuvor in den aufgelassenen Forschungsgebieten ge,
arbeitet haben, und eine nicht genügend am Leistungsprinzip orien-
tierte Finanzierung der Forschung in den Einrichtungen. Der hohe
Anteil von auf Dauer beschäftigten wissenschaftlern erschwert die
Beendigung von Themen, die nicht mehr in ein Konzept passen oder
mit nur geringem Erfolg bearbeitet wurden. Das der Forschung
förderliche wettbewerbsprinzip sollte auch in den Großforschungs-
einrichtungen stärker zum Tragen kommen. Der wissenschaftsrat
empfiehlt deswegen eine Kürzung der institutionell gesicherten
Grundfinanzierung zugunsten von Projektmitteln für Umwelt-
forschungsprogt:amme, um die sich Arbeitsgruppen aus Großfor-
schungseinrichtungen in freier Konkurrenz mit wissenschaftlern
aus anderen Forschungseinrichtungen bewerben können. Dieser
Vorschlag hat zur Voraussetzung, daß die Großforschungseinrich-
tungen nicht von der staatlichen Projektförderung durch BMFT,
andere Bundes- und Landesressorts sowie DFG ausgeschlossen
werden.

(5) Viele Arbeitsgruppen der GFE kooperieren außerordentlich eng
mit den Hochschulen. In anderen Fällen bedarf es gezielter An-
strengungen, um das Maß an Kooperation zu erreichen, das vom
Wissenschaftsrat empfohlen und im Grundsatz von den Großfor-
schungseinrichtungen auch befürwortet wird. Die Situation an den
einzelnen Großforschungseinrichtungen ist hier unterschiedlich.
Vorbildlich ist die Kooperation der I(fA mit den Universitäten des
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Landes Nordrhein-Westfalen, die sich in gemeinsamen Berufungen,

sommerschulen, Praktika in der Großforschungseinrichtung und
gemeinsamen Forschungsprojekten ausdrückt' Entsprechendes gilt
fü. d.. AWI und die universität Bremen sowie fiir einzelne Institute
von KfI(, GKSS und GSF. Auch das UFZ ist auf gutem Wege zu

einem eng vernetzten kooperativen Forschungszentrum gemeinsam

mit den Universitäten Leipzig und Halle.

Es liegt jedoch oftmals nicht nur an den Großforschungseinrichtun-
gurr,.,i".rn die Kooperation mit den Hochschulen unbefriedigend ist.

§o wird sich die auch vom Wissenschaftsrat empfohlene stärkere Be-

teiligungderGroßforschungseinrichtungeninderLehrenurerrei-
chen lassen, wenn die Großforschungseinrichtungen in die Konzep-

tion der Lehrprogramme eingebunden werden. Der Wissenschafts-

rat erinnert an die in den ,,Empfehlungen zur Zusammenarbeit von

Großforschungseinrichtungen mit Hochschulen" vorgeschlagenen

Maßnahmen (gemeinsame Berufungen, gemeinsame SFB und Gra-

duiertenkoll"gi, so--urschulen, praktika sowie gemeinsame stu-

diengänge). Elniges davon ist bereits realisiert, anderes muß rasch

auf den Weg gebracht werden.

(6) Die Einrichtung der umwelt-Projektträger bei den Großforschungs-

einrichtungen erfolgte mit dem Ziel, die dort vorhandenen Manage-

ment- und Fachkompete nzen zu nutzen. Der wissenschaftsrat emp-

fiehlt, organisatorisch sicherzustellen, daß mögliche Interessenkon-

flikte vermieden und der wettbewerb um Drittmittel nicht belastet

wird.

DiewissenschaftlicheBeratungderUmweltforschungsproglamme
des BMFT sollte gestärkt werden. Hierzu wird ein Ad-hoc-Bera-

tungsgremium Umweltforschung bei programmatischen Weichen-

stetl*ulgen empfohlen, in dem alle Bereiche der Umweltforschung
vertretän sind. Für das Klimaprogramm sowie das Programm

STRATO 2 C existieren bereits wissenschaftliche Beiräte, an denen

Großforschungseinrichtungen (AWI, DLR) federführend teil-

nehmen.

II. 5. Institute der Blauen Liste, Fraunhofer-Gesellschaft und
Max-Planck-Gesellschaft

Einzelne Institute der Blauen Liste, der Fraunhofer-Gesellschaft und der
Max-Planck-Gesellschaft, die alle nach Artikel 9lb Grundgesetz
gemeinschaftlich von Bund und Ländern finanziert werden, betreiben
zumindest mit einigen Arbeitsgruppen umweltforschung. Dabei gibt es

keine systematische Arbeitsteilung zwischen den sektoren der For-
schungslandschaft. So finden sich z. B. Institute der Klima- und Atmo-
sphärenforschung in der Blauen Liste, in der Max-Planck-Gesellschaft,
in den Großforschungseinrichtungen und auch in der Fraunhofer-Ge-
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s-ellschaft. Daneben gibt es eine Reihe kleiner oder größerer universi-
tätsinstitute. Gewässerforschung und Limnologie wirä außer in univer-
sitätsinstituten auch in Instituten von Großforschungseinrichtungen, derBlauen Liste und der Max-pranck-Gesellschaft betrieben. Z"riftrttu.t
und ohne ein echtes zentrum ist auch die Tropenökologie, die m'it kter-
nen Gruppen an einzelnen universitätsinstituten, eineL Max-planck-
Institut sowie mit einem Landesinstitut an einer Hochschule angesiedelt
ist.

a) Institute der Blauen Listels)

Blaue Liste-Institute sind aufgrund ihrer Größe, die eine enge ver-
schränkung mit universitäten erleichtert, ihrer gemeilsame.r"grrra-
Llinder-Finanzierung und ihrer Aufgabenstellung in der Lage, in der
umweltforschung und_ darüber hinaus genereri in der voisärgetor-
schung Aufgaben von überregionaler Bedeutung und gesamtstaatlichem
wissenschaftspolitischem Interesse wahrzunehmen.

Die umweltforschung in den Instituten der Blauen Liste hat mit der
Neustrukturierung der Forschungslandschaft in den neuen Ländern
eine erhebliche Ausweitung erfahren, wodurch eine versüirkung des
umweltforschungspotentials und eine verbesserung der regioi-ralen
verteilung der Forschungsinstitute erreicht werden konnte. Zuäen bis-
lang vier Instituten, die sich in westdeutschland in nenlenswertem Aus-
maß mit der umweltforschung befassen (insbesondere Meeresfor-
schung, chemische Analytik und medizinische umweltforschung) sind
in ostdeutschland neun Institute mit umweltrelevanten Aktivitatän hin-
zugekommen, insbesondere im Bereich der Atmosphären- und Klima-
forschung, der ostseeforschung, der Biologie lernscrruefiich Limnoro-
gie) und der Agrarlandschaftsforschung. Damit wurde die Blaue Liste,
deren Institute eng mit Hochschulen kooperieren sollen, zu einem wich-
tigen Träger für die Umweltforschung in Deutschland.

Zu den einzelnen Blaue Liste-Instituten wird in Teil c stellung genom-
men. Als genereller Eindruck ist festzuhalten, daß die verbiid--ung zu
den benachbarten Hochschulen in einigen Fällen vorbildlich ist (2. B. In-
stitut f{ir Meereskunde, Kiel; Institut für Gewässerökologie und iinnen-
fischerei, Berlin-Friedrichshagen; Institut für Tropospüärenforschung,
Leipzig) und zeigt, wie eine gezielte gegenseitige Abstimmung von Insti_
tut und Fakultät zu beachtlichen Synergieeffekten führt. In anderen
Blaue Liste-Instituten bedarf es noch energischer Anstrengungen auf
beiden seiten, die angestrebte enge verbindulg zu den universiläten in
Lehre und Forschung sicherzustellen.

Im übrigen wird an den Blaue Liste-Instituten, die auf dem Gebiet der
umweltforschung tätig sind, ein Strukturproblem dieses Förderinstru-

15) Zur weiterentwicklung der Blauen Liste siehe wissenschaftsrat: Empfehlungen
zur Neuordnung der Blauen Liste, KöIn 1g93.
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ments deutlich. Die Art der Finanzierung, die jeweils bilateral zwischen

einem Bundes- und einem Landesressort erfolgt, erschwert den Transfer
von Ressoulcen aus einem Institut in ein anderes. Der Wissenschaftsrat
verweist hierzu auf seine ,,Empfehlungen zur Neuordnung der Blauen
Liste".

b) Fraunhofer-Institute

Die Institute der,,Fraunhofer-Gesellschaft für Angewandte Forschung"
müssen sich nach Selbstverständnis und Auftrag der FhG im wettbe-
werb bedarfs- und marktgerecht auf dem nationalen und internationalen

,,FuE-Markt« bewähren. Damit bestimmen Aufträge der wirtschaft und
der öffentlichen Hand die Entwicklung der Fh-Institute. Die Finanzie-
n-rngsform der FhG trägt dieser spezifischen Aufgabenstellung Rech-

nung und grbt den Fh-Instituten ein spezifisches Profil. Die Institute er-

haltän ehÄ knappe, öffentlich finanzierte Grundausstattung und müs-

sen sich überwiegend aus Forschungsprojekten flnanzieren. Die vorga-
be eines umsatzanteils von 40 bis 50 0/o für FuE-Aufträge aus der wirt-
schaft, die die FhG als Zielsetzung für ihre Institute formuliert hat, gilt
als mittelfristige Leitlinie und läßt für Institute., die auf Gebieten der

staatlichen Vorsorgeforschung (Solarenergie, Ökotoxikologie, Atmo-
sphärenforschung) arbeiten, Ausnahmen zu.

Umweltforschung wird in den sechs Instituten des Fachbereichs ,,Um-
welt und Gesundheit" betrieben. Im vordergrund stehen insbesondere
die Atmosphären- und Aerosolforschung, ökologische Chemie und Öko-

toxikologie sowie die Analytik und Meßtechnik. In vier weiteren Fach-

bereichen ist jeweils ein Institut mit einem Teil seiner Kapazitäten bei
der Entwicklung von umwelttechniken aktiv: verfahrenstechnik und
Fertigungstechnik (jeweils im Hinblick auf produktionsintegrierten um-
weltschutz), Energie- und Bautechnik sowie werkstoffe und Bauteile
(spezielle Meßtechniken).

Die Verknappung der öffentlichen Forschungsmittel und der Rückgang
der Finanzierung von FuE-Projekten durch die Industrie als Folge der
aktuellen Rezession führt in vielen Fraunhofer-Instituten zu einer
schwierigen Situation, die ein rückläufiges Engagement der FhG in der
Umweltforschung zur Folge haben kann.

Die Drittmittel füLr die Umweltforschung an den Fraunhofer-Instituten
stammen - je nach Institut - überwiegend oder fast ausschließlich von
öffentlichen Auftraggebern. Dies steht nur so lange nicht im Wider-
spmch zum Auftrag und zum Finanzierungsmodell der FhG, wie die im
öffentlichen Interesse wahrgenommenen Aufgaben konkrete Bedeu-
tung für die Wirtschaft haben und realistische Aussichten bestehen, daß

die Wirtschaft nach einiger Zeilin nennenswertem Umfang FuE-Aufträ-
ge für das betreffende Gebiet vergibt. Es sollte nicht dazu kommen, daß

Fraunhofer-Institute auf Dauer ausschließlich über öffentliche Projekt-
mittel finanziert werden. Andernfalls ist, sofern Bedarf besteht und die
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Forschungsleistungen dies rechtfertigen, zu überlegen, derartige Institu-
te aus der FhG in eine andere Trägerschaft zu überführen, in där sie eine
ihren Aufgaben und Leistungen angemessenere Entwicklulg frnden
könnten (vgl. hierzu die Stelungnahme zum IFU Kapitel C. ViI.).

c) Max-Planck-Institute

Die Max-Planck-Gesellschaft bietet aufgrund ihrer charakteristika -freie Themenwahl, orientierung an der wissenschaftlichen Relevanz,
vergleichsweise gute Ausstattung mit Ressourcen und offenheit für
transdisziplinäre Themen und Arbeitsformen - gute Bedingungen für
die erkenntnisorientierte umweltforschung. In den letzten Jahren ist es
zu einer stärkeren Hinwendung von Arbeitsgruppen aus Max-planck-In-
stituten zur Umweltforschung gekommen, was den Stellenwert und
dem Ansehen der Umweltforschung zugute gekommen ist.

In der Max-Planck-Gesellschaft sind die Institute fi.iLr Limnologie (ptön
mit Außenstelle in schlitz), für Meteorologie (Hamburg) sowie Arbeits-
gruppen der Institute für Aeronomie (Kailenburg) und für Chemie
(Mainz) seit längerer Zeit mit Themen der umweltforschung befaßt. Neu
hinzugekommen sind die Institute für Marine Mikrobiologre in Bremen
und für Terrestrische Mikrobiologie in Marburg.

Mit den beiden mikrobiologrsch orientierten Neugründungen in Bremen
und Marburg hat die Max-planck-Gesellschaft die biologriche Grundla-
genforschung und damit das Fundament der ötotogie gestärkt. Die
Gründung vergleichsweise kleiner Institute in enger Nachbarschaft zu
universitäten verspricht, die wissenschaftliche Basis für die umweltwis-
senschaften zu stärken. wichtig ist dabei, daß die leitenden wissen-
schaftler an der Lehre beteiligt werden, damit die Erkenntnisse der
Gmndlagenforschung rasch Eingang in die Lehre finden.

II. 6. Ressorteinrichtungen

Einige Bundes- und Landesministerien haben zur Erfüllung von
Ressortaufgaben Forschungsanstalten in Form von Behörde., 

"..i"ht"t,die Forschungs- und Beratungsaufgaben ausführen. Manche dieser Ein-
richtungen sind vorwiegend mit hoheitlichen Aufgaben und Dienstlei-
stungsaufgaben betraut. Der wissenschaftsrat hat von den meisten in
der umweltforschung tätigen Ressortforschungseinrichtungen des Bun-
des einen übergreifenden Eindruck durch schiiftliche Infoimationsma-
terialien und durch vor-ort-Besuche gewonnen. Bei den Einrichtungen
der Länder geschah dies meist durch schriftliche Materialien und einige
mündliche Informationen.

Einige der.forschungsrelevanten Ressorteinrichtungen sowohl des Bun-
des (vgl. Übersicht 2) als auch der Länder (vgr. ülersicr,t aj t"?r.r""
sich in unterschiedlichem umfang mit umweltforschung. Aufgrund des
breiten Aufgabenspektrums, das von der Grundlagenforschun! rib". ..r-
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wendungsorientierte und angewandte Forschung bis zur Beratung des

betreffenden Ressorts und der Öffentlichkeit reicht, können drei Typen
von Einrichtungen unterschieden werden, wobei die lJbergänge fließend
sind:

- Einrichtungen mit einem Schwerpunkt hoheitlicher Aufgaben (2. B.

Arbeiten im Zusammenhang mit dem Pflanzenschutzmittel-, Chemi-
kalien- oder Arzrieimittelgesetz). Hier sind die Biologische Bundesan-
stalt (BBA) und das Bundesgesundheitsamt (BGA) sowie Teile des

UBA zu nennen.

- Einrichtungen, die in erster Linie als Forschungsinstitution tätig sind
und im Rahmen eines mit dem zuständigen Ressort abgestimmten
Programms selbständig Forschungsprojekte durchführen. Hierzu
zählen beispielsweise die Biologische Anstalt Helgoland (BAH), die
Bundesforschungsanstalten für Landwirtschaft (FAL) und Fischerei,
Teile der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR)

und auf Landesebene z. B. die Forstliche Versuchs- und Forschungs-
anstalt Baden-Württemberg in Freiburg' Dabei sind die Ressortfor-
schungseinrichtungen der Landwirtschaftsministerien keine genui-
nön Umweltforschungsinstitute, sondern dienen der Agrarforschung,
die in vielen Fällen Umweltrelevanz besitzt.

- Einrichtungen mit dem Schwerpunkt im Management von For-
schungsprojekten und in der Vermittlung des aktuellen Stands der
Forschung in Ministerien, Politik und Offentlichkeit. Hier ist das UBA
,, .".rn"., das über keine eigene Forschungskapazität verfügt. Ahnli-
che Funktionen nehmen auf Länderebene einige Landesämter oder
-anstalten wahr, wobei - z. B. bei der Landesanstalt für Umweltschutz
Baden-Württemberg - gleichzeitig die Aufgabe der Projektträger-
schaft für das Ministerium übernommen wird.

Unter den Ressorteinrichtungen grbt es sowohl Forschungsanstalten als

auch stark behördlich geprägte ,,Amter". Unterschiedlich ist auch das

Verhältnis von weisungsgebundener zu freier Forschung. Die Koopera-
tion mit Hochschulen durch die Betreuung von Diplomanden und Dok-
toranden einerseits, gemeinsame Berufungen oder die Wahrnehmung
von Lehraufträgen andererseits reicht von einer engen Verflechtung,
wie dies z. B. bei der Bundesanstalt für Forst- und Holzwirtschaft (BFH)
in Hamburg der Fall ist, über einen regen Austausch und Kontakt, wie
z. B. zwischen dem niedersächsischen Landesamt für Bodenforschung
und der Universität Hannover, dem Geologischen Landesamt Nord-
rhein-Westfalen und der Universität Bochum oder von FAL und BBA
mit den benachbarten Universitäten bis hin zu lediglich sporadischen
Kontakten einzelner Wissenschaftler zu Fachkollegen an Hochschul-
instituten.

t64



O§-
61 lr)
6lm

I9rI
Eiä I trl
a 

=l3 <l

()
oo
öl

6l(')o

o69q
6LU
!c

c0 §-§- $rvco N
oo

Cl)

o)
öl
$

c
o

p!9
L-d

.!e
?!v)

'^Ai.' bnO-+ Cr_9!HdJr-ä tr)c) XL9 ö
L\Y EH.fr r,l
:B
*i..).tiFa oo?] o §Bi p b
taq dilD> 5 iX
Q:A
h.0 qr'

fiEq0 iäaJ! -q
h^ D : Y --

§ä§ äi ts;-vä bfi q

:.OH MH H

=.rs o h,
-JVLUvi 0 YA dE9E b§ E!Eq $ü Hi5a -?+ Ia' cJ c 

^ 
!

3Ev *a EO 97 cd L Aü;ä #ä s

öä .o ir(fi i ä:öcd\j
UA-*9@!

rq
tcd a e

trFl j5 o.)

5-: : qo'.y0Ja
;hb s 7EO 0r ü
90 * '-
t# äi ö.^'U - I

-! < vHU-V
<€ ! .u
LA cd
a>
LAV
9.€ L irrE I E.-vL5E a c.r.,2 '= Pf uo

§d o.ja ü o C 
=ü3'E EE Sq<'E+ üF .g'i

JT.U EE §P(E§i- -C-tr siJ
E!9 üü §:JT'* ;E ! >

-{ ! Jr/ d '.y'Fr rxi *ai -) E= üsüHP 8g 5Eo ts: cä N-ch dr i oJiS c uu+L7aa0.q Ir (d x= # tr>ää üe Es

b!
c

t!

a+> L^ tr

,iE =§ fi
k'i<
!!-r$d; P- a;1 lrd)J
=;i@A:;E fiE i
TE üE Eg
IdiLFH

AZ mü 5-r-

.i üE E tr
,E t bnB n .dd{ nE E!€;s EH_ 6h#
ü: t*t': ,J§fiE €äT EäEt*t #ir Et€a
ä§§ ärü 3HEö

Fl

E

EIDölHstfr

0)

c,)
h!d
cd

o
b0

o
l-r

tu
.-]'

o

o
b!

o
Lr

0)

E

tr
C)

o
.l(

0)

a

ao

m
o
qJ

h4

rr

0)

ooa
0)
tr

6l

a
a)
.o

.H

165



H *l
* o ji 

I

E€-8 I -
o it

l al

tr-lrr) IsFlm Ö.l
ön
@
6i

od
dU
a-

e.l ts-
§-öit

6
t.-
F-

66
lr)
L(l
ön

o

b!

a

a
0)lro
0)

z
h!

C,li

o
ti
0)

a
b.

oaa
0,)
N
ti
0t
4
.o
.}l

c0

a
b4

s'itth
9.(
o6o<
a.§
.a
6iJE<
b! 0J

nA
ubo

frl:O

I

-.ALAlgE€ E I(§-q o I

EEüs a I

!äEE Ä I

=\/ - J 'a I

EEfrH ;tr h o_o .)59i>r,. nt.9 -.{ ä
Q (, 9pd 1

§äE s Ütz'a ?9, d ru-c.o L :5 Q

5 .E t E ä#
H ö Z.r 'i-q
öU H ü, g h

-:l c d -

ItHe I 
=3

| )-q cd- C o.)I qO- cd 3<

I €t#; Ei
I d Y Äl 2v

l5#äf sä

O:C)
B-^
so
FJü

.lr
=0)

-H<

.! i.i

9z
fr. g
i<

a., 0J

FO
tro -:<ü-P-
a-..i = 0,)riobn
6 B'E
>'da
FF1 o
5 --a
-. qi,-i

iö60.9;9b!>:o
Q a-y,

'= oij.9r X

0)

0)
6
o

oq)

o

c+i

p
rcd

q
a

bi

!d

o
.H

u

a^
b0 ia
CFi5<
cJ iYia-

'ätr g
0JPoJ6 ni-<
) 7.9O Err

(§

a

0)
-<E
Hg
hn7

mts

- fiA r ho
-! Y,h .a ddqy <;- (u u .. :ä€: ä!v
E 3t I h.=
L:iA!.:-

aiÄaodtr
di.= a O.rr O,EäS E9O
coo i m> 5

a
0.)

E<'
b! rh
üi c0

Ev
C+
mil

tr
0.)

()-
5lr.5cJ^

-Y.! a
i! o,)

OE

m

E IE
olm

!l'-l

#lm c0

6i

atr
OJ§

z

166



üs q

i>
$

ai
oo
4*,
äto
EC

@
D-

c
a
§

u0

O
?
€
(d

E

M

a
OJ

(.)
C)

0)

h!

i(:o
d
a
h!

a
!

S

0)

E

0)

ü

h0

!

r'l

öEOrhaäi
!v
;5 E o.r

3ä P'dL i
5+,>,
U rrt

ä,,",bcüi tr
E:5d
fr EüJr:; tr
.i1+r 5 OI

-:- u -9 AE 
=il o !d

g.] d .14 0

o

o o

(u
m

co

öl

a
li

:E)

o
z

b!

-o
@

o:

-9

aöv.a

o0)tr6
ür'P

äm'-E6

.d)

tro
O-

.E'dd
br§CO.t9
^ü+@
6:iz=
iN

hn

r67



a

,
E
5

äh k
-EE

c-<.ro) 6)

od
EOdu
a.r

cO cri
@ 6al oo

i

u

o

o
3
E

oT
a

so
aa

c'7' o o. §i .EH H
ii b0 j r O! t.1'oiC X'5 COYta *g -.E s
E? c g arjj jg

?E 9§ E8 E-
EE T# üg "äE

9HP+-1.o (0 c _ cE 
=:cqGB §H .-'§ 26>1 BS + EllztLL-eOO

- q : c.r -YAEö <ä E; AI
;E n9uo !E 8:§i5 ü=g fi; >ö
N5 ^^ih E9 gfl

'o.r !l tr orE +! JE.-!u<
N 5 i:.= qF i 

=.y-c c, c F I i8F E§E Xä IS:^ =5> =bn 6E

taCd
5.§
.=8

otr
(d

&o bi
<5
'c>d

Op.
rn.g.=o!9
ti:ä;

.A LU

'v FJ
C)

EN
o F.9
äE 8b!= 7tro;.n >=

o

(d

{
(ü
a
0)

cd

FI

ci6

t4

m^
o

d9
hnr
U!.= 0J

Hlli

o
b0

o

r,l

-ru33 - ,5 Bic-aR A v N f ü;

§$ tt ir EHfiHa2 PKo, 3A 849#E! EEE fr§ :ä:g
§I !Eü E# #I#P

tr
a
+N

a.-\
la
a .=1o!u
qc
6J!

t-.,1 !

a
@

AA
bo*

ad(J'-]

o

o

9)
C::d , C
L*i*;t

i=rI FäE
3 E -'l .S .o
.9'dH^;XE
\tlCir9

=Eü T E i

f
| ,la

6g>O

5E

d

)a
iri oPAaa

Z L.;

!
d
'.]

9i.l uo

dilgS

b!

atr

C)

tr
CJ

,i4

9.öb

?a
O)+

o

:(!
Fl
tr

O)b,

o)
lioaa
0)
tr

r68



ö\ \ {t
N

|rJ §-
c'6

sf
tr-cYa

od
Tüdu
z.-

co
trJ

.ü' 6{co o)
6\ltr)

lli
a'-

u
=s
O
Lo

;
E
D
o!
o
.v

o
a
B

a

-C,) b.0 .,^

!{ü
.E= s
t-a >
fiiho

I:E'cJ (d'=

=7 E
E PLi
:,t -dUF
trho
,oa
!E:d: c
Bääfl
äo(, g

HeF§
!ilOdJ

EEsh,ö!(,EE=0ioU
A > .a'A

C)

cd

c..)

E

b0
o

Ar^

'a^
AE

tr
-o

2 ^-V! äH

! gs
anthm -?<
N OJlrl

!-v
UALa .=aö u,2@ i-l^?9ö !o3 v,
H rqt
iurg
L9!r\ C .
-c obI

^LA-Nor Xi
-a -Cl.#ä, HH
2c, '^a
!lydq.Y t ö5E EEM U h,iH ! J9

ql

Ua
tr
??

Ul4 bn
d

^i
!€0r -q
LR

aöai,üm
!
60J
UN

r* (J
\JA

0J b.0

xqo :Ye o.= tr
dY U-=-\1 :)vF

-i^L(dXä cdn=LE! ho

b,

o

tn

h0
!d

:5 ä1
a+ L a
0JUCdFrTy 6€
a u o iiJ E fl#j I J§9p -.3-. ^-

M.J A;JqLqL

ä* .!a S:YiJ;L dVa A 'id A - - 
) rlätr: i=-- o v=

=5ü 
ii ji

e hn uPx rE ,ä9 ö C tr=: 9 tr C trx_c- c0rl .2d d.n1;f EEE !,8 E#>r ii c.r) d f a ioff#8 sfrE üS S=

o

oü

*EaP,.E.2 ar 5ä
#g HE E ",,äi-E5e
fi EE 8;,8

b! tlcry
:i 

= 
i! !l 0.)

§ h'g ! xU,---43ü
..aE I>c. cE

fi EES E

E
6 d

c0

b!c
?
0)

-o

z

169



B4its

tr)
sf'

6{ tr-
c\l

@ r

od
zü.du
z.-

co 6l c{ ct) tr)

u

o

a
B
E
D
oö
o

g
3
oa

CJ

0.
Oa)
bn h!

tiOco c.)](hn
,rY

EE.
Pn;
o3'ü.q
ÖO

=aoc
0.1 0J
bN CJ

a4>ildatr o.)

Dtr

(.)

a

a

a)
b0
.o

!
bn

m

o

b0

)
o'-

CJ

tr

NY
!

-c
dA4a

Eä
LJ.]

0J .l
b0NA€!

x-.! 6J!
ün; h a,* a ^x-545 # p.] b.0
!l c5 :i;cl tr:Q'oJ q
h0:l .r 0)
^ai€ ud

I ti(§<!
'f^ Y i;1 ,k
:.Ug Yv;> d;I'L:
! ! hi 0J
6-q j5E
>:cd g OEZ D M

',j

d.d
ca
EH
Lm

EB
,J6i

coi5
0i X :cü

>E >m o'E

^./ x
]i -: =c6 wv
E E.F
q96i
P !:O
OJ OFI
B };

ob!
c

!
o

rn

C)

', atctrai
dLoaa

c9
F.] \-,/

,= 0).i1 b!
T, },
a)
b0q
d9äho
.q ai
Hm
ti ..

EA

ib,
J)!
aa a-oE
CJH tra- rd+*E EEY!fr-
YAHEU ,! 6 !

zk -.Y i Fa
v9

a';
S>
OP
AC,
d)!

H9

o

oü

-E *
'aAcdC

SBsJ
>E> 5

tro
6
!

,A\ a
t3 ti
ad

€O)
0J9

:0)

tr'= -,lOtro
U EE:1;§:\ h.AJ # Y

>.l . G,

d
6

trbn

ME

, iä.
-i o ai=
ä S.H €Eü:##a

Ebo

E5

0)aa
A

C)

a
h

:p

oz
0)

o
.o
6

E

o)
N

o
F
o
o

o

0)
N

d

G
o

E

U

0)

U

170



-6d lr) @
D- <.t

AI
oo
6n

L.Jo

:tod
EOdu

tr) c{ ra)(o§-
o) rr)

\tr

b0
u

I
€
o

D
o

'E
@

s
o
B

a

*äi-o
8oa

.a

4A

7q
Ä_Y
?,ö
f'I .9 ul

Y.2 Z
; EJä3 o.
.i: cJ .t'

ii<tUaA

J ar)

0)

o

a
b!

Id

aP
Bo
m

b,ac
e6H§
h0 rd
4Y
Pd
/:Y

>z

rr€
bFl
.no
VdJ
..€ N

+-!
*du
0l i'i .!
Nü H

!s 9'aQea
h05 fi 50

E orE 2f;Eg E

a J5 t
#.gE U
-. o-t NHCQU ts
6rtJ ?'1'üH: 40nu!
=:(dtr oJ93ä !
'ö s'E ü

.s;§üE9v<-.1

+- O F <
ä.Y g§ 6
EFü*iE
{5'ö 9Jr-.{ l-i > .q .OPUI\U@J§;UE:)- >i 5 o)+i = 

(§= h0

E5 B.g !
8 - 5<t
t(EbiF
ä-x!q
ts b 6 dEd:oED

oYa-.c§iEF"tr 5_v_o X
vooö

Aqv| ^? a A=

: #'§ §'E
rsu v! uZQA<a

ou

rn

bo

lfüi;s
CJä
dq=ctrdo
'-l Eöfra
oJ tiHi5*r cir

.-io.)
-: -8 8,
cd C-: h!
ES E8! =_c ä
6 L9 .i 

=&u.q äj

-<äc,g
l0Jhr!
r;BÜ i

E

!tr
c3
rz -ä:F ar :

fi E Xißo:J Xc)
u--o
Lt-VL(g9 A(tJ 3 UJ

a --.
U

=..Aaia 1

at7
.-dv

ii q? b0

E 97
Ot Y

'd 6=

Z ):O

ö

o
c4

!= i

e tr5i
a-;: n'A),V Y

A,E A a

E,
'v,9 |Q)a)

EBHE
>E eg

tr

'.ts
>U)

;Jtr

'.n6g>(,
ctr
IJtr

E
d

,.1

aa
U
A

üi
o- Pii.
VC U>95 E

.'c

;cd

o

5
5
N

U

ö6'a b,DO
C!
tr>

d2

oC
ätr

i6
P8!

_do
-Aana\rd

CcB

üf
a-
cdo
8.9

F!
6Jt

::i

zzqtr

i($
ON

.92
F-

NLoo
.N

I

J

a!
0)
.o

z

LO
>€
M;

+o
5tr,

!N
.iE

za
a:o
H&0
*(d

171



9E A

r-
-+t r N

:1 -
od
dU

<.l(o
<.r

co
r()
<f,i6J

U

I
€
o
B
E
D
o

o
.X

sI
oa

ioio-
NOd!

ä_v
a2
!cJ(]>

F
FiN

N<
=a
1';l.a
oul:

döo
> ßn9o
tr65Ir\+
9E+- *; 'ui

6:tr
CEV9
ts'((,

pä
_c !i i'l
!ü *r, ^i
.:o4
-Oo.)
SCoi
N.;*
d!v6 (m

tM >

äE8
aAd
öcH.oi
unts L
56 b0

§ä3
'<(n ar
-3 aP

ä 9§

tH *ii südEp<; tä äiHeä
-.Y cd C ...c0 J-C 0J) F 'f f Yt bocJEgE ;s 'E;EEE
Et st iäEu!

ää,ääEE:Ä;
EEH HE ä?:gE

tE ä äi gtä äE?HE Eüq äEEH;
h+s üef $ieEE§ä§ 5EE 5Eäs'E

ou

kl

c)

cJ?.
'49
3!
!, cJ t'
Pa{)
.:äozü>

a
9ul
B,i E
o*1

EET
x6 (J
x c6

.io9z)m

a
L
cB

L;LN
!!--!!

=:)UY;)-.=uöE-:.=d: +'6 5 -*

=f EEvH EH'ulL:J aaE-: C':=c CÄd, co o1i - #.ä
dar^7!)-C
.d-iu cdi<;- ö cd C
lF l:O 6f'. J§

o

b!!
c!9

ir :c! L i.1q i'E oz_\>k
.iE I

>dl5

-.j
C(§0Jii
3t s09
aiE o bi
a> aa

>iiH j

b! ,f
- -Ll ' /t'

F€JP"

i XEE>ql i ö 9-
ä,! c !d'='J:'Y d! . 2A A

ädtr 5 ü

E
d
J

lf,
-Y, a
.g (, E ä?5Z€B§

b!

tr

tt,
o

.H

z

t72



idd

;>
co

c! o) N

ilt
o6
EOdu
z-

D-
t-
6\l

C\l c-
6nt.J
+' tt

co dl @§-colr)
<il

u
C
f
T

!,
€
o

)
o!
o

Jq
o
7

a

@locd

.9o
-otr<5
Ntr

dCg
i'1 Fz N

L)ss€ara
§ 3ä
>dJCE*i
?-ai
v oH
NiM N

?.1 H CJ;a
ä bi.-g

.li 9p E*4ta

.' (,)g fre
aL!

.a I :cl
d:d
I ar v
L r-^O

'h 
sal ßi

i igqJ 'pHA

O U2.Y
a-Ld 6ö
^ -Y'O;^

!!'oi .9 gE6#
ii Ld

, h\-a >c,
L9€l

mNo>gi Bon
0)d Qd

aä p(

-l+,
0J r: 0)+!\J .-!
- H'Eö "sH
> -ehn E2
d v?3 9V! :'c
(üNU
rlN
LdLr-l-o

 U
E *P.

- .ü>
tr oh!
!-d

A ä\ !E ä9
-V 0 oi<; H 6rc.,u<

Fi; LNDg >&

.u.9L^)-x d9ä gHor Otr
L!

l-.,1 a td

§, fi6,t üs
'.: u
9a dM
0.i 6 'i -:Em gbüa #E
Ni+ l< 6s-'44.::=
/-4ULU
-!.iP

ä t .3ilro
-19ä* E>q h! Q)'luc >c

a) ':1YunvzE: E uo
Cc.r btraö 5l

obI

rn

a

qd
iÄ@

ocd
Url

Et
.o.=
.=--=Nvrig dEE
+ ji ! d i

ä ä äg Ea L a4+ooJ o-q:1Pß EEXäS ä E 6rF-]ts JDU

cdO+NAn

äa ::tr
--g!CJ ?'1 ir' cü

=X OJN
a9 YA
Hi!do u (E=1
E> Flü

Uc
'!t

d) ß.rr(J! E=:a
.1 H U (ü

=oa*= üäf;E 9FYvar.tra
vd(6!9U ö JDU

o

a

ccd

'-a
OL
a>'7-

AtE

;
5OJdJ
E 3.qo -E
U)Ä 

=c- ö
>rdu

(d
e,9agfc:'t
.n >-v o6tsF h
o ti.9 t&
- tY d*

a<; ä 
=

coii

OJLOJ
a>,4

zü 
=

! ala

zi. >

'ädj

d q0-

a
c)

oz

173



.=dd

;>
r cal].) c-o

-<r

od
todu

(o
d

6iI
ra) co
§-

ocadto

bc

9,o

B
E
D
o!
o

so
B
Ua

cd

a

^ (,)

L'- d

.X,o g

QA Y

cB J
Bc ;
(§ !i 0.)

hbnYC §
422

)la

ts9 IHb Eritr Pq

rhn
q;La

AH€ <a ^ 9T,
d >: cJ6^"<4
(§=aq.)

!sää99.o tr trA9P^D;b! Xl är idCäiJ:rl.
)"i < -

-C.1d-lieozeqEifi.v 6 I
^=a^!r- ! 4 h^Y

u d L.i
ilo"H I g
u d. dx
bncJ c? d;i6 U H L: - d r, ;i9& s

Ed6E:Rtr artj = C-/ L.A ) ;;

E3€ E ä,x.C,,C,-tes3E

- t nlaa ..jo:l
L rv v v!lgB SofiA:
ts N i.;I
Z > Xbnr\
AIA :Här ö +6h

L^ H

:Y(H ir -(d§t§ g H^E? v L =^€Ef; E#E!,rlac§!2
A Z Ft XH

!r!c64d :5c)z: Y Sa'E
z- ! !

$ 41 ß;8L --# .\ V U

cc:: xplo
lri () c§ 5v
!_i a .'1 ;!I .P 

-: V
q E,E i E?)--yd xb0?
üHH ÜSä

9 6rC)H b0=
- ;bn
; ia)i!&nä8
ä >E
o Nixi :rh or

,!-a
@ U tl!
^\tAVU)
c el,'6 

hi b!.9
d cd

a llC
SYlet/)nngE E E il'2 a l-oE
-.9 aHE
E_U :>#
)a Fr 

=b! q i.:3
g R .§ EE
H€>@'

<Z ü Bui

o
b0

a

.=N dri: 8
!on
>a :i

E E F.]

EE !
Cd ! -q/JD U

a

cE orY
tsJ >p
aC lO r.=
€P,
otih
aai O
-C -!

ä äo

!
;5 b!
Hd
+<

cd (§.q
'a'^-, a ;Ä

d F (!-o
E E EE!D E9ti. !Ysä sfi

€ F 9.a: a hi
L rF,i c§ i5:9. > u2
idU2 -i=ZE ,*iM
Ha9
! .i ! ,
ta;!
69AAqc oä
c F-.,1 q f
d Cqco

! ) H!

f
o

o

JO'iBoc
oÄ'7 r)

>E

, q-.:a-
(dtrC,.
cü-<=
ü E; H HifrY3i
- 

d 7 d-

ü E5'j t

hoc
trcF

n)5d
h0t1P 9..E;9 E
,3'E E 3
Fr>PJ

" v€

äE ä..
6HE Ei; ü E=
!=H (J

>z 1>

I
!c
diq

Od
aö

,o:5 h0

trr!

aa- r!

r; BEü

r.io

,l
o

q)

b0

o6

']
Ci

o

p.

dE
ad

C)

o

c.)

o

.o:)

o
z

L74



Die nachfolgenden Ausführungen gelten in erster Linie für die besuch-
ten Einrichtungen, die unter dem Begriff ,,Forschungsanstalten., zusam-
mengefaßt werden können. Der wissenschaftsrat ist sich dabei bewußt,
daß die Forschung im Aufgabenspektrum der einzelnen Einrichtungen
mitunter nur eine untergeordnete Rolle spielt. stellungnahmen zu den
einzelnen Einrichtungen finden sich im Teil c. Generell läßt sich fest-
stellen:

(1) Der wissenschaftsrat hat den Eindruck gewonnen, daß die Leistun-
gen der in der Umweltforschung tätigen Ressorteinrichtungen
außerordentlich unterschiedlich sind. Es gibt eine Reihe engagierter,
wissenschaftlich produktiver Arbeitsgruppen, die sich der Konkur-
renz mit Forschungsgruppen aus den anderen Sektoren der For_
schungslandschaft stellen können. Andere Einrichtungen bleiben in
ihren Leistungen hinter dem zurück, was aufgrund der Ressourcen-
ausstattung erwartet werden muß und was in anderen Forschungs-
instituten innerhalb und außerhalb der Hochschulen üblich ist. ur-
sachen hierfür werden in der Organisation als Behörde und dem
Mangel an Anreizen füLr anspruchsvolle, aus der Routine herausra-
gende Forschung gesehen. Die starre personalstruktur, ins_
besondere das Fehlen von Stellen ftiLr zeitlich befristet tätige Nach-
wuchswissenschaftler sowie die unzureichende Einbindung in de.t
wissenschaftlichen Informationsprozeß stehen einer innovativen
Forschung entgegen.

(2) Die summe der Kapazitäten für umwertforschung in den Ressort-
forschungseinrichtungen erscheint im Hinblick 

".rid"., 
spezifl schen

Bedarf ftir die Beratung der Ministerien ausreichend, auf manchen
Gebieten mehr als ausreichend. Aus GniLnden eines effizienten Ein-
satzes knapper Forschungsmittel ist bei einigen Einrichtungen zu er-
wägen, die institutionelle Finanzierung zu kürzen und diJdadurch
freiwerdenden Mittel zur projektförderung durch das betreffende
Ressort zu verwenden. um diese projektmittel fiiLr angewandte For-
schungsarbeiten zu Themen mit Ressortinteresse sollten sich Res-
sorteinrichtungen und Forschergluppen aus Hochschulen und For-
schungsinstituten bewerben.

(3) Die Forschungsleistungen der Ressorteinrichtungen können nach
den vorliegenden Erfahrungen dadurch gestärkt werd.en, daß sie en-
ger mit Hochschulen und anderen Instituten kooperieren und perso-
nell verknüpft werden. Hierzu gibt es eine Reihe seit längerem mit
Erfolg praktizierter ,,Pilotprojekt.,,, z.B. die enge wechselseitige Ko_
operation zwischen der BFH und der universität Hamburg. wo oies
inhaltlich und geographisch möglich ist, sollte das gesamte Spek_
t.um der zwischen Großforschungseinrichtungen und Hochschulen
praktizierten Maßnahmen, das von gemeinsamen projekten über die
Nutzung der Infrastruktur bis hin zur gegenseitigen Mitwirkung in
Gremien und an Begutachtungen von Forschungsanträgen und wis_
senschaftlichen Programmen geht, genutzt werden.
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Ein wesentliches Element der Zusammenarbeit sind gemeinsame
Berufungen der leitenden Wissenschaftler. Damit sollte die Lehr-
tätigkeit der leitenden Wissenschaftler und die Betreuung von Di-
plom- und Doktorarbeiten und die Ausweisung von Stellen für Dok-
toranden in den Forschungsinstituten verbunden werden. Solche
Kooperationen und gemeinsame Berufungen liegen keineswegs
allein im Interesse der Hochschulen ihr Lehrangebot auszuweiten,
sondern fördern auch die Leistungsfähigkeit der Forschungsinstitu-
te. Sie tragen zur Anwendungsorientierung der Ausbildung bei. Ge-
meinsame Berufungen erhöhen zudem die Attraktivilät von Lei-
tungspositionen in der Ressortforschung und erleichtern die Rekru-
tierung von hochqualiflzierten Wissenschaftlern.

Die Sorge, daß die so Berufenen zu ,,akademisch" für die Leitung
einer Forschungsanstalt seien, hat sich kaum je bestätigt. Allerdings
muß die Hochschule bei der Berufung der Institutsleiter die spezifi-
schen BedilLrfnisse einer Ressorteinrichtung den Interessen der aka-
demischen Lehre überordnen. Besonders wichtig ist es für die auf
eine straffe, kontinuierliche Leitung angelegten Forschungsanstal-
ten, daß die Berufungsverfahren zügig durchgeführt werden und auf
eine rasche Entscheidung hinsichtlich der Rufannahme gedrängt
wird.

Anders, als dies bei Großforschungseinrichtungen oder Blaue Liste-
Instituten seit längerem der Fall ist, nutzen die Ressortforschungs-
einrichtungen die Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit Hoch-
schulen bislang nur selten. Der Wissenschaftsrat empfiehlt den ver-
antwortlichen Ressorts in Bund und Ländern, im Interesse einer
effizienten Umweltforschung in den Ressorteinrichtungen ein Über-
denken der bisherigen Positionen.l6) Für derartige Kooperationen
kommen in anwendungsorientierten Fächern (u. a. Agrar- und Forst-
wissenschaften, Landespflege) neben den Universitäten auch Fach-
hochschulen in Frage.

(4) Die Möglichkeit des temporären Austausches von Wissenschaftlern
zwischen Hochschulen und Forschungsanstalten wird zu wenig ge-
nutzt. Es müssen tragfiihige Modelle entwickelt werden, um die im-
mer wichtiger werdende Mobilität der Wissenschaftler zu verbes-
sern. Diese könnte z.R. mit Gastforscherstellen in Ressorteinrich-
tungen gefördert werden. Gleichzeitig müßten praktikable Vertre-
tungsregelungen in den Hochschulen gefunden werden.

Zur Erhaltung der/ wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit und der
Motivation der Wi§senschaftler empfiehlt der Wissenschaftsrat,,Sab-
baticals" auch für Wissenschaftler der Forschungsanstalten, um sie
vorübergehend von ihren Aufgaben zu entbinden und ihnen die

16) Vgl. hierzu auch die Empfehlungen der Bundesregterung für gemeinsame Be-
rufungen zwischen Großforschungseinrichtungen und Hochschulen. In: BMIIf: Bun-
desbericht Forschung 1988, Bonn 1988, S. 40.
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(5)

Möglichkeit zur vertiefenden eigensländigen Forschung an einem
Hochschul- oder einem Forschungsinstitut außerhalb der Hochschu-
len zu geben.

Ressorteinrichtungen haben anders als die Großforschungseinrich-
tungen keine Fördermittel füLr Doktoranden. Dies führt dazu, daß
Nachwuchswissenschaftler mit unbefristeten Verträgen auf Dauer-
stellen beschäftigt werden, auch wenn sie noch nicht promoviert
sind und neben ihrer Arbeit ftir die Einrichtung ihre Promotion vor-
bereiten. Der Wissenschaftsrat hält dies fiiLr unbefriedigend und
empfiehlt, daß die Ressorteinrichtungen mit Forschungsaufgaben in
ihrem Haushalt Mittel fti,r Doktoranden zur Qualiflrzierung im Rah-
men der Ressortforschung ausweisen, wie dies in den Großfor-
schungseinrichtungen üblich ist. Davon unabhängig ist die weiter-
hin mögliche befristete Beschäftigung von Wissenschaftlern und
Doktoranden in Drittmittelprojekten.

Der Wissenschaftsrat hat den Eindruck gewonnen, daß der Aufwand
für die Verwaltung in manchen Ressorteinrichtungen unangemes-
sen hoch ist und die Forschungsleistungen bisweilen behindert. Er
empfrehlt den zuständigen Ressorts, die den Einrichtungen zugewie-
senen Mittel in wenigen Titelgruppen zusarrlmenzufassen und eine
flexible Verwendung durch eine gegenseitige Deckungsfähigkeit
der Haushaltsmittel und Titelgr"uppen zu ermöglichen. Darüber hin-
aus sollte es den Ressorteinrichtungen erleichtert werden, ohne grö-
ßeren Aufwand Projektmittel aus dem Ressort oder von Dritten ein-
zuwerben. Der Wissenschaftsrat weist ferner darauf hin, daß die Mit-
tel für den Besuch wissenschaftlicher Fachtagungen und die wissen-
schaftliche Kooperation mit externen Arbeitsgr'uppen unzureichend
sind. Den Wissenschaftlern in Ressorteinrichtungen muß in größe-
rem Maße die Möglichkeit zu wissenschaftlichem Austausch und zur
Vorstellung und kritischen Diskussionen ihrer Forschungsergeb-
nisse gegeben werden.

Stellungnahme zur Koordination der Umweltforschung der
Ressorteinrichtungen von Bund und Ländern

Die Förderung der Umweltforschung ist eine Querschnittsaufgabe, die
sowohl auf Bundes- wie auf Landesebene in die Zuständigkeit verschie-
dener Ressorts füIlt (u.a. Forschungs-, Landwirtschafts-, Umweltmini-
sterium). Daraus resultieren administrative Steuerungsaufgaben, die
nach den Erkenntnissen, die der Wissenschaftsrat bei seinen Besuchen
und Gesprächen gewonnen hat, nicht in jedem Fall zufriedenstellend er-
füllt werden. Insbesondere die Koordination zwischen der Bundes- und
der Landesebene ist außerhalb der gemeinsamen Bund-Länder-Pro-
gramme verbesserungsbedürftig. Unökonomischer Ressourceneinsatz
und ein hinter den Möglichkeiten zurückbleibender wissenschaftlicher
Leistungsstand sind zu beobachten. Beispiele sind:

(6)
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Zahlreiche unabgestimmte Datensammlungen und Entwicklungsvor-
haben füLr Umweltinformationssysteme. Ursache ist hier vor allem die
Verteilung der Zuständigkeiten auf verschiedene Fachressorts von
Bund und Ländern. Es fehlt an wirklicher Bereitschaft zur freiwilli-
gen Kooperation. Die Länder halten eine Bundeskompetenz für den
Aufbau eines entsprechend bundeseinheitlichen Informations-
systems nicht für notwendig.

Nicht oder nicht ausreichend abgestimmte Entwicklung von Klima-
modellen sowie Aufbau von sich überschneidenden Meßnetzen durch
verschiedene Forschungsinstitute und Ressorteinrichtungen (wie z. B.
DWD, IFU und Landesanstalten). Eine Ursache dieser Entwicklung
liegt darin, daß die Verantwortung für diese Einrichtungen bzw. Trä-
gerorganisationen auf verschiedene Ressorts aufgeteilt ist.

- Probleme bei der Durchführung von Meßprogrammen und der Liefe-
rLrng von Daten in der Gewässerforschung (2.B. Elbe-programm),
weil Daten aus mehreren Bundesländern benötigt werden.

- Abbau von Forschungskapazitäten für die Strahlenschutzforschung
an Universitäten und außemniversitären Einrichtungen, der auf die
unterschiedliche Ressortierung auf diesem Gebiet tätiger außeruni-
versitärer Einrichtungen und auf das Fehlen eines wirksamen Koordi-
nierungsinstruments ftiLr die Hochschulentwicklung zurückzuführen
ist. - Nähere Ausführungen und Empfehlungen enthält Teil A.

Andererseits lassen sich auch Beispiele für wirksame Koordinierungen
nennen. In der Waldschadensforschung beispielsweise gibt es infolge
der Abstimmung zwischen BML und BMFI und des finanziellen Enga-
gements des BMFT ftiLr diesen Förderschwerpunkt und für das For-
schungszentrum Waldökosysteme in Göttingen eine weitgehend funk-
tionierende Abstimmung der Forschungsaktivitäten.

Die nachfolgenden Bemerkungen zur Koordination beziehen sich auf
die Ressortforschung des Bundes. Die entsprechenden Förderprogram-
me und Einrichtungen der Länder sind vom wissenschaftsrat nicht um-
fassend in systematischer Weise analysiert und besucht worden.

Zur wirksameren Koordination der umweltbezogenen Forschung des
Bundes regt der wissenschaftsrat einen in mehrjährigem Turnus arrg"-
stellten umweltforschungsbericht des Bundes an. Dieser sollte sich
nicht auf die Zusammenstellung der von den einzelnen Ressorts finan-
zierten Institutionen und Projekte beschränken, sondern zu einer ge-
meinsamen Problemaufbereitung, zur Benennung von prioritäten und
Posterioritäten und zur Formulierung von gemeinsamen programmen
kommen. Solche gemeinsamen Programme, die es z.B. zwischen BMFT
und BMU sowie BMFT und BMG bereits gibt, haben sich nach den Ein_
drücken des wissenschaftsrates bewährt und sollten auch fi.iLr weitere
Gebiete vorgesehen werden. Dies gilt z.B. für die Kooperation zwischen
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BMFT und BMZ hinsichtlich der umweltforschung in Ländern der Drit-
ten welt, wo auch das BML mit umweltrelevanten Forschungsprojekten
auf dem Agrar- und Forstsektor engagiert ist.

Das ftir die umweltpolitik federführende BMU verfügt über keine nen-
nenswerten eigenen Kapazitäten frir die umweltforschung. Das um-
weltbundesamt ist selbst keine Forschungseinrichtung, sondern dient in
erster Linie dem Management von Forschung und zur Auswertung von
Forschungsergebnissen ftiLr gesetzgeberische und administrative Auf-
gaben. Der ursprünglich mit Gründung des UBA angestrebte Ausbau zu
einer Ressortforschungsanstalt mit eigenen Instituten ist nicht realisiert
worden. Angesichts der vorhandenen Kapazitäten fiiLr die umweltfor-
schung in den Ressorteinrichtungen (insbesondere BMF T, BML und
BMG) und im nichtstaatlichen Bereich sieht der wissenschaftsrat kei-
nen Bedarf füLr den Aufbau neuer Forschungskapazitäten in der Ressort-
forschung. In der stellungnahme zum umweltbundesamt (c. VIII. b.)
hat sich der wissenschaftsrat daher auch dagegen ausgesprochen, daß
dort eigene Forschungskapazitäten aufgebaut werden.

II. 7. Serviceeinrichtungen

FtiLr die umweltforschung, die langfristige detailtierte untersuchungen
als Grundlage für generelle Aussagen, prognosen und Modelle sowie in
vielen Bereichen kostenaufwendige Ausstattungen verlangf,, sind ser-
viceeinrichtungen von großer Bedeutung. Beispiele für derartige Ein-
richtungen mit Serviceaufgaben sind:

- das Deutsche Klimarechenzentrum (DKRZ) in Hamburg,

- die Forschungsflugzeuge der DLR in Oberpfaffenhofen,

- das Polarforschungsschiff und das zentrale Eiskernlager des AWI in
Bremerhaven,

- das Forschungsschiff ,,Meteor.. der DFG,

- der Deutsche Wetterdienst (DWD) in Offenbach,

- die Umweltprobenbank des BMU in Jülich und in MtiLnster,

- TERRAMARE in wilhelmshaven als gemeinsame Küstenforschungs-
station der niedersächsischen Universitäten,

- die Biologische Anstalt Helgoland (BAH) mit ihren Forschungsstatio-
nen auf Sylt und Helgoland,

- die taxonomischen Sammlungen naturkundlicher Museen in Berlin,
Bonn, Frankfurt/Main, Eberswalde und München.
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Die Beziehung zwischen den serviceeinrichtungen und den sie nutzen-

den auswärtigen wissenschaftlern sind unterschiedlich geregelt; in vie-

Ien Fällen haben sich Nutzerbeiräte bewährt, um den Zugang zu den

Serviceeinrichtungen zu optimieren und die Serviceeinrichtungen zu

beraten.

Für Wissenschaftler an Hochschulen und Forschungsinstituten ist die
vielfach von Großforschungseinrichtungen frir die Nutzung ihrer An-
lagen geforderte Vollkostenrechnung problematisch. Begnindet wird
dies mit den Vorschriften des Haushaltsrechts und dem Gebot der
Gleichbehandlung von industriellen und öffentlichen Nutzern. unter-
schiedlich gehandhabt wird lediglich die Einbeziehung von overhead-
Kosten. Nur wenn die Projekte externer Interessenten auch im Eigen-
interesse einer Großforschungseinrichtung liegen, d.h. in dort laufende
Forschungsprojekte einbezogen werden können, kann nach den gelten-
den vorschriften vom Prinzip der vollkostenrechnung abgewichen wer-
den. Der Wissenschaftsrat hat in seinen ,,Empfehlungen zur Zusammen-
arbeit von Großforschungseinrichtungen und Hochschulen" empfohlen,
Wissenschaftlern aus Hochschulen die Nutzung der Geräte von Großfol-
schungseinrichtungen zu erleichtern. Ferner sollte insbesondere die
DLR von Wissenschaftlern aus Hochschulen nicht generell die Übernah-
me von Vollkosten verlangen, da im Rahmen der Förderung durch die
DFG und der Projektförderung der Länder keine Kosten/Ausgaben ftiLr

die Benutzung von Geräten bei GFE übernommen werden. Das BMFT
erstattet im Rahmen der Projektförderung bei Hochschulen die anfal-
lenden Ausgaben, also auch eventuell entstandene Ausgaben für die
Nutzung der Geräte von GFE.

Ein gravierendes Problem bei den Dienstleistungen füLr die umweltfor-
schung liegt in der geringen Koordination bei der Erhebung von Meß-
daten über den Zustand der Umwelt. Sowohl national als auch inter-
national gibt es eine Reihe sich überschneidender Meßnetze, die nicht
aufeinander abgestimmt sind und deren Nutzung nicht koordiniert wird.
Der unkoordinierte Aufbau von Umweltinformationssystemen führt zu
unvollständigen, inkompatiblen Daten und damit zu einer defrzitliren
Datenbasis, was angesichts der länderübergreifenden Umweltprobleme
als unbefriedigend bezeichnet werden muß. Zugleich tührt diese un-
koordinierte Entwicklung, auf die der Wissenschaftsrat mehrfach gesto-

ßen ist, zu einem überhöhten Aufwand an öffentlichen Mitteln. Im Sinne
einer effektiven Nutzung dieser Daten und einer stärkeren Durchdrin-
gung komplexer ökosystemarer und klimatischer Zusammenhänge soll-
te erreicht werden, daß Daten in einer allgemein kompatiblen und ver-
wertbaren Form erhoben werden. Diese sollen ftirr die Forschung auch
außerhalb des füLr die Gewinnung der Daten verantwortlichen Ressorts
zur Verfügung stehen, um so eine Kontinuität in der Gewinnung der Da-
ten zu erreichen.

Seit Beginn der 80er Jahre arbeiten Bund und Länder im Arbeitskreis
,,Umweltinformationssysteme" an einem mehrstuflgen hierarchischen
System eines für alle Bundesländer gültigen Datensatzes. Eine Verwal-
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tungsvereinbarung, die die von den verwaltungen vereinbarten um-
weltdaten festlegt (,,Grunddatenkatalog,,), ist in Vorbereitung. Vom
BMU wird derzeit ein Konzept für den Aufbau eines bundesweiten, von
Bund und Ländern getragenen umweltbeobachtungssystems erarbeitet,
in dem bestehende sektorale Monitoringprogramme verknüpft werden
sollen. Der wissenschaftsrat hält die zentrale Erfassung und koordinie-
rung der umweltinformationssysteme ftiLr eine vorrangige Aufgabe des
BMU. Er hält es im Interesse der Forschung und emellxo.rc,mischen
Mitteleinsatzes in der Forschung für erforderlich, den zugangder wis-
senschaft zu den umweltinformationssystemen und -datän äu ermög-
lichen.

Der Deutsche wetterdienst (DWD) verfügt über mehrere flächen-
deckende, meteorologische (einschließlich luftchemischer) Meßnetze,
deren Daten für eine vielzaht wissenschaftlicher untersuchungen auch
außerhalb der vom DWD bestimmten Zwecke von großem interesse
sind. Der DWD ist jedoch unzureichend in die meteorologische/klimato-
logische Forschung eingebunden, was dazu führt, daß die mit den Meß-
programmen gewonnenen Daten unzureichend wissenschaftlich genutzt
werden. Erforderlich ist eine Nutzerinteressen berücksichtigende Rege-
lung des Datenzugangs. Der DWD sollte seine Meßdaten an Hochschu-
len und öffentliche Forschungsinstitute weitgehend kostenfrei abgeben.
- FüLr Einzelheiten vgl. C. IV. 3.4.

von seinen technischen und personellen Möglichkeiten her verfügt der
DWD über gute Voraussetzungen zur Koordination und zur Durchfüh-
rung von Meßaktionen auch für externe Nutzer aus der wissenschaft, so
daß diese auf eigene Meßnetze verzichten könnten. Um derartige zen-
trale serviceaufgaben übernehmen zu können, die für die Forschung
von großer Bedeutung wären, empfiehlt der Wissenschaftsrat dem
DWD, sich externen Interessenten stärker zu öffnen. Hier liegt eine
wichtige Aufgabe für den Wissenschaftlichen Beirat des DWD, eine
Brücke zwischen der Wissenschaft und dem DWD zu bilden.

wichtige Serwicedienste für die umweltforschung leistet die umwelt-
probenbank des Bundes, die im Auftrag des BMU von der KFA in Jütich
(umweltproben) und vom Institut für pharmakologie und roxikologie
der universität Münster (Humanorganproben) betrieben wird. sie stellt
unentbehrliches Grundlagenmaterial für die umweltforschung und ftiLr
umweltpolitische Entscheidungen bereit. sie wurde zunächst als pilot-
projekt des BMFT angelegt, ging dann in die Trägerschaft des BMU über
und soll bis 2001 ausgebaut werden. Der wissenschaftsrat hält es ange-
sichts des großen Bedarfs der Forschung an umweltprobenmaterial für
dringend erforderlich, daß die Zeitspanne für den Ausbau der umwelt-
probenbank erheblich verkürzt wird. Ferner sollte die sammlung durch
die Einbeziehung von Proben aus den neuen Ländern und duich die
Einrichtung zweier weiterer naturnaher Probenentnahmestellen in Neu-
Globsow und am Kap Arkona ergänzt werden.
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i\ir Umweltbeobachtung und Umweltforschung sind Dauerbeobach-
tungsprojekte wichtige Informationsquellen, für die eine geeignete orga-
nisatorische und finanzielle Trägerschaft erforderlich ist. Umweltmoni-
toringaufgaben können auf Dauer nicht im Rahmen von Forschungspro-
jekten finanziert werden, weil die Gefahr besteht, daß mit dem Abschluß
von Forschungsprojekten die Meßreihen abgebrochen werden müssen.
Eine derartige Problemkonstellation liegt beim bislang vom BMF*T ge-

förderten Projekt ,,Waldschäden" der BFH Hamburg vor. Die zuständi-
gen Bundesressorts sollten rasch Verständigyng darüber erzielen, daß

die Meßreihen von der BFH weitergeführt werden können.

Die ökologische Forschung ist füLr viele Fragestellungen auf taxonomi-
sche Sammlungen angewiesen, die üblicherweise in naturkundlichen
Museen bearbeitet werden. In den alten Ländern werden derartige Mu-
seen mit angeschlossenen Forschungsstätten und überregionaler Bedeu-
tung gemeinsam von Bund und Ländern im Rahmen der Blauen Liste
finanziert (Naturkundemuseum Senckenberg in Frankfurt, Museum
Alexander Koenig in Bonn). Für die entsprechenden Museen und
Sammlungen (insbesondere Naturkundemuseum Berlin, Deutsches
Entomologisches Institut Eberswalde) in den neuen Ländern müssen
rasch entsprechende Lösungen gefunden werden' - Für Einzelheiten
vgl. C. IX. Neue Länder.

III. Empfehlungen zur institutionellen Struktur der Umwelt-
forschung

Die Bestandsaufnahme ergibt, daß die Umweltforschung stärker als vie-
le andere Gebiete außerhalb der Hochschulen angesiedelt ist. Die auf
vielen Gebieten unzureichende Verankerung der Umweltforschung in
den Hochschulen ist problematisch. Dadurch wird eine systematische
Integration von Umweltaspekten in die Lehre erschwert, ebenso die sy-
stematische Verwendung der Ergebnisse der Grundlagenforschung für
Fragestellungen der Umweltforschung und deren wissenschaftliche
Weiterentwicklung. Ziel der Hochschul- und Forschungspolitik sollte es
sein, die Rolle der Hochschulen in der Umweltforschung zu stärken. Die
vielfach unzureichende Grundausstattung der Hochschulen und die gel-
tenden Bedingungen der Finanzverfassung setzen allerdings einer Ver-
lagerung von Kapazitäten aus außeruniversitären Instituten in die Hoch-
schulen enge Grenzen. Angesichts dieser Ausgangslage empfiehlt der
Wissenschaftsrat für die künftige institutionelle Struktur der Umwelt-
forschung die folgenden Leitlinien:

(1) In den Hochschulen müssen die Bedingungen für die Bildung von
interdisziplinären Forschungsschwerpunkten unter Einbeziehung
der Rechts-, Wirtschafts-, Sozial und Verhaltenwissenschaften ver-
bessert werden (vgl. Kapitel II. 2.).
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(2) von entscheidender Bedeutung sind strukturbildende, längerfristig
angelegte Formen der Drittmittelförderung ftiLr fachübergreifende
Themen und Programme (sonderforschungsbereiche, Graduierten-
kollegs, Forschergruppen, ökosystemforschungszentren, Institute
auf zeit, Forschungsverbünde und interdisziplinäre schwerpunkt-
programme) in Ergänzung zur bislang vielfach dominierenden För_
derung kurzfristiger Einzelprojekte (vgl. Kapitel IV.).

(3) Zwischen Arbeitsgruppen, die auf dem gleichen Gebiet arbeiten,
sollten ForschungsverbiiLnde geschaffen werden, um die Kommuni-
kation zu fördern und gemeinsame projekte im Rahmen eines über-
geordneten Forschungsprogramms zv ermöglichen. Die For_
schungsförderer sollten in geeigneten Fällen *irksa-e verbund-
strukturen zur Bedingung bei der Bewilligung von Fördermittern
machen und die fi.iLr das Funktionieren der verbünde erforderlichen
Managementaufgaben in die Förderung einbeziehen.

(4) Die Zusammenarbeit zwischen den sektoren der Forschungsland-
schaft sollte mit Hilfe des vielfältigen Katalogs erprobter Maßnah-
men (gemeinsame Berufungen; gemeinsame SFB, Graduiertenkol_
legs u. ä.; Beteiligung der wissenschaftler der Forschungsinstitute an
der Lehre) ausgebaut werden. Ziel muß eine vernetzung der Institu-
tionen und eine so enge Kooperation sein, daß die Verbindung von
Forschung und Lehre auch über institutionelle Grenzen hinweg er-
reicht wird. Mehrere Beispiele zeigen, daß dies möglich ist.

(5) Erfolgreiche umweltforschung verlangt nur in wenigen Fällen nach
großen Geräten, Mittelkonzentrationen und Managementstruktu-
ren, füLr die Großforschungseinrichtungen notwendig sind.lz) Anzu-
streben sind in erster Linie überschaubare Institute kleiner bis mitt-
lerer Größe in enger verschränkung mit universitäten, nach der Art
der Blauen Liste, wie sie auch von der Max-planck-Gesellschaft bei
den beiden neugegründeten Instituten für die mikrobiologische
Grundlagenforschung in Bremen und Marburg realisiert wurden.
Dieser Typ außeruniversitärer Forschungseinrichtung in enger Ver_
schränkung mit der benachbarten universität sollte füLr die ümwelt-
forschung außerhalb der Hochschulen verstärkt angestrebt werden.

(6) Nach der Neustrukturierung der Forschung in den neuen Ländern
vereint die Blaue Liste eine Reihe von umweltforschungsinstituten;
auf manchen Gebieten (Meeres-, Gewässer-, Klima-, Landnutzungs_
forschung) einen großen, auf einigen den größten Teil der For_
schungskapazitäten Deutschlands. - Der wissenschaftsrat verweist
auf seine ,,Empfehlungen zur Neuordnung der Blauen Liste,,.

17) Vgl. Kommission Gtundlagenforschung: a.a.O., S.83.
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IV. Empfehlungen zur Förderung der Umweltforschung über
Drittmittel

Nach den Erfahrungen aus den Besuchen in Hochschulen und For-
schungsinstituten häIt der Wissenschaftsrat eine ausgewogene Mischung
aus institutioneller Grundfinanzierung und erfolgsabhängiger Drittmit-
telförderung für eine entscheidende voraussetzung erfolgreicher For-
schungsförderung. Aktuell ist die Drittmittelförderung jedoch durch ein
Mißverhältnis zwischen Zahl und Umfang der Anträge und den bei
BMF T, BMU und DFG zur Verfügrrng stehenden Finanzmitteln gekenn-

zeichnet. Dies gilt neuerdings auch firr die Umweltforschung.

Manche Universitätsinstitute, insbesondere in den flnanzschwachen
Ländern, die keine Sonderprogramme zur Fördemng der Drittmittelfor-
schung durchführen, drohen ihre ,,Drittmittelfühigkeit" zu verlieren. Sie

sind aus eigener Kraft nicht mehr in der Lage, die zur Einwerbung von
größeren Drittmittelprojekten notwendige Grundausstattung zu unter-
halten und Vorprojekte bis zur Antragsreife zu finanzieren. Bund und
Länder dürfen im Rahmen ihrer jeweiligen Finanzierungszuständig-
keiten die Grundausstattung der Universitäten nicht weiter vernachläs-
sigen.

IY. l. Zur Drittmittelförderung des BMFT

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß das BMFT eine Vielzahl von
Projekten der Umweltforschung in den Hochschulen fördert. Es ist da-

bei, die einzelnen Projekte in längerfristige, koordinierte Forschungspro-
gramme einzubauen. Erfolgreiche Beispiele hierfür sind die Waldscha-
densforschung und die Bodenforschung, die dank konzentrierter Ver-
bundförderung entscheidende wissenschaftliche Fortschritte gemacht
haben und die Grundlage für die den Ökosystemforschungszentren zu-
grundeliegenden Konzepte lieferten. Weitere Beispiele sind die Pro-
gramme in der Meeres- und Klimaforschung. Ein neues Modell stellt das

Rahmenkonzept ,,ökologische Forschung in Stadt- und Industrieland-
schaften (Stadtökologie)" dar, das in einigen wenigen Projektverbünden
gemeinsam von Wissenschaft und Praxis realisiert werden soll.

Der Wissenschaftsrat hält derartige Ansätze, die nicht kurzatmig ange-
legt sein di.iLrfen und der Grundlagenforschung genügend Raum lassen
müssen, ftiLr grundsätzlich geeignet. Er empfrehlt, ein besonderes
Augenmerk auf die Einbeziehung wirtschafts-, rechts- und verhaltens-
wissenschaftlicher Ansätze in die Projektverbünde zu legen und bei al-
len Bemühungen um Koordination den wissenschaftlichen Wettbewerb
als Prinzip zur Stimulierung von Leistungen zu beachten. Konkurrie-
rende Ansätze und parallele Vorhaben führen nicht notwendigerweise
zu einem unökonomischen Mitteleinsatz.
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Die Kommission Grundlagenforschung hat darauf verwiesen, daß die
zurückhaltende unterstützung der Lebens- und umweltforschung in
Deutschland mit der spezifischen struktur der deutschen Forschung zu
tun hat. Als Folge der Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern
ist es für den Bund leichter, große Anragen und Geräte zu finanzieren
und damit die Großforschungseinrichtungen zu unterstützen, als zur Fi-
nanzierung von Eördergebieten beizutragen, die, wie weite Bereiche der
Lebens- und umweltforschung, typisch ftir die Hochschulforschung
sind. Die Kommission hat desharb ,,. . . phantasievolle überlegungen füLr
geeignete Förderinstrumente des BMFT" angeregt, um ,,die nictrl-gron-
geräteintensive Forschung kräftig zu fördern, dabei aber sowohl die wei-
tere Schwächung der Hochschulforschung als auch Konflikte in der
Bund-Länder-Dualität zu vermeiden.,. 18)

Das BMFT unterstützt die umweltforschung in den Hochschulen u.a.
durch Ökosystemforschungszentren, die eine spezielle Form der ver-
bundforschung darstellen. Nach Ablauf der längerfristigen, aber nicht
auf Dauer angelegten Förderung durch das BMFT ist värgesehen, daß
die Finanzierung der zentrenvon den Hochschulen bzw. den beteiligten
Forschungsinstituten übernommen wird. seit 19gg sind vier ökosystem-
forschungszentren eingerichtet worden:

- Projektzentrum Ökosystem-Forschung im Bereich der Bornhöveder
Seenkette (ÖFB), U Kiel;

- Forschungszentrum Waldökosysteme (FZW), U Göttingen;

- Bayreuther Institut füLr Te*estrische ökosystemforschung (BITöK),
U Bayreuth;

- Forschungsverbund Agrarökosysteme München (FAM), TU Mün-
chen und GSF Neuherberg.

Hinsichtlich der Förderlaufzeiten sind die verbundvorhaben des BMtrrl
zur wasser-/Gewässerforschung an den universitäten Karlsruhe und
Kiel mit den Ökosystemforschungszentren vergleichbar.

Frir die neuen Länder hat der wissenschaftsrat unter naturäumlichen
und wirt§chaftsgeographischen Gesichtspunkten jeweils ein Zentrum
für die okosystemforschung in den drei großen Regionstypen ostsee-
küste, norddeutsches Tiefland und mitteldeutsche Agrar- und Industrie-
landschaft empfohlen.lg) Für Einzelheiten wird auf c. IX. verwiesen.

18, fr-""r^.i"n Grundlagenforschung: Bericht . . . a. a. O., S. 1B -19.
19) wissenschaftsrat: Stand und Perspektiven fi.ir die umweltforschung in d.en neuen
Ländern. Zweiter Zwischenbericht, Köln lggl. In: wissenschaftsrat: ümpfehlungen
und Steliung:nahmen lggl, Köln 1992, S. IZB ff.
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Ebenso wie die mit Hilfe des BMFT geförderten Genzentren in Berlin,
KöIn, Heidelberg und München20) haben sich die Ökosystem-
forschungszentren als Organisationsform für eine plogralnmorientierte
interdisziplinäre Forschung im Grundsatz bewährt. Ihr Ziel ist es, die
wissenschaftlichen Grundlagen eines interdisziplinären Gebietes mit
hohem Anwendungsbezug zu erweitern und die Hochschulforschung
aufdem betreffenden Gebiet durch Bündelung von Ressourcen und An-
stoß für schwerpunkte und Ressourcenverlagerungen zu stärken. Die
Zentren demonstrieren, wie bei entsprechender Förderung ein über-
regional abgestimmtes Netz von schwerpunkten der umweltforschung
inäen Hochschulen aufgebaut werden kann. Hiermit ist es gelungen, die
Hochschulen wirksam in Förderprogralnme des Bundes zur vorsorge-
forschung einzubinden.

Der Wissenschaftsrat sieht in den Ökosystemforschungszentren ein Bei-
spiel friLr ,,Institute auf Zeit". Vor Ablauf ihrer 10- bis 12jährigen Förde-

rung durch das BMFT muß geprüft werden, ob es einen wissenschaft-
Ichän Bedarf ftiLr die weitere Förderung gibt. Eine entsprechende Evalu-
ierung durch externe Sachverständige wird bereits gegen Ende der er-

sten Förderperiode (4 Jahre) praktiziert. Lösungen können darin beste-
hen, Kapazitäten des Zentrums in fachlich benachbarte universitäts-
institute zu integlieren oder Teile des Ökosysternforschungszentrurns
als Forschungszentrum der Universität weiterzuführen. In jedem Fall ist
von einer degressiven Förderung durch das BMFT auszugehen. Auch
darf der Gedanke der zeitlichen Begrenzung nicht in Vergessenheit ge-

raten, was nicht ausschließt, daß von den beteiligten Wissenschaftlern
neue Schwerpunkte und neue Institute a.of Ze\t gegnindet werden.

Voraussetzungen und Bedingungen für solche ,,Institute auf Zeit" sind
u.a.:

- Qualifrzierte disziplinäre Forschung als Träger eines interdisziplinä-
ren Schwerpunktes ist vorhanden. Das Engagement der leitenden
wissenschaftler in der Lehre und in der Ausbildung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses bleibt erhalten.

- Die Förderung wird auf ausgewählte Schwerpunkte mit leistungs-
fähigen Antragstellern konzentriert und zielt auf eine Stärkung der
wissenschaftlichen Grundlagenforschung.

- Angestrebt werden Forschungsverbünde mit den Zentren als Mittel-
punkt.

- Voraussetzung ist ein eigenes Engagement der Hochschulen bzw.
außeruniversitären Forschungsinstitute durch Verlagerung von Res-
sourcen und Bereitschaft zur längerfristigen Etablierung des Schwer-
punktes.

20) Siehe hierzu BMFT: Bundesbericht Forschung 1993, S.207.
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Der wissenschaftsrat empfiehlt dem BMFT und analog den für die
Hochschulen zuständigen Ländern im Rahmen ihrer Fördermöglichkei-
ten von solchen programmorientierten strukturbildenden Förderverfah-
ren, die die traditionelle Einzelprojektförderung wirksam ergänzen, ver-
mehrt Gebrauch zu machen und auch auf anderen geeigneten Feldern
der Umweltforschung solche ,,Institute auf Zeit,in den Hochschulen zu
fördern. Der wissenschaftsrat regt an, füLr die in der deutschen umwelt-
forschung defizitären Gebiete ökotoxikologre,2r; Mikrobiologie und To-
xikologie des Bodens, Mikrobiologie des Grundwassers, Taxonomie,
Mobilitätsforschung (Umwelt und Verkehr) sowie Tropenökologie, in
denen es an leistungsfähigen Schwerpunkten mangelt, ieweils einige
,,Institute auf Zeit" in Hochschulen zu gninden. Voraussetzung ist dabei,
daß die Programme eine längerfristige (etwa 10 bis 12 Jahre) Stabilität
haben, damit sie ftir die sie tragenden Hochschulen und Länder kalku-
lierbar bleiben. Besondere Bedeutung hat in den hierfür in Frage kom-
menden Forschungsfeldern die Einbeziehung relevanter Gebiete der
Rechts-, wirtschafts-, sozial- und verhaltenswissenschaft. Die Institute
auf Zeit sollten in verbünde mit außeruniversilären Forschungsinstitu-
ten eingebunden werden, so daß effiziente Kommunikationsstrukturen
und Schwerpunkte ausreichender Größenordnung entstehen, die im
internationalen Wettbewerb bestehen können.

Die vier bestehenden Ökosystemforschungszentren haben sich auf
Initiative und unterstützung des BMF"T zu einem Forschungsverbund
,,Terrestrial Ecosystem Research Network - Deutsches Netzwerk öko-
systemforschung" (TERN) zusammengeschlossen, der der Vernetzung
und der gemeinsamen Beantragung von Projekten im Rahmen inter-
nationaler Programme (2.B. im Rahmen des Global Change-pro-
gramms) dient. TERN ist eine geeignete Organisation, um die Zusam-
menarbeit zwischen den Ökosystemforschungszentren zu verstärken
und zu gemeinsamen Arbeiten auf theoretischen und methodischen Ge-
bieten zu führen. TERN sollte die in den neuen Ländern noch im Auf-
bau befindlichen Ökosystemforschungszentren aufnehmen und die
dortigen Forschungsgruppen bei der wissenschaftlichen und organisato-
rischen Entwicklyng unterstützen. Der Wissenschaftsrat empfiehlt dar-
über hinaus die Öffnung des TERN ftir interessierte Gruppen der öko-
systemforschung in Hochschulen und Forschungsinstituten (2.B. das
PIK in Potsdam).

Vor einem spezifischen Problem stehen anwendungsorientiert arbeiten-
de Forschungsgruppen der Umwelttechnik, die sich der Forderung des
BMFT gegenübersehen, für ihre Forschungsprojekte eine finanzielle Be-
teiligung eines industriellen Partners zu gewährleisten (Verbund-
forschung). Für viele Forschungsthemen ist dieser ,,Zwangzur Koopera-
tion" eine sinnvolle Auflage. Sie kann jedoch dazu führen, daß die For-

21) ,,Von einer gezielten Förderung der Umweltforschung wtiLrde auch die Toxikologie
profitieren." DFG: Perspektiven der Forschung und ihrer Förderung, Bonn 1gg2,
s. 203.
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schungsprogramme versuirkt auf Entwicklungsarbeiten, die für die küLr-

zerfristig disponierende Industrie von besonderem Interesse sind, ausge-

richtet werden. Fragestellungen im Zwischenfeld von Grundlagenfor-
schung, fi.ir die grundsätzlich die Förderinstrumente der DFG in Frage
kommen, und Entwicklungsarbeiten drohen bei einer zu starken Beto-
nung des Instruments Verbundforschung vernachlässigt zu werden'
Hier liegt jedoch ein besonderes Aufgabengebiet für die Ingenieurwis-
senschaften der Hochschulen. Der wissenschaftsrat empfiehlt daher, für
die FuE-Vorhaben der Umwelttechnik nicht in jedem Fall auf einer
finanziellen Beteiligung eines Industriepartners zu bestehen.

IY. 2. Zur Drittmittelförderung der DFG

,,Die Aufgabe einer wissenschaftlich fundierten Umweltforschung ist die
Zusammensetzung der vielen interagierenden Einzelkomponenten und
-faktoren in der ,Umwelt"'.22) Die Bestandsaufnahme der Umweltfor-
schung in den Hochschulen durch den Wissenschaftsrat unterstreicht
diese Feststellung der DFG und läßt die Notwendigkeit des vermehrten
Einsatzes strukturbildender Förderinstrumente deutlich werden, die vor
allem die inter- und intradisziplinäre Zusammenarbeit fördern. In den
Rechts-, Wirtschafts-, Sozial- und Verhaltenswissenschaften gibt es hier
besonderen Handlungsbedarf, weil ihr für Umweltwissenschaften und
Umweltpolitik unverzichtbarer Beitrag bislang allzu gering ist.23) Neben
der Förderung qualifizierter Einzelanträge aus den Disziplinen sollte das
Ziel der Förderung der Umweltforschung in den Hochschulen mit Hilfe
der bewährten Instrumente der DFG daher sein, Schwerpunkte atfzu-
bauen und dabei der interdisziplinären Zusammenarbeit unter Beteili-
gung der o.g. geisteswissenschaftlichen Fachgebiete besondere Auf-
merksamkeit zu widmen.

Mit den verschiedenen Förderverfahren verfügt die DFG im Grundsatz
über geeignete Instrumente zur Förderung der Umweltforschung, wobei
die einzelnen Verfahren in unterschiedlicher Weise von den einzelnen
Disziplinen genutzt werden. Interdisziplinäre Projekte der Umweltfor-
schung sind häufrg risikobehafteter wegen der Mühen interdisziplinärer
Zusammenarbeit. Hinzu kommt, daß die wissenschaftliche Beurteilung

22) Einleitung zum Kapitel Umweltforschulg. In: DFG: Perspektiven der Forschung
und ihrer Förderung, Bonn 1992, S.412.
23) Z,ar allgemeinen Forschungssituation der Sozialwissenschaften:,,Die Bemühun-
gen um intra- und interdisziplinäre Forschungskooperation müssen fortgesetzt werden.
Erstens geht es hier um die Erprobung und Weiterentwicklung von Formen der intra-
disziplinären Verbundforschulg, zweitens um die systematische Organisation interdis-
ziplinärer Forschungszusammenhänge in solchen gesellschafUich bedeutsamen FeI-
dern (2. B. der Umweltforschung, . . . ), in denen nur eine interdisziplinZire Bearbeitung
erlaubt, die Vieischichtigkeit der Zusammenhänge angemessen in den Griff zu bekom-
men, urld damit verhindert, daß einseitige Pempektiven die Entwicklung ungeeigneter
politischer Strategien und Maßnahmen zur Problembewältigung begünstigen." VgI.
DFG: a.a.O., S. 131.

188



von den wissenschaftlichen Disziplinen geprägt wird und die besonde-
ren Bedingungen interdisziplinären Arbeitens in Einzelfällen nicht ge-
nügend benicksichtigt.

umweltforschung, wie andere interdisziplinäre Forschungsgebiete auch,
bedarf daher mehr noch als ein etabliertes ForschungsgeLiät a", beson-
deren Aufmerksamkeit im Begutachtungs- und Förderungsverfahren.
Der wissenschaftsrat empfiehlt, disziplinübergreifende Forichungspro-
jekte mit Umweltrelevanz gezielt zu ermutigen.

Neben den schwerpunktprogrammen und den sonderforschungsberei-
chen sind die seit wenigen Jahren bestehenden Graduiertenkollegs be-
sonders geeignet, Schwerpunkte interdisziplinärer Forschung ri tor-
dern. Allerdings sind die o.g. geisteswissenschaftlichen Fächei zwar an
mehreren Graduiertenkollegs, jedoch nur an einem SFB beteiligt.

S o n d e r fo r s c hu n g s b e r e i c h e

Angesichts der Bedeutung der Umweltforschung und in Hinblick auf die
vom Wissenschaftsrat angestrebte breitere Verankerung dieses For-
schungsgebietes in den Hochschulen ist eine stärkere Inanspruchnahme
dieses Förderinstruments friLr die Umweltforschung erwünscht. Hoch-
schulen, die einen Schwerpunkt in der Umweltforschung entwickeln
wollen oder geschaffen haben, sollten sich stärker noch als bisher um
einen SFB bemühen. Gruppen leistungsfähiger Wissenschaftler, die
einen SFB planen, sollten gezielt für mehrere Jahre mit einer ,,hoch-
schulinternen Vorlaufforschung" unterstützt werden, um ihre For-
schungsarbeiten zu bi.iLndeln und die für einen Antrag notwendigen Ar-
beiten finanzieren zu können. Entsprechende Vorlauffördermittel z.B.
in Baden-WtiLrttemberg und Hessen haben sich bewährt.

Bislang gelingt es nicht ausreichend, die fil,r die Umweltforschung not-
wendige Integration von Erkenntnissen und Methoden aus den Wirt-
schafts-, Verhaltens- und Rechtswissenschaften in naturwissenschaft-
Iich-technologisch dominierte Forschungsprogramme von SFBs zu inte-
grieren. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, entsprechende Initiativen zu er-
mutigen und stärkeres Gewicht auf interdisziplinäre Zusammenarbeit
und echte Gemeinschaftsprojekte von Wissenschaftlern unterschied-
licher Disziplinen zu legen. Hierzu könnten auch Vortragsveranstaltun-
gen, Kolloquien, Ringvorlesungen oder Sommerschulen für die Dokto-
randen der SFBs beitragen.

Bei Besuchen einiger natur- und ingenieurwissenschaftlicher SFBs, die
sich mit Umweltforschung befassen, fand der Wissenschaftsrat eine un-
gewöhnlich große Zahl von Doktoranden relativ zr;l" Zahl der Professo-
ren. Die Betreuung der Nachwuchswissenschaftler und die Einbindung
ihrer Arbeiten in das Gesamtprogramm des SFB erschien bisweilen ver-
besserungsbedrirftig. Hier sollte eine Begrenzung der Zahl der Dokto-
randen angestrebt werden, damit eine wirksame Betreuung jedes einzel-
nen möglich bleibt.
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Graduiertenkollegs

Die auf dem Gebiet der Umweltforschung eingerichteten Graduierten-
kollegs haben sich nach den Eindrücken, die der Wissenschaftsrat bei
seinen Besuchen in den Hochschulen gewinnen konnte, als neuartige
Organisationsform fijLr die Ausbildung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses bewährt und ebenso als Instrument der Förderung interdiszipli-
närer Forschungsprojekte Fuß gefaßt. In den erfolgreichen Graduierten-
kollegs arbeiten nicht einzelne Professoren mit einzelnen Doktoranden
zusammen, sondern eine Gruppe von Hochschullehrern praktiziert oft
über Fachbereichsgrenzen hinweg neue Formen der Zusammenarbeit
mit Nachwuchswissenschaftlern.2a)

Hervorzuheben ist, daß es in mehreren Graduiertenkollegs offenbar ge-

lungen ist, Wissenschaftler aus den Rechts- und Wirtschaftswissenschaf-
ten für die interdisziplinäre, empirisch orientierte Umweltforschung zu
gewinnen. Das Potential dieser Disziplinen gilt es verstärkt für die Um-
weltforschung zu mobilisieren. Graduiertenkollegs scheinen hierftiLr ge-

eignet.

Inzwischen gibt es eine Reihe von Initiativen für die Neueinrichtung
umweltbezogener Graduiertenkollegs, gerade auch außerhalb der Natur-
wissenschaften. Allerdings wirkt die niedrige Bewilligungsquote, in die
das Programm der Graduiertenkollegs neuerdings geraten ist, entmuti-
gend. Potentiellen Antragstellern aus den Geistes-, Rechts-, Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften mit Aktivitäten in der Umweltforschung soll-
ten von den Hochschulen und ggf. den Ländern gezielt eine Vorlaufför-
derung zur Vorbereitung von Graduiertenkollegs erhalten. Ferner soll-
ten Lehrveranstaltungen im Rahmen von Graduiertenkollegs auf das
Lehrdeputat angerechnet und bei der Berechnung der Zulassungszahlen
für das Diplom- und Magisterstudium berücksichtigt werden. FüLr den
seit langem unter hoher Überlast arbeitenden Lehrkörper der Wirt-
schafts- und Rechtswissenschaften ist dieser Aspekt von besonderer Be-
deutung.

Die Professoren, die sich an Graduiertenkollegs beteiligen, müssen im
Auge behalten, daß dieses Förderinstmment der Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses durch Forschung und begleitende Lehrver-
anstaltungen auf komplexen, in der Regel interdisziplinär zu bearbeiten-
den Forschungsfeldern dient, nicht dagegen zur Finanzierung von Dok-
toranden für Einzelprojekte.

Weil sich die Sachmittel für die Forschungsprojekte der Doktoranden im
Graduiertenkolleg am Aufwand füLr geisteswissenschaftliche Themen
orientieren, lassen sich mit Mitteln der Graduiertenkollegs keine experi-
mentellen Arbeiten finanzieren. Da die Grundausstattung der das Gra-

24) Vgl,. DFG: Drei Jahre Graduiertenkollegs. Manuskript, Bonn 1993, S. 134 sowie
Wissenschaftsrat: Stellungnahme zur Weiterführulg des Graduiertenkolleg-Pro-
gramms, Schwerin, 20.5. 1994.
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duiertenkolleg tragenden Institute ftiLr solche Arbeiten ebenfalls nicht
ausreicht, müssen mit erheblichem administrativen Aufwand zusätz-
liche Drittmittel eingeworben werden. Dies setzt der weiteren verbrei-
tung der Graduiertenkollegs in der experimentell orientierten umwelt_
forschung enge Grenzen. Der wissenschaftsrat empfiehlt, diesem Struk-
turproblem bei der weiterentwicklung des FördÄrinstruments Beach-
tung zu schenken und nach Lösungen zu suchen. um den verwartungs-
aufwand und die Beanspruchung von Gutachtern zu senken, sonten die
sachmittelzuweisungen an die Graduiertenkollegs so bemessen werden,
daß experimentelle Arbeiten auch ohne die Einwerbung zusätzlicher
Drittmittel durchgeführt werden können.

S c h w e rp u nktp r o grarn m e

Besonderes Kennzeichen eines DFG-schwerpunktprogramms ist die
überregionale Kooperation der teilnehmenden wisienschaffler. In ei-
nem Schwerpunktprogramm werden thematisch verwandte Einzelpro-jekte in den Zusammenhang eines Generalthemas gestellt, was den In-
formationsfluß erleichtert und die Kooperation zwischen wissenschaft-
lern verschiedener Institute und Disziplinen fördert. Für den Erfolg ei-
nes schwerpunktprogramms sind die gemeinsamen veranstaltungen
besonders wichtig. schwerpunktprogramme können eingerichtet wer-
den, wenn die koordinierte Förderung fi.ir das betroffene wissenschafts-
gebiet Gewinn verspricht. von daher sollte dieses Förderinstrument
künftig in größerem umfang füLr die Förderung der Umwertforschung
eingesetzt werden.

Bislang befassen sich von den über 120 schwerpunktprogrammen
20 mit umweltbezogenen Themen. Mit vier neu eingÄrichteten-umwelt-
bezogenen Schwerpunktprogrammen (von 14) hat die umw-eltfor-
schung 1993 ein größeres Gewicht erfahren. Das neue schwerpunkt-
Programm ,,wandel der Geo-Biosphäre" widmet sich den g"o*irr".r-
schaftlichen sowie ur- und frühgeschichtlichen Grundlagen terrestri-
scher Ökosysteme. Das neue schwerpunktprogramm ,,Globale umwelt-
veränderungen: sozial- und verhaltenswissenschaftliche Dimensionen.,
greift eine aktuelle Problematik auf. Mit Auswirkungen möglicher glo-
baler umweltveränderungen befaßt sich das schwerpunktprogramm
,,stoffwechsel und wachstum der pflanzen unter erhöhle. cor-Känze.r-
tration", während im Schwerpunktprogramm,,Refraktäre organische
Säuren in Gewässern" Grundlagen für Fragen der Gewässerö=kologi",
Gewässerbewirtschaftung und des Gewässerschutzes erarbeitet werden.

Forschergruppen

In Forschergruppen können wissenschaftler aus einer Institution oder
aus eng benachbarten Instituten verschiedener Trägerschaft mittelfristig
angelegte größere Forschungsaufgaben bearbeiten. Durch die Einrich-
tung von Forschergruppen kann die Gründung eines SFBs vorbereitet
werden. Forschergruppen sind ein flexibles Instmment, mit dem auf
wechselnde schwerpunkte des Forschungsinteresses rasch reagiert wer-
den kann.
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Dieses Förderinstrument scheint für die umweltforschung strukturell
durchaus geeignet zu sein. Es gibt bislangiedoch nur zwei von insgesamt

73 Forschergruppen, die sich mit Umweltthemen befassen: ,,Entwick-
Iung von Velfatrien zur extensiven, tiergebundenen Grünlandnutzung
untär produktionstechnischen, ökonomischen und ökologischen Ge-

sichtspunkten" an der universität-Gesamthochschule Kassel sowie

,,Grundlagen umweltschonender Bodennutzungsstrategien im nord-

deutschen Tiefland" an der HU Berlin.

Die Einrichtung von Forschergruppen mit überörtlicher Kooperation,
wie sie zur zeltvon der DFG im Rahmen einer Pilotphase geplant wird,
wdre für die umweltforschung willkommen. Es könnte so eine schritt-
weise vernetzung der mit umweltforschung befaßten Arbeitsgruppen
mehrerer Hochschulen und Forschungsinstitute erfolgen.

Generell ist das Instrument Forschergmppe nicht so bekannt wie etwa
die Sonderforschungsbereiche. Gerade für die Universitäten der neuen

Länder könnten Forschergruppen ein geeigneter Einstieg in spätere For-
men umfassender Kooperationen und gTößerer Forschungsverbünde
sein.

Innovationskollegs

Das BMFT hat vorgeschlagen, in den Hochschulen der neuen Länder
auf ausgewählten anwendungsorientierten Forschungsgebieten Innova-
tionskollegs fü,r disziplinübergreifende Kooperationen von Hochschul-
forschern mit externen Fachleuten einzurichten. Die Trägerschaft für
dieses neue Programm hat die DFG übernommen. Angestrebt werden
strukturinnovationen in den Hochschulen, für die als stichworte Inno-
vation, Technologietransfer, Interdisziplinarität, Internationalltät, Zu-
sammenarbeit von Hochschulen und anderen wissenschaftlichen Ein-
richtungen sowie Stärkung der Hochschulen im Wettbewerb mit den an-
deren sektoren der Forschungslandschaft stehen. Die Mittel des Förder-
programms sollen füLr längere Zeit, jedoch nicht auf Dauer, vergeben
werden.

Damit könnten die Innovationskollegs auch zu einem wichtigen struk-
turbildenden Förderinstrument fi.iLr die interdisziplinäre umweltfor-
schung auf bisher in den Hochschulen vernachlässigten Gebieten
werden.

IY. 3. Zur Drittmittelförderung an außeruniversitären Instituten

während in den Hochschulinstituten die Drittmittelfinanzierung viel-
fach bereits ein Übergewicht erreicht hat, trifft für manche außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtung das Gegenteil zu. Der Wissenschaftsrat
empfiehlt als Leitlinie, die Grundfinanzierung der außemniversitären
Institute so zu bemessen, daß diese sich vermehrt im Wettbewerb um
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Drrttmittel ftiLr Projekte und programme bemühen müssen, was bedingt,
daß die zuständigen Mittelgebeieinen Teil der bisherigen'rnstituiionel-
len Förderung in die Dotierung von Forschungsprogrammen verlagern,
bzw. entsprechende Drittmittelfonds gründen. Dieser Grundsatz sollte
auch füLr Ressortforschungseinrichtungen gelten. Die empfohl"r" I.rt".r-
sivierung des wettbewerbs um Dritt;ittel ist an drei eäaingungen ge-
knüpft:

(1) Den bislang überwiegend institutionell geförderten Einrichtungen
(Arbeitsgruppen aus Blaue Liste-Instituten, Großforschungseinrich_
tungen' Ressortforschungseinrichtungen) muß der uneingäschränk-
te Zugang zur Drittmittelförderung gewfirt werden. Dies ist bislang
nicht der Fall.

(2) Die finanzielle Dotierung der wichtigsten öffentlichen Drittmittel_
instrumente (Projekt- und programmförderung des BMFT, DFG)
muß entsprechend erhöht werden.

(3) Die Ressorts, die Forschung bislang vorrangig institutionell über
Ressortforschungseinrichtungen finanzieren (insbesondere grlt dies
ftiLr das BML), sollten die Mitter ftir projektförderung im ce"genrug
zur Kürzung der institutionellen Finanzierung erhöhen.

v. Internationale umweltforschungsprogramme und internatio-
nale Kooperation der deutschen Umweltforschung

Auf vielen Themenfeldern bedarf umweltforschung einer internatio-
nalen Konzeption und der Kooperation mit partnern im Ausland, um
grenzüberschreitende Probleme angemessen erfassen, vergleichende
Bewertungen ermöglichen und komplexe Analysen globalei prozesse
durchführen zu können. In der Klima-, Meeres- und polarforschung
sind deutsche wissenschaftler und Institute erfolgreich in die internatio-
nalen Programme eingebunden. Dagegen läßt siah in der terrestrischen
umweltforschung die europäische und die globale Dimension noch ver-
stärken.

Förderung von umweltforschung und [Jmwe]ttechnorogien durch die
Europäische Union

In den verträgen von Maastricht wird auf allen Feldern des umwelt-
schutzes eine enge Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten vorge-
schrieben. Beispiele für die zunehmende Konkretisiärung der Absichts-
erklärungen der EU zum umweltschutz sind die vereinbarungen zur
Stabilisierung der co2-Emissionen auf dem stand von 19g0 und-die be-
absichtigte Einstellung der FCKW-produktion bis zum Jahre 1gg6. Mit
dem fi.inften umweltprogramm vom April 1gg2 hat sich die EU v,m
Konzept der Schadensbeseitigung ab- und der Vorsorge zugewandt.
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In der Forschung wurden die Kompetenzen der union mit den Maas-

trichter Beschlüssen ausgeweitet. In dem neugefaßten Artikel 130f des

nWC-Vertrages w,rde die zentrale Zielsetzung der EU-Forschungspoli
tik aufgenomlmen. Vordringlich will sie die wissenschaftlichen und tech-

nologischen Grundlagen der Industrie der Gemeinschaft stärken und

ihre internationale Wettbewerbsf?ihigkeit fördern'

von den Mitteln des III. Rahmenprogrammes (1990-1994) in Höhe von

ca. 13,2 Milliarden DM (6,6 Mrd ECU) werden füLr den umweltbereich
ca. 1,i7 Milliarden DM (8,9 %) vorgesehen, davon ft'ir das Umweltfor-
schungsprogramm 640 Millionen DM, f{ir das Programm Meereswissen-

schaftän unä -technologie (MAST II) 230 Millionen DM und für das Um-

weltinstitut der gemeiniamen Forschungsstelle in Ispra (Italien) 300 Mil-
lionen DM. Von den 640 Millionen DM fliI das umweltforschungspro-
gramm entfallen 580 Millionen DM auf die Durchführung von For-

s-chungs- und Entwicklungsvorhaben mit Teilnehmern aus mindestens

zwei E]U-Mitgliedstaaten. 60 Millionen DM sind füLr flankierende Maß-

nahmen, z.B. konzertierte Aktionen, Fachveranstaltungen, Maßnahmen
zur Bewertung und umsetzung der Ergebnisse und verwaltungskosten
bestimmt.

Die Fördermittel für FuE-Vorhaben verteilen sich folgendermaßen:

- Bereich 1: Beteiligung an den Programmen zur Erforschung der glo-

balen Umweltveränderung (232 Mio DM),

- Bereich 2: Technologien und technische verfahren füLr den umwelt-
schutz (146 Mio DM),

- Bereich 3: Forschung über wirtschaftliche und soziale Aspekte von
Umweltfragen (34 Mio DM),

- Bereich 4: Naturkatastrophen und technologische Risiken (168 Mio
DM).

Etwa 95 7o der nach Deutschland fließenden Mittel gehen an Hochschu-
len und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen. Der Anteil von
Vorhaben unter deutscher Projektleitung beträgt td. 15 0/0.

Auf der Basis einer französisch-deutschen Initiative wurde 1985

EUREKA etabliert, um durch verstärkte grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit von unternehmen und Forschungseinrichtungen eine euro-
päische Technologiegemeinschaft zu schaffen. In der umweltforschung
ist EUREKA vor allem durch eine Reihe von Schirmprojekten (EURO-
MAR, EUROCARE und EUROENVIRON) präsent. EUROMAR dient
der Entwicklung, Anwendung und erfolgreichen Nutzung von Europas
mariner Technologie. EUROCARE dient der Konservierung und Re-

stauriemng europäischer Baudenkmäler. EUROENVIRON konzentriert
sich auf die terrestrische Umwelt. In dem Projekt EUROTRAC (Euro-
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pean Experiment on Transport and rransformation of environmentally
relevant Traceconstituents in the Troposphere over Europe) arbeiten
wissenschaftler der Meteorologie, physik, chemie, Biologie, Informatik
und Ingenieurwissenschaften daran, verläßIiche Daten und wissen-
schaftliche Erkenntnisse über die verteilung von schadstoffen in der
Troposphäre über Europa zu erlangen. EUROTRAC ist das größte um_
weltbezogene Einzelprojekt im Rahmen von EUREKA. Deutichland ist
hier besonders stark engagiert.

F\ir die Meeres- und Polarforschung hat ein von EU und Europäischer
science Foundation (ESF) gemeinsam eingesetztes Beratungsgremium
(ECOPS) unter deutscher Federführung vier Felder ftir europäische Ko-
operationen identifiziert, die mit Förderung der EU in den nächsten
10 Jahren gemeinsam von den Mitgliedstaaten bearbeitet werden sollen:
arktischer ozean, Tiefsee, ozeanische vorhersagesysteme und tiefe Eis-
bohrungen in der Antarktis.

Der wissenschaftsrat begrüßt die verstärke Förderung der umweltfor-
schung durch die EU. Der den Eu:programmen inhärente Zwang zu
grenzüberschreitender Zusammenarbeit ist für viele Gebiete der um-
weltforschung vorteilhaft. Es ist jedoch festzustellen, daß die deutsche
umweltforschung in einigen sektoren immer noch zu wenig Einfluß auf
die Förderprogramme der EU hat, und auch bisher von diesen nicht ad-
äquat profitiert.

Die ursachen hierftiLr sind vielschichtig. Die vertretung der deutschen
Interessen in diesem Bereich und der Informationsaustausch ist zwar in
den letzten Jahren verstärkt worden, aber immer noch nicht befriedi-
gend; insbesondere die kleineren Forschungseinrichtungen füLhlen sich
durch den bürokratischen Aufwand und die Suche nach geeigneten aus-
ländischen Partnern überfordert. sie ziehen daher nationale Förderpro-
gramme vor. Die 1991 erfolgte GrüLndung der ,,Koordinierungsstelle EG
der wissenschaftsorganisationen" (KowI) mit BtiLros in Brüssel und
Bonn durch die deutschen wissenschaftsorganisationen ist ein wichtiger
schritt, um wirksame Hilfe bei der Erstinformation potentieller Antrag-
steller und unterstützung bei der suche nach Forschungspartnern in an-
deren EU-Ländern zu leisten. Die ad personarrr von dei Europäischen
Kommission berufenen Berater und die institutionell lätigen staatlichen
Repräsentanten füLr die deutsche Forschung in der EU müssen weitere
Anstrengungen unternehmen, die deutsche Forschung schon in die fni-
hen Phasen der Programm- und projektplanung einzubinden. sie sind
dabei auf das Engagement und die Mitarbeit deutscher Forscher ange-
wiesen. wichtig ist ferner, daß das Antragsverfahren entbifu:okratisiert
wird und die Erfolgschancen füLr qualifizierte Anträge verbessert wer-
den. Die Programme sollten so konzentriert werden, daß Aufwand und
Ertrag einer Beteiligung an EU-Programmen für die wissenschaftler in
einem vernünftigen Verhältnis stehen.
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Deutsche Beiträge zu internationalen Programmen

Deutsche Umweltwissenschaftler sind in zahlreiche globale Forschungs-
programme und -projekte eingebunden. Das als deutscher Beitrag zum
Weltklimaprogramm konzipierte Klimaforschungsprogramm des BMF"I
wurde 1982 verabschiedet. 1989 hat das BMFT einen Förderschwer-
punkt,,Treibhauseffekt" eingerichtet, um künftige globale Klimaände-
rungen unter veränderten Konzentrationen der klimarelevanten Spu-
renstoffe vorherzusagen. Im Rahmen der Atmosphärenforschung wurde
1986 der Förderschwerpunkt,,physikalisch-chemische Prozesse
in der Atmosphäre" etabliert und seit 1988 im wesentlichen in das

EUREKA-Projekt EUROTRAC integriert. Im FLahmen des Projektes
EUROSILVA arbeiten europäische Wissenschaftler seit 1992 an gemein-
samen Forschungsprojekten zur Physiologie von gesunden, gestreßten
und kranken Bäumen.

1971 hat die UNESCO das Programm,,Der Mensch und die Biosphäre"
(MAB) auf den Weg gebracht. Es umfaßt weltweit das gesamte Spek-
trum der Ökosysteme der festen Erde, des Süßwassers und der Küsten.
Aufgabe ist es, wissenschaftliche Grundlagen für eine nachhaltige Nut-
zung und die Erhaltung der natürlichen Ressourcen zu erarbeiten. Diszi-
plinübergreifend wird ein ökosystemarer Ansatz verfolgt, in dem auch

die wechselwirkungen zwischen natürlicher und sozialer/gesellschaft-
licher sphäre erfaßt werden. Im Jahre 1993 wurden Prioritätsbereiche
festgelegt:

- Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Biodiversität,
- neue Ansätze für nachhaltige Entwicklung,
- Umweltbildung, Infornration,
- Ausbildung, Training, Strukturverbesserung,
- Umweltbeobachtung.

Neben der Forschung ist auch die Ausbildung jüngerer Wissenschaftler
und zukünftiger Entscheidungsträger Anliegen von MAB. Hierzu wer-
den internationale Postgraduiertenkurse eingerichtet.

Aufgaben des deutschen Nationalkomitees unter dem Vorsitz des BMU
sind die Koordination und die wissenschaftliche Betreuung des nationa-
len MAB-Beitrags. Das Komitee hat eine Geschäftsstelle im Bundesamt
für Naturschutz in Bonn-Bad Godesberg. Deutsche Beiträge zum MAB
sind vor allem die Ökosystemforschungszentren und Ökosystemfor-
schungsprogramme. Finanziert werden diese Projekte von BMFll, BMI
und BMU, der DFG sowie den beteiligten Ländern.

Ein weiterer Schwerpunkt der MAB-Arbeit ist die Errichtung eines welt-
umspannenden Netzes von Schutzgebieten, sogenannten,,Biosphären-
reservaten", das sämtliche Ökosystemtypen der Welt erfassen soll.
Hauptanliegen der Biosphärenreservatkonzeption ist die Erhaltung der
natijrlichen Funktionsfähigkeit der ökosysteme. Gleichzeitig dienen
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diese langfristig gesicherten Areale aber auch der schaffung einer globa-
len umweltheobachtung. Außerdem stehen Biosphäirenre..*"ä d".
Forschung ftir wissenschaftliche Analysen, die die Funktion natriLrlicher
Ökosysteme, die Nutzungsmöglichkeiten dieser Ressourcen sowie die
Entwicklung von Ökosystemen betreffen, zur verfügung. In Deutsch-
land sind zwölf Biosphärenreservate angelegt.

Koordination globaler Programme

Ftir die großen Umweltproblemfelder sind folgende intemationale Ko-
ordinationsgremien eingesetzt:

- Die Abstimmung des Weltklimaforschungsprogramms (WCRp) der
World Meteorological Organization (WMO) und des International
Council of Scientiflrc Unions (ICSU) erfolgt im Joint Scientific Com-
mittee (JSC) sowie Committee on Climatic Changes and the Oceans
(ccco).

- Der neueste wissenschaftliche Kenntnisstand zum Ozonproblem wird
regelmäßig im Coordination Committee on the Ozonlayer (CCOL),
einem Gremium des United Nations Environment programme
(UNEP), zusammengetragen und bewertet. Im CCOL sind die Mit-
gliedsstaaten der UNEP, multinationale Organisationen (2.B. EU,
OECD), Fachorganisationen (2.8. WMO) sowie die ICSU und die che-
mische Industrie vertreten.

- Im Rahmen des Internationalen Geosphären-Biosphären-programms
(IGBP) sollen die Wechselwirkungen der globalen physikalischen,
chemischen und biologischen Prozesse und die insbesondere durch
den Menschen beeinflußten Anderungen beschrieben und analysiert
werden.

- In der Erforschung der humanen Dimensionen globaler Umweltver-
änderungen haben sich seit 1991 zwei unabhängige Entwicklungen er-
geben. Im Bereich des International Social Science Council (ISSC) er-
folgt die internationale Abstimmung im Standing Committee on the
Human Dimensions of Global Change (HDGC). Noch keine festen
internationalen Koordinationsstrukturen haben sich in dem Pro-
gramm Human Dimensions of Global Change herausgebildet, an de-
nen die International Federations of Institutes of Advanced Studies
(IFIAS), die United Nation University (UNU) sowie die United Nati-
ons Educational Scientific and Cultural Organization (UNESCO) ar-
beiten.

- Unter dem Dach von ICSU will das Scientiflc Committee on Problems
of the Environment (SCOPE) die verfügbaren Informationen über die
Wechselwirkungen zwischen Mensch und Umwelt auswerten, metho-
dische Fragen zur Messung von Umweltparametern bearbeiten, die
laufende Forschung beobachten und Umweltforschungseinrichtun-
gen unterstützen.
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- Deutschland ist sowohl im Scientific Committee on Antarctic Re-
search (SCAR) sowie dem Scientific Committee on Oceanic Research
(SCOR), in deren Aufgabenbereich auch die internationale Abstim-
mung zlihlt, vertreten. Beide Organisationen sind unter dem Dach von
ICSU angesiedelt.

Internationale Langzeitbeobachtungen und -serviceprogramme mit we-
sentlicher Bedeutung für die Ozean- und Klimaforschung sind u.a.:

- Forschungsprogramme wie das World Ocean Circulation Experiment
(WOCE), das Tropical Ocean and Global Atmosphere Programme
(TOGA) oder die Joint Global Ocean FIux Study (JGOFS), die durch
das gemeinsam von der World Meteorological Organization (WMO)
und der Intergovernmental Oceanographic Commission (IOC) der
UNESCO getragene Integrated Global Ocean Services System
(IGOSS) sowie die IOC Programme für den internationalen ozeano-
graphischen Datenaustausch (IODE) und das Global Sea-Level Ob-
serving System (GLOSS) unterstützt werden.

- Geplant ist, für die langfristige Überwachung der Meere und der Kü-
stenregionen ein Global Ocean Observing System (GOOS) als Be-
standteil des übergeordneten Globa1 Climate Observing System
(GCOS) bei der IOC zu errichten.

- Im Rahmen des World Climate Research Programme (WCRP) hat der
Bundesminister füLr Verkehr (BMV) im Deutschen Wetterdienst
(DWD) mit BMFT-Förderung das Weltzentrum ftirr Niederschlags-
klimatologie eingerichtet. Der DWD stellt auch langlährige Klimada-
tenreihen aus seinem Beobachtungsprograrnm zur Verfügung.

- Die Weltdatenbank für Wasserabfluß (Global Runoff Data Centre)
wurde in der Bundesanstalt füLr Gewässerkunde eingerichtet.

- Von Handelsschiffen aus werden Temperaturmessungen a1s Beitrag
zu WOCE durchgeführt, deren Daten im Deutschen Ozeanographi-
schen Datenzentmm in der Meeresurnwelt-Datenbank (MUDAB) ge-
speichert sind.

Der Wissenschaftsrat stellt fest, daß die deutschen Forschungsinstitute
sich in beträchtlichem Mafle an internationalen Programmen der Um-
weltforschung beteiligen. Beim deutschen Beitrag zum ,,Man and the
Biosphere-Programme" handelt es sich allerdings überwiegend um die
Schaffung von Ökosystemzentren und Biosphfuen-Reservaten, die pri-
mär nationalen Interessen dienen. Von globalerem Interesse sind Beiträ-
ge zu den verschiedenen Projekten im Rahmen von Global Change- und
Weltklima-Programmen, insbesondere im marinen und polaren Be-
reich.
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Im vergleich zum deutschen Finanzaufwand für die beschriebenen pro-
jekte und Programme ist die Rolle der deutschen wissenschaft bei der
Konzipierung und steuerung dieser Programme meist bescheiden. ursa-
che hierfiiLr dürfte z. T. die relativ kleine Anzahl deutscher wissenschaft-
ler mit ausreichender Erfahrung in internationalen Gremien, organisa-
tionen und Planungsstäben sein. Der wissenschaftsrat empfiehlt Bund
und Ländern sowie den Institutsdirektoren, Nachwuchswissenschaftler
zu fördern, wenn sie sich für derartige Aufgaben engagieren.

Der Wissenschaftsrat bedauert, daß in Deutschland zu wenig Vorschläge
für erfolgversprechende internationale Programme gemacht werden. Er
schlägt vor, daß die verschiedenen für die Behandlung von Flagen des
Umweltschutzes und der Umweltforschung eingesetzten Betäte und
Kommissionen deutsche Projektvorschläge ftir internationale Umwelt-
programme entwickeln.

Kooperation mit der Umweltforschung in Osteuropa

In jüngster Zeit ist im Rahmen von Diskussionen zum ,,Global Change,,
verstärkt auf die globalen - und damit auch auf Deutschland einwirken-
den - Folgen der Umweltschäden in den Tropen und Subtropen hinge-
wiesen worden.2b) Entsprechendes gilt ftir die umweltschäden in Mittel_
und Osteuropa, die nach Art und Umfang den in der DDR entstandenen
und jetzt noch nachwirkenden sehr ähnlich sind. In Osteuropa gibt es ein
Potential qualifizierter Natur- und Ingenieurwissenschaftler, die an Um-
weltforschung interessiert sind. Dieses Potential gilt es in der gegenwlir-
tigen Phase wirtschaftlicher Not und der politischen und organisatori-
schen Umstrukturierung durch partnerschaftliche Kooperation arbeits-
fähig zu erhalten und in Gemeinschaftsprojekte einzubinden. Der Wis-
senschaftsrat hat in seinen Zwischenberichten zur Umweltforschung in
den neuen Ländern auf deren Potential für Kooperationen mit Umwelt-
forschern in Osteuropa hingewiesen. Hierauf wird verwiesen.

Das BMI-T hat im Rahmen der wissenschaftlich-technischen Zusam-
menarbeit ein gesondertes Hilfsprogramm aufgelegt, aus dem deutsche
Forschungseinrichtungen FuE-Mittel an Institutionen in Mittel- und
Osteuropa vergeben können. Die geförderten Projekte decken ein brei-
tes Themenspektrum ab, innerhalb dessen ökologische Fragestellungen
zunehmend einen Schwerpunkt bilden. Ein VerbindungsbüLro zu Ost-
europa ist bei der DLR in Köln im Aufbau.

In Kooperation mit der Gemeinschaft unabhängiger staaten (GUS) sind
mittlerweile zwei Aktivitäten zur öt<ologe angelaufen. unter Beteili-
gung Karlsruher Gewässerforscher wird das oka-projekt betrieben. Dar-
über hinaus gibt es ein gemeinsames Arbeitsprojekt zum Aral-See.

25) Vgl. hierzu A. II. 12
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Der Wissenschaftsrat begrüßt die Einbeziehung von Aspekten des Um-
weltschutzes in Form von Vermeidungsstrategien und Sanierungsmaß-
nahmen in Mittel- und Osteuropa. Er vermißt dabei aber eine ausrei-
chende StäLrkung der Umweltwissenschaften in diesen Ländern. Ziel der
deutschen Aktiviläten sollte es daher sein, die dortigen Hochschulen
und Forschungseinrichtungen in die Lage zu versetzen, die nationale
Umweltprobleme zu erforschen und Sanierungsmaßnahmen und Ver-
meidungsstrategien zu entwickeln. Hierfür ist eine intensive Einbezie-
hung der deutschen Umweltwissenschaftler in die Formulierung und
Betreuung der von der Bundesregierung getragenen (oder im Rahmen
europäischer und globaler Programme mitgetragenen) Projekte unerläß-
lich. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, zur Intensivierung dieser Koopera-
tionen einen Fonds füLr den Wissenschaftleraustausch und für gemein-
same Forschungsprojekte einzurichten.

VI. Empfehlungen zur umweltbezogenen Lehre

Das Interesse der Studenten an umweltbezogenen Fachgebieten, Stu-
dienrichtungen und studiengängen ist seit Jahren außerordentlich groß

und übersteigt die hierfüLr in den Hochschulen zur Verfügung stehenden
Studienmöglichkeiten. Obwohl das Studienangebot durch Ausbau und
Umwidmung von umweltbezogenen Fächern an Universitäten und
Fachhochschulen spi.iLrbar erweitert wurde, gelten für die entsprechen-
den Studiengänge vielfach Zulassungsbeschränkungen (Biologie, Geo-

ökologie, Forstwirtschaft, Landespflege, Landschaftsplanung).

Die rasche Ausweitung der umweltbezogenen Studienangebote, die
Schwierigkeiten in der Abgrenzung derartiger Studiengänge von den

etablierten Studiengängen und die Uneinheitlichkeit in der Terminolo-
gie haben zu einer unübersichtlichen Lage geführt. Die Studienangebote
lassen sich vier Hauptrichtungen zuordnen:

a) Naturwissenschaftlich-analytische Ausrichtung. Dabei steht das ver-
ständnis der in der Natur ablaufenden Prozesse und der hierfüLr not-
wendigen Methoden und fachwissenschaftlichen Erkenntnisse im
Vordergrund. Derartige Studiengänge in den Umweltwissenschaften
bauen auf einem naturwissenschaftlichen Grundstudium (Mathema-
tik, Physik, Chemie, Biologie) auf und betonen dann unterschiedliche
Schwerpunkte (Meteorologie, Biologie, Geologie). Ein Beispiel hier-
fi.lLr sind die speziellen Studiengänge für Geoökologie in Bayreuth,
Karlsruhe und Braunschweig sowi,e die Studienrichtung Ökologie
(wissenschaftlicher Naturschutz) im Rahmen des Biologie-Studien-
gangs u.a. in Greifswald, Hamburg, Marburg und München. Entspre-
chende Planungen gibt es auch in der Chemie für spezielle Studien-
gänge zur Umweltchemie und Toxikologie.

b) Bodenkundlich-pflanzenbauliche Ausrichtung. Das Profi I dieser Stu-
diengänge bzw. Fachrichtungen ist von den angewandten Naturwis-

200



senschaften der Agrar- und Forstwissenschaften geprägt und wird
teilweise durch die agrar- und forstwissenschaftlichen produktions-
verfahren und deren Bezug zur Umwelt bestimmt. Beispiele hierftiLr
sind die auf einem primdr naturwissenschaftlichen Grundstudium
aufbauenden Fachrichtungen Agrarökologie, Landwirtschaft und
Umwelt, Bodenschutz und Umweltgestaltung u.a., die inzwischen
mit diesen oder ähnlichen Bezeichnungen an allen Landwirtschaft-
lichen Fakultäten der Universitäten und an mehreren Fachhochschu-
len eingerichtet wurden.

c) Planerisch-gestalterische Ausrichtung mit vorwiegend naturwissen-
schaftlichem Grundstudium. Hier kommen naturwissenschaftliche
ebenso wie sozio-ökonomische und gestaltende Fachgebiete zusam-
men. Beispiele hierfür sind die Studiengänge Landespflege, Landes-
kultur, Landschaftsarchitektur und Landesplanung, die an einer Rei-
he von Universitäten und Fachhochschulen angeboten werden.

d) Ingenieurwissenschaftlich-technische Ausrichtung. Hier ist ein inge-
nieurwissenschaftlicher Studiengang (entweder Bau-Ingenieurwesen
oder Maschinenbau/Verfahrenstechnik) auf die Konstruktion um-
welttechnischer Anlagen ausgerichtet. Beispiele sind die grundstän-
dig spezialisierten Studiengänge Umwelttechnik an den Technischen
Universitäten Berlin, Cottbus und Stuttgart sowie an einer gpößeren
Zahl von Fachhochschulen. Auch die entsprechenden Schwerpunkte
Umwelttechnik oder Abfalltechnik im Rahmen der Studiengänge ftir
Bau-Ingenieurwesen oder Maschinenbau, die es an vielen Universitä-
ten und Fachhochschulen gibt, gehören zu dieser Gruppe umwelt-
technischer Studiengänge.

Bemerkenswert ist das gfoße Angebot an Aufbau- und Zusatzstudien-
gängen mit umweltbezogenen Inhalten, die von Universitäten und Fach-
hochschulen eingerichtet wurden. Es gibt inzwischen rd. 100 verschie-
dene weiterführende Studienangebote mit den Stichworten Umwelt,
Umweltwissenschaften, Umwelttechnik u.ä., die z.T. als berufsbeglei-
tende Weiterbildungskurse, z.T. als Aufbaustudiengänge konzipiert
sind.26)

Über derartige umweltbezogene Studiengänge hinaus gibt es spezielle
Lehrveranstaltungen und Prüfungsfächer zu Umweltthemen in einer
Reihe anderer Studiengänge, auch der Wirtschafts-, Gesellschafts- und
Rechtswissenschaften. Hierbei handelt es sich um die Anwendung z.B.
der ökonomischen Fachdisziplinen (i. d. R. Finanzwissenschaft) auf Fra-
gestellungen der Ressourcenwirtschaft und der Umweltpolitik.

26) Siehe hierzu auch HRK: Weiterführende Studienangebote, Bonn 1993, sowie Um-
weltbundesamt: Studienführer Umweltschutz, Berlin 1 993.
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Stellungnahme

Ebenso wie für die Forschung gilt auch für die Lehre, daß die Umwelt
nicht Gegenstand einer speziellen wissenschaftlichen Disziplin und ei-
nes hierauf spezialisierten Studiengangs sein kann. Erkenntnisse über
die Umwelt und das Verständnis der viell?iltigen Zusammenhänge zwi-
schen Mensch und Umwelt sollten in allen einschlägigen Studiengängen
gelehrt werden. Die Komplexität des Gegenstandes läßt es nicht zr,Urr:-
welt zum Reservat einer oder weniger Fachdisziplinen oder spezialisier-
ter Studiengänge zu machen. Vielmehr gilt es, den Bezug zur Umwelt in
allen einschlägigen Studiengängen zu thematisieren und entsprechende
Lehrangebote zu entwickeln. Entsprechend diesem allgemeinen Grund-
satz kommt der Wissenschaftsrat zu folgenden Stellungnahmen und
Empfehlungen:

(1) Die Integration des Themas Umwelt und Schutz der Umwelt in das
Angebot der Diplomstudiengänge ist vielfach erst in Ansätzen
gelungen. Die große Bedeutung der Prävention von Umweltproble-
men macht es erforderlich, Umweltbezüge bereits sehr früh im Stu-
dienverlauf, während der Erstausbildung zu thematisieren und diese
Aufgabe nicht nur Aufbaustudiengängen zu überlassen. Viele Fach-
bereiche erfüllen in dieser Hinsicht die Erwartungen von Gesell-
schaft und Studenten nicht. Unterentwickelt ist das für die Umwelt-
thematik wichtige interdisziplinäre Angebot, wobei die größten Defi-
zite bemerkenswerterweise im Angebot der Wirtschafts- und Gesell-
schaftswissenschaften an die Natur- und Ingenieurwissenschaften
bestehen. Hier ist der Dialog der Fachdisziplinen besonders verbes-
serungsbedürftig.

(2) Weiterführende Studienangebote mit spezieller Umweltthematik
sind besonders wichtig für die Weiterbildung im Beruf stehender
Hochschulabsolventen, die sich mit Umweltproblemen beschäfti-
gen. Hier gibt es bereits einige Angebote der Hochschulen, die sich
noch ausweiten lassen. Dagegen sind Aufbaustudiengänge in Voll-
zeitform, die im Anschluß an ein grundständiges Studium absolviert
werden, ambivalent zu beurteilen.21) Sie können einen ersten
Schritt zur Studienreform und zur Integration von Umweltthemen
in das Lehrangebot eines Fachbereichs darstellen. Dabei darf es je-
doch nicht bleiben, denn Aufbaustudiengänge verlängern die ohne-
hin bereits langen Studienzeiten. Sie sind auf Dauer ntr dann zu
rechtfertigen, wenn das vorhergehende Studium in vier bis füLnf Jah-
ren an Universitäten und vier Jahren (einschließlich Praxisseme-
ster) an Fachhochschulen absolviert wurde. Der Wissenschaftsrat
hat den Eindruck gewonnen, daß Aufbaustudiengänge in manchen
Fällen Ausdruck der Schwierigkeiten sind, im Wege einer durchgrei-
fenden Studienreform ausreichend Spielraum für umweltbezogene
Veranstaltungen im Diplomstudium zu schaffen.

,r, VglJVit*nschaftsrat: l0 Thesen zur Hochschulpolitik, Köln 1993, S. 4?.
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(3) Die Komplexität des Gegenstandes verbietet einheitliche Lösungen
für grundständige umweltbezogene Studiengänge. Diese werden im
Regelfall auf einem naturwissenschaftlichen Grundlagenstudium
aufbauen und dann unterschiedliche schwerpunkte setzen. In vie-
len Fällen erscheint es sinnvoll, wenn nach dem Grundstudium eine
auf umweltfragen ausgerichtete Fachrichtung angeboten wird. Hier
sollten im Regelfall auch spezielle ökonomische, iuristische und ge-
sellschaftswissenschaftliche Lehrinhalte angeboten werden.

(4) Die Antwort auf die Frage, ob diese studienrichtungen von Anfang
an spezialisiert angeboten werden und einen eigenen Abschluß ha-
ben, z.B. Diplom-Umweltwissenschaftler, Diplom-Umweltinge_
nieur o. ä., hängt davon ab, wie breit auf Dauer der berufliche Einsatz
füLr derartige Hochschulabsolventen ist. wesentlich ist die eualität
der Ausbildung, die durch einerseits fachwissenschaftliche Kompe_
tenz und andererseits ausreichendes verständnis der Methoden und
Ergebnisse anderer relevanter Disziplinen charakterisiert sein sollte.
Hierfür ist ein erheblicher Anteil von Labor- und Geländeübungen,
Exkursionen und praktischen Studienarbeiten erforderlich, der
einen entsprechenden Personalaufwand bedingt.

(5) vor allem naturwissenschaftliche umweltbezogene universitätsstu-
diengänge bereiten auf den Beruf eines allgemeinen ,,Umwelt-
wissenschaftlers" vor. Außerhalb der Hochschulen urrd Forschungs_
institute grbt es jedoch nur wenige Arbeitsmöglichkeiten für Um-
weltwissenschafuer ohne ausreichende technische oder planerisch-
sozioökonomische Kompetenzen. Im Hinblick auf den Arbeitsmarkt
sollten deswegen vor allem anwendungsorientierte Studiengänge
entwickelt werden, die auf der Basis wissenschaftlicher Grundlagen
(2.B. über terestrische Ökosysteme) Lösungen für umweltverträgli-
che Landnutzungen behandeln. Angesprochen sind hier neben den
universitäten vor allem die Fachhochschulen. Deren Fachbereiche
für Forstwirtschaft, Gartenbau, Landespflege und Landbau bieten
eine geeignete Basis für die Entwicklung anwendungsorientierter
Studiengänge, die naturwissenschaftliche Grundlagen, Kenntnisse
der Natur- und Landschaftsnutzulg und Kenntnisse sozioökonomi-
scher Fachgebiete miteinander verbinden.

Der wissenschaftsrat hat den Eindruck gewonnen, daß der rasche Aus-
bau umweltbezogener Lehrangebote, Fachrichtungen und studiengänge
in Fächern wie Geographie, Geologie, Agrarwissenschaften, naulngä-
nieurwesen und neuerdings auch chemie auf die sorge um den Erhalt
der Ressourcen für das Fach zurückzuführen ist, die angesichts momen-
tan rückläufiger studienanfängerzahlen zur Disposition gestellt werden
könnten. Die Folge sind unkoordinierte studienangebote und in Einzel-
fällen auch, daß vorschnell studenten in großer Zahlfür studienrichtun-
gen zugelassen werden, für die noch nicht genügend qualifizierte Dozen-
ten vorhanden sind. Die Zulassung zu studiengängen und Fachrichtun-
gen sollte sich an den tatsächlich vorhandenen studienmöglichkeiten
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einschließlich der Plätze für Laborübungen und Diplomarbeiten bemes-

sen, um die Qualität der Ausbildung gewährleisten zu können'

viele studenten, die umweltbezogene Studiengänge, Fachrichtungen
und Aufbaustudiengänge wählen, erhoffen sich davon verbesserte

chancen auf dem Arbeitsmarkt. Tatsächlich haben sich jedoch die be-

ruflichen Einsatzmöglichkeiten als begrenzt erwiesen. Der Bedarf an

FuE über die umwelt ist weitaus größer als das Angebot an Arbeits-
p]ätzen füLr diplomierte und promovierte Absolventen umweltbezogener
studiengänge. Besonders Interessenten für Aufbaustudiengänge, aber

auch Interessenten für eine Promotion in einem theoretischen Gebiet -
z.B. der ökosystemforschung - sollten auf diesen Sachverhalt aufmerk-
sam gemacht werden, um späteren Enttäuschungen vorzubeugen'

In den ,,10 Thesen zur Hochschulpolitik" hat sich der wissenschaftsrat
gegen eine enge Ausrichtung der Hochschulpolitik am ,,Arbeitskräfte-
bedarf' ausgesprochen: ,,Die Vergangenheit hat gezeigt, daß es keine ge-

sicherten Kenntnisse vom längerfristigen Qualifikationsbedarf der ge-

werblichen wirtschaft, des öffentlichen Dienstes und der freien Berufe
gibt. Nach den Erfahrungen mit Ergebnissen der Forschung zum Ar-
beitskräftebedarf wird es solche Informationen in der für Zwecke der
Bildungsplanung notwendigen Genauigkeit auch künftig nicht geben.

Die Hochschulpolitik sollte sich deswegen weiterhin grundsätzlich am

Bildungs- und Ausbildungsinteresse der jungen Generation orientieren.
Sie darijedoch Erfahrungen aus dem Übergang vom Bildungs- ins Be-

schäftigungssystem nicht außer acht lassen und muß Indikatoren wie
wechsel der Absolventen in Aufbaustudien, Eintritt in Qualifiz.ierungs-
maßnahmen der Arbeitsämter, Risiko der Arbeitslosigkeit und ubertritt
in einen Beruf berücksichtigen."28;

Im Sinne dieser Leitlinie empflehlt der wissenschaftsrat den Hochschu-
Ien und den Ländern:

- Die Hochschulen sollten Lehrveranstaltungen, die für ein fachüber-
greifendes Studienprogramm geeignet sind, zusammenfassen bzw.
entwickeln und es ergänzend zum Angebot der Studiengänge in ge-

eigneten Formen (2.B. Ringvorlesungen, Angebote eines Studium
Generale) anbieten.

- Die Integration umweltbezogener Lehrinhalte in das grundständige
Studium muß weitergehen. Dies ist eine Aufgabe der Studienreform.
Studienreform sollte Vorang vor dem Neuaufbau von Kapazitäten
haben.

- Umweltbezogene Studiengänge bedürfen eines ausreichenden fach-
wissenschaftlichen Fundaments und entsprechend auf diese Studien-

28) Wissenschaftsrat: l0 Thesen . . ., a. a. O., S. 26.

204



gänge ausgerichteter Lehrinhalte aus anderen Disziplinen, insbeson-
dere der wirtschafts-, Rechts- und Geseilschaftswisienschaften.

Das Angebot an Aufbaustudiengäng.en mit umweltbezogenen Lehr_
inhalten sollte im Hinblick auf den übergang der Absorvänten in den
Arbeitsmarkt überprüft werden.
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Anhang 1:

Übersichten über umweltbezogene Studienangebote

Die nachfolgenden übersichten wurden in der Geschäftsstelle des wis-
senschaftsrates aufder Rasis der Angaben der Hochschulen sowie ergän_
zender Materialien erstellt. Sie beschreiben die Situation in den Jahren
-1_992 

und 1993. Angesichts unterschiedricher Bezeichnungen und von
unterschieden in der Auffassung, was ein ,,umweltbezoge-ner studien-
gang" ist, können die nachfolgenden Zusammenstellungen keinen An-
spruch auf Vollständigkeit erheben.

Übersicht I: Studiengänge mit umweltbezogenen studienschwer-
punkten an Universitäten

Übersicht II: Studienglinge mit umweltbezogenen studienschwer-
punkten an Fachhochschulen

Übersicht III: umweltbezogene zusatz-, Aufbau-, postgradual-, Ergän-
zungs-, Erweiterungs_, Kontakt_ und Weiterbildungsstu_
diengänge an Universitäten

Übersicht IV: Umweltbezogene Zusatz-, Aufbau-, postgradual-, Ergän_
zungs-, Erweiterungs-, Kontakt_ und Weiterbildungsstu_
diengänge an Fachhochschulen
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Übersicht I

Studiengängemitumwet{|;,XX?:ffi 
ästudienschwerpunkten

(in Klammern: Schwerpunkte, Haupt- oder Nebenfrcher,
Fach- und Vertiefungsrichtungen)

Agrar-, Gartenbau - und Fotstwittschaft

HU Berlin

U Bonn

TU Dresden
U Freiburg
U Gießen

U Göttingen

U Halle-Wittenberg

U Hannover
U Hohenheim

U KieI

TU München

U München
U Rostock

Biologie

HU Bayreuth
U Bielefeld
U Bonn
TU Braunschweig
TH f)armstadt
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Agrarwissenschaften (Fachrichtung Fisch-
wirtschaft und Gewässerökologie)
Gartenbauwissenschaften
Agarwissenschaften (Naturschutz und Land-
schaftsökologie; Umweltverträgliche und
standortgerechte Landwirtschaft)
Forstwirtschaft
Forstwirtschaft
Agrarwissenschaft (Fachrichtung Umwelt-
sicherung und Entwicklung ländlicher
Räume)
Agrarwissenschaften (Fachrichtung Land-
wirtschaft und Umwelt)
Forstwirtschaft (Ökologie, Landespflege,
Naturschutz)
Agrarwissenschaften (Bodenschutz und
Umweltgestaltung)
Gartenbau (ökologie und Umweltschutz)
Agrarbiologie (Vertiefungsrichtung Öko-
toxikologie und UmweltanalYtik)
Agrarwissenschaften (Vertiefungsrichtung:
Umwelttechnik im Agrar- und Kommunal-
bereich; Vertiefungsrichtung: Umwelt in
Planung)
Agrarwissenschaften (Ökosystemanalyse,
Landschaftsbelastung und -schutz, Land-
schaftsentwicklung)
Agrarwissenschaften (Pflanzenproduktion;
Landbewirtschaftung und Umwelt)
Gartenbau
Forstwirtschaft
Agrarökologie

Biologie (Ökologie)
Biologie
Biologie (Ökologie und Umwelt)
Biologie (Angewandte Ökologie)
Biologie (Ökologie)



noch: Übersicht I

Univeßität Studiengänge

noch: Biologje

TU Dresden
U Freiburg
U Göttingen

U Greifswald
U Halle-Wittenberg
U Hamburg
U Jena
U Karlsruhe
U Kiel
U Köln
U Konstanz
U Marburg
U München
U Rostock
U Saarbrücken

Chemie

TU Braunschweig
TU Chemnitz-Zwickau
TU Dresden

U-GH Duisburg
U Halle-Wittenberg

U Jena
U Kaiserslautern

U Rostock
U Saarbrücken
U-GH Siegen (U)
U Tübingen

Geowissenschaften

U Bay.reuth
HU Berlin

TU Berlin
U Bochum

Biologie (Hydrobiologie)
Biologie (Limnologie)
Biologie (Ökologie, Naturschutz;
Umweltgeschichte im Aufbau 1))

Biologie 1ökologie;
Biologie 1Ökologie, Nebenfach Naturschutz)
Biologie (Naturschutz)
Biologie 1öt<ologie;
Biologie (Ingenieurbiologie)
Biologie (Nebenfach Limnologie)
Biologie
Biologie (Ökologie, Limnologie)
Biologie (Wissenschaftlicher Naturschutz)
Biologie 1Ökologie;
Biologie
Biologie (Umweltbiologie)

Chemie (Ökologische Chemie)
Chemie (Ökologische Chemie)
Chemie
Lebensmittelchemie
Chemie (Wasserchemie/Wassertechnologie)
Biochemie (Ökologische Biochemie)
Chemie
Chemie (Umweltchemie)
Chemie (Lebensmittelchemie/
Umwelttoxikologie, Umweltrecht)
Chemie (Umweltchemie)
Chemie (Biochemie/Umweltchemie; geplant)
Chemie (Toxikologie und Umweltrecht)
Biochemie (Analytische Chemie/Toxikologie.y

Geoökologie
Geographie (Physische Geographie/Land-
schaftsökologie)
Geologie (Umwelt-Geologie geplant)
Geographie

1) Fachübergreifender Nebenfachstudiengang für die Hauptfticher Bioiogie, Geogra-
phie, Mittlere und Neuere Geschichte/ur- urld Fyühgeschichte, Kunstgeschichte,
Volkskunde.
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noch : Geowissenschaften

TU Braunschweig

U Bremen

TU Clausthal

U Erlangen-Nürnberg

TU Bergakademie
Freiberg

U Freiburg
U Gießen

U Greifswald
U Halle-Wittenberg

U Hamburg
U Heidelberg
U Karlsruhe

U Kiel

U Koblenz-Landau
U Köln

U Leipzig

U Mainz

U Marburg

noch: Übersicht I

Geologie/Paläontologie
Geoökologie
Geologie (Marine Umweltforschung/Global
Change)
Geologie/Paläontologie
Geophysik
Geotechnik, Bergbau und Entsorgung
(Bergbau, Geotechnik, Aufbereitung und
Wiederverwertung, Erdöl- und Erdgastechnik,
Entsorgung)
Geographie
Geologie/Paläontologie
Geologie (Hydro-, Umweltgeologie)
Geotechnik/Bergbau (Umweltgeotechnik)
Mineralogie (Umweltgeochemie)
Hydrologie
Geologie
Geographie
Mineralogie
Geographie
Geographie (Physikalische Geogmphie,
Geoökologie und Landschaftsplanung;
Wirtschafts- und Sozialgeographie und
Raumplanung)
Geologie/Paläontologie (Okologie)
Geoökologie
Geologie (Sedimentologie)
Geologie (Hydrogeologle, Geochemie,
Wasserchemie, Wasserwirtschaft)
Geoökologie
Geographie
Geol ogiei Paläontol ogi e

Geographie (Geo-Okologie geplant)
Geographie (Landschaftsökologie/Umwelt-
forschung)
Geophysik
Geophysik
Geographie (im Aufbau)
Meteorologie (im Aufbau)
Geographie (Geoökologie)
Geol ogie/Paläontologie
Geographie
Geologie
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noch: Übersicht I

Universität Studiengänge

noch : Geowi ssen s ch aften

U Münster
U Oldenburg
U Potsdam
U Trier

U Tübingen

I nge n i e u rw i s s e n s c h afte n

RWTH Aachen

U Bayreuth

TU Berlin

U Bochum

TU Braunschweig

TU Chemnitz-Zwickau
TU Clausthal

TU Cottbus

TH Darmstadt
U Dortmund
TU Dresden

U-GH Duisburg

U Erlangen-Nürnberg

U Essen

TU Bergakademie
Freiberg

U Halle-Wittenberg

Landschaftsökologie
Landschaftsökologie
Geoökologie
Geographie (Angewandte Physische Geo-
graphie)
Geologie (Angewandte Geologie)

Bauingenieurwesen (Umwelttechnik)
Bergbau (Aufbereitung und Veredelung)
Maschinenbau
ökologisch-technischer Umweltschutz
(geplant)
Energie- und Verfahrenstechnik
(Umweltverfahrenstechnik)
Technischer Umweltschutz
Bauingenieurwesen (Umwelttechnik)
Maschinenbau (Energietechnik, Anlagen und
UmwelttechnikiVerfahrenstechnik)
Bauingenieurwesen (Abfallwirtschaft)
Biotechnologie
Maschinenbau (Bioverfahrenstechnik)
Maschinenbau (Energie- und Umwelttechnik)
Verfahrenstechnik/Chemieingenieurwesen
(Umweltverfahrenstechnik)
Bauingenieurwesen (Umwelttechnik)
Umweltingenieurwesen und
Verfahrenstechnik
Bauingenieurwesen
Chemietechnik
Verfahrenstechnik
(Umweltverfahrenstechnik)
Maschinenbau (Wasserchemie/Wassertechno-
logie; Umwelttechnik)
Chemieingenieurwesen (Umweltverfahrens-
technik und Recycling)
Bauingenieurwesen
(Siedlungswesen/Umwelttechnik)
Maschinenbau (Umweltanlagenbau)
Verfahrenstechnik (Umweltverfahrens-
technik)
Verfahrenstechnik (Umweltschutztechnik)
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noch: Ubersicht I

Universität Studiengänge

n o ch : Inge nieurwisse n schafte n

U der Bundeswehr,
Hamburg

TU Hamburg-Harburg

U Hannover
TU Ilmenau

U Kaiserslautern

U Karlsruhe

GH Kassel
U Magdeburg

TU München

U der Bundesweht,
München

U-GH Paderborn,
Abt. Höxter

U Rostock

U-GH Siegen

U Stuttgart

HAB Weimar
U-GH Wuppertal
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Maschinenbau (Wasserwirtschaft/Umwelt-
technik)
Bauingenieurwesen und Umwelttechnik
Verfahrenstechnik (Umweltverfahrens-
technik)
Bauingenieurwesen (Umwelttechnik)
Elektrotechnik
Maschinenbau
Bauingenieurwesen
Maschinenwesen (Umweltverfahrenstechnik)
Bauingenieurwesen und Umwelttechnik
(Wasserbau und Wasserwirtschaft,
Verkehr und Raumplanung, Umweltplanung/
Umwelttechnik, Abwasserentsorgung,
Abfallwirtschaft)
Chemieingenieurwesen
Bauingenieurwesen
Verfahrenstechnik/Thermischer Maschinen-
bau (Umwelttechnik)
Bauingenieurwesen (Wassergi.ite- und Abfall-
wirtschaft)
Bauingenieurwesen (Umweltschutz und
Infrastrukturplanung; Wasserwesen)

Maschinenbau
Technischer Umweltschutz
Maschinenbau (Vertiefungsrichtung Maschi-
nen und Anlagen der Umwelttechnik)
Maschinenbau (Umwelttechnik)
Bauingenieurwesen (Wasserwirtschaft)
Architektur
Bauingenieurwesen
(Verkehrswesen und Wasserwesen)
Maschinenwesen (Umweltschutz- und Sicher-
heitstechnik)
Verfahrenstechnik (Umweltverfahrens-
technik)
Umweltschutztechnik
Bauingenieurwesen (Umwelttechnik)
Bauingenieurwesen
Sicherheitstechnik (Umweltsicherung)
Architektur (Ökologisches Bauen, im Aufbau)



Landschaftsplanung, Raumplanung, Landespflege

noch: Übersicht I

TU Berlin
U Dortmund
TU Dresden
U Hannover
U Kaiserslautern
GH Kassel
TU München
U Rostock
HAB Weimar

Sozialwissenschaften und Psychologie

FU Berlin

U Bochum
U Bremen
U Eichstätt
Fernuniv. Hagen

U Halle-Wittenberg
U Heidelberg
GH Kassel

U Lüneburg

U Oldenburg

U Tübingen

W irt s c h afts w i s s e n s ch afte n

U Augsburg
U Ba5n'euth

FU Berlin
TU Berlin

U Frankfurt/Oder

U Gießen

Landschaftsplanung
Raumplanung
Landschaftsarchitektur (Landschaftsbiologie)
Landschafts- und Freiraumplanung
Architektur (Raum- und Umweltplanung)
Architektur, Stadt- und Landschaftsplanung
Landespflege
Landeskultur und Umweltschutz
Architektur (Landschaftsplanung und
-gestaltung)

Politische Wissenschaft (Umweltpolitik)
Soziologie (Umweltsoziologie)
Psychologie (Umweltpsychologie)
Psychologie (Umweltpsychologie)
Psychologie (Umweltpsychologie)
Soziale Verhaltenswissenschaften
(Umweltpsychologie)
Soziologie (Umweltsoziologre)
Psychologie (Umweltpsychologie)

Lehramt Polytechnik/Arbeitslehre (Sozio-
Okologie)
Angewandte Kulturwissenschaften
(Ökologie und Umweltbildung)
Sozialwissenschaften (Umweltpolitik/
-planung)
Psychologie (Ökologische Psychologie)

Wirtschaftswissenschaften (Umweltökonomie)
Wirtschaftswissenschaften (Wirtschaftsökolo-
gie;geplant)
Volkswirtschaftslehre/Betriebswirtschaftslehre
Volkswirtschaftslehre/Betriebswirtschaftslehre/
Wirtschaftsingenieurwesen (Umweltökonomie)
Wirtschaftswissenschaften (Umwelt- und
Ressourcenökonomie, Energiewirtschaft)
Volks- und Betriebswirtschaftslehre (Umwelt-
ökonomik; geplant)
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noch: Übersicht I

n och : W irts chaftswisse ns c h afte n

U Hannover

TU Ilmenau
U Mainz

U Münster

U Oldenburg

U Rostock

U-GH Siegen

Verschiedenes

TU Berlin

U Lüneburg
TU München
U Osnabrück

Standort Vechta

Wirtschaftswissenschaften (Umweltökonomie
und Systemmanagement)
Wirtschaftswissenschaften
Volkswirtschaftslehre/Betriebswirtschaftslehre/
Wirtschaftspädagogik (Umwelt und Allokation)
Wirtschaftswissenschaften (Umweltökonomie
und Umweltmanagement)
Wirtschaftswissenschaften (Umwelt- und
Ressourcenökonomik)
Volkswirtschaftslehre mit Studien-
schwerpunkt Regional- und
Kommunalwirtschaft (Umweltökonomie)
Wirtschaftswissenschaften (Umweltökonomie)
Wirtschaftswissenschaften (Betriebliche
Umweltwirtschaft; gePlant)

Informatik (Umweltinformatik/
Umweltstatistik; gePlant)
Umweltwissenschaften (gePlant)
Ökothropologie (Umweltberatung)
Angewandte Systemwissenschaft
(mit Anwendung im Umweltschutz)
Umweltmonitoring

Quellen: Umweltbundesamt: studienführer umweltschutz, 5., neubearbeitete Auflage,
dd. I, Wi..".r.chaftliche Hochschulen, Berlin 1993; List, Juliane (Hg.): Studienführer
6xoiogisctre Studiengänge, Köln lgg3; Ergebnisse einer Umfrage der Geschäftsstelle

des Wissenschaftsrates vom 9. 2. 1993.
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Übersicht II

Studiengänge mit umweltbezogenen Studienschwerpunkten an
Fachhochschulen (in Klammern: Fachrichtungen, Schwerpunkte,

Haupt- und Nebenfächer)

Fachhochschule Studiengänge

Agrar-, Garten- und Forstwirtschaft

FH Anhalt, Abt. Bern-
burg

FH Eberswalde
FH Hildesheim/

Holzminden
FH Neubrandenburg
FH Osnabrück

FH Rottenburg/Neckar
FH Weihenstephan

Architektw

FH Hannover
FH Hildesheim/

Holzminden
FH Köln

Bauingenieurwesen

FH Aachen

FH Biberach

FH Bielefeld, Abt.
Minden

FH Bochum
FH Darmstadt

FH Frankfurt/Main

FH Gießen-Friedberg

FH Hildesheim/
Holzminden

FH Karlsruhe

Landwirtschaft

Forstwirtschaft
Forstwirtschaft (Naturschutz und Landschafts-
pflege)
Landwirtschaft
Gartenbau, Umweltschutz
Landwirtschaft (Agrarökologie)
Forstwirtschaft
Landwirtschaft (Ökologie und Umweltschutz)
Umweltsicherung - Boden und Wasser
Forstwirtschaft

Architektur (Gebäudeplanung, Städtebau)
Architektur (Ökologisches Bauen)

Architektur (ökologisches Bauen)

Bauingenieurwesen (Wasser- und Abfallwirt-
schaft)
Bauingenieurwesen/Proj ektmanagement
(Wasser/Abfall/Boden, insbes. Entsorgung)
Bauingenieurwesen (Studienrichtung
Wasser- und Abfallwirtschaft)
Bauingenieurwesen (Wasserwirtschaft)
Bauingenieurwesen (Wasserwesen, Abfall-
wirtschaft)
Bauingenieurwesen (Schwerpunkt Wasser-
wesen)
Bauingenieurwesen (Studienrichtung
Verkehr, Wasser, Umwelt)
Bauingenieurwesen (Vertiefungsrichtung
Wasser- u. Abfallwirtschaft, Verkehrswesen)
Bauingenieurwesen (Verkehrswesen,
Wasserwirtschaft und Umwelttechnik)
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noch: Übersicht lI

Fachhochschule Studiengainge

noch : Bauingenieurwesen

FH Kiel

FH Köln
EH Konstanz

FH Lausitz, Standort
Cottbus

FH Magdeburg

FH München
FH Münster

FH Neubrandenburg
FH Nordostnieder-

sachsen
FH Oldenburg
FH Rheinland-Pfalz,

Abt. Kaiserslautern
FH Rheinland-Pfalz,

Abt. Mainz I
FH Rheinland-Pfalz,

Abt. Trier
FH Technik Stuttgart

FH Wismar

Bauingenieurwesen (Wasserwirtschaft
und Umwelttechnik; Verkehrswesen;
konstruktiver Ingenieurbau)
Bauingenieurwesen/Bautechnik
Bauingenieurwesen (Umwelttechnik,
Verkehrs- und Wassertechnik)
Bauingenieurwesen (Deponietechnik)

Bauwesen/Allgem. Ingenieurbau (Sanierung)
Wasserwirtschaft/Abfallwirtschaft (Siedlungs-
wasserwirtschaft, Gewässerschutz, Abfall-
technik, Wasserbau)
Bauingenieurwesen (Wasserwirtschaft)
Bauingenieurwesen (Studienrichtung
Wasser- und Abfallwirtschaft)
Bauingenieurwesen
Bauingenieurwesen (Umwelttechnik)

Bauingenieurwesen (Wasserwesen)
Bauingenieurwesen (Umwelttechnik,
Verkehrswesen und Wasserwirtschaft)
Bauingenieurwesen (Wasser- und Abfallwirt-
schaft)
Bauingenieurwesen (Wasselwesen und Um-
weltschutz)
Bauingenieurwesen (Wasser-wirtschaft/
Umwelttechnik)
Bauphysik
Bauingenieurwesen (Verkehrswesen und
Wasserbau)

Chemi e, C hemie inge nie urwe sen

FH Aalen
FH Aachen

FH Aachen, Abt. Jü-
lich

TFH Berlin
HTW Dresden (FH)
FH Isny
FH Lausitz, Standort

Senftenberg
FH Lübeck
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Chemie
Chemieingenieurwesen (Chemische Prozeß-
und Umwelttechnologie)
Chemieingenieurwesen 1Ökolog. Chemie)

Chemie
Chemieingenieurwesen/Umwelttechnik
Chemie, technische Chemie
Chemieingenieurwesen

Technische Chemie



noch: Ubersicht II

noch: Chemie, Chemieingenieurwesen

FH Magdeburg
FH für Technik,

Mannheim
FH Merseburg

FH Münster

FH Niederrhein,
Krefeld

FH Nürnberg
FH Ostfriesland

FH Reutlingen
FH FYesenius,

Wiesbaden

Elektrotechnik

FH Dortmund
FH Merseburg

Ernährung und Hauswirtschaft

FH Anhalt, Abt. Bem-
burg

FH Münster
FH Niederrhein,

Abt. Mönchengladb.

Landespflege, Landschaftsnutzung

FH Anhalt, Abt. Bern-
burg

TFH Berlin
FH Eberswalde
FH Erfurt
FH Neubrandenburg
FH NtiLrtingen

FH Osnabrück
FH Wiesbaden

Maschinenbau

FH Aachen, Abt. Jü-
lich

Chemie
Chemie/Chemische Technik/Biotechnologie

Technische Chemie (Chemische Technologie,
Umweltschutztechnologie)
Chemieingenieurwesen (Studienrichtung
Technische Chemie,
Schwerpunkt Umwelttechnologie)
Chemieingenieurwesen (Instrumentelle
Analytik, Biochemie/Biotechnologie,
Wasserchemie/Wassertechnologie)
Technische Chemie (Techn. Umweltschutz)
Chemietechnik/Biotechnologie/
Chemieingenieurwesen
Allgemeine Chemie (Umweltanalytik)
Chemie (Umweltchemie)

Elektrotechnik (Umwelttechnik)
Elektrotechnik (Automatisierungstechnik)

Ökotrophologie

Ernährung und Hauswirtschaft
Ernährung und Hauswirtschaft

Landespflege

Landespflege
Landschaftsnutzung und Naturschutz
Landespflege
Landespflege
Landespflege (Umweltmanagement, Land-
schaftspflege)
Landespflege, Landschaftsplanung
Gartenbau und Landespflege

Maschinenbau (Energie- und Umweltschutz-
technik)

217
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Fachhochschule Studiengänge

noch: Maschinenbau

FH Bremen
FH Coburg
FH Karlsruhe

FH Kempten
FH Köln

FH Konstanz

FH Merseburg
FH Mi.inchen

FH Niederrhein,
Abt. Mönchengladb.

FH Offenburg
FH Osnabrück
FH Ravensburg-

Weingarten
FH Regensburg
FH Schmalkalden

HTW Zwickau (FH)

Physikalische Technik

Mlirkische FH,
Iserlohn

FH Jena
HTW Mittweida

FH München

FH Ostfriesland
FH Ravensburg-

Weingarten
HTW Zwickau (FH)

Te c hnisc he s Gesu ndhe itswese n

FH Braunschweig-
Wolfenbüttel

FH Gießen-Friedberg

1) Abschluß: Immissionsschutzbeauftragter.

q1!l

Maschinenbau (Energie- und Umwelttechnik)
Maschinenbau (Umwelttechnik)
Maschinenbau (Kälte-, Klima- und
Umweltverfahrenstechnik)
Maschinenbau (Umwelttechnik)
Maschinenbau (Kraft- und Arbeitsmaschinen/
Kraftwerkstechnik)
Maschinenbau, Konstruktion und
Verfahrenstechnik (Verfahrenstechnik und
Umwelttechnik) 1)

Maschinenbau (Energietechnik; Umwelttechnik)
Maschinenbau (Verfahrenstechnik -
Umweltschutz und Umwelttechnik)
Produktionstechnik

Allgemeiner Maschinenbau
Maschinenbau (Umweltschutztechnik)
Maschinenbau

Maschinenbau / Bauin genieurwesen
Maschinenbau (Sicherheitstechnik/Umwelt-
technik)
Maschinenbau (Wärme- und Umwelttechnik)

Physikalische Technik (Biotechnologie und
Umwelttechnik)
Physikalische Technik (Umweltmeßtechnik)
Physikalische Technik (Studienrichtung Um-
weltmeßtechnik)
Physikalische Technik (Technischer Umwelt-
schutz)
Physiktechnik (Werkstofftechnik)
Physikalische Technik (Umwelt- und Verfah-
renstechnik)
Physikalische Technik (Umwelttechnik)

Technisches Gesundheitswesen (Umwelt-
und Hygienetechnik)
Technisches Gesundheitswesen (Studien-
richtung Umwelt- und Hygienetechnik)



noch: Ubersicht II

noch : Techniscäes Gesundheitswesen

FH Jena
FH Lübeck

FH Wilhelmshaven

Umwelttechnik

FH Bremen
FH Hamburg
FH Stralsund
FH Ulm

FH Wiesbaden

Verfahrens- und Umwelttechnik

FH Anhalt (Köthen)
FH Augsburg
TFH Berlin

FH Technik u.
Wirtschaft, Berlin

FH Bergbau Bochum
FH Düsseldorf
FH Frankfurt/Main

FH Furtwangen

FH Hamburg
FH Köln
FH Lausitz, Stand-

ort Senftenberg
FH für Technik,

Mannheim
FH Merseburg

FH Niederrh., Krefeld
FH NüLrnberg
FH Offenburg
FH Osnabrück

Medizintechnik (Umwelt- u. Hygienetechnik)
Technisches Gesundheitswesen (Umwelt-
und Hygienetechnik)
Feinwerktechnik (Technik im Gesundheits-
wesen; Umwelttechnik)

Internat. Studiengang füLr Umwelttechnik
Umwelttechnik
Umwelt und Technik
Studienschwerpunkt Umweltschutz/
Umwelttechnik in allen Fächern
Umwelttechnik (geplant)

Verfahrens- und Umwelttechnik
Energie- und Verfahrenstechnik
Biotechnologie
Verfahrenstechnik (Verfahrens- und
Umwelttechnik, Bioverfahrenstechnik)
Umweltverfahrenstechnik

Verfahrenstechnik (Umwelttechnik)
Verfahrenstechnik
Verfahrenstechnik (Schwerpunkte
Bioverfahrenstechnik, Gasreinigung und
Abwassertechnik)
Verfahrenstechnik (Chemische
Verfahrenstechnik, Bioverfahrenstechnik)
Verfahrenstechnik (Umwelttechnik)
Verfahrenstechnik
Verfahrenstechnik (Umwelttechnik)

Verfahrenstechnik und Apparatebau (Biolo-
gische Technik, Umwelttechnik)
Verfahrenstechnik (Chemische
Verfahrenstechnik, Bioverfahrenstechnik)
Verfahrenstechnik
Verfahrenstechnik
Verfahrens- und Umwelttechnik
Verfahrenstechnik
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noch: Übersicht II

Fachhochschule Studiengänge

noch: Verfahrcns- und Umwelttechnik

FH Rheinland-Pfalz,
Abt. Bingen

TFH Wildau
FH Wilhelmshaven
FH Wismar
HTW ZittaulGörlitz

Versorgungs- und Entsorgungstechnik

TFH Berlin
FH Bremen
FH Bremerhaven

FH für Technik,
Esslingen

FH Gelsenkirchen
FH Köln
FH Lausitz, Standort

Cottbus
HTW Leipzig

FH Merseburg
FH Münster

FH Offenburg

FH Rheinland-Pfalz,
Abt. Trier

FH Stralsund
HTW Zwickau

FH fr.lr Wirtschaft,
Berlin

FH Fulda

FH Merseburg

FH Nümberg

FH Rheinland-Pfalz,
Abtl. Mainz II

FH Pforzheim

Verfahrenstechnik (Versorgungs- und
Energietechnik/Umwelttechnik)
Verfahrenstechnik/Physikalische Technik
Umweltverfahrenstechnik
Verfahrens- und Umwelttechnik
Verfahrenstechnik/Energietechnik

W irt s c h a ft swi s s e n s c h afte n, W itt s c h a ft s i nge n i eurw e s e n

Versorgungs- und Energietechnik
Versorgungstechnik (Recycling)
Betriebs- und Versorgungstechnik (Ver- und
Entsorgung; Umweltschutz/Umweltrecht)
Versorgungstechnik (Umwelttechnik)

Entsorgungstechnik
Versorgungstechnik (Umwelttechnik)
Ver- und Entsorgungstechnik (Kommunal-
und Umwelttechnik)
Versorgungs- und Energietechnik (Versor-
gungstechnik, Thermische Energietechnik,
Energiewirtschaft und Umwelttechnik)
Ver- und Entsorgungstechnik
Versorgungstechnik (Studienrichtung
Kommunal- und Umwelttechnik)
Versorgungstechnik (Energietechnik/Kraft- u.
Arbeitsmaschinen, Techn. Gebäudeausrüstung)
Versorgungstechnik (Energie- und
Umwelttechnik)
Energietechnik
Versorgungs- und Umwelttechnik (geplant)

Wirtschaft (Ergänzungsschwerpunkt
Umweltökonomie und Umeltpolitik)
Betriebswirtschaft (Schwerpunkte Umwelt-
wirtschaft einschl. Umwelttechnik, -recht)
Betriebswirtschaftslehre (Ökomanagement)
Wirtschaftsingenieurwesen (Ökomanagement)
Betriebswirtschaftslehre (Umweltorientierte
Unternehmensführung)
Wirtschaftswissenschaften (Wirtschaftspolitik)

Betriebswirtschaft (Umweltökonomie)
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Verschiedene

FH Anhalt, Abt. Bern-
burg

FH Bielefeld

FH Flensburg
FH Furtwangen

FH Gießen-FYiedberg
FH Karlsruhe
FH Kempten
FH Merseburg
FH Niederrhein, Abt.

Mönchengladb.
FH Ostfriesland

FH Rheinland-Pfalz,
Abt. Bingen

FH Wiesbaden

Biotechnologie (Umwelttechnologische
Verfahren, Hygienetechnik)
Sozialarbeit/Sozialpädagogik (Umwelt_
pädagogrk)
Schwerpunkte in allen Studiengängen
Vertiefungsstudium Umweltschutzln allen
Studiengängen
Energie- und Wärmetechnik (Umwelttechnik)
Kartographie (Geoinformatik, Kartographie)
Tourismus (Umwelt- und Landschaflsptiegä;
Informatik (Umweltinformatik)
Textil- und Bekleidungstechnik

Angewandte ökologe (Umweltberatung,
Umweltpädagogik; geplant)
Umweltschutz

Regenerative Energien (geplant)

Quellen: umweltbundesamt: studienftihrer umweltschutz,5., neubearbeitete Auflage,Bd- I: wissenschafiliche Hochschuren, Bertin tgsti ergeunisse Li"*-üärr.l" a".Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates 
"o- S. Z. iggi
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Übersicht III

Umweltbezogene Zusatz-, Aufbau-, Postgradual-,
Ergänzungs-, Erweiterungs-, Kontakt-

und Weiterbildungsstudiengänge an Universitäten

Agrar-, Gartenbau- und Forstwirtschaft

U Bonn

PH Flensburg

U Göttingen

U Hohenheim
U Potsdam

Biowissenschaften

U-GH Essen
U Konstanz
U Oldenburg
U Hildesheim
U Jena

Agrarwissenschaften und
Ressourcen-Management in den
Tropen und Subtropen
Appropriate Rural Technology
and Extention Skills (ARTES) l)
Agrarwissenschaften der Tropen
und Subtropen
Forstwirtschaft in den Ttopen
und Subtropen
Phytomedizin
Management in der Landwirtschaft

Ökologie
Biologie 1Ötologie geplant)
Ökologie/Umweltwissenschaften
Ökologie/Umweltschutz
ökologielUmweltschutz

Aufbaustud.

Aufbaustud.

Aufbaustud.

Aufbaustud.

Aufbaustud.
Weiterbildung

Zusatzstud.
Aufbaustud.
Weiterbildung
Kontaktstud.
Postgrad.stud.

Chemie, C he m ie ingenieww e sen

PH Erfurt/
Mühlhausen

U Karlsruhe

Ergänzungs-
studium
Aufbaustud.

Ergänzungs-/
Erweiterungs-
studium
Aufbaustud.
Ergänzungs-
studium

Umwelt und Chemie

Chemieingenieurwesen (Umwelt-
schutzverfahrenstechnik)
Chemieingenieurwesen/
Physikalische Chemie (Internat.
Seminar für Forschung und Lehre)
Chemie (Umweltchemie)
Toxikologie und Umweltschutz

U Leipzig

1) Unterrichtssprache: Englisch; Abschluß: Master of Science. F\ir Teilnehmer aus

Afrika, Asien und Lateinamerika sowie füir Deutsche, die in der Entwicklungsarbeit
tätig sein wollen.
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Energiewirtschaft

TU Berlin
GH Kassel
U Oldenburg

Weiterbildung
Weiterbildung
Postgrad.stud.

Energie- und Umweltmanagement
Energie und Umwelt
Renewable Energies2)

Geowissenschaften

U Bremen
U Münster
U Tübingen

Weiterbildung
Aufbaustud.
Aufbaustud.

Weiterbildung

Weiterbildung

Aulbaustud.

Kontaktstud.
Weiterbildung
Ergänzungsstud.
Weiterbildung
Weiterbildung
Aufbaustud.
Aufbaustud.

Aufbaustud.
Aufbaustud.

I n g e n i e ww i s s e n s c h a fte n

RWTH Aachen

TU Braunschw.

Bergakademie
Freiberg

U Hamburg
U Hannover
TU Ilmenau

U Jena
U Karlsmhe

TU München
U Rostock

Hydrogeologie
Umwelt-Geologie 3) (geplant)
Hydrogeology and Engineering
Geology of Tropical and
Subtropical Regions

Angewandte Technologie im
Bereich des Umweltschutzes und
des Sicherheitsingenieurwesens
Umweltingenieurwesen -
Gewässerschutz
Verfahrenstechnik (Studienrich-
tung Umweltverfahrenstechnik)
Bauingenieurwesen - Wasserwirtschaft
Bauingenieurwesen (Wasser u. Umwelt)
Umwelttechnik (geplant)
Umwelttechnik
Umweltanalytik/Umwelttechnil<
Bauingenieur- u. Vermessungswesen
Strömungsmechanik in Umwelt-
schutz und Wasserbau
Umweltschutztechnik
Maschinen und Anlagen der
Umwelttechnik

Raumflanung)

Regional Planning and Manage-
ment Development (SPRING)4)
Umweltschutz und Raumordnung

Planungswissenschaften (Regtonal-,

U Dortmund

TU Dresden

Postgrad.stud.

Postgrad.stud.

2) Unterrichtssprache: Englisch; Abschluß: Master of Science. FijLr einschlägig berufs-
erfahrene Interessenten aus Ländern der Dritten welt und fiir Deutsche. die in der Ent-
wicklungsarbeit *itig sein wollen.
3) Unterrichtssprache: Englisch.
4) Unterrichtssprache: Englisch; Abschluß: Master of Science. Ftir afrikanische bzw.
asiatische Fachleute der ländlichen Entwicklungsplanung.
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noch: Planungswissenschaften (Regional-, Raumplanung)

U Karlsruhe

GH Kassel
U Saarbrücken

PH Erfurt/
Mühlhausen

PH Karlsruhe
PH Ludwigs-

burg

U Magdeburg

U Potsdam

Umweltschutz,

RW'TH Aachen

FUu.HUBerlin
U Bielefeld
U Bochum
TU Dresden

U Jena
U Kaisers-

lautern
U Karlsruhe

GH Kassel

Aufbaustud.
Aufbaustud.

Aufbaustud.
Aufbaustud.

Ergänzungsstud.
Ergänzungsstud.
Kontaktstud.
Erweiterungs-
stud.f.Lehramt
Kontaktstud.

Weiterbildung

Fernstudium

Aufbaustud.

Weiterbildung
Weiterbildung
Weiterbildung
Aufbaustud.

Aufbaustud.
Aufbaustud.

Aufbaustud.

Aufbaustud.

U mwelter ziehung, U mwe ltb ildung

Regionalwissenschaft/Regtonalplanung
Planen und Bauen in Ländern der
Dritten Welt
Landschaftsplanung
Biogeographie u. Raumbewertung

Umwelterziehung
Umweltbildung
Umwelterziehung (geplant)
Umwelterziehung

Umwelterziehung und Naturschutz-
management
Umweltschutz für Bildung und
Hauswirtschaft
Umweltschutz für Bildung und
Hauswirtschaft
Umwelterziehung

Umweltwissenschaften (mit den
Weiterbildungsbausteinen Luftrein-
haltung, Abfall und Recycling,
Lärmschutz, Gewässerreinhaltung,
Landschaftsökologie)
Umweltschutz
Umweltwissenschaften
Umweltschutz
Europäisches Integrationsstudium
Umweltwissenschaften 5)

Umweltsicherung
Europäsches Diplom Umwelt-
wissenschaften6)
Wirtschaftsingenieurwesen
Umwelttechnik
Ökologische Umweltsicherung

Umweltwissenschaften, Umweltsicherung

Zusatzstud.

5) In Kooperation mit EIPOS
6) Interuniversitärer Aufbaustudiengang (beteiligte Hochschulen: Arlon, Metz,
Luxembourg, Nancy, Trier, Kaiserslautem, Saarbrücken). Abschluß: Europäsches
Diplom in Umweltwissenschaften.
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noch: Umweltschutz, Umweltwissenschaften, (Jmweltsicherung

U Kiel
UKobl.-Landau
U Osnabrück

U Rostock
U Saarbrücken

U-GH Siegen
U Trier

Verschiedenes

FU Berlin

TU Chemnitz
Med. Akademie

Dresden
PH Erfurt/Mühl.
U Frankf./Oder
U Jena
U Karlsruhe
U Konstanz
U Lüneburg
U Osnabrück

(Vechta)
HAB Weimar
U-GHWuppertal

Erweiter.stud.
Weiterbildung
Ergänzungs-
stud.
Aufbaustud.
Aufbau- u. Ver-
tiefungsstud.
Aufbaustud.
Aufbaustud.
Aufbaustud.

Umweltwissenschaften (geplant)
Umweltschutz (geplant)
Angewandte Systemwissenschaft
(Anwendung in Umweltschutz)
Umweltschutztechnik (geplant)
Europäisches Diplom Umwelt-
wissenschaften 7)

Environmental Engineering (gepl.) B)

Environmental Engineering (gepl.) 9)
Europ. Dipl. Umweltwissenschaften 10)

Ergänzungs-
stud.

Zusatzstud.
Postgradual-
stud.
Ergänzungsstud.
Aufbaustud.
Postgrad.stud.
Aufbaustud.
Ergänzungsstud.
Weiterbildung
Aufbau-/
Zusatzstud.
Weiterbildung
Zusatzstud.

Tourismus (Schwerpunkt Manage-
ment u. Fremdenverkehrsplanung,
Teilgebiet Tourismus und Umwelt)
Technikfolgen - Umwelt
Public Health - Gesundheitswissen-
schaften
Physikalische Umwelt-Meßtechnik
Energie u. Umweltwirtschaft (gepl.)
Ecotechnie ll)
Resources Engineering 12)

Toxikologie und Umweltschutz
Umweltrecht u. Umweltökonomie
Umweltmonitoring

Ökologisches Bauen (geplant)
Sicherheitstechnik

7) Vgl. Fußnote 6.
B) Im Rahmen des European Master Degree programme in Environmental Manage-melt der European Assoclation for EnvirönmentalManagement Education 6auraä;,an der 15 Hochschulen der EG beteiligt sind. FederftiLhreid für den Aufbau äes intem.
lufbal.rstudiengangs ,,Environmentalangineering" ist aie u"i"ei.. Fä.tÄ""ti,,'icel.
9) Vgl. Fußnote 8.
10) Vgl. Fußnote 6.
l1). European Postgraduate programme in ,,Ecotechnie" under Auspices of the Foun-
dation cousteau and of the uNESco. Intemational ausgerichtetei eä"igraäu"ril"al""_
ggng'im Rahmen des TEMPUS-hogrammes der EG ä verschiedeneä e*äp:üicte"
Hochschu len eingerichtet.
12) unterrichtssprache: Englisch; Abschtuß: Master of Science. primiir für auslän-
dische Studenten, vor allernaus Entwicklungsländern.

Quellen: umweltbundesamt: studienführer umweltschutz, b., neubearbeitete {trflage,Bd.I: wissenschaftl.Hochsc_hule3Bgr!!1t993;List,Jutiane (Hs.l,st"aiä"iüh.ä.6[otäe.
studlqlgrce, tlo_tn t9s!., K.H. Bock: weiterführende studeäangebot" i" ä".-s;a".
lepublik Deutschland-, (Hg.: Hochschulrektorenkonferenz) 9. aün., ead Hä;""ittsss;
Ergebnisse einer umfrage der Geschäftsstelle des wissenichaftsra[es v. 9. z- iögs.
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Übersicht IV

Umweltbezo gene Zusatz-, Aufbau-, Postgradual-,
Ergänzungs-, Erweiterungs-, Kontakt- und

Weiterbildungsstudiengänge an Fachhochschulen

Energiewirtschaft

FH Bremen I Weiterbildung I Energietechnische Beratung
FH Darmstadt I Aufbaustud. I Energiewirtschaftl)

I n g e nieww i s s e n s c h aft e n

FH KöIN
FH Merseburg

FH Nordost-
niedersachsen,
Außenstelle
Suderburg

FH Offenburg
FH Regensburg

TFH Berlin

FH Furtwangen

Zusatzstud.
Aufbaustud.

Ergänzungs-
studium
Ergänzungs-
studium
Postgrad.stud.
Studienbegleit.
Angebot
Weiterbildung

Weiterbildung
Weiterbildung

Technologie in den Tropen
Verfahrenstechnik (Umweltschutz-
technik)
Abfallwirtschaft

Tropenwasserwirtschaft

Umwelt-Ingenieurwesen 2)

Sicherheitsin g./Imm issions-
schutzbeauftragter
Umweltschutz - Immissions-
schutzbeauftragte (r) /
Störfallbeauftragte (r)
Immissionsschutzbeauftragte (r)
Betriebsbeauftragter für Abfall

Umweltschutz

FH Furtwangen
FH Hildesheim-

Holzminden
FH Karlsruhe

FH f. Öffentl.
Verwalt. Kehl
FH Nürtingen

Weiterbildung
Ergänzungsstud.

Vertiefungsstud.

Kontaktstud.

Aufbaustud.

Umweltschutz
Umwelt- und Naturschutz

Gesellschaft, Technik, Umwelt-
schutz
Umweltschutz

UmweltschutzS)

1) Geltirdert als Modellversuch im Hochschulbereich durch die Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanulg und Forschungsförderung. Zusammenarbeit mit dem In-
stitut füLr kommunale wirtschaft und umweltplanung (IKU) als gemeinsamer Einrich-
tung aller hessischen Fachhochschulen.
2) In Kooperation mit europäischen Hochschulen in der Schweiz, Italien, Frankreich,
Spanien, Großbritannien; gefördert durch COMETT.
3) In Kooperation mit der FH Technik Esslingen, der FH Wirtschaft und Technik
Reutlingen und der FH Technik Stuttgart. Bei entsprechender Fächerkombination
kann der Fachkundennachweis fi.ir den Strahienschutz-, Immissionsschutz-, Gewässer-
schutz-, Läirmschutz- und Abfallbeauftragten erworben werden.
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Energiewirtschaft

FH Rheinl.-Pfalzl Aufbaustud.
Abt. Mainz I 

I

HTW Saar- | Weiterbildung
brücken I Weiterbildung

I

Umweltschutz im Bauwesen

Studienkurs Umwelt
Technischer Umweltschutz/
Siedlungsökologie

Umweltökonomie

Technisches Gesundheitswesen
(Umwelt- und Hygienetechnik)

Verschiedenes

FH für Wirt-
schaft Berlin
EH Lübeck

Zusatz-l
Ergänzungsstud.
Zusatzstud.

Quellen: umweltbundesamt: studienführer umweltschutz, s.,neubearbeitete Auflage,
Bd. I: wissenschaftliche Hochschulen, Berlin 19g3; K.H. Bock: weiterführende stu-
dienangebote in der Bundesreputlik Deutschland, (Hg.: Hochschulrektorenkonferenz,l
9.4qn., Bad Honnef lgg3; Ergebnisse einer umfragJder Geschäftsstelle des wisse.r-
schaftsrates vom 9.2. 1993.
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Anhang 2:

[erzeichnis der Abkürzungen

AdL : Akademie der Landwirtschaftswissenschaften der ehemaligen
DDR

AdW: Akademie der Wissenschaften der ehemaligen DDR

AG : Arbeitsgruppe

AGF : Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen

AIDA : Aerosol Interaction and Dynamics in the Atmosphere (KfK)

AiF : Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen,,Otto
von Guericke" e.V., Köln

AMS : Accelerator Mass Spectrometry

ARINUS-Projekt : Auswirkungen von Restabilisieruagsmaßnahmen
und Immissionen auf den N- und S-Haushalt der öt<o_ una Hydro-
sphäre von Schwarzwaldstandorten, Universität Freiburg

AvH : Alexander von Humboldt-stiftung

AwI : Alfred-wegener-Institut fiiLr polar- und Meeresforschung, Bre-
merhaven

BA: Buldesanstalt

BAH : Biologische Anstalt Helgoland

BALTEX : Baltic sea Experiment (deutsches pilotprojekt von GEwEx
im Rahmen des World Climate Research progrimme)

BayFORKLIM : Bayerisches Klimaforschungsprogramm

BayFoRREST : Bayerischer Forschungsverbu,d Abfalrforschung u.d
Reststoffverwertung

BBA: Biologische Bundesanstalt ftir Land- und Forstwirtschaft, Braun-
schweig

BFH : Bundesforschungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft, Ham-
burg

,ro



BfN : Bundesamt für Naturschutz, Bonn-Bad Godesberg (ehemals

Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie

[BFANL])

BfS : Bundesamt für Strahlenschutz, Salzgitter

BGA : Bundesgesundheitsamt, Berlin

BGR : Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Hannover

BIATEX : Biosphere-Atmosphere Exchange of Pollutants (EURO-

TRAC-Subprojekt)

BITöK : Bayreuther Institut für Terrestrische Ökosystemforschung,
Universität Bayreuth

BL: Blaue Liste

BLK = Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung, Bonn

BMBW: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft

BMFT = Bundesministerium füLr Forschung und Technologie

BMG : Bundesministerium für Gesundheit

BML : Bundesministerium ftiT Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

BMU : Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit

BMV : Bundesministerium für Verkehr

BMVg : Bundesministerium der Verteidigung

BMWi : Bundesministerium füLr Wirtschaft

BMIZ : Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit

BRT : Bruttoregistertonnen

BSH : Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie, Hamburg

CGIAR : Consultative Group on International Agricultural Research,
Washington, D.C. (Beratungsgruppe für Internationale Agrar-
forschung)

CHEMFET : Chemischer Feld-Effekt-T?ansistor

230



CLEOPATRA: cloud and cloud rransport Experiment oberpfaffen-
hofen (DLR)

coMETT: community Action programme in Education and rraining
for Technology

cI-rrEC : clausthaler umwelttechnik-Institut an der TU ctausthal-
Zellerfeld

DAAD : Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V., Bonn

DARA : Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten, Bonn

DFG : Deutsche Forschungsgemeinschaft e.V., Bonn

DIN : Deutsches Institut für Normung e.V., Berlin

DI<RZ : Deutsches Klimarechenzentrum e.V., Hamburg

DLR: Deutsche Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e.V., Köln;
Braunschweig, Göttingen, Oberpfaffenhofen, Stuttgart

DSM : Deutsche sammlung von Mikroorganismen und Zelrkulturen,
Braunschweig

DV: Datenverarbeitung

DWD : Deutscher Wetterdienst, Offenbach

ECE : Economic Commission for Europe (IJN)

ECOPS = European Committee on Oceanic and polar Sciences

EFEDA : European Field Experiment in Desertification-Threatened
Areas

EG = Europäische Gemeinschaft

EISCAT : European Incoherent Scatter

ELBIS : Elbe-Informationssystem (GKSS)

ENCORE : European Network of catchments organized for Research
on Ecosystems

EPA = Environmental Protection Agency (Amerikanische umwert-
schutzbehörde)

EPOCH : European Programme On Climatology and Natural Hazards
(1992 beendet)
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ERASMUS = European Action scheme fÖr the Mobility of university
Students

ESA : European space Agency (Europäische weltraumorganisation)

ESF : European Science Foundation

ETH : Eidgenössische Technische Hochschule, Zürich/Schweiz

EU: Europäische Union

EUREKA : European Research Co-ordinating Agency

EUROCARE : European Project for Conservation and Restoration and
Maintenance (EuREKA-Schirmprojekt)

EUROENVIRON : EuREKA-Schirmprojekt zum Umweltschulz-Ma-
nagement

EUROMAR : European Project on Marine Research and Technology
(EUREKA-Schirmproj ekt)

EUROSILVA : Europäischer Forschungsverbund zur Erforschung der
Physiologie des Baumes

EUROTRAC : European Experiment on Transport and Transformation
of Environmentally Relevant Ttace Constituents in the Troposphere
over Europe (EUREKA-Projekt)

FAL : Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig-
Völkenrode

FAM : Forschungsverbund Agrarökosysteme, München

FAO : Food and Agricultural Organisation

FES : Forschungs- und Entwicklungsinstitut für Sondermüll, Schwa-
bach

FH : Fachhochschule

FhG : Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten For-
schung e.V., München

FhI : Fraunhofer-Institut

FIS : Forschungsinstitut Senckenberg, Frankfurt/M.

FUB : Freie Universität Berlin
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FUE : Forschung und Entwicklung

FVA : Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt

FZW : Forschungszentrum Waldökosysteme, Universität Göttingen

GAW: Global Atmosphere Watch

GBF = Gesellschaft für Biotechnorogische Forschung mbH, Braun-
schweig-Stöckheim

GCos : Global climate observing system (getragen von der worrd
Meteorological organization wMO, der Intergovärnmentar oceano-
graphic commission Ioc der uNESCo, dem International council of
Scientific unions ICSU und dem united Nations Environment pro-
gramme UNEP)

GEOMAR : Eorschungszentrum füLr Marine Geowissenschaften, uni-
versität Kiel

GEWEX : Global Energy and Water Exchange Experiment (Teilpro_
gramm des World Climate Research programme WCRP)

GFE : Großforschungseinrichtung

GFZ : Geo-Forschungs-Zentrum potsdam

GKSS : GKSS-Forschungszentrum Geesthacht GmbH, Geesthacht

GSF: GSF-Forschungszentrum für umwert und Gesundheit GmbH,
Neuherberg

GTG : GEOMAR-Technologie GmbH, Kiel

GTZ : Deutsche Gesetlschaft ftir Technische Zusammenarbeit mbH,
Eschborn

HMI : Hahn-Meitner-Institut Berlin GmbH, Berlin

HRK : Hochschulrektorenkonferenz

HUB : Humboldt-Universität zu Berlin

ICBM: Institut füLr chemie und Biologie des Meeres, universität olden-
burg

ICSU : International council of scientific unions, paris/Frankreich

IFIAS : International Federations of Institutes for Advanced studies
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IfM: Institut füLr Meereskunde an der Universität Kiel

IfT = Institut für Troposphärenforschung, Leipzig

IFU : Fraunhofer-Institut fü,r Atmosphärische Umweltforschung, Gar-

misch-Partenkirchen

IGAC : International Global Atmospheric Project (Kernprojekt des

International Geosphere-Biosphere Programme)

IGB = Fraunhofer-Institut für GrenzfLächen- und Bioverfahrenstechnik,
Stuttgart

IGBP : International Geosphere-Biosphere Programme (internationales

Forschungsproglamm des ICSU; Kernprojekte: BAHC' GCTE'

IGAC, JGOFS, PAGES, LOTCZ)

IOC : Intergovernmental oceanographic commission, zwischenstaat-

liche ozeänographische Kommission der UNESCO, angesiedelt am

AWI, Bremerhaven

IOW : Institut für Ostseeforschung, Rostock-Warnemünde

ISFET : Ionen-Sensitiver Feld-Effekt-Transistor

IUCT : Fraunhofer-Institut für Umweltchemie und Ökotoxikologie,
Schmallenberg-Grafschaft

IWW : Rheinisch-Westfälisches Institut für Wasserchemie und Wasser-

technologie GmbH, Institut an der Universität-GH Duisburg, Mül-
heim

JGOFS: Joint Global ocean Flux study (Kernprojekt des International
Geosphere-Biosphere Programme IGBP)

KFA: Forschungszentrum Jülich GmbH, Jülich

KfK = Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH, Karlsruhe

LA: Landesanstalt

LASFLEUR: Projekt zur Laserfernerkundung des physiologischen Zu-

stands der Vegetation (EUREKA-Proiekt)

LfU : Landesanstalt füLr Umweltschutz

LOICZ: Land-ocean Interactions in the coastal Zone, Kernprojekt des

International Geosphere-Biosphere Programme (IGBP)
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MAB : Man and the Biosphere (ökologe-Programm der UNESCO)

MAGL : Münchner Arbeitsgruppe Luftschadstoffe (Institute der Uni-
versitäten Bayreuth, Dresden, Würzburg, München und der GSF)

MAST : Marine Action in Science and Technology (EG-Prograrnm,
1992 beendet)

META : Meerestechnischer Anlagenträger (GKSS)

METEOSAT : Serie von Meteorological Geostationary Satellites der
European Space Agency, ESA

MFFU : Münchener Forschungsverbund Fernerkundung mit Schwer-
punkt Umwelt (beteiligt: Wissenschaftler der LMU München, TU
München, Universität der Bundeswehr München, DLR)

MPG : Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften
e.V., München

MPI : Max-Planck-Institut

NASA: National Aeronautics and Space Administration, USA

NIOZ : Nederlands Instituut voor Onderzoek der ZEE, Texel/Nieder-
lande

OECD : Organization for Economic Cooperation and Development,
Paris/Frankreich

ONERA : Office National d'Etudes et de Recherches A6rospatiales

PAK : Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe

PCB : Polychlorierte Biphenyle

PEF : Projekt Europäisches Forschungszentrum füLr Maßnahmen zur
Luftreinhaltung, Karlsruhe (Baden-Württembergisches Landespro-
gramm)

PI: Principal Investigator (DLR)

PIK : Potsdam-Institut ftir Klimafolgenforschung, Potsdam

PUG : Projekt Umwelt und Gesundheit (Baden-WüLrttembergisches
Landesprogramm)

PWAB : Projekt Wasser-Abfall-Boden (Baden-Württembergisches Lan-
desprogramm)
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REKLIP : Regio-Klima-Projekt (gemeinsames Forschungsprogramm
Baden-Württembergs, des Elsaß und der Schweiz)

ROSIS: Reflective Optics Imaging Spectrometre (GKSS)

RW'TH : Rheinisch-westfälische Technische Hochschule, Aachen

SAAS : Staatliches Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz (ehem.
DDR)

SANA : Wissenschaftliches Begleitprogramm zur Sanierung der Atmo-
sphäre über den neuen Bundesländern (vom BMFT gefördertes Ver-
bundforschungsproj ekt)

SAUF: Senatsausschuß für Umweltforschung der DFG

SCAR: Scientiflc Committee on Antarctic Research, Cambridge/Groß-
britannien

SFB : Sonderforschungsbereich

STEP : Science and Technology for Environmental Protection (EG-
Programm, 1992 beendet)

STRAS : Strategien zur Regeneration hochbelasteter Ökosysteme des
Mitteldeutschen Schwarzerdegebietes (Projekt der Universität Halle-
Wittenberg)

STMELF : Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten

STMLU : Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und
Umweltfragen

SWS : Semesterwochenstunden

TEMPUS : Trans-European Mobility Scheme of University Students
(EG-Stipendienprogramm)

TERN: Terrestrial Ecosystem Research Network (Deutsches Netzwerk
Ökosystemforschung)

TH : Technische Hochschule

TNO : Organisatie voor Toegepast Natuurwetenschappelijk Onderzoek,
Delft/Niederlande

TOGA: Tropical Ocean and Global Atmosphere Programme (Teilpro-
gramme des World Climate Research Programme WCRP)
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TRACT : Transport of Air Pollutants over Complex Temain (EURO-
TRAC-Subprojekt)

TU : Technische Universilät

TUB : Technische Universität Berlin

TZ : Technische Zusammenarbeit

UBA : Umweltbundesamt, Berlin

UFZ : Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle GmbH

UNEP = United Nations Environment Programme

UNESCO: United Nations Educational, Scientifrc and Cultural Organi-
zation, Parisi Frankreich

UNU: United Nation University (geplant)

VDI : Verein Deutscher Ingenieure e.V., Düsseldorf

WaBoLu : Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene des BGA,
Berlin

WBGU : Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Um-
weltverlinderungen

WCRP = World Climate Research Programme (wird von der World
Meteorological Organization WMO und dem International Council of
Scientifltc Unions ICSU getragen; Unterprogramme: TOGA, WOCE,
GEWEX, ACSYS, SPARC)

WHO : Weltgesundheitsorganisation (World Health Organization), Genf

WMO : World Meteorological Organization, Genf/Schweiz

WOCE : World Ocean Circulation Experiment (Teilprogramm des
World Climate Research Programme WCRP)

ZALF : Zentrum fiir Agrarlandschafts- und Landnutzungsforschung,
Müncheberg/Brandenburg

ZISCH : Zirkulation und Schadstoffumsatz in der Nordsee (BMFT-Pro-
jekt)

ZIT : Zentntm füLr Interdisziplinäre Technikforschung, TH Darmstadt
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ZMAW : Zentrum füLr Marine und Atmosphärische Wissenschaften,
Hamburg (Bezeichnung lt. Stellungnahmen des Wissenschaftsrates
zur Meeresforschung; in Planung)

Z][dK: Zentrum für Meeres- und Klimaforschung, Universität Hamburg

ZMT : Zentntrr, für Marine Tropenökologie, Bremen

ZSP : Zentrales Schwerpunktprojekt Bioverfahrenstechnik, Universität
Stuttgart und FhIGB
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Mitglieder des Wissenschaftsrates

(Stand: Dezember 1993)

I. Von dem Herrn Bundespräsidenten berufene Mitglieder:

1. Auf gemeinsamen Vorschlag der Deutschen Forschungsge-
meinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft, der Hochschulrekto-
renkonferenz und der Arbeitsgemeinschaft der Großforschungs-
einrichtungen

Dr. rer. pol. Klaus Brockhoff
Professor für Betriebswirtschaftslehre
Direktor des Instituts für Betriebswirtschaftliche
Innovationsforschulg
der Christian-Albrechts-Universifät
Mitglied seit Juni 1991

Dr. med. Gernot Feifel
Professor für Chirurgie
an der Chirurgischen Universitätsklinik der
Universität des Saarlandes
Homburg/Saar
Mitglied seit Januar 1992

Dr. rer. nat. Dipl.-Phys. Helmut Gabriel
Professor für Theoretische Physik
an der Freien Universität Berlin
Mitglied seit Januar 1988

Olaf Harder
Professor für Bauingenieurwesen,
Rektor der Fachhochschule Konstanz
Mitglied seit Juni 1991

Dr. rer. nat. Gotthilf Hempel
Direktor des Zentrums für
marine Ttopenökologie
Professor für Meereskunde,
insbesondere Fischereibiologie,
an der Universität Kiel (beurlaubt)
Mitglied seit Januar 1990

Dr. rer. nat. Karl-Heinz Hoffmann
Professor füLr Angewandte Mathematik
an der Universität München
Mitglied seit Januar 1990

Dr. phil. Lothar Kreiser
Professor für Logik
an der Universität Leipzig
Mitglied seit Juni 1991
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Dr. phil. Lenelis Kruse-Graumann
Professorin für Psychologie:
Schwerpunkt: ökologische Psychologie
an der Fernuniversität Hagen
Honorarprofessorin an der Universität Heidelberg
Mitglied seit Januar 1991

Dr. phil. Dieter Langewiesche
Professor fi.ir Neuere und Mittlere Geschichte
an der Universität Tübingen
Mitglied seit Januar 1993

Dr. med. Jürgen van de Loo
Professor für Innere Medizin
an der Universität Münster
Direktor der Medizinischen Klinik und Poliklinik
Mitglied seit Januar 1989

Dr. rer. soc. Karl Ulrich Mayer
Direktor am Max-Planck-Institut
für Bildungsforschung
Honorarprofessor für Soziologie
an der Freien Universität Berlin
Mitglied seit Januar 1993

Dr.-Ing. Franz Mayinger
Professor ftiLr Thermodynamik, Wirmeübertragung und
Gas- Flüssigkeits-Strömung
an der Technischen Universität München
Mitglied seit Januar 1991

Dr. med. Volker ter Meulen
Professor füLr klinische Virologie und Immunbiologie
an der Universität Würzburg
Mitglied seit Januar 1992

Dr. rer. nat. Gerhard Neuweiler
Professor füLr Zoologie und Vergleichende Anatomie
an der Ludwig-Maximilians-Universität München
Mitglied seit Januar 1988

Dr. phil. Dr. phil. h.c. Dr. phil. h.c. Els Oksaar
Professorin ftiLr Allgemeine und Vergleichende
Sprachwissenschaft
an der Universität Hamburg
Mitglied seit Januar 1988

Dr. rer. nat. habil. Benno Parthier
Professor füLr Biochemie der Pflanzen
an der Universität Halle
Präsident der Deutschen Akademie
der Naturforscher - Leopoldina -
Mitglied seit Juni 1991
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Dr. sc. nat. Gerd Röpke
Professor für Theoretische physik
an der Universilät Rostock
Mitglied seit Juni 1991

Dr. rer. nat. Dr. sc. pol. Harald Scherf
Professor fi.ir Wirtschaftstheorie, ökonomie und Statistik
an der Universität Hamburg
Mitglied seit Januar 1991

Dr.-Ing. habil. Dagmar Schipanski
Professorin für Festkörperelektronik
an der Technischen Universität Ilmenau
Mitglied seit Januar 1992

Dr. Eberhard Schmidt-Aßmann
Professor für öffentliches Recht
Direktor des Instituts für deutsches
und europäisches Verwaltungsrecht
der Juristischen Fakultät
der Universität Heidelberg
Mitglied seit Januar 1993

Dr. sc. agr. Georg Schönmuth
Professor für Tierzüchtulg und Haustiergenetik
Institut für Tierzüchtung und Haustiergenetik
der Humboldt-Universität zu Berlin
Mitglied seit Juni 1991

Dr. rer. pol. Peter Schulte
Professor für Statistik, Empirische Marketing-Forschung
und Wirtschaftsmathematik
an der Fachhochschule Gelsenkirchen
Mitglied seit Januar 1989

Dr. rer. nat. Max Schwab
Professor füLr regionale Geologie
am Institut fiir Geologie der Universität Halle
Mitglied seit Juni 1991

Dr. rer. nat. Jürgen Troe
Professor ftiLr Phvsikalische Chemie
an der Universität Göttingen
Direktor am Max-Planck-Institut für
Biophysikalische Chem ie
Mitglied seit Januar 1993

Auf gemeinsamen Vorschlag der Bundesregierung und der
Länderegierungen

Dr.-Ing. Hans Hermann Braess
Leiter Wissenschaft und Forschung
der BMW AG
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Honorarprofessor an der
Technischen I]niversilät München,
an der Technischen Universität Dresden
und an der Hochschule für Technik
und Wirtschaft Dresden
Mitglied seit Januar 1993

Dr. rer. pol. Friedrich Buttler
Professor, Direktor des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
der Bundesanstalt für Arbeit
Mitglied seit Januar 1993

Dr. rer. nat. Hans Günter Danielmeyer
Professor für Experimentelle Festkörperphysik
Honorarprofessor an der Technischen Universität München
Mitglied des Vorstandes der Siemens AG
Mitglied seit September 1991

Ludwig Graf Dohna
Vorstandsmitglied der KPMG
Bayerische Treuhandgesellschaft
Mitglied seit Mai 1993

Dr.-Ing. Herbert Gassert
Mitglied des Aufsichtsrats
der ASEA Brown, Boveri Aktiengesellschaft
Mitglied seit Januar 1984

Dr. rer. pol. habil. Dr. h.c. Peter Meyer-Dohm
Professor für Wirtschaftslehre
Honorarprofessor an der Technischen Universität Braunschweig
Leiter Bildungs- und Gesellschaftspolitische Projekte der Volks-
wagen AG
Mitglied seit Januar 1992

Gisa Schultze-Wolters
Direktorin, Generalbevollmächtigte
der IBM Deutschland
- Informationssysteme GmbH
Mitglied seit Januar 1993

Dr. med. Günter Stock
Mitglied des Vorstands der Schering AG
Apl. Professor für Physiologie
an der Freien Universität Berlin
Mitglied seit Januar 1992
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IL Von den Regierungen des Bundes und der Länder entsandte Mit_
glieder

1. Bundesregierung

Dr. phil. Fritz Schaumann
Staatssekretär im Bundesministerium
für Bildung und Wissenschaft

Ständiger Stellvertreter:
Hans Rainer Friedrich
Ministerialdirigent im Bundesministerium
für Bildung und Wissenschaft

Dr. iur. Gebhard Ziller
Staatssekretlir im Bundesministerium
für Forschung und Technologie

Ständiger Stellvertreter:
Dr.-Ing. Hermann Strub
Ministerialdirigent im Bundesministerium
für Forschung und Technologie

Dr. sc. pol. Manfred Overhaus
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen

Ständiger Stellvertreter:
Dr. rer. pol. Lothar Weichsel
Ministerialdirigent im Bundesministerium der Finanzen

Franz Kroppenstedt
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern

Stlindiger Stellvertreter:
Diethelm Banspach
Ministerialdirektor im Bundesministerium des Innern

Dr. Franz-Josef Feiter
Staatssekretär im Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Ständiger Stellvertreter:
Annemarie Dopatka
Ministerialdirigentin im Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Professor Dr. rer. oec. Johann Eekhoff
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft

Ständiger Stellvertreter:
N. N. (Bundesministerium für Verteidigung)
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3.

Baden-Württemberg

Klaus von Trotha
Minister für Wissenschaft und Kunst

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Bernhard Bläsi
Ministerialdirektor im Ministerium
für Wissenschaft und Kunst

Bayern

Hans Zehetmair
Staatsminister für Unterricht, Kultus,
Wissenschaft und Kunst

Ständiger Stellvertreter:
Herbert Kießling
Ministerialdirektor im Staatsministerium für Unterricht,
Kultus, Wissenschaft und Kunst

Berlin

Professor Dr. iur. Manfred Erhardt
Senator für Wissenschaft und Forschung

Ständiger Stellvertreter:
Professor Dr. phil. Erich Thies
Staatssekretär bei der Senatsverwaltung für
Wissenschaft und Forschung

Brandenburg

Hinrich Enderlein
Minister für Wissenschaft, Forschung und Kultur

Ständiger Stellvertreter:
Frank Edgar Portz
Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kultur

Bremen

Dr. iur. Henning Scherf
Senator für Bildung, Wissenschaft und Kunst

Ständiger Stellvertreter:
Professor Dr. iur. Reinhard Hoffmann
Staatsrat beim Senator für Bildung,
Wissenschaft und Kunst

Hamburg

Wolfgang Curilla
Senator und Präses der Finanzbehörde

4.

5.

6.

7.
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9.

Ständiger Stellvertreter:
Hartmuth Wrocklage
Staatsrat der Finanzbehörde

8. Hessen

Professor Dr. phil. Evelies Mayer
Staatsministerin für Wissenschaft und Kunst

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Bernd Kummer
Staatssekrelär im Ministerium für
Wissenschaft und Kunst

Mecklenburg-Vorpommern

Steffie Schnoor
Kultusministerin

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Thomas de Maiziöre
Staatssekretär im Kultusministerium
des Landes Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen

Helga Schuchardt
Ministerin für Wissenschaft und Kultur

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Uwe Reinhardt
Staatssekretär im Ministerium für
Wissenschaft und Kultur

Nordrhein-Westfalen

Anke Brunn
Ministerin für Wissenschaft und Forschung

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Gerhard Konow
Staatssekretär im Ministerium
für Wissenschaft und Forschung

Rheinland-Pfalz

Professor Dr. med. E. Jürgen Zöllner
Minister für Wissenschaft und Weiterbildung

Ständiger Stellvertreter:
Harald Glahn
Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft
und Weiterbildung

10.

11

t2.
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13. Saarland

Professor Dr. phil. Diether Breitenbach
Minister für Wissenschaft und Kultur

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Rüdiger Pernice
Staatssekret'är im Ministerium für
Wissenschaft und Kultur

Sachsen

Professor Dr. phil. Hans-Joachim Meyer
Staatsminister für Wissenschaft und Kunst

Ständiger Stellvertreter :

Eckhard Noack
Staatssekretär im Staatsministerium
für Wissenschaft und Kunst

Sachsen-Anhalt

Professor Dr. sc. techn. Rolf Frick
Minister für Wissenschaft und Forschung

Ständiger Stellvertreter:
Professor Dr. rer. nat. Hans Albrecht Freye
Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft
und Forschung

Schleswig-Holstein

Marianne Tidick
Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur

Ständiger Stellvertreter:
Dr. rer. pol. Dieter Swatek
Staatssekretär im Ministerium ftir
Wissenschaft, Forschung und Kultur

Thüringen

Dr. sc. nat. Ulrich FickeI
Minister für Wissenschaft und Kunst

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Christian Färber
Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft
und Kunst

t4.

15.

16.

17.
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Vorsitzender des Wissenschaftsrates:

Professor Dr. rer. nat. Gerhard Neuweiler
Seit Januar 1993

Vorsitzender der Wissenschaftlichen Kommission des
Wissenschaftsrates:

Professor Dr. rer. nat. Helmut Gabriel
Seit Januar 1993

Stellvertretender Vorsitzender der Wissenschaftlichen
Kommission des Wissenschaftsrates:

Professor Dr. rer. nat. habil. Benno parthier
Seit Januar 1993

Vorsitzender der Verwaltungskommission des
Wissenschaftsrates:

Minister Professor Dr. phil. Diether Breitenbach
Seit Januar 1993

Staatssekretär Dr. phil. Fritz Schaumann
Seit Juli 1988
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Geschäftsstelle

(Stand: Dezember 1993)

Generalsekretär:

Ministerialdirektor Dr. Winfried Benz

Referatsleiterin
und Referatsleiter:

Dr. Hans-Jürgen Block
Dr. Gisela Frank
Dr. Hans-Gerhard Husung
Dr. Michael Maurer
Dr. Friedrich Tegelbekkers

Referentinnen und
Referenten:

Dr. Hans AffLerbach
Dr. Hans-Joachim Bieber
Dr. Wolfgang Börner
Gero Federkeil
Dr. Dietmar Goll-Bickmann
Steffen Heise
Dr. Christoph Kronabel
Dr. Rainer Langosch
Dr. Michael Quirin
Dr. Susanne Reichrath
Ismet Sarman
Thomas Studer
Ulrike Vieten
Dr. Martina Wächter
Dr. Daisy Weßel

Anschrift der Geschäftsstelle:

Brohler Straße 11

50968 Kö]n

Telefon: (0221) 37 76-0
Telefax: (0221) 38 84 40

Weitere Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter:

Monika Antosik
Bernt Bauer
Dr. Ursula Bittins
Elke Borchers
Edith Breuer
Werner Bund
Hans-Joachim Dahlke
Erika van Genabeck
Erika Golz
Ellen Haaf
Gabriele Heis
Regina Korn
Helmut Kröner
Petra Langhein
Ingeborg Laub
Rosemarie Lehner
Horst Lenting
Peter Lindlar
Petra Lotzen
Karl Malo
Renate Pflanz
My,riam Pickel
Irmgard Pokahr
Hedwig Ponitka
Hannelore Schaden
Astrid Schulte
Reinhold Schulte
Karin Simnonia
Martina Sonntag
Monika Steffen
Corinna Trybel
Elke Viertel
Renate Wicharz
Manfred Willutzki
Holger Zahnow
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Veröffentlichungen des Wissenschaftsrates:

Empfehlungen und stellungnahmen, die nicht gesondert veröffentlicht
wurden, sind in dem seit 1972 jährlich erscheinenden Band ,,Empfeh_
lungen und Stellungnahmen" zusammengefaßt. Dieser Band enthält
auch den Allgemeinen Teil der Empfehlungen zu den Rahmenplänen
nach dem Hochschulbauförderuagsgesetz (seit dem B. Rahmenplan).
Ein verzeichnis der bis 1986 veröffentlichten schriften enthält der Band
,,Empfehlungen und Stellungnahmen 1986.,. Im folgenden sind nur die
nicht vergriffenen Veröffentlichungen aufgeführt.

- Empfehlungen und Stellungnahmen aus den Jahren 19bg bis 1g71.
1978 sowie 1972 ft. CIährlich).

- Empfehlungen zur Verbesserung der Lage von Forschung und Lehre
in der Zahnmedizin. 1981.

- Stellungnahmen zu den Wirtschaftsforschungsinstituten und zum
Forschungsinstitut für Rationalisierung. 1 982.

- Wissenschaftsrat 1957-1982. 1983.

- Empfehlungen zum Wettbewerb im deutschen Hochschulsystem.
1985.

- Empfehlungen zur Struktur des Studiums. 1g86.

- Empfehlungen zur klinischen Forschung in den Hochschulen. 1996.

- Empfehlungen zum Magazinbedarf wissenschaftlicher Bibliotheken.
1986.

- Stellungnahme zur Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Wirt-
schaft. 1986.

- Stellungnahme zu medizinischen Forschungseinrichtungen außer-
halb der Hochschulen. 1987.

- Stellungnahme zu den Zentralen Fachbibliotheken in der Bundes-
republik Deutschland. 1988.

- Stellungnahmen zur Meeresforschung. 1989.

- Stellungnahme zur Förderung der Meeresforschulg in den norddeut-
schen Ländern, Allgemeiner Teil. 1989.

- Stellungnahmen zu Einrichtungen der Information und Dokumenta-
tion. 1990.

- Empfehlungen für die Planung des Personalbedarfs an Universitä-
ten. 1990.

- Empfehlungen zur Förderung der klinischen Pharmakologie. 1990.

- Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den g0er
Jahren. 1991.
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- stellungnahmen zu biologischen Forschungseinrichtungen außer-

halb der Hochschulen. 1991.

- Empfehlungen zur Zusammenarbeit von Großforschungseinrichtun-
gen und Hochschulen. 1991.

- Empfehlungen zur Internationalisierung der wissenschaftsbeziehun-
gen. 1992.

- Empfehlungen zu den außeruniversitären Forschungseinrichtungen
der ehemaligen DDR. - 10 Bde. 1992.

o Allgemeiner Teil
o Geisteswissenschaften und Akademie der KüLnste

o Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
o Mathematik, Informatik, Automatisierung und Mechanik
o Physik
o Chemie
o Biowissenschaften und Medizin
o Geo- und Kosmoswissenschaften
o Bauakademie
o Agrarwissenschaften

- Leitlinien zur Reform des Medizinstudiums. 1992.

- Stellungnahmen zu den Einrichtungen des Sektors Museen der
Blauen Liste. 1992.

- Empfehlungen zum 22. Rahmenplan für den Hochschulbau, 1993 -
1996, Bd. 1 - 5. 1992.

- 10 Thesen zur Hochschulpolitik. 1993.

- Empfehlungen zur Neuordnung der Blauen Liste. 1993.
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